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EDITORIAL/115: Liebe Leserin, lieber Leser (SB)





Wochendruckausgabe 115 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
08.12.2018
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Liebe Leserin, lieber Leser,

mit der 115. Ausgabe vom 08.12.2018 werden wir das regelmäßige
Erscheinen unserer Schattenblick-Wochendruckausgabe als Printprodukt
anläßlich der Fest- und Brückentage und, davon nicht zu trennen, der
Urlaubszeiten für genau fünf Wochen unterbrechen.

Am Samstag, den 19.01.2019, können Sie wieder die fortlaufende
Zusendung der Wochendruckausgabe des Schattenblicks wie gewohnt
erwarten. Selbstverständlich werden in der Zwischenzeit dennoch alle
damit verbundenen Beiträge auf dem Portal der Online-Tageszeitung
Schattenblick ohne jede Unterbrechung im vertraut täglichen Rhythmus
zu finden sein.

Bleibt noch, Ihnen und uns eine erholsame Zeit, ganz besonders in
diesen Tagen der Feste und Resturlaube, zu wünschen.

Ihre Schattenblick-Redaktion


7. Dezember 2018
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ATOM/188: Halbwertzeit - im Verborgenen ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 7. Dezember 2018

Niedersachsen: Bisher mehr als 500 Vorkommnisse in der
Brennelementefabrik Lingen sowie in den AKW Lingen 2 und Grohnde



(Bonn, Grohnde, Hannover, Lingen, 07.12.2018) Der Bundesverband
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) weist darauf hin, dass sich in der
Brennelementefabrik in Lingen bereits rund 150 meldepflichtige Ereignisse
zugetragen haben. Nach dem Brand in der umstrittenen Anlage, der sich am
gestrigen Donnerstag (6.12.2018) ereignet hat, sowie nach zwei
meldepflichtigen Vorkommnissen, die sich im November ereigneten, ist in der
Öffentlichkeit zum Teil der Eindruck entstanden, dass es sich dabei um die
ersten drei Vorkommnisse in der umstrittenen Uranfabrik gehandelt hat. Doch
es gab nach Angaben des Bundesamtes für kerntechnische
Entsorgungssicherheit (BfE) immer wieder meldepflichtige Vorkommnisse in
der Brennelementefabrik Lingen. Auf der Internetseite des BfE ist zu lesen,
dass es bis Ende 2016 bereits 139 Vorkommnisse gegeben hat. [1]

Hinsichtlich des aktuellen Feuerausbruchs in der Anlage fordert der BBU
eine umfassende Information der Öffentlichkeit über die Brandursache und
über das Material, das in Brand geraten ist. "Medienberichten zufolge war
der Brand auf 40 x 40 Zentimeter begrenzt. Das klingt zunächst harmlos und
hätte doch eigentlich mit einem Feuerlöscher unverzüglich gelöscht werden
können. Warum mussten dann aber 150 Feuerwehrleute sowie ein
Dekontaminationsfahrzeug anrücken?", fragt Udo Buchholz vom BBU-Vorstand.

Auch im AKW Grohnde ein weiteres Vorkommnis

Weiterhin weist der BBU darauf hin, dass es aktuell auch im Atomkraftwerk
Grohnde ein meldepflichtiges Vorkommnis gegeben hat. In einer Mitteilung
von heute (Freitag, 7.12.2018) schreibt das Niedersächsische
Umweltministerium: "Bei einer wiederkehrenden Prüfung wurde festgestellt,
dass ein Überströmventil nicht vollständig öffnete, da der Ventilhubweg
eingeschränkt war." [2]

Nach Angaben des Bundesamtes für kerntechnische Entsorgungssicherheit (BfE)
gab es bis zum 31.10.2018 bereits 261 meldepflichtige Ereignisse im
Atomkraftwerk Grohnde.

Der BBU fordert, dass die Niedersächsische Landesregierung die
Betriebsgenehmigungen für die Brennelementefabrik in Lingen, für das
Atomkraftwerk in Grohnde und auch für das Atomkraftwerk Lingen 2 aufhebt.
Auch dort kam es schon vielfach zu meldepflichtigen Ereignissen (155 bis
zum 31.10.2018). [3]

Schutz der Bevölkerung kann nur durch Stilllegungen erreicht
werden

Der BBU fordert, dass die Landesregierung in Hannover nach den jüngsten
Vorfällen in Lingen und Grohnde nicht wieder mit Beschwichtigungen reagiert
und lediglich punktuelle Untersuchungen veranlasst. Der Schutz der
Bevölkerung muss absolute Priorität haben und kann nur durch Stilllegungen
erreicht werden.

Die Stilllegungsforderungen werden nicht nur vom BBU getragen. Mehr als 350
Initiativen und Verbände fordern in der "Lingen-Resolution" [4] die
sofortige Stilllegung der Brennelementefabrik in Lingen sowie des AKW
Lingen 2. Und zahlreiche Kommunen haben sich in den letzten Monaten für die
vorzeitige Stilllegung des AKW Grohnde ausgesprochen. Die Niedersächsische
Landesregierung sollte das nicht ignorieren.


Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat seinen
Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und engagierte
Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken. Der
BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen die
gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für umweltfreundliche
Energiequellen.


Weitere Informationen:

https://bbu-online.de

http://www.grohnde-kampagne.de

http://www.grohnde-kampagne.de/aktionen/2017-kommunen


Anmerkungen

[1] https://www.bfe.bund.de/DE/kt/ereignisse/standorte/kernbrennstoff-versorgung-entsorgung/kernbrennstoff-versorgung-entsorgung.html

[2] http://www.umwelt.niedersachsen.de/aktuelles/pressemitteilungen/meldepflichtiges-ereignis-im-kernkraftwerk-grohnde-172043.html

[3] https://www.bfe.bund.de/DE/kt/ereignisse/standorte/kkw/kkw.html

[4] Direktlink zur Lingen-Resolution: 

https://bbu-online.de/AK%20Energie/Aktuelles%20AK%20Energie/Lingen-Resolution%2018.pdf

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de
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KURSUS/5009: Unna - Kleingruppenkurse der VHS für Schüler starten nach den Weihnachtsferien


Kreisstadt Unna

VHS-Aktuell: Klasse in der Schule mit der VHS



Kreisstadt Unna. Neue Kleingruppenkurse der VHS für Schüler*innen
starten nach den Weihnachtsferien.

Nach den Weihnachtsferien starten für die Fächer Mathematik, Englisch,
Französisch und Spanisch wieder zahlreiche Kleingruppenangebote. Die
Schüler*innen können in den Arbeitsgruppen Schulstoff wiederholen,
Wissenslücken schließen und sich gezielt auf Klassenarbeiten
vorbereiten. Im Unterricht wird dabei im Sinne einer
Individualförderung immer auf die Bedürfnisse und Fragestellungen der
einzelnen Schüler*innen eingegangen. Der Unterricht richtet sich an
Schüler*innen aller Schulformen.

Weitere Informationen zu den Angeboten sind im VHS-Programmheft ab
Seite 20 zu finden. Die Kurse sind auch im Online-Katalog unter
www.vhs-zib.de in der Rubrik "Grundbildung, Schule, Lernen" im
Unterbereich "Schule und Lernen" zu finden. Und natürlich berät auch
der Studienbereichsleiter Andreas Barre gerne Interessierte zum
Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303 / 103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -
714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

Kreisstadt Unna

Der Bürgermeister - Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/5008: Magdeburg - Neues Semesterprogramm 2019 erhältlich


Landeshauptstadt Magdeburg

Neues Semesterprogramm und Adventsmarkt in der Volkshochschule

Programm ab 10. Dezember erhältlich



Am kommenden Montag, 10. Dezember, wird das neue Programm der
Städtischen Volkshochschule für die erste Jahreshälfte 2019
veröffentlicht. Das kommende Jahr wird für die Volkshochschule ein
besonderes, denn sie feiert ihre 100-jährige Gründung. Mit dem Start
am 28. April 1919 gehört die Magdeburger Volkshochschule zu den ersten
neuen Bildungseinrichtungen dieser Art, die Erwachsene außerhalb der
staatlich vorgesehenen Bildungswege lebenslang begleiten und
Bildungsbenachteiligten Chancen auf eine berufliche Entwicklung bieten
können.

Dass dieser Ansatz nach wie vor aktuell ist, zeigt auch das neue
Programm mit einer bewährt breiten Vielfalt von rund 380 Angeboten. Zu
den neuen Angeboten gehören zum Beispiel die Pausengymnastik online,
die spanischen Themenabende, der Bildungsurlaub "Konfliktmanagement",
eine Veranstaltungsreihe zum Kinderschutz oder die Vorträge "100 Jahre
Moderne".

Auch das gedruckte Programmheft steht optisch im Zeichen des
bevorstehenden 100. Jubiläums. Das Heft ist ab Montag an vielen
Stellen der Stadt, wie Volksstimme-Center, BürgerBüros, Krankenkassen,
Bibliotheken und Kultureinrichtungen, erhältlich.

In diesem Jahr können sich die Magdeburger noch bis zum 20. Dezember
vor Ort in der Leibnizstraße 23 beraten lassen, für Kurse anmelden
oder einen Gutschein für ein Bildungsgeschenk erwerben. Geschenkideen
bietet auch der kleine Adventsmarkt des Grundbildungskurses der
Volkshochschule: Für den 11. Dezember laden die Kursteilnehmer ein,
von 10.00 bis 12.00 Uhr Selbstgebackenes und -gestaltetes zu kaufen.
Der Erlös kommt dem Kindergarten "Weltkinderhaus" zugute.

Alle Informationen zum neuen Programm, Hinweise auf besondere
Veranstaltungen, ausverkaufte und zusätzlich eingerichtete Kurse sowie
Einstufungstests findet man unter www.vhs.magdeburg.de auf der
Internetseite der Volkshochschule.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.12.2018

Landeshauptstadt Magdeburg

Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717, Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: http://www.magdeburg.de
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TREFF/1290: Bad Homburg - "Zwischen Grundgesetz und Scharia", 13.12.2018


idw - Pressemitteilung: Goethe-Universität Frankfurt am Main

Der lange Weg des Islam nach Deutschland

Susanne Schröter und Rainer Forst im Gespräch mit dem
Rechtswissenschaftler Rudolf Steinberg über sein neues Buch "Zwischen
Grundgesetz und Scharia"



FRANKFURT/BAD HOMBURG. "Der Islam gehört inzwischen auch zu
Deutschland." Dieser Satz des ehemaligen Bundespräsidenten Christian
Wulff, den er anlässlich der Feierlichkeiten zum Tag der Deutschen
Einheit am 3. Oktober 2010 formulierte, steht seither im Kreuzfeuer
der Kritik. Islam und Demokratie seien unvereinbar, so heißt es immer
wieder, und das liege an "der Scharia" und der vermeintlichen Neigung
des Islam zur Gewalt. In seinem jüngst im Campus Verlag erschienenen
Buch "Zwischen Grundgesetz und Scharia. Der lange Weg des Islam nach
Deutschland" wirft Rudolf Steinberg einen differenzierten und
kritischen Blick auf diese Annahmen über den Islam, die die aktuellen
juristischen und politischen Diskussionen durchziehen. Darauf
aufbauend geht es ihm um die Frage, unter welchen Voraussetzungen ein
muslimisches Leben und ein friedliches Miteinander von Angehörigen
unterschiedlicher Religionsgemeinschaften in Deutschland gelingen
können.

Das Forschungskolleg Humanwissenschaften und der Exzellenzcluster "Die
Herausbildung normativer Ordnungen" laden sehr herzlich ein zum
Autorengespräch mit Prof. em. Rudolf Steinberg

am Donnerstag, 13. Dezember 2018, um 19 Uhr,

im Forschungskolleg Humanwissenschaften

Am Wingertsberg 4, 61348 Bad Homburg.

Kommentiert werden die Thesen Steinbergs vom Co-Sprecher des Clusters
Prof. Rainer Forst, Professor für Politische Theorie und Philosophie
an der Goethe-Universität, und von der Direktorin des am Cluster
angesiedelten "Frankfurter Forschungszentrum Globaler Islam" (FFGI)
Prof. Susanne Schröter (Professorin für Ethnologie an der
Goethe-Universität). Die Moderation übernimmt der Direktor des
Forschungskollegs Prof. Matthias Lutz-Bachmann.

Rudolf Steinberg ist emeritierter Professor für öffentliches Recht.
Von 2000 bis 2008 war er Präsident der Goethe-Universität. Bereits
2015 veröffentlichte er unter dem Titel "Kopftuch und Burka: Laïzität,
Toleranz und religiöse Homogenität in Deutschland und Frankreich"
(Nomos-Verlag) eine Untersuchung, die sich mit zentralen Streitpunkten
im Kontext der Integration von Muslimen in die deutsche bzw.
französische Gesellschaft auseinandersetzt.

Das Autorengespräch ist Teil der Reihe "Das Forschungskolleg
Humanwissenschaften stellt vor: ...". Mit dieser Reihe möchte das
Kolleg aktuelle wissenschaftliche Bücher, die oft das Ergebnis
jahrelangen Forschens, Reflektierens und Schreibens sind, sowie deren
Autoren der Öffentlichkeit vorstellen. Dazu werden in unregelmäßigen
Abständen Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der
Rhein-Main-Universitäten ans Kolleg eingeladen, um über ihr Buch,
dessen Hintergründe sowie die Fragen, die sie zu diesem Werk
motivierten, zu sprechen.



Aktuelle Nachrichten aus Wissenschaft, Lehre und Gesellschaft in
GOETHE-UNI online (www.aktuelles.uni-frankfurt.de)

Goethe-Universität Frankfurt am Main

Internet: www.uni-frankfurt.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 07.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BUCHBESPRECHUNG/163: Anna Goldenberg, Versteckte Jahre. Der Mann, der meinen Großvater rettete (Familienchronik) (Klaus Ludwig Helf)


Anna Goldenberg


Versteckte Jahre


Der Mann, der meinen Großvater rettete

Klaus Ludwig Helf, Dezember 2018



Anna Goldenberg geht in ihrem Band auf Spurensuche über die Rettung
ihres Großvaters vor dem Zugriff der Nazis in Wien 1942 und erzählt
dabei auch das Schicksal ihrer jüdischen Grossfamilie. Auslöser waren
ihre Erfahrungen in New York als Fremde, als österreichische Jüdin und
Enkelin von Nazi-Verfolgten. Sie begriff, dass sie sich mit ihrer
eigenen Familiengeschichte intensiver auseinandersetzen müsse, um zu
verstehen, warum ihre Großeltern trotz ihrer bitteren Erfahrungen in
der Nazi-Zeit nach kurzem Zwischenspiel in den USA wieder nach Wien
zurückkehrt waren: "Die starren, rassistischen gesellschaftlichen
Konventionen spielten eine wesentliche Rolle bei ihrer Entscheidung,
nach Europa zurückzukehren" (S. 165). Zunächst bearbeitete Anna
Goldenberg einen Teil ihrer Familiengeschichte in einem studentischen
Radioworkshop, den sie 2012 an der Columbia University besuchte.
Längere Telefonate mit ihrer Grossmutter Hega in Wien über die
Familiengeschichte und vor allem die umfangreichen Aufzeichnungen
ihres verstorbenen Grossvaters bestärkten die Enkelin darin, tiefer
und umfassender zu forschen. Drei Jahre lang hat sie Interviews mit
Familienanghörigen und Zeitzeugen geführt, Archive aufgesucht, Akten
und Dokumente gelesen, Deportationslisten geprüft, Briefe und
Familienfotos ausgegraben, vor allem aber die Aufzeichnungen ihres
rebellischen und umtriebigen Grossvaters ausgewertet, in denen er sich
an seine Jugendjahre in Wien, an sein Versteck, an die Kriegszeit und
an die Jahre danach erinnert.

Anna Goldenberg (*1989 in Wien) studierte Psychologie an der
Universität von Cambridge und Journalismus an der 'Columbia
University', war Redakteurin der Wochenzeitung 'Jewish Daily' in New
York und lebt jetzt in Wien und schreibt u.a. für den 'Falter' und die
'ZEIT'; es ist ihr erstes Buch.

Anna Goldenbergs Großvater Hans, genannt Hansi, überlebte als Einziger
aus seiner jüdischen Familie die NS-Zeit in einem Versteck in Wien,
weil der Kinderarzt Josef Feldner (Spitzname Pepi) ihn aufgenommen
hatte. Hansis Familie sollte im September 1942 nach Theresienstadt
"umgesiedelt" werden. Die Eltern wussten allerdings nicht, dass das
Reiseziel das KZ war. Da sie aber wegen der bislang persönlich
erlebten Nazi-Schikanen ahnten, dass es gefährlich werden könnte,
trafen sie eine - wie Hansi später schrieb - salomonische
Entscheidung: Den drei Jahre jüngeren Sohn nahmen sie mit, der
17-jährige Hansi kam zu Pepi, der ein langjähriger Bekannter der
Familie war. Im letzten Moment des Abtransports in eine ungewisse
Zukunft ging alles ganz schnell, wie Hansi später festhielt: "Es blieb
plötzlich nur noch Zeit für eine kurze Umarmung, ein kurzes
Viel-Glück-Wünschen, und schon war ich auf der Straße" (S. 102). Hansi
nahm den gelben Stern ab, bog um die Ecke, stieg in die Strassenbahn
und fuhr zu Pepi, bei dem er die nächsten drei Jahre versteckt lebte,
1950 von ihm adoptiert wurde, dessen Familiennamen annahm und selbst
Arzt wurde. Seine Eltern und seinen Bruder sah er nie wieder. Im
Gegensatz zu Anne Frank, die in einem Hinterhaus versteckt lebte und
nicht rausgekommen ist, bewegte sich Hansi in der Anonymität der
Grosstadt relativ frei, wenn auch unter ständiger Angst und
Lebensgefahr. Pepi und Hansi waren häufig im Gasthaus und gingen
spazieren. Pepi las regelmäßig und viel in der Leihbibliothek und
besuchte die Wiener Staatsoper, die er als "Insel des Friedens, eine
intakte Welt in der Heimat" genoss. Hansis Tage endeten meist mit
Pepi, der ihn oft von der Oper abholte. Beide verstanden sich sehr
gut, beide waren unangepasst und wissbegierig, hatten einen "ähnlichen
Humor, waren selbstironisch, absurd, bisweilen vulgär" - so Anna
Goldenberg. Auch hatten beide Lust auf gefährliche Abenteuer, von
denen einige im Buch erzählt werden z.B. wie Pepi beim Gasthausbesuch
einem Offizier der Wehrmacht die Pistole klaute, mit der später Hansi
in einen Schusswechsel mit Militärpolizisten geriet. Pepi blieb bis zu
seinem Tod 1973 enger Vertrauter und Freund der ganzen Familie:
"Einige, viele von Pepis Verhaltensweisen wurden von der Familie
übernommen. Das Zuhören und Hinterfragen zum Beispiel. Pepi lehrte es
Hansi, der es meiner Mutter weitergab, die es bei mir anwandte...Von
Pepis Mut und Tolkühnheit, die streckenweise wie Abenteuergeschichten
klingen, bin ich hingegen weit entfernt" (S. 177/178). Der rote,
verbindende Faden des Bandes ist die Lebensgeschichte von Hansi und
dessen Freundschaft mit seinem Lebensretter Pepi, aber auch die
Geschichte der gesamten Großfamilie wird eingeflochten. So bereiste
Anna Goldenberg die Stadt Poughkeepsi (Bundesstaat New York), wo ihre
Großeltern ein Jahr lang nach dem Krieg gelebt und als Ärzte
gearbeitet hatten und besuchte zusammen mit Großmutter Helga und deren
Schwester Liese, die beide das KZ überlebt hatten, Prag und
Theresienstadt mit dem ehemaligem KZ. Anna Goldenberg hat in ihrem
ersten Buch eine berührende, aufwühlende und zugleich Mut machende
Familienchronik aufgeschrieben, ein literarisches Mahnmal für
Humanismus und Freiheit und gegen Ausgrenzung, Diskriminierung,
Rassismus und Gewalt. Die Ergebnisse ihrer intensiven
Recherchearbeiten hat sie sehr gut und flüssig lesbar zu einem
spannenden literarischen Werk komponiert.

Anna Goldenberg

Versteckte Jahre.

Der Mann, der meinen Großvater rettete

Paul Zsolnay Verlag, Wien 2018

192 Seiten

20 Euro

 * 

Quelle:

© 2018 by Klaus Ludwig Helf

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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TREFF/652: Hanau - Karussell der neuen Bücher in der Stadtbibliothek, 20.12.2018


Stadt Hanau

"Blind Dates" in der Stadtbibliothek

Karussell der neuen Bücher am 20. Dezember



Auf ein Leseerlebnis der besonderen Art dürfen die Besucherinnen und
Besucher der Stadtbibliothek am Donnerstag, 20. Dezember, gespannt
sein. Es erwartet sie dort das "Karussell der neuen Bücher".
Die Idee, die dahintersteht, ist, in kurzer Zeit viele aktuelle
Neuerscheinungen aus dem Bestand der Stadtbibliothek kennenzulernen.
Nach dem Prinzip des Speed-Dating verschafft sich jeder Karussell-
Teilnehmer in fünf Minuten einen ersten Eindruck von einem Buch. Dann
ertönt der Gong und das Buch wird an den Sitznachbarn weitergegeben.
Anschließend tauschen die Leserinnen und Leser ihre Lesetipps und
Erfahrungen aus.

Das Karussell startet um 10.30 Uhr. Treffpunkt ist das Blaue Kabinett
der Stadtbibliothek, das sich im 2. Stock der Stadtbibliothek in der
Romanabteilung befindet. Die Veranstaltung ist kostenlos. Eine
Anmeldung ist nicht notwendig. Alle neugierigen Leserinnen und Leser
sind herzlich willkommen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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TREFF/651: Norden - Beste Bücher des Jahres 2018 in der Stadtbibliothek, 12.12.2018


Stadt Norden

Kaffeeklatsch!

Beste Bücher des Jahres 2018 in der Stadtbibliothek



In der Reihe Mittwochs um vier in der Norder Stadtbibliothek findet am
12.12. um 16 Uhr der letzter "Kaffeeklatsch mit Büchern" in diesem
Jahr statt.

Dieses Mal stehen die Lieblingsbücher der Mitarbeiterinnen 2018 im
Mittelpunkt. Welches waren die Highlights 2018? Sicher ist der eine
oder andere Buchtipp als Weihnachtsgeschenk geeignet. Vielleicht
verraten Sie uns aber auch, welche ihre Lieblingsbücher im vergangenen
Jahr waren?

Um dem Titel gerecht zu werden, runden Kaffee und Kuchen die
Veranstaltung ab. Um Anmeldung unter 04931/ 923 353 wird gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel. 04931/923-0, Fax 04931/923-456

http://www.norden.de
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GRUNDSÄTZLICHES/343: 70 Jahre Menschenrechte - deutsche Politik muss aktiver für die Menschenrechte eintreten


Amnesty International - 10. Dezember 2018

70 Jahre Menschenrechte - deutsche Politik muss aktiver für die
Menschenrechte eintreten



Über die Hälfte (58 Prozent) der deutschen Bevölkerung sind der Meinung,
dass Menschenrechte bei der täglichen Arbeit des Bundestages nicht
ausreichend berücksichtigt werden. Und auch die Bundesregierung sollte
konsequenter für die Menschenrechte eintreten, findet eine große Mehrheit
der befragten Bürger. Das sind Ergebnisse der repräsentativen Umfrage, die
Amnesty International anlässlich des 70. Jahrestages der Verabschiedung der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte am heutigen 10. Dezember
vorgestellt hat.

Heute vor 70 Jahren haben die Vereinten Nationen die Allgemeine Erklärung
der Menschenrechte verabschiedet. "Die Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte ist eine historische Errungenschaft der Staatengemeinschaft:
Die 30 Artikel garantieren allen Menschen universelle und unteilbare
Rechte: das Recht, vor Folter und Verfolgung geschützt zu sein, zu denken
und zu sagen, was man möchte, zu glauben, an was man möchte, zu heiraten,
wen man liebt", sagt Markus N. Beeko, Generalsekretär von Amnesty
International in Deutschland. "Seit 1948 ist diese großartige Idee die
Grundlage für nachfolgende völkerrechtliche Abkommen und auch das deutsche
Grundgesetz."

"Zum 70. Jahrestag der Erklärung der Menschenrechte sind Regierungen
weltweit gefragt, sich gegenseitig für die Menschenrechte in die Pflicht zu
nehmen. Wenn derzeit politische Akteure und Staaten gezielt Völkerrecht
missachten, Menschenrechte bewusst verletzen und versuchen, Menschen ihre
Rechte abzusprechen, muss die deutsche Bundesregierung gemeinsam mit
anderen Staaten entschlossen für die internationale Ordnung eintreten", so
Beeko.

Eine solche Politik erwarten auch die Menschen in Deutschland: 86 Prozent
der Befragten einer im Auftrag von Amnesty International durchgeführten
repräsentativen Umfrage erklärten, dass die Bundesregierung mehr Druck auf
Staaten ausüben müsse, die die Menschenrechte verletzen. "Die
Bundesregierung sollte ihren Einfluss konsequenter als bisher nutzen und
gemeinsam mit anderen Staaten auf die Einhaltung der Menschenrechte
drängen, wo immer diese verletzt werden", sagt Amnesty-Generalsekretär
Beeko. "Die im Januar beginnende Mitgliedschaft im Sicherheitsrat der
Vereinten Nationen und die EU-Ratspräsidentschaft 2020 sind wichtige
Gelegenheiten um hier Initiative zu zeigen."

Und auch nach innen sind Politik und Gesellschaft gefordert: Mit Blick auf
Deutschland sind zwei Drittel der Befragten (67 Prozent) beunruhigt, dass
der Rassismus in Deutschland in den vergangenen zwei Jahren zugenommen hat.
"Der Schutz vor Diskriminierung ist ein Menschenrecht - die
Bundesregierung, die Landesregierungen, Behörden, Städte und Kommunen - und
wir alle als Bürger - sind gefragt, entschlossen gegen Ausgrenzung und
Gewalt auch bei uns einzutreten", so Beeko.

Der Umfrage zufolge finden 58 Prozent der Befragten, dass die Mitglieder
des Deutschen Bundestags in ihrer Arbeit Menschenrechte nicht ausreichend
berücksichtigen. Um die Abgeordneten an den Verfassungsauftrag, die
Menschenrechte zu achten und zu schützen, zu erinnern, hat Amnesty
International heute, am Tag der Menschenrechte, dem Bundestag 709 Exemplare
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte überreicht - eines für jedes
Mitglied des Deutschen Bundestages. Bundestagsvizepräsidentin Claudia Roth
nahm die Erklärungen im Reichstagsgebäude entgegen. Zeitgleich übergaben
bundesweit Amnesty-Gruppen in rund 30 deutschen Städten übergroße
Ausführungen der Allgemeinen Erklärung in den Rathäusern an die
Stadtspitzen.


Weitere Informationen:

70 Jahre Allgemeine Erklärung der Menschenrechte

Alle 30 Artikel der Erklärung der Menschenrechte und weitere Infos

https://www.amnesty.de/70-jahre-allgemeine-erklaerung-der-menschenrechte

Statement von Markus N. Beeko zu 70 Jahre Menschenrechte

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/statement-von-markus-n-beeko-anlaesslich-70-jahre-allgemeine-erklaerung-der

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 10. Dezember 2018

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/deutschland-70-jahre-menschenrechte-deutsche-politik-muss-aktiver-fuer-die

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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MELDUNG/306: Frauen führten 2018 den Kampf um die Menschenrechte an (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Frauen führten 2018 den Kampf um die Menschenrechte an

Von Amnesty International Bern/London, 10. Dezember 2018



Frauen standen 2018 weltweit an vorderster Front im Kampf um die
Menschenrechte. Amnesty International warnt am 70. Geburtstag der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte gleichzeitig vor weit
verbreitetem Rassismus und zunehmendem Hass gegenüber Frauen und
Lesben, Schwulen und Transgender. Lang erkämpfte Rechte und Freiheiten
werden in Frage gestellt. Auch in Europa stellt Amnesty wachsende
Intoleranz und Diskriminierung fest, während der Handlungsspielraum
für die Zivilgesellschaft immer kleiner wird. Die EU-Staaten und die
Schweiz müssen sich aussenpolitisch stärker für die Menschenrechte
einsetzen, fordert Amnesty.

"2018 erleben wir, dass viele der 'harten Kerle' in der Politik
versuchen, den Gleichheitsgrundsatz - das ureigene Fundament der
Menschenrechte - zu untergraben. Es waren Aktivistinnen, die diesen
repressiven Führungsfiguren 2018 den visionärsten Widerstand
entgegengesetzt haben", sagte der Generalsekretär von Amnesty
International, Kumi Naidoo.

Wie sie das getan haben, fasst Amnesty International in der
Publikation "Menschenrechte 2018" [1] (engl. Titel: RightsToday)
zusammen, einer umfassenden Begutachtung der Lage der Menschenrechte
in sieben Weltregionen: Afrika, Nord-, Mittel- und Südamerika, Europa
und Zentralasien, Naher Osten und Nordafrika sowie Ostasien, Südasien
und Südostasien. Die Veröffentlichung fällt auf den 70. Geburtstag der
Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Die erste Grundrechtecharta,
die für alle Menschen gilt, wurde 1948 von der Generalversammlung der
Vereinten Nationen angenommen.


2018: Frauen wehren sich 

Die Bedeutung von starken Frauenstimmen darf nicht unterschätzt
werden, heisst es im Amnesty-Jahresbericht "Menschenrechte 2018". Von
Frauen getragene Aktionen wie Ni una menos in Lateinamerika sind zu
Massenbewegungen in einer bis dahin unbekannten Grössenordnung
angewachsen.

In Indien und Südafrika gingen Tausende auf die Strasse, um gegen die
weit verbreitete sexualisierte Gewalt zu demonstrieren. In
Saudi-Arabien und im Iran drohte Aktivistinnen eine Festnahme, als sie
sich dem Fahrverbot und dem Kopftuchzwang widersetzten. In
Argentinien, Irland und Polen gab es grosse Demonstrationen, die sich
gegen repressive Abtreibungsgesetze richteten. In den USA, in Europa
und in Japan nahmen erneut Millionen Frauen an Demonstrationen teil,
die #MeToo-Aktivistinnen initiiert hatten, um gegen Frauenhass und
sexualisierte Gewalt zu protestieren.

Im Jahresbericht wird auch der Frage nachgegangen, warum Frauen sich
immer stärker zu Wehr setzen und hart für ihre Rechte kämpfen müssen.
Amnesty weist auf eine wachsende Zahl von politischen Massnahmen und
Gesetzen hin, die darauf abzielen, Frauen zu unterdrücken und zu
kontrollieren. Diverse Aktivistinnen haben 2018 ihr Leben und ihre
Freiheit riskiert, um Menschenrechtsverletzungen ans Licht zu bringen.


Europa: Politik der Schuldzuweisung und Angst

Auch in zahlreichen Ländern Europas und Zentralasiens nehmen
Intoleranz, Hass und Diskriminierung zu, während der
Handlungsspielraum der Zivilgesellschaft immer enger wird. Das führt
dazu, dass das Sozialgefüge immer grössere Risse aufweist. "Politische
Führungskräfte bedienen sich einer giftigen Rhetorik, die bestimmten
Bevölkerungsgruppen die Schuld an sozialen und wirtschaftlichen
Problemen zuweist. Mit ihrer Politik der Angst treiben sie einen Keil
zwischen die Menschen", heisst es in "Menschenrechte 2018".

In ganz Europa verbreiten Gruppen Hass und Diskriminierung und nehmen
auf politischer Ebene Einfluss. Gleichzeitig greifen etablierte
Parteien deren Ideen auf und bedienen sich derselben hasserfüllten
Rhetorik. Unterstützt durch einige Politikerinnen und Politiker und
Teile der Medien wird es immer normaler, Hass und Intoleranz zu
verbreiten.


Kritik an Aussenpolitik Europas (auch der Schweiz)

Die EU und ihre Mitgliedstaaten müssen darauf reagieren, dass
internationale Akteure sich aus Abkommen zum Schutz der Menschenrechte
zurückziehen oder sie sogar untergraben. Sie müssen sich
aussenpolitisch stärker für die Menschenrechte einsetzen, fordert
Amnesty International.

Auch in der Schweizer Politik bestimmen weiterhin wirtschafts- und
sicherheitspolitische Interessen die Agenda und drohen den
internationalen Menschenrechtsschutz zurückzudrängen.

"Damit die offizielle Schweiz mit Genf als 'Welthauptstadt der
Menschenrechte' als überzeugende Fürsprecherin der Menschenrechte
auftreten kann, muss sie ihre Politik wieder verstärkt an diesen
Rechten orientieren. Die einseitige Bevorzugung wirtschaftlicher oder
sicherheitspolitischer Interessen namentlich bei den
Rüstungsexportkontrollen durch den Bundesrat [2] widerspricht dem Bild
der humanitären Tradition, mit dem sich die Schweiz gerne schmückt",
sagt Manon Schick, Geschäftsleiterin der Schweizer Sektion von Amnesty
International.

Dazu kommt, dass die Schweiz den internationalen Vertrag zum Verbot
von Atomwaffen nicht unterzeichnet hat und sich die Schaffung einer
nationalen Menschenrechtsinstitution weiterhin verzögert. "Beides ist
wenig kohärent mit den aussenpolitischen Zielen zur Förderung von
Frieden und Menschenrechten und den Verlautbarungen der Schweizer
Diplomatie in diesen Bereichen", so Manon Schick.


Anmerkungen:

[1] https://www.amnesty.ch/de/themen/menschenrechte/dok/2018/70-jahre-allgemeine-erklaerung-der-menschenrechte/70-jahre-allgemeine-erklaerung-der-menschenrechte

[2] https://www.amnesty.ch/de/laender/europa-zentralasien/schweiz/dok/2018/korrektur-initiative-gegen-waffenexporte-in-buergerkriegslaender


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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NAHOST/331: Friedensnobelpreis an Nadia Murad - Sicherheitsgarantien für Yeziden im Irak gefordert


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Verleihung des Friedensnobelpreises an Nadia Murad (10.12.) -
Sicherheitsgarantien für Yeziden gefordert: Nichtmuslimische
Glaubensgemeinschaften brauchen Zukunftsperspektive im Nahen
Osten!



Göttingen, den 10. Dezember 2018 - Das furchtbare Schicksal der mehr
als 3.000 im Nordirak verschleppten yezidischen Mädchen und Frauen
vor Augen, die noch immer in der Gewalt des Islamischen Staates (IS)
sind, hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) am Montag von
den politischen Kräften im Irak und Syrien Sicherheitsgarantien für
die Yeziden gefordert. "Der Friedensnobelpreis für die Yezidin Nadia
Murad muss Aufforderung zum Handeln für Regierungen und Opposition in
diesen beiden Ländern sein, diese und andere nichtmuslimische
Glaubensgemeinschaft wirksam vor Angriffen zu schützen", erklärte der
GfbV-Nahostexperte Kamal Sido am Montag in Göttingen. "Dazu gehört
auch unbedingt die Bestrafung der Verantwortlichen für die Verbrechen
gegen die Menschlichkeit an den Yeziden in ihrem nordirakischen
Hauptsiedlungsgebiet Sinjar."

"So lange sunnitische Extremisten und Sympathisanten des IS im Irak
und dem benachbarten Syrien unbehelligt bleiben, sehen die Yeziden
für sich keine Zukunftsperspektive im Nahen Osten", warnte Sido. Es
müsse verhindert werden, dass der Islam zum politischen Programm
erhoben und dafür missbraucht werde, Andersgläubige zu verfolgen und
mit Gewalt zu vertreiben.

Viele Yeziden hätten nach den schweren Verbrechen gegen die
Menschlichkeit im Sinjar jegliches Vertrauen in die Sicherheitskräfte
der irakischen Zentralregierung und der Regierung des Autonomen
Kurdistans verloren und würden deshalb nicht in ihre Dörfer
zurückkehren, berichtete der Menschenrechtler. Mindestens 280.000 der
430.000 Yeziden, die vor den Angriffen des IS fliehen mussten, sind
noch immer in provisorischen Camps in Irakisch-Kurdistan
untergebracht. Um sie langfristig im Irak zu halten, sollte ihnen in
ihrem Hauptsiedlungsgebiet Selbstverwaltung gewährt werden. So könnte
diese Religionsgemeinschaft ihre Zukunft weitgehend selbst bestimmen
und ihre Region unter dem Schutz der irakischen Zentralregierung oder
der Regierung Kurdistans wieder aufbauen.

Der IS hatte Dörfer der Yeziden im Sinjar im Hochsommer 2014
angegriffen. Nach Angaben der Vereinten Nationen wurden rund 5.000
von ihnen sofort getötet und weit mehr entführt, unter ihnen mehr als
5.000 Frauen und Mädchen. Die gefangenen Frauen wurden vergewaltigt,
zwangsverheiratet oder auf Sklavenmärkten verkauft. Nur 40.000
Yeziden sind in den Sinjar zurückgekehrt. Die Region wurde durch die
Kämpfe gegen den IS vollständig zerstört.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/968: Todesursache Flucht - Kundgebung zum internationalen Tag der Menschenrechte (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Todesursache Flucht

Kundgebung zum internationalen Tag der Menschenrechte



Im Vorfeld des internationalen Tages der Menschenrechte haben
Aktivist*innen von borderline-europe, IPPNW, Gangway e.V., Seebrücke
Berlin, Corasol und die Herausgeber*innen des Buches "Todesursache Flucht"
gestern auf dem Hermannplatz in Berlin der Toten des Grenzregimes gedacht
und ein politisches Zeichen gegen die menschenverachtende Grenzpolitik der
Europäischen Union gesetzt. Die Teilnehmer*innen verlasen gemeinsam Namen,
Todesdatum und -ursache derer, die 2018 dem Grenzregime zum Opfer fielen.
Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte lag symbolisch auf der
Intensivstation.

Insgesamt 1.045 Menschen sind bisher allein im Jahr 2018 aufgrund der
Grenzpolitik der Europäischen Union gestorben. Nur von 77 dieser Menschen
ist überhaupt der Name bekannt.

Das europaweite Netzwerk UNITED for Intercultural Action in Amsterdam führt
die Liste der belegten Fälle seit 1993. Zum Internationalen Tag der
Menschenrechte 2018 kommt die Liste der Toten nun in Buchform heraus.
Dokumentiert sind nur die belegten Fälle, die meisten Toten sind namenlos
verzeichnet. Überlebende der Flucht haben den Herausgeberinnen einige Namen
ihrer Toten genannt, andere sind recherchiert. Die Liste wurde durch
Porträts und Fotos der Menschen ergänzt. So sollen diese Menschen dem
Vergessen entrissen werden und die Debatte um Opferzahlen, Flucht und
Migration wieder ein menschliches Antlitz bekommen.

Die mehr als 300 Buchseiten umfassende Liste wird ergänzt durch Berichte
von Überlebenden sowie Beiträge von Heribert Prantl, Mitglied der
Chefredaktion der Süddeutschen Zeitung, Rolf Gössner, Kuratoriumsmitglied
der Internationalen Liga für Menschenrechte, Stephan Lessenich, Professor
für Soziologie der Ludwig-Maximilians-Universität München, Bernd Mesovic,
Pro Asyl, u. a.

Initiatorinnen und Herausgeberinnen sind Kristina Milz und Anja Tuckermann.
Das Buch ist im Hirnkost Verlag erschienen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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MELDUNG/967: Schweiz - Korrektur-Initiative wird am 11. Dezember lanciert (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 6. Dezember 2018

Korrektur-Initiative wird am 11. Dezember lanciert



Der Ständerat hatte am Donnerstag (6.12.2018), die Chance, Waffenexporte in
Bürgerkriegsländer zu verbieten. Er hat sich bewusst dagegen
entschieden und schiebt den Entscheid mit der Rückweisung der Motion
an die Sicherheitspolitische Kommission (SiK-S) heraus. Er stellt
damit die Interessen der Rüstungsindustrie vor humanitäre Tradition
und Mitbestimmung. Darum lanciert die Allianz gegen Waffenexporte in
Bürgerkriegsländer am 11. Dezember die Korrektur-Initiative [1].

Von Beginn an hat die Allianz gegen Waffenexporte in
Bürgerkriegsländer klargestellt: Wenn die Motion der BDP
"Verbreiterung der demokratischen Basis von Waffenexporten" im
Ständerat angenommen wird, verzichten wir auf die
Korrektur-Initiative. Mit dem heutigen Entscheid bleibt die Hintertür
für zukünftige Waffenexporte in Bürgerkriegsländer aber offen. Die
Rückweisung der BDP-Motion an die Kommission verzögert schlicht den
Entscheid. Ob die Kommission dann die Motion trotzdem annimmt, steht
in den Sternen.

Aus diesem Grund wird am 11. Dezember die Volksinitiative gegen
Waffenexporte in Bürgerkriegsländer von einer breiten Allianz aus
Parteien und Organisationen definitiv lanciert. Die Volksinitiative
will Waffenexporte in Bürgerkriegsländer ein für alle Mal unterbinden
und Exporte in Länder, die Menschenrechte systematisch und
schwerwiegend verletzen, verbieten. Zudem soll die Initiative der
Bevölkerung endlich ein Mitspracherecht zu diesem wichtigen Thema
geben.


Anmerkung:


[1] https://korrektur-initiative.ch/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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AKTION/171: Hanau - Internationale Wochen gegen Rassismus von 11. bis 24. März 2019


Stadt Hanau

Mit Herz und Hirn für Menschenwürde

Internationale Wochen gegen Rassismus von 11. bis 24. März in
Hanau



Musik, Literatur, Kunst, Fotografie, Geschichte und Stammtischkämpfer -
 all diese Aspekte bringt im neuen Jahr eine Veranstaltungsreihe in
Hanau unter einen Hut: die Internationalen Wochen gegen Rassismus
finden vom 11. bis 24. März 2019 statt und werden unter dem Motto
"Europa wählt Menschenwürde" wieder eine große Fülle an
Veranstaltungen in die Stadt bringen. Die beiden Schirmherren der
lokalen Aktionen bringen das Ziel auf den Punkt: "Bei uns in Hanau
darf es keinen Platz für Rassismus und Antisemitismus, für Hass und
Hetze geben", so Oberbürgermeister Claus Kaminsky und John
Kannamkulam, ein Gründer der Stiftung für die Internationalen Wochen
gegen Rassismus und Bundesvorstand des Verbandes binationaler Familien
und Partnerschaften.

Als "stärkste Bewegung gegen Rassismus in Deutschland" bezeichnet
Wolfgang Kischel, Leiter des Koordinationsrates in Hanau, die
Internationalen Wochen gegen Rassismus. So wurden in diesem Jahr
bundesweit erstmals mehr als 1.750 Aktivitäten dokumentiert. In Hanau
waren es fast 40 innerhalb von 14 Tagen - diese Zahl wird auch für
nächstes Jahr anvisiert.

Dabei helfen auch neue Partner, die erstmals mit Veranstaltungen im
Rahmen der Aktionswochen dabei sind: zum Beispiel die Hanauer Filiale
von Thalia oder der hiesige Jazzclub. Die wachsende Zahl der
teilnehmenden Organisationen erfreut auch den OB, denn - so schreibt
er im Vorwort des Programmheftes - "es braucht stets frische Ideen,
denn die kostbarsten Gedanken sind zugleich die zerbrechlichsten."
Doch wichtig ist dem Koordinationsrat auch, dass die "drei Säulen der
Programmmacher" wieder mit von der Partie sind: Die Volkshochschule,
ihr Förderverein und der Trägerverein Kulturzentrum Pumpstation (KUZ).
Gemeinsam hat man vor Jahren bereits die Wochen gegen Rassismus in
Hanau etabliert. Ihre Angebote - allein diese werden auch im nächsten
Jahr ein gutes Dutzend erreichen - bilden traditionell das stabile
Gerüst und sind häufig genug auch Höhepunkte der breiten Palette von
Veranstaltungen.

Auch der Ausländerbeirat engagiert sich stark im Programm für 2019,
bietet unter anderem jiddisches Kabarett und gemeinsam mit der VHS,
dem DGB und der Vereinigung der Verfolgten des Naziregimes, Bund der
Antifaschisten (VVN/BdA) "Stammtischkämpfer-Seminare", wo man lernt,
durch Widerspruch, deutliches Positionieren und engagierte
Diskussionen ein Zeichen zu setzen, die Stimmung im Umfeld zu
beeinflussen und unentschlossenen Menschen ein Beispiel zu geben.
Die Angebote werden im kommenden März sehr abwechslungsreich sein:
eine Kunstaktion von und mit Sanja Zivo unter dem Titel "Alle Menschen
werden Brüder", eine Fotoausstellung "Deutsch-jüdisches Leben in
Jerusalem", Konzerte, Lesungen, Ausstellungen zum Thema Widerstand und
vieles mehr. Noch ist die genaue Zahl an Terminen nicht genau zu
sagen, manch ein Projekt ist noch in Planung oder Vorbereitung.
Wolfgang Kischel und seine Mitstreiterinnen und Mitstreiter im
Koordinationsrat setzen bewusst auf Vielfalt: "Rassismus fängt im Kopf
an, deshalb versuchen wir mit den Veranstaltungen den Kopf, aber auch
die Herzen nachhaltig zu berühren und uns für 100 Prozent
Menschenwürde einzusetzen."

Zum Beispiel mit einem Kinoabend und anschließender Diskussion.
Gezeigt wird "Die Arier" von Mo Asumang! Noch nie hat sich jemand
filmisch konkret an das Thema "Arier" gewagt. Und das obwohl unter der
vermeintlichen Marke ?Arier? in Deutschland gegen Menschen anderer
Religion, Hautfarbe oder Geschlechtsorientierung gehetzt und gemordet
wurde und wird.

Auf einer persönlichen Reise versucht die Afrodeutsche Mo Asumang
herauszufinden, was hinter der Idee vom "Herrenmenschen" steckt. Sie
begibt sich zu Pseudo-Ariern auf Nazidemos, reist zu den wahren Ariern
in den Iran, trifft sich in den USA mit weltweit berüchtigten
Rassisten und begegnet dem Ku Klux Klan. Kurz: eine tour de force in
die Abgründe des Rassismus. Im Anschluss an die Vorführung des Films
findet eine Diskussion mit der Macherin des Films, Mo Asumang, statt.
Die genauen Termine werden in einem Programmheft zu finden sein, das
derzeit vorbereitet wird. Kaminsky und Kannamkulam hoffen, dass viele
Menschen sich Zeit zur Lektüre des Heftes und zum Besuch der
Veranstaltungen nehmen: "Es ist erforderlich, dass sich die
Zivilgesellschaft für die Vielfalt in Europa einsetzt und für die
Überwindung der Armut. Gerade in Zeiten, in denen nationalistische
Tendenzen zunehmen und Populisten den gesellschaftlichen Frieden
bedrohen, ist es entscheidender denn je, solchen unseligen
Geisteshaltungen entgegenzutreten."

Doch beide sind optimistisch und dankbar: "Mit Engagement und ein
wenig Mut können wir Menschenfeindlichkeit, Rassismus und Hetze in die
Schranken weisen. Dafür danken wir allen Hanauerinnen und Hanauern,
die sich für das gemeinsame Ziel einsetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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LESUNG/6269: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Petra Gebhardt: "Wurmtage" (Episodenroman), 28.2.2019


Kulturcafé Komm du - Februar 2019

"Wurmtage" (Episodenroman) | Autorenlesung mit Petra Gebhardt

Lesung am Donnerstag, den 28. Februar 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zur Autorenlesung 'Wurmtage' (Episodenroman) mit Petra Gebhardt am Donnerstag, den 28.2.2019 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit Fotos der Autorin Petra Gebhardt und ihres Buchs - Autorinnenportrait: © by Petra Gebhardt, Buchcover: © by Schardt Verlag]





Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung

am Donnerstag, den 28.02.2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:

Petra Gebhardt: "Wurmtage" 

Ein Episodenroman über die Wurmtage des Lebens

Axel, Karin, Robert und Rita - vier Menschen in der Mitte ihres
Lebens, mit ganz unterschiedlichen Vorstellungen von Beziehung,
Familie und Beruf - versuchen ihre Wünsche mit der Realität in
Einklang zu bringen. Sie brechen auf in ein neues Kapitel, erleben
die Midlife-Krise oder treten seit Jahr und Tag auf der Stelle.
Entscheidungen werden ausgesessen oder getroffen, Liebe gelebt oder
mit der Angst vor Einsamkeit verwechselt. Es wird gestritten,
geschwiegen und sich versöhnt. Am Ende stellt sich allen die Frage:
Wenn es anders wird, wird es dann besser?

Im siebten Roman von Petra Gebhardt wird eine
Dreiecks-Geschichte erzählt. Vier Personen schildern aus ihrer Sicht
das Zerbrechen einen Ehe und den Beginn einer neuen Liebe. Die
psychologischen Aspekte dieser Lebensphase werden eindrücklich und
berührend dargestellt, so dass sich der Leser in diesen Situationen
wieder finden kann. Der Roman spielt in Jork und Hamburg.


Die Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende
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Der Roman "Wurmtage" von Petra Gebhardt erschien im August 2018 im Schardt Verlag 

Foto links: © by Schardt Verlag, rechts: © by Petra Gebhardt




Über die Autorin:

Petra Gebhardt wurde 1950 in Bremen geboren. Seit über
zwanzig Jahren lebt die praktische Ärztin am Rande von Hamburg. 

Bibliographie: 

2006 "Im Chaukenland" - Eine Familiensaga aus den herben Weiten des Nordens (Roman) 

2008 "Thyra" (Roman) 

2009 "Waldeslust" (Roman) 

2011 "Doktor Dummbartel" (Roman) 

2012 "Mein Freund" (Kurzgeschichte) 

2014 "Das Germanenkind" (Historischer Roman über die Langobarden) 

2016 "Deichgang" (Regionalkrimi) 

2018 "Wurmtage" (Episodenroman)


Weitere Informationen:

Petra Gebhardt - Homepage: 

http://www.dr-petragebhardt.de

Infos zur Autorin und ihren Büchern beim Schardt Verlag:

http://www.schardtverlag.de/gebhardt-petra-416.html
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Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml
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LESUNG/6268: Hamburg - Kulturcafé Komm du | "Robert Musil - ein Mann mit Eigenschaften" ... Helga Mietz liest Texte von Robert Musil, 21.2.2019


Kulturcafé Komm du - Februar 2019

"Robert Musil - ein Mann mit Eigenschaften" | Helga Mietz liest Texte von Robert Musil

Lesung am Donnerstag, den 21. Februar 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zur Lesung 'Robert Musil - ein Mann mit Eigenschaften' mit Helga Mietz am Donnerstag, den 21.2.2019 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit Fotos der Referentin Helga Mietz und des ca. 20jährigen österreichischen Schriftstellers und Theaterkritikers Robert Musil im Jahr 1900 - Foto von Helga Mietz: © by Helga Mietz, Foto von Robert Musil: gemeinfrei -Quelle: Wikipedia.org]





Das Komm du lädt ein zu einer Lesung

am Donnerstag, den 21.02.2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:

"Robert Musil - ein Mann mit Eigenschaften" 

Helga Mietz liest Texte von Robert Musil 

Robert Musil war Ingenieur, Experimentalpsychologe und Hauptmann im
Ersten Weltkrieg. 1906 machte ihn sein erster Roman "Die
Verwirrungen des Zöglings Törleß" schlagartig berühmt. Mit seinem
unvollendet gebliebenen Roman "Der Mann ohne Eigenschaften" wurde er
zu einem der wichtigsten Autoren deutscher Sprache des 20.
Jahrhunderts. Dennoch starb er 1942 verarmt im Schweizer Exil.

Helga Mietz stellt Texte vor, die jenseits dieses
Romanfragments entstanden sind und bereits viele seiner Themen
beinhalten. Ergänzend dazu Äußerungen von Robert Musil selbst, die
ein Licht auf Verbindungen zu seiner Biografie und auf seine Haltung
als Schriftsteller werfen. 


Die Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Zwei Portraits: Die Referentin Helga Mietz und der ca. 20jährige österreichische Schriftsteller und Theaterkritiker Robert Musil im Jahr 1900 - Foto links: © by Helga Mietz, rechts: gemeinfrei -Quelle: Wikipedia.org]

"Robert Musil - ein Mann mit Eigenschaften"

Helga Mietz liest Texte des österreichischen Schriftstellers und Theaterkritikers Robert Musil

Foto links: © by Helga Mietz, rechts: gemeinfrei -Quelle: Wikipedia.org




Über die Referentin:

Helga Mietz trägt seit mehr als 10 Jahren öffentlich Texte
vor. Schon während ihrer beruflichen Tätigkeit brachte sie
literarische Texte in ihre Beratungs- und Seminararbeit ein, ihrem
Wahlspruch von Tschingis Aitmatow folgend: "Du öffnest die Bücher
und die Bücher öffnen dich".

Gern bringt sie ihrem Publikum auch Texte jenseits der Bestsellerlisten nahe.


Weitere Informationen:

Robert Musil Leben und Werk - Projekt Gutenberg

http://gutenberg.spiegel.de/autor/robert-musil-1071

Robert Musil (Autor) | Lebenslauf, Biografie, Werke - Wortwuchs

https://wortwuchs.net/lebenslauf/robert-musil/




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml
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LESUNG/6267: Hamburg - Kulturcafé Komm du | SPIEL ZIGEUNISTAN - Autorenlesung und Jazz mit Christiane Richers (Text) und Kako Weiß (Saxophon), 14.2.2019


Kulturcafé Komm du - Februar 2019

SPIEL ZIGEUNISTAN | Autorenlesung und Jazz mit Christiane Richers (Text) und Kako Weiß (Saxophon)

Szenisch-musikalische Lesung am Donnerstag, den 14. Februar 2019, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Plakat zur szenisch-musikalischen Lesung SPIEL ZIGEUNISTAN am Donnerstag, den 14.2.2019 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg-Harburg mit einem Foto der Autorin Christiane Richers vom THEATER AM STROM und des Saxophonisten Kako Weiss - Foto: © by Andreas Schwarz]





Das Komm du lädt ein zu einer Autorenlesung mit Musik

am Donnerstag, den 14.02.2019, 20.00 bis 22.00 Uhr:

SPIEL ZIGEUNISTAN

Lesung und Jazz mit Christiane Richers (Text) und Kako Weiß (Saxophon)

Identitäten, Gefühle und Vorstellungen - die Autorin, Regisseurin
und künstlerische Leiterin des THEATER AM STROM Christiane
Richers und der Saxophonist Kako Weiss erzählen vom
Alltag zweier Wilhelmsburger Sinti, Latscho und seinem musikbegabten
Neffen Wolkly, die zwischen Vorurteilen, Lebensträumen und der
prägenden Vergangenheit ihren Alltag bestreiten. Zwischen
Schulversagen und musikalischer Hochbegabung, zwischen den
Angstträumen aus einer langen Geschichte der Diskriminierung und dem
sozialen Engagement für vom Scheitern bedrohte Jugendliche bewegen
sich zwei starke Persönlichkeiten in unserer deutschen Gesellschaft.
Eine Geschichte aus Hamburg - eine Geschichte von nebenan.

Zur Lesung des Textes spielt Kako Weiß auf seine einmalige
Art feinen Saxophon-Jazz. 


Die szenisch-musikalische Lesung im Kulturcafé Komm du beginnt um 20:00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die Autorin Christiane Richers vom THEATER AM STROM und der Saxophonist Kako Weiss Rücken an Rücken - Foto: © by Andreas Schwarz]

Die Autorin Christiane Richers und der Saxophonist Kako Weiss erzählen in der

szenisch-musikalischen Lesung SPIEL ZIGEUNISTAN vom Alltag zweier Wilhelmsburger Sinti

Foto: © by Andreas Schwarz




SPIEL ZIGEUNISTAN

Lesung und Jazz 

mit Christiane Richers (Autorin) und Kako Weiß (Saxophon)

SPIEL ZIGEUNISTAN erzählt vom Alltag zweier Hamburger Sinti. Wolkly
ist Schüler und angehender Musiker, sein Onkel Latscho engagiert
sich täglich für seine Leute als Bildungsberater und Boxtrainer.
Beide kommen mit Schule überhaupt nicht klar. Das Stück bietet einen
intensiven, aufrüttelnden Einblick in die nur sehr allmählich
kleiner werdenden Traumatisierungen durch die kollektive Verfolgung
und Ermordung deutscher Sinti durch die Nazis. Die heutigen
Lebensbedingungen, die Wünsche, Träume und Ängste, aber auch der
Humor werden spürbar. 

SPIEL ZIGEUNISTAN basiert auf Gesprächen mit zwei Mitgliedern der
Hamburger Familie Weiß. Die Mitglieder der großen Familie sind im
Stadtteil Wilhelmsburg seit Generationen zuhause, werden aber
trotzdem immer wieder wie Fremde behandelt. 

SPIEL ZIGEUNISTAN entstand 2014 für das Hamburger Thalia Theater, es
wurde dort bis 2017 als Inszenierung fürs Klassenzimmer gezeigt.
Inzwischen haben sich Richers und Weiß für diese
Lesung zusammengetan: Text und Musik erzählen gemeinsam die
Geschichte. Bisherige Gastspiele führten bis in den süddeutschen
Raum und nach Österreich.


Über die Künstler:

Kako Weiß

ist als Jazz-Saxophonist in Hamburg und weit darüber hinaus bekannt
durch sein Kako Weiß Ensemble und das Café Royal Salonorchester.
Seine Biografie ist eine der Grundlagen für SPIEL ZIGEUNISTAN.

Christiane Richers

schreibt und inszeniert Theaterstücke, die Geschichten und
Biografien aus Hamburg aufgreifen. Neben "SPIEL ZIGEUNISTAN" sind
das "DAS IST ESTHER" über die 2016 in New York verstorbene Hamburger
Holocaustüberlebende Esther Bauer (seit neun Jahren im Spielplan des
Thalia Theater, Hamburg) und "IMMER WEITER" über eine obdachlose
Frau auf den Straßen Hamburgs. Sie ist künstlerische Leiterin des
THEATER AM STROM in Hamburg-Wilhelmsburg im Bildungszentrum "Tor zur
Welt", das 2015 mit dem Max-Brauer-Preis der Hamburger Alfred
Toepfer Stiftung und dem Hamburger Kinder- und Jugendtheaterpreis
ausgezeichnet wurde. Die Truppe spielt ihre Produktionen im gesamten
deutschsprachigen Raum. 


Weitere Informationen:

Theater am Strom - Homepage

https://www.theateramstrom.de/

Zum Reinhören & Anschauen - Theater am Strom: Spiel Zigeunistan - Ausschnitt

https://vimeo.com/181935808




[image: Blick von außen durch die Bogenfenster in das hell erleuchtete, gemütliche Kulturcafé Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml
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ADVENT/107: Adventskalender - für den 11. Dezember 2018 (SB)

Adventskalender für Dienstag, den 11. Dezember

[image: Adventskalender 11. Tür - Foto: © 2018 by Schattenblick ]



Und mit Blitzesschnelle

erreicht‘ es die Nasen,
trieb Nüstern und Felle
zusammen wie Hasen.


zum 11. Dezember 2018
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AUSSICHTEN/8484: Und morgen, den 11. Dezember 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 11.12.2018 bis zum 12.12.2018 +++






[image: Jean-Luc 8484 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Kalte Sonne, frischer Wind,

blaue Himmelsräume,

die heut' zu erobern sind,

decken Jean-Lucs Träume.
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STANDPUNKT/057: Gelbe Westen (Gilets Jaunes) - Wo die Demokratie auf dem Vormarsch ist! Teil 1 (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin


Gelbe Westen (Gilets Jaunes): Wo die Demokratie auf dem 
Vormarsch ist! [1/2]

Von Mauricio Alvarez, Redaktion Frankreich, 8. Dezember 2018






[image: Frau in gelber Weste mit Pappschild - Foto: © Mauricio Alvarez]

'Reduzierung von Steuern und Abgaben. Wir können das nicht mehr
ertragen! Der Staat ist ein Idiot für die Art und Weise, wie er das
Geld des französischen Volkes verwaltet.' 

Foto: © Mauricio Alvarez



Die Bewegung der Gelben Westen wächst immer mehr. Wenige Tage vor
einem vierten großen Demonstrationstag, der für Samstag, den 8.
Dezember 2018, geplant ist, mehren sich die Aktionen in ganz
Frankreich: Straßensperren, Blockaden von Tankstellen, "gebührenfreie"
Operationen und so weiter. Trotz der verschiedenen Versuche der
Regierung, diese beispiellose Mobilisierung der Bürger zu
kriminalisieren, wird die Bewegung immer noch von mehr als 75% der
französischen Bevölkerung unterstützt. Gymnasiasten und Gewerkschaften
schließen sich allmählich der Mobilisierung an, und die Möglichkeit
eines Generalstreiks oder einer möglichen Revolution spukt allen im
Kopf herum.

In diesem besonderen Zusammenhang möchten wir einen Schritt
zurücktreten und versuchen, die Auswirkungen dieser Gelbe
Westen-Bewegung auf die Demokratie zu verstehen. Auf die Echte.


Die Regierung des Volkes, vom Volk, für das Volk

Kommen wir zunächst auf die Etymologie des Wortes Demokratie zurück.
Das Wort stammt aus den griechischen Demos: Volk, und Kratos: Macht,
Autorität. Demokratie ist daher das politische System, in dem die
Macht vom Volk ausgeübt oder kontrolliert wird, ohne Unterschied nach
Geburt, Reichtum, Kompetenz ... (Grundsatz der Gleichheit).

Es ist offensichtlich, dass die Demokratie, selbst wenn sie als zu
erreichendes Ideal angesehen wurde, im Laufe der Geschichte immer
missbraucht wurde. Im Rahmen dieses Artikels wäre es langweilig, auf
konkrete Fälle aus der Vergangenheit zurückzukommen, um diese Aussage
zu untermauern. Konzentrieren wir uns also hauptsächlich auf die
aktuelle Situation.

In den meisten Ländern der Welt ist die Oligarchie die häufigste
Regierungsform, bei der die Macht einer kleinen Gruppe von Menschen
vorbehalten ist, die eine herrschende Klasse bilden. In Frankreich
gibt es einen klaren akademischen Weg für zukünftige Eliten. Dies
reicht von den Gymnasien Henri IV und Louis Le Grand bis hin zur École
nationale d'administration und dem Pariser Institut für
Politikwissenschaft.

Das Ergebnis dieses Weges im geschlossenen Kreislauf ist die tiefe
Trennung zwischen dem "goldenen" Leben der Herrscher und dem der
Bürger, die sie vertreten sollen.


Der Einfluss des Kapitalismus auf die Demokratie

Seit der Einführung des Kapitalismus im 18. Jahrhundert sind
Regierungen auf der ganzen Welt mit einem starken Einfluss von
Industriellen und Kapitalgebern auf ihre politischen Entscheidungen
konfrontiert. So sehr, dass heute Länder wie echte Unternehmen regiert
werden, und der soziale Aspekt zunehmend als "Verformung" betrachtet
wird, die um jeden Preis vermieden werden muss. Wachstum,
ausgeglichene Haushalte, Schulden, Steuern, usw. sind die Bezugspunkte
für die Gestaltung politischer Strategien und Programme. Mensch und
Natur werden daher auf eine niedrigere Ebene zurückversetzt. Sie sind
zu einfachen, anpassbaren Variablen geworden.

Mit den Worten von Étienne Chouard: "Seit 200 Jahren erlauben die
Wahlen den Reichen, Macht zu kaufen (und dann keine Steuern mehr
bezahlen zu müssen, um eine nachhaltige Politik der Arbeitslosigkeit,
niedriger Löhne und hoher Gewinne zu verfolgen), und sie nennen es
eine "repräsentative Regierung".


Der Dialog zwischen Menschen und Regierungen ist
zerbrochen

In vielen Ländern der Welt fühlen sich die Bürger nicht mehr durch
ihre politische Klasse repräsentiert. Diese unhaltbare Situation hat
in den letzten Jahren bereits zu Volksbewegungen und Aufständen in
verschiedenen Teilen der Welt geführt: Proteste nach den Wahlen im
Iran (2009), Arabischer Frühling (2011), Regenschirmrevolution in
Hongkong (2014), etc.

In einigen Ländern ist die Situation viel ernster. Oligarchen haben
sich dafür entschieden, "stärkere", ja sogar totalitäre Regime zu
etablieren, um die Demokratie allmählich abzuschaffen. Letzten Endes,
warum sollten Anstrengungen unternommen werden, um dem Volk zu dienen,
wenn es versklavt werden kann?

In Frankreich bleibt noch Zeit, die Demokratie zu schützen, auch wenn
sie schwer krank erscheint. Und das ist logisch, denn in den letzten
Jahren, von Nicolas Sarkozy bis Emmanuel Macron über François
Hollande, sind Entscheidungen und Reden, die respektlos, arrogant und
verächtlich gegenüber den Menschen sind, zum Alltag geworden.


Rückwärts rennen

Emmanuel Macron wurde 2017 gewählt, um positive Veränderungen zu
verkörpern, und zwar mit einer Partei, die sich außerhalb der
parteipolitischen Spaltung von "rechts" oder "links" positionierte.
Seine Politik hat die wirtschaftliche und soziale Situation jedoch nur
verschlimmert.

Darüber hinaus hat der Präsident der Republik, der für seine perfekte
Beherrschung der französischen Sprache und Rhetorik bekannt ist, seit
seiner Wahl ständig Wörter und Sätze verwendet, die von den
französischen Bürgern als unannehmbar erachtet werden. Hier sind
einige Beispiele:


	"Ich werde nichts weggeben", weder an die Faulenzer noch an die Zyniker" (1) und (2)

	"Menschen, die nichts sind" (1) und (2)

	"Ich überquere die Straße, ich suche dir einen Job" (2)

	"Gallier, die gegen Veränderungen resistent sind" (2)

	"Wir haben eine Unmenge Geld in Sozialleistungen gesteckt" (2)

	"Der beste Weg, einen Anzug zu kaufen, ist die Arbeit." (1)

	"Einige Leute, anstatt ein großes Chaos zu verursachen, sollten besser schauen, ob sie einen Job bekommen können ..." (2)



Bei den Maßnahmen könnten diese nicht weniger beliebt sein:


	Kürzung der Wohngeldleistung (3)

	Die Abschaffung der subventionierten Verträge (3)

	Die Höchstgeschwindigkeit wurde auf Nebenstraßen auf 80 km/h reduziert (3)

	Reform der französischen Eisenbahngesellschaft SNCF (3)

	Umwandlung des Solidaritätszuschlags auf das Vermögen in eine "Immobilienvermögensteuer" (4)



Diese verschiedenen Maßnahmen haben das Vertrauen der Bürger in die
Regierung allmählich geschwächt, aber der letzte Schrei ist zweifellos
der Plan der Regierung, die Kraftstoffsteuern ab Januar 2019 wieder zu
erhöhen. Dieses übertriebene Maß ist der Grund für eine beispiellose
Bewegung in der jüngeren französischen Geschichte: die Gelben Westen.

Im zweiten Teil dieses Artikels werden wir analysieren, wie sich die
Bewegung der Gelben Westen positiv auf die Demokratie auswirken
könnte.


Übersetzung aus dem Englischen von Lorenzo Molinari


Anmerkungen:

(1) Artikel in Les "Echos", veröffentlicht am 05. Oktober 2017

https://www.lesechos.fr/05/10/2017/lesechos.fr/030664382037_cespetites-phrasesde-macron-qui-ont-fait-polemique.htm

(2) Artikel auf "LADEPECHE.fr" veröffentlicht am 17. September
2018

https://www.ladepeche.fr/article/2018/09/17/2870297-maladresse-ou-arrogance-les-dix-phrases-choc-d-emmanuel-macron.html

(3) Artikel im "Le Monde" veröffentlicht am 8. Mai 2018

https://www.lemonde.fr/les-decodeurs/article/2018/05/08/vaccins-sncf-limitation-a-80-km-h-dix-reformes-que-macron-n-avait-pas-annoncees_5295787_4355770.html

(4) Artikel im "Les Echos" veröffentlicht am 12. Januar 2018

https://www.lesechos.fr/economie-france/dossiers/030655430833/030655430833-ifi-le-nouvel-isf-version-macron-2119468.php


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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SPANIEN/033: Könnte Spanien der erste NATO-Staat sein, der den internationalen Vertrag über das Verbot von Atomwaffen unterschreibt? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Könnte Spanien der erste NATO-Staat sein, der den internationalen
Vertrag über das Verbot von Atomwaffen unterschreibt?

Von ICAN*, International Campaign to Abolish Nuclear Weapons, 8.
Dezember 2018



Genf, Schweiz, 08.12.2018 - Im September 2018 kam eine unerwartet gute
Nachricht aus Spanien: Im Gegenzug für ihre Unterstützung des
Staatshaushalts 2019 erhielt die politische Partei Podemos von der
spanischen Regierung eine Zusage, den UN-Vertrag über das Verbot von
Atomwaffen zu unterzeichnen. Wie und wann sie diese Entscheidung
umsetzen wird, hat die Regierung noch nicht angekündigt.


Die spanische Regierung hat eine Vereinbarung mit Podemos
getroffen

Die Zusage erfolgte während eines persönlichen Treffens zwischen dem
spanischen Präsidenten Pedro Sanchez und dem Parteichef von Podemos,
Pablo Iglesias, am 7. September, bei dem der Haushalt 2019 besprochen
wurde. Anschließend veröffentlichte Podemos 11 Verpflichtungen der
Regierung zu einer Vielzahl von Themen, die während des Treffens
festgelegt wurden. Eingebettet zwischen der Einrichtung eines
staatlichen Gedächtnismuseums zu Ehren der Opfer des Franco-Regimes
und einem Bildungspaket, das armen Familien helfen soll, Schulbücher
zu bezahlen, lag Verpflichtung Nr. 4: Spanien wird den Vertrag über
das Verbot von Atomwaffen unterzeichnen.


Welche Bedeutung hat die
Unterzeichnung des Atomwaffenverbotsvertrags durch Spanien?

Die Unterzeichnung durch Spanien würde einen bedeutenden Durchbruch
für den UN-Atomwaffenverbotsvertrag unter den NATO-Staaten bedeuten.
Spanien würde damit signalisieren, dass es eine Zukunft für ein
Bündnis ohne Atomwaffen unterstützt. Wie mehrere Studien bestätigt
haben, gibt es keine rechtlichen Hindernisse für den Beitritt von
NATO-Staaten zum Atomwaffenverbotsvertrag der Vereinten Nationen. Aber
innerhalb der Allianz besteht ein erheblicher politischer Druck, sich
vom Vertrag fernzuhalten.

Die Unterstützung Spaniens für den Atomwaffenverbotsvertrag wäre auch
ein wichtiges positives Signal für die gesamte nukleare Abrüstungs-
und Nichtverbreitungsbewegung, die von den Staaten, die Atomwaffen
besitzen, erheblich untergraben wird. Getroffene Vereinbarungen,
Verträge und Verpflichtungen werden über Bord geworfen, während alle
neun atomar bewaffneten Staaten teure Modernisierungsprogramme für
ihre Arsenale auflegen. Die jüngste Entscheidung der USA, sich aus dem
INF-Vertrag mit Russland zurückzuziehen, ist nur ein Beispiel für
dieses rücksichtslose Verhalten. NATO-Mitglieder wie Spanien haben
eine besondere Verantwortung und nun auch die Gelegenheit, diesen
Trend durch die Ablehnung einer Zukunft mit Atomwaffen zu stoppen. Die
nächsten Schritte der spanischen Regierung werden von vielen
aufmerksam beobachten werden.


Nächste Schritte?

Bei einem Treffen Anfang November in Madrid bestätigten
Podemos-Vertreter der Internationalen Kampagne zur Abschaffung von
Atomwaffen ICAN [1], dass das Engagement weiterhin steht, und sie
erwarten, dass sich die spanische Regierung auch daran hält. Bis jetzt
hat die Regierung allerdings noch keine Angaben darüber gemacht, wie
oder wann sie den Vertrag unterzeichnen wird und diesbezügliche
Medienanfragen an die Regierung sind bisher unbeantwortet geblieben.

ICAN fordert die spanische Regierung auf, an ihrer Vereinbarung vom
September festzuhalten und die nächsten Schritte zur Unterzeichnung
des internationalen Atomwaffenverbotsvertrags zu prüfen.


(*) Die Internationale Kampagne zur Abschaffung von Nuklearwaffen (ICAN)
ist eine globale Organisation, die sich bemüht, Menschen auf der
ganzen Welt zu mobilisieren, ihre Regierungen zu inspirieren, zu
überzeugen und unter Druck zu setzen, Verhandlungen für einen
umfassenden Nuklearwaffenverbotsvertrag durchzusetzen. Seitdem die
Organisation 2007 gegründet wurde, hat sie weltweit 360
Partnerorganisationen in 93 Ländern dazugewonnen. www.icanw.org


Englischsprachiger Originalartikel:

http://www.icanw.org/campaign-news/could-spain-be-the-first-nato-state-to-sign-the-tpnw/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MELDUNG/379: Neue Chronik europäischer Einflüsse auf indigene Bevölkerung Nordamerikas (idw)


Universität Wien - 07.12.2018

Neue Chronik europäischer Einflüsse auf indigene Bevölkerung
Nordamerikas



In einer umfangreichen Studie hat ein internationales Team, dem auch die
IsotopenphysikerInnen Eva Maria Wild und Peter Steier von der Universität
Wien angehören, mittels C-14-Bestimmungen pflanzliche Überreste von
archäologischen Fundstellen in Nordamerika analysiert. Dabei stellte sich
heraus, dass die Chronologie der ersten europäischen Einflüsse auf die
indigene Bevölkerung im Nordosten Nordamerikas neu überdacht werden muss.
Die Untersuchungen sind Teil des Projekts "Dating Iroquoia", das von Sturt
Manning von der Cornell University und Jennifer Birch von der University
of Georgia geleitet wird. Die Ergebnisse der Studie erscheinen aktuell in
"Science Advances".

Die bis jetzt etablierte Geschichte des ersten Kontaktes zwischen
EuropäerInnen und nordamerikanischen UreinwohnerInnen beruhte auf einer
zeitlichen Einschätzung archäologischer Funde von Handelswaren
europäischen Ursprungs und anderen archäologischen Indikatoren. Die
IsotopenphysikerInnen Eva Maria Wild und Peter Steier von der Universität
Wien untersuchten nun gemeinsam mit WissenschafterInnen der Cornell
University, der University of Georgia und anderen Institutionen mehrere
bekannte Fundstellen von Völkern der irokesischen Sprachfamilie in Ontario
um diese Annahme zu überprüfen. Dabei fanden sie heraus, dass das
Vorhandensein oder Fehlen von europäischen Gütern kein verlässliches Indiz
für die chronologische Einordnung der Fundstellen darstellt.

Die ForscherInnen bestätigen die konventionelle Datierung der Fundstätte
Warminster in die Zeitperiode der Kontaktaufnahme zwischen EuropäerInnen
und ursprünglicher Bevölkerung (um 1615). Die aufgrund der nur spärlichen
vorkommenden Funde europäischen Ursprungs bisher in die Zeit vor der
Kontaktaufnahme mit EuropäerInnen datierten wichtigen Fundstellen der
Siedlungen Draper, Spang und Mantle weiter im Süden, die zeitlich
aufeinanderfolgend bewohnt wurden, erwiesen sich jedoch deutlich jünger
als bisher angenommen. Die Funde aus Mantle wurden als ungefähr zeitgleich
mit jenen aus Warminster datiert.

Die neuen Datierungen wurden mittels C-14 Bestimmungen von 86 Proben
hauptsächlich kurzlebiger pflanzlicher Materialien unter Anwendung der
Bayes'schen Analyse durchgeführt. Diese Kombination ermöglicht eine
wesentlich präzisere Bestimmung, da zusätzliche Informationen, wie die
zeitliche Abfolge von Funden, berücksichtigt werden. Die neuen Daten
zeigen, dass die Chronologie der Kontakt-Ära im nordöstlichen Nordamerika
und damit auch die derzeit als gültig erachtete Geschichte dieser Periode
neu überdacht werden muss.

Das Projekt "Dating Iroquoia" wird vom NSF (National Science Foundation)
gefördert.


Publikation in "Science Advances"

Sturt W. Manning, Jennifer Birch, Megan A. Conger, Michael W. Dee, Carol
Griggs, Carla S. Hadden, Alan G. Hogg, Christopher Bronk Ramsey, Samantha
Sanft, Peter Steier, Eva M. Wild.

"Radiocarbon re-dating of contact-era Iroquoian history in northeastern
North America",

DOI: 10.1126/sciadv.aav0280

http://advances.sciencemag.org/content/4/12/eaav0280

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, 07.12.2018
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AUSSTELLUNG/421: Braunschweig - "Zerissene Zeiten", Städtisches Museum und Schlossmuseum, bis 25.08.2019


Stadt Braunschweig

Zwei Häuser - Eine Revolution

Ausstellung "Zerissene Zeiten" im Städtischen Museum und im Schlossmuseum



Braunschweig. Das Motto "Zwei Häuser - Eine Revolution" ist Programm:
Das Schlossmuseum und das Städtische Museum Braunschweig widmen sich
derzeit der Novemberrevolution in Braunschweig. Die zwei Ausstellungen
spiegeln die Geschichte aus unterschiedlichen Perspektiven und
ergänzen sich. Beispielsweise greifen beide Ausstellungen auf
Zeichnungen des Braunschweiger Künstlers Karl Blanke zurück, der die
Revolution künstlerisch überliefert hat. Auch werden jeweils
Protagonisten der Revolution vorgestellt. Dr. Ulrike Sbresny, Leiterin
des Schlossmuseums, über die beiden Ausstellungen: "Die Abdankung des
Braunschweigischen Herzogs Ernst August war die erste Abdankung im
Kaiserreich und Ausgangspunkt der Ausstellung im Schlossmuseum. Die
Zusammenarbeit mit dem Städtischen Museum und die Parallelität der
Ausstellungen in beiden Häusern ist eine Chance für die Besucher, sich
diesem spannenden Thema aus verschiedenen Blickwinkeln zu nähern."

Das Schlossmuseum fokussiert dabei den Ort der Abdankung und die
Geschehnisse des Schlosses: Wie lief die Abdankung selbst ab? Welche
Quellen sind darüber zu finden? Was passierte mit den neuen
Machthabern, der herzoglichen Familie, den Bediensteten, dem Schloss?
Wie wurden die vielen Möbel, Gemälde und Räume der ehemaligen
Welfenresidenz genutzt? Zu sehen sind dort neben der originalen
Abdankungsurkunde weitere spannende Quellen zur Geschichte.
Fotografien des Arbeiter- und Soldatenrates, der herzoglichen Familie
und von Bediensteten stellen Akteure und Betroffene vor. Berichte und
Briefe geben Einblick in die aufregende Zeit vor 100 Jahren.
Kunstwerke sowie Ausstattungsstücke der Vergangenheit kehren auf Zeit
zurück ins Braunschweiger Schloss.

Die Geschichte der Novemberrevolution und der frühen Jahre der
Weimarer Republik ist sprunghaft, sie lässt sich nicht als Kontinuum
erzählen. Genau diese Eigenschaft einer wild bewegten,
diskontinuierlichen Zeit spiegelt die Schau im Städtischen Museum
wider. Um Geschichte lebendig werden zu lassen, finden sich hier
sprechende Sinnbilder: Halb zerstörte Husaren-Figuren aus der Zeit des
Herzogtums Braunschweig, die Fotografien zur Revolution flankieren,
stehen für die Zerlegung und Auflösung der alten Gesellschaft. Im
Lichthof ragen ineinandergeschobene, zackige Schollen auf, die Objekte
tragen. Diese Schollen verweisen auf die Zerrissenheit der Zeit, auf
den Verlust der Fundamente, einer nunmehr labilen Gesellschaft, auf
die Schubkräfte und die Unkalkulierbarkeit der Geschichte.
Museumsdirektor Dr. Peter Joch resümiert: "Die Revolution lässt sich
nicht einfach als Zeitstrahl erzählen. Sie braucht in einer
Ausstellung starke Sinnbilder, die die grundlegenden Verschiebungen
der damaligen Gesellschaft spiegeln."

Beide Ausstellungen sind Teil des Projekts "Vom Herzogtum zum
Freistaat. Braunschweigs Weg in die Demokratie 1916-1923", das vom
Dezernat für Kultur und Wissenschaft koordiniert wird. Die Ausstellung
"Revolution. Abdankung. Schloss." im Schlossmuseum ist noch bis zum
25.08.2019 zu sehen. Die Schau "Zerrissene Zeiten - Krieg. Revolution.
Und dann?" im Städtischen Museum wird bis zum 20.01.2019 gezeigt.

Infos:

Städtisches Museum

Öffnungszeiten: Di - So 10 - 17 Uhr

Städtisches Museum Braunschweig, Haus am Löwenwall

Steintorwall 14, 38100 Braunschweig

Tel.: (0531) 470 4521

E-Mail: staedtisches.museum@braunschweig.de

www.braunschweig.de/museum

Eintritt: Erwachsene 5,00 Euro; Ermäßigung (für Schüler, Studierende,
Auszubildende, Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des
"Braunschweig Passes") 2,50 Euro; Kinder von 6 - 16 Jahre 2,00 Euro;
Schulklassen und Kinder bis 6 Jahre freier Eintritt. Das Städtische
Museum ist uneingeschränkt barrierefrei.

Schlossmuseum

Öffnungszeiten: Di, Do - So 10 - 17 Uhr, Mi 13 - 20 Uhr

Schlossmuseum Braunschweig, Schlossplatz 1, 38100 Braunschweig

Tel.: (0531) 470 4876

E-Mail: schlossmuseum@residenzschloss-braunschweig.de
www.schlossmuseum-braunschweig.de

Eintritt: Erwachsene 4,00 Euro; Ermäßigung (für Menschen mit
Behinderung sowie Inhaber des "Braunschweig Passes") 1,00 Euro;
Kinder/Jugendliche bis 15 Jahre freier Eintritt; Schulklassen freier
Eintritt. Das Schlossmuseum ist uneingeschränkt barrierefrei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.12.2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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MELDUNG/094: Eine Stiftung für die friesische Volksgruppe (idw)


Europa-Universität Flensburg - 06.12.2018

Eine Stiftung für die friesische Volksgruppe

Gremium für Fragen der friesischen Volksgruppe tagt an der
Europa-Universität Flensburg



Zum zweiten Mal in diesem Jahr tagte das Gremium für Fragen der
friesischen Volksgruppe. Die Sitzung, die von Landtagspräsident Klaus
Schlie geleitet wurde, fand an der Europa-Universität Flensburg (EUF)
statt und befasste sich neben den Sachstandsberichten der friesischen
Vereine, Verbände und Institutionen vor allem mit zwei großen Themen: Der
Einrichtung einer "Stiftung für die friesische Volksgruppe" sowie dem
Status des Friesischen im Bildungsbereich.

"Nirgendwo ist Toleranz und Respekt vor Minderheiten so sichtbar wie in
Schleswig-Holstein, wo der Minderheitenschutz in der Verfassung verankert
ist, nirgendwo sonst in Schleswig-Holstein ist Toleranz und Respekt vor
Minderheiten so sichtbar wie in Flensburg, wo in der deutsch-dänischen
Grenzregion aus Feinden Freunde geworden sind, und nirgendwo sonst in
Flensburg sind Toleranz und Respekt vor Minderheiten so sichtbar wie an
der Europa-Universität Flensburg mit ihren Professuren für
Minderheitenforschung", begrüßte der Präsident der EUF, Prof. Dr. Werner
Reinhart, die Mitglieder des Gremiums und deren Gäste.

Eine Stiftung für die friesische Volksgruppe

Dirk Schrödter, Chef der Staatskanzlei, und Prof. Dr. Utz Schliesky,
Direktor des Schleswig-Holsteinischen Landtags, stellten dem Gremium den
Planungsstand zur "Stiftung für die friesische Volksgruppe" vor. Eine
Arbeitsgruppe hatte im Auftrag des Friesenrats ein Modell entworfen, um
die Finanzierung der friesischen Volksgruppe auf eine sichere,
langfristige und für Planungssicherheit sorgende Grundlage zu stellen.
"Der Vorschlag ist, eine "Friesenstiftung" zu errichten. Das wesentlich
Neue der Stiftung bestünde darin, dass die gesamte Förderung der
friesischen Volksgruppe über diese Stiftung abgewickelt würde", erklärte
Schliesky. Die Vorteile lägen auf der Hand: Weniger Bürokratie auf Seite
des friesischen Ehrenamtes, was mehr Freiräume für die kulturelle Arbeit
bedeute, und mehr Planungssicherheit über Haushaltsmittel.

"Wir sehen den Bedarf einer eigenen Stiftung schon sehr lange", sagte die
Präsidentin des Friesenrats Ilse Johanna Christiansen. "Dass diese
Stiftung von der Staatskanzlei über verschiedene Ministerien aufgegriffen
wurde und über einen Gesetzgebungsprozess vom Landtag gesetzlich verankert
werden wird, ist sehr wichtig für uns."

Das Gremium begrüßte in seiner Sitzung entsprechend die geplante
Einrichtung der Stiftung zum 1.1.2020.

Friesisch im Bildungsbereich

Friesisch an der EUF nahm den ersten Teil des Tagungsordnungspunktes ein.
Vorgestellt wurde der Honorarprofessor für Minderheitenforschung, Prof.
Dr. J¢rgen Kühl. Der Gründungsdirektor der dänischen A.P. M¢ller Skolen in
Schleswig unterrichtet auf deutscher und dänischer Seite das Thema
nationale Minderheiten und vertritt im Vorstand des in Flensburg
ansässigen "European Center for Minority Studies" den dänischen
Wissenschaftsminister.

Das Friesische Seminar der EUF stellte der Leiter des Seminars vor, Nils
Langer. Der Professor für Frisistik und Minderheitenforschung, berichtete,
dass die Studierendenzahlen im Fach Friesisch deutlich gestiegen seien.
Fünf Studierende der EUF gaben dem Gremium Auskunft über Motivation und
Ziele ihres Friesisch-Studiums. Interesse am Thema Minderheiten, Neugierde
auf eine wissenschaftlich noch nicht so erforschte Sprache und die eigene
Herkunft waren wichtige Argumente.

Der Präsident der EUF schlug vor, Friesisch, das bisher an der EUF nur als
Schwerpunkt innerhalb des Teilstudiengangs Deutsch zusätzlich studiert
werden kann, zu einem Ergänzungsfach auszubauen.

In den Schulen müsste die Wertschätzung des Friesisch-Unterrichts sichtbar
verstärkt werden, sagte Lena Grützmacher, Landesfachberaterin des IQSH für
den Friesisch-Unterricht. Sie wünschte sich dazu u.a. eine sichere
Finanzierung des Unterrichtsmaterials für alle Minderheitensprachen.
Der Vorsitz des Gremiums für Fragen der friesischen Volksgruppe obliegt
dem jeweiligen Landtagspräsidenten oder der Landtagspräsidentin. Es tritt
zweimal im Jahr zusammen und ist Ansprechpartner für alle Fragen, die die
Pflege und Förderung der friesischen Sprache, Bildung und Kultur
betreffen. Die Mitglieder sind Landtagsabgeordnete, schleswig-holsteinische
Bundestagsabgeordnete, die Minderheitenbeauftragte des
Landes und Angehörige des Friesenrates. Das Gremium arbeitet seit 1988.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution134
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GUTE-NACHT/3657: Im Advent - Alle von einem Tisch (SB)






[image: ]

Molly hat den Waschgang in der Waschmaschine zum Glück überlebt.
Sie ist auch nicht eingelaufen, was Marlene befürchtet hat.
Allerdings hat Mama das Schaf heute morgen dann auf die
Wäscheleine zum Trocknen gehängt. Aber das hat Marlene gleich
entdeckt, als sie aus der Schule nach Hause kam. Sofort hat sie
Molly von der Leine und den zwickenden Wäscheklammern befreit.
Jetzt liegt Molly auf der warmen Heizung im Kinderzimmer, um zu
trocknen.

"Schön weiß bist du geworden", gibt Marlene zu, "aber das wäre
sicher auch ohne Waschgang möglich gewesen." Marlene ist immer
noch sauer auf Mama, die ja Molly am liebsten gleich entsorgt
hätte.

Am Nachmittag besuchen Simon und Marlene wieder ihren Opa.
Heute ist auch Oma Magdalena mit im Gartenhaus und Marlene
berichtet ihr sogleich, was dem gefundenen Schaf zuhause
widerfahren ist.

"Da hat dein Schaf aber noch einmal Glück gehabt", sagt Oma.
"Wieso?", möchte Marlene wissen. Da erzählt Oma ihr
folgende Geschichte:

Es war einmal ein Mädchen, das ging mit ihrer Kinderfrau in
den Zoo. Die Kinderfrau achtete darauf, daß sich die Kleine
nicht schmutzig machte und auch nichts anfaßte. In einem
kurzen unbeobachteten Augenblick machte sich die Kleine
aus dem Staub. Sie hatte es satt, immer so streng behandelt zu
werden. Drüben hinter dem Zaun hatte sie Kinder mit
einem Ball spielen sehen. Die tollten herum. Niemand sagte ihnen,
sie sollten auf ihre Sachen Acht geben, sich nicht schmutzig
machen. Nachdem das Mädchen durch das Loch im Zaun geklettert war,
durfte sie mit den Kindern mitspielen.

Dann wurde es Abendbrotzeit und die Kinder gingen nach Hause. Ihre neue
Spielgefährtin nahmen sie einfach mit. Zuhause saßen dann
alle um den Tisch herum. Jedes Kind bekam einen Löffel in die
Hand und auch der kleine Gast wurde mit einem ausgestattet.
Das Essen selber bestand aus Reisbrei und der wurde einfach
aus dem Topf in die Mitte des Tisches geschüttet und alle
konnten sich bedienen ...

"Ohne Teller?" - "Ja, der Brei wurde einfach mitten auf den Tisch gekippt." -
"Oma, was hat das denn mit meinem Schaf zu tun?", fragte Marlene.
"Paß auf!", meinte Oma, "jetzt geht es weiter."

... Als alle mit Essen fertig waren, spielten die Kinder
noch mit ihren Puppen. Das Mädchen hatte eine wunderschöne
Puppe dabei, die sie gegen eine schon etwas verschlissene
Puppe eintauschte. Als die Mutter fragte, ob die Kleine jetzt nicht
nach Hause müsse, beschlossen die beiden Mädchen, ihre Puppen einfach
getauscht zu lassen. Das fremde Mädchen wurde dann nach Hause gebracht.
Dort war die Aufregung groß. Schließlich hatten die Eltern Angst,
die Tochter sei entführt worden. Die Sorge blieb nicht lange. Gleich
ging es zur Tagesordnung über.

"Wie riechst du denn und wie siehst du aus, so schmutzig. Und
was hast du da überhaupt für eine scheußliche Puppe."
So wurde die Kleine begrüßt. Ihre Mutter nahm die alte
Puppe mit dem kaputten Kleidchen und warf sie sogleich in den
Mülleimer. Die Tochter wurde schnell in die Badewanne gesteckt
und dann ins Bett. Doch als die Mutter die Tür hinter sich zuzog,
schlüpte das Mädchen aus dem Bett und ging hinüber ins Badezimmer.
Ja, die Kleine hatte ein eigenes Badezimmer.

Aus dem Mülleimer fischte sie die Puppe heraus und nahm sie mit ins
Bett. Dort liebkoste und wiegte sie die Puppe. Dann hüpfte das Mädchen
noch einmal aus dem Bett. Aus ihrem Nähkästchen holte sie sich
eine Schere und schnitt ...

... sich ihre langen Haare ab, um sie der kahlen Puppe über den Kopf
zu legen und sie ihr zu schenken.

Gute Nacht!

zum 11. Dezember 2018
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HÖRFUNK/471: Deutschlandfunk Kultur - Lieder zum Ankommen. Sprachvermittlung durch Singen, 12.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

U.a. "Lieder zum Ankommen - Sprachvermittlung durch Singen"

Von Uta Vorbrodt

Kakadu. Musiktag

Mittwoch, 12. Dezember 2018, 15.05 - 15.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Lieder zum Ankommen - Sprachvermittlung durch Singen" ist ein Projekt
für Kinder, die neu in Deutschland sind, weil sie geflüchtet sind.
Bevor sie in eine Regelklasse kommen, gehen sie ein oder zwei Jahre in
eine Extraklasse einer Kölner Grundschule. Dorthin kommt zweimal
wöchentlich eine Musikpädagogin, die mit den geflüchteten Kindern
singt und zwar Lieder nach einem speziellen Konzept. Hierbei geht es
um den besseren und schnelleren Spracherwerb für Kinder aus den
verschiedensten Ländern.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 4. Dezember 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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LESUNG/1815: Braunschweig - Englisch-deutsches Bilderbuchkino zur Weihnachtszeit, 13.12.2018


Stadt Braunschweig

Englisch-deutsches Bilderbuchkino zur Weihnachtszeit



Braunschweig. Die Kinderbibliothek der Stadtbibliothek im Schloss,
Schlossplatz 2, präsentiert am Donnerstag, 13. Dezember, um 16 Uhr ein
zweisprachiges Bilderbuchkino. Lesepaten der Bürgerstiftung
Braunschweig stellen das weihnachtliche Bilderbuch "Winnie and Wilbur
meet Santa" oder "Zilly und Zingaro - Schöne Bescherung" von K. Paul
und V. Thomas für Kinder ab vier Jahren auf Englisch und Deutsch vor.
Im Anschluss gibt es ein Bastelangebot. Der Eintritt ist frei, eine
Anmeldung ist nicht erforderlich. Weitere Informationen unter der
Telefonnummer 470-6834.

In der Geschichte geht es um Zilly und den Kater Zingaro, die dem
Weihnachtsfest entgegen fiebern. Doch dann passiert die Katastrophe:
Der Weihnachtsmann bleibt ausgerechnet in ihrem Schornstein stecken.
Zwar kommt er mit Ziehen und Zerren frei, doch nun steckt der Arme in
arger Zeitnot. Ohne Zillys und Zingaros Hilfe ist die diesjährige
Bescherung nicht zu schaffen. Um Weihnachten zu retten, sind Zillys
Zauberkünste gefragt. Witzige Details und lustige Begebenheiten im
kunterbunt dekorierten und verschneiten Weihnachtsland.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Postfach 3309 - 38023 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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LESUNG/1814: Norden - "Frau Holle", Märchenstunde in der Stadtbibliothek am 13.12.2018


Stadt Norden

Nächste Märchenstunde in der Stadtbibliothek für Jung & Alt: "Frau
Holle"



Am Donnerstag, den 13. Dezember findet um 16 Uhr die nächste
Märchenstunde in der Stadtbibliothek Norden statt. Diesmal liest
Nikola Horn das Märchen "Frau Holle". Eingeladen sind Kinder und
Erwachsene, die Lust haben sich verzaubern und in eine andere Welt
führen zu lassen.

Der Eintritt ist frei. Um Anmeldung unter 04931/ 923 353 wird
gebeten.

Die Erzählung "Frau Holle" handelt von zwei ungleichen Schwestern. Die
eine schön und fleißig, aber von der Mutter ungeliebt. Die andere ist
hässlich und faul, aber von der Mutter geliebt.

"Schön" meint im Märchen nicht ein ansprechendes Äußeres, sondern
vielmehr die inneren Werte. "Faul" ist, wer sich vom Leben bedienen
lässt. Und oft hat es in der Welt den Anschein, dass oft die Faulen
besser durchs Leben kommen.

Die schöne Schwester springt aus Angst und Verzweiflung hinab in den
Brunnen und findet "unten" zu sich selbst und damit in der Tiefe
einen/ "ihren" Weg. Gemeint ist der tiefe Zugang zu seinem Selbst.
Sie hört was auf diesem Weg von ihr gefordert wird und erfüllt den
Lebensanspruch ganz absichtslos: sie holt das Brot aus dem Ofen,
schüttelt den Apfelbaum, verrichtet alle aufgetragene Arbeiten
gewissenhaft und kehrt als Belohnung durch ein goldenes Tor in die
Alltagswelt zurück.

Die Faule geht den gleichen Weg, aber aus Berechnung. So wird aus
Ihrer Illusion nur bittere Enttäuschung und das Pech wird sie ein
Leben lang begleiten.

Das Leben, und darin den eigenen Weg zu finden, ist nicht ohne Mühen
und Anstrengungen, oft auch mit leidvollen Erfahrungen, zu erreichen
und nicht im Voraus wohl zu kalkulieren. Erst wenn ich den Weg zu mir
gegangen bin und durch diese Erkenntnisse zurückkehre in die
Alltagswelt, werde ich den anderen anders erscheinen. "Aus dir wird
werden, was in dir ist" das zeigt sich im Haus der Frau Holle. Den
Traum vom Leben, den man selbst nach Kräften wahrmachen möchte und
letztendlich auch mit viel Mühe geht oder eine Einstellung die durch
Überheblichkeit und überzogenem Anspruchsdenken, einen dumm, blind und
hässlich erscheinen lässt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

Stadt Norden

Am Markt 15, 26506 Norden

Tel. 04931/923-0, Fax 04931/923-456

Internet: http://www.norden.de
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LESUNG/1813: Leverkusen - "Frohes Fest, kleines Muffelmonster",13.12.2018


Stadt Leverkusen

"Lesen verleiht Flügel": Frohes Fest, kleines Muffelmonster



Unter dem Motto "Lesen verleiht Flügel" wird an jedem Donnerstag in
der Kinderbibliothek vorgelesen. Am Donnerstag, 13. Dezember, liest
Vorlesepatin Michélé Demel das Bilderbuch "Frohes Fest, kleines
Muffelmonster" von Julia Boehme vor. Die Illustrationen im Buch sind
von Franziska Harvey. Das kleine Muffelmonster will mit Moritz
Weihnachten feiern..., und da erlebt Moritz ein wahrhaft alternatives
Weihnachtsfest. Köstlicher Bilderbuchspaß, der das Warten aufs
Christkind auf unterhaltsame Weise verkürzt.

Zu dieser Vorlesestunde lädt die Kinder- und Jugendbibliothek alle
interessierten Kinder ab 5 Jahren herzlich ein. Die Veranstaltung
beginnt um 16.00 Uhr. Der Eintritt ist frei. Eine Voranmeldung ist
nicht erforderlich.

Ort: Kinderbibliothek im Erdgeschoss der Hauptstelle der
Stadtbibliothek in Wiesdorf, Fr.-Ebert-Platz 3d.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.12.2018

Stadt Leverkusen

Internet: http://www.leverkusen.de

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de
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TREFFEN/163: Münster - Scratch-Café mit "Trust in Wax" am 15.12.2018


Stadt Münster

Scratch-Café mit "Trust in Wax"



Münster (SMS) Wie wird man eigentlich DJ? Und was ist überhaupt der
Unterschied zwischen Auflegen, Sampeln und Remixen? Im Rahmen der
Initiative "Kulturrucksack" der Stadt Münster bietet "Trust in Wax"
mit seinem Scratch-Café wieder einen offenen Treff für den
Turntablism-Nachwuchs an. Für junge Menschen im Alter von zehn bis 14
Jahren werden am Samstag, 15. Dezember, von 13 bis 17 Uhr, im JuWel
der Stadtbücherei Münster allerhand Turnies und Mixer aufgebaut. Dort
dreht sich dann alles um Drums und Loops, Schallplatten suchen, Sounds
finden, mixen und natürlich: live spielen. Wer möchte, kann den
Experten rund ums "DJing" bei dieser Gelegenheit auch Löcher in den
Bauch fragen.

Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung nicht erforderlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

Herausgeberin: Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301, Fax 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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GLEICHHEIT/6778: Mehrere Tausend demonstrieren gegen das neue Polizeigesetz in Nordrhein-Westfalen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Mehrere Tausend demonstrieren gegen das neue Polizeigesetz in NRW

Von unseren Reportern

10. Dezember 2018



Rund 4000 Menschen haben am Samstag in der Landeshauptstadt Düsseldorf
gegen das geplante neue Polizeigesetz der nordrhein-westfälischen
Landesregierung von CDU und FDP protestiert. Auch in Hannover gingen
ähnlich viele Menschen gegen die dortige Verschärfung der Polizeigesetze
der niedersächsischen Landesregierung aus SPD und CDU auf die Straße.

Die schwarz-gelbe Landesregierung in Nordrhein-Westfalen unter
Ministerpräsident Armin Laschet (CDU) hatte bereits im Februar einen
Gesetzesentwurf vorgelegt, doch aufgrund massiver Proteste, nicht zuletzt
einer Demonstration von 20.000 im Juli in Düsseldorf [1], angekündigt, bis
Oktober einige kosmetische Änderungen vorzunehmen. Diese sind nun erfolgt,
ändern aber rein gar nichts an der grundlegenden Ausrichtung des Gesetzes.
Die Überwachung der Bevölkerung wird ausgeweitet, Proteste kriminalisiert
und die Polizei mit weitgehenden Vollmachten ausgestattet.

Die weitestgehende Änderung im neuen Gesetzentwurf betrifft die Streichung
der Definition der "drohenden Gefahr", mit der alle Polizeistaatsmaßnahmen
gerechtfertigt werden. Im aktuellen Gesetzentwurf wird sich nun der
Definition von Terrorismus angenähert. Da diese jedoch ebenso schwammig und
ungenau ist, ist auch die Änderung nichts als Augenwischerei. Denn einer
terroristischen Gefahr werden schon Aktivitäten zugeordnet, bei denen
beispielsweise die Bevölkerung "auf erhebliche Weise eingeschüchtert",
einer Behörde oder internationalen Organisation mit Gewalt gedroht oder
"die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen oder sozialen
Grundstrukturen eines Staates oder einer internationalen Organisation"
erheblich beeinträchtigt werden.

Die meisten anderen Änderungen des ursprünglichen Gesetzentwurfes sind rein
redaktionel. Es bleibt dabei, dass Menschen zur "Gefahrenabwehr" bis zu 28
Tage eingesperrt werden können, bloß weil ein Verdacht besteht, dass sie
eine Straftat begehen könnten. Die Paragrafen zur
Telekommunikationsüberwachung (TKÜ) ermöglichen der Polizei weiterhin eine
weite, kaum kontrollierte Überwachung von Personen. Am geplanten Einsatz
von elektronischen Fußfesseln, der verstärkten Videoüberwachung auf
öffentlichen Plätzen sowie der Ausrüstung der Polizei mit
Elektroschockpistolen (Tasern) hat sich nichts geändert.

Die schwarz-gelbe Landesregierung plant, den veränderten Gesetzentwurf
schon in dieser Woche durch den Landtag zu bringen. So werden auch in NRW,
wie in den meisten anderen Bundesländern, unter dem Vorwand, die
Bevölkerung vor Terroranschlägen und Kriminalität zu schützen, ein
Polizeistaat auf- und demokratische Rechte abgebaut.

Wie die WSWS seit Langem betont, dient der Aufbau eines
Polizeistaats in Deutschland dazu, die wachsende Opposition von Arbeitern
und Jugendlichen gegen soziale Ungleichheit, Militarismus und Krieg zu
kontrollieren und notfalls brutal zu unterdrücken. Den meisten Teilnehmern
des Protests am Samstag in Düsseldorf war dies bewusst. Viele, mit denen
die WSWS sprach, bezogen sich auf Proteste gegen den G-20-Gipfel [2]
in Hamburg, die Proteste gegen den Braunkohletagebau im Hambacher Forst [3]
und auch auf die aktuellen Proteste der "Gelbwesten" [4] in Frankreich.

Michael (32) ist Geologe. Er war darüber empört, dass man schon im Vorfeld
irgendeiner Straftat mit Repressionen zu rechnen habe. "Ohne dass man etwas
getan hat, ohne dass überhaupt etwas passiert ist, ohne dass man selbst
etwas dafür kann, soll man schon eingesperrt werden können", sagte er. "Man
muss nur zur falschen Zeit am falschen Ort sein. Das erinnert doch sehr an
die Stasi", den stalinistischen Staatssicherheitsdienst der ehemaligen DDR.
"So sollen politische Proteste unterdrückt werden. Das Gesetz soll sich
zwar gegen den Terrorismus richten, doch in Wirklichkeit sind es Proteste
wie derzeit in Frankreich, die gemeint sind."

Michael meinte auch, dass sich das neue Polizeigesetz schon im Vorfeld auf
die Wahrnehmung demokratischer Rechte auswirken werde. "Wenn jeder
friedlicher Demonstrant einfach inhaftiert werden kann, werden natürlich
weniger Leute demonstrieren. Schon jetzt - ohne neues Gesetz - hat die
Polizei bereits Befugnisse, die nicht in Ordnung sind, das hat man doch an
den Protesten gegen den G-20-Gipfel in Hamburg gesehen."

Auch Lotta, Elly und Wegan, drei Schülerinnen aus Köln, kamen nach
Düsseldorf. "Die Polizei hat eher zu viel Rechte als zu wenig", sagte
Lotta. "Das hat man doch bei den Protesten im Hambacher Forst gesehen." Sie
hält das Gesetz für eine Aufweichung der Gewaltenteilung und einen Angriff
auf Grundrechte. "Die Kriminalität sinkt doch seit vielen Jahren, wozu also
mehr Befugnisse für die Polizei?", fragt Elly. "Die Polizei schürt bewusst
Ängste über wachsende Kriminalität, obwohl das Gegenteil der Fall ist. Mit
der Angst, die völlig ungerechtfertigt ist, werden dann die
Gesetzesverschärfungen begründet."

Auch die drei Schülerinnen sind sich der Einschüchterung durch das neue
Polizeigesetz bewusst. "Viele werden doch zweimal überlegen, ob sie an
einer bestimmten Demo noch teilnehmen." Lotta weist auch auf die Maßnahmen
gegen Migranten hin: "Die Möglichkeiten des Racial Profiling, also der
Überprüfung von Personen nach Kriterien wie Hautfarbe oder Herkunft, würden
mit dem neuen Gesetz wachsen."

Alle drei sind sich einig: "Damit werden einzig und allein die Interessen
der Konzerne gestützt." "...vor Protesten und politischen Aktivisten",
ergänzt Elly. "Wir wissen nicht allzu viel über die Proteste in Frankreich.
Aber offensichtlich ist es wohl so, dass [Präsident Emmanuel] Macron die
Konzerne und die Reichen unterstützt."

"Ich finde es gut, dass in Frankreich alle auf die Straße gehen, vom
Schüler bis zur Rentnerin, ganze Familien", erklärte Wegan. "Aber das
scheint ja auch nötig zu sein, sonst würde Macron ja nicht einlenken." Zur
Berichterstattung in Deutschland, die die Krawalle in den Vordergrund
stellt, sagt sie: "Es ist wichtig, dass man sich nicht provozieren lässt
und gewaltfrei bleibt. Sonst wird das wieder benutzt wie bei den
G-20-Protesten." "90 Prozent der Berichte darüber waren total einseitig",
sagte Elly. "Als wenn es dort nur Krawall gegeben hätte."

Yuri (19) hatte sich am Morgen kurzfristig dazu entschlossen, nach
Düsseldorf zu fahren. Er studiert an der Universität Duisburg-Essen
Maschinenbau.

"Ich möchte vor allem als junger Mensch Präsenz zeigen. Die Proteste sind
ja häufig überwiegend von Älteren organisiert. Aber das Polizeigesetz geht
uns alle an, wegen der drohenden Ausweitung der Überwachung sozialer Medien
und Apps insbesondere uns Jüngere. Dieses Polizeigesetz hebt die Trennung
von Polizei und Geheimdienst auf", sagte er.

"Was mich schockiert hat ist, dass es seit dem Ende der Naziherrschaft noch
nie so weitreichende Befugnisse der Polizei gegeben hat. Ich war mit meinem
Vater im Hambacher Forst demonstrieren. In Zukunft könntest du verhaftet
werden, wenn du an so einer Demo teilnimmst. Das spricht gegen alles, was
mir mein Vater und teilweise auch die Schule vermittelt haben."

Auch Bärbel "will keinen Polizeistaat". Die Rentnerin ist überzeugt: "Der
wird aber mit dem neuen Polizeigesetz vorbereitet. Das soll doch einzig und
allein die Interessen des Kapitals durchsetzen. Die Großkonzerne haben die
Macht und die wollen sie sichern." Bärbel verfolgt die Angriffe auf
"Arbeitsplätze und -bedingungen, auf die Löhne" und meint: "Die Leute in
Europa sollten mal alle auf die Straße, wie die in Frankreich. Und auch in
den USA geht es ja jetzt los. Demokratie wird uns nicht geschenkt, die
müssen wir uns schon nehmen."


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2018/07/10/nrwe-j10.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2017/07/10/pers-j10.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2018/09/20/hamb-s20.html

[4] https://www.wsws.org/de/articles/2018/12/08/pers-d08.html
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GLEICHHEIT/6777: Gelbwesten" trotzen Polizeiangriffen und Massenverhaftungen


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Gelbwesten" trotzen Polizeiangriffen und Massenverhaftungen

Von Alex Lantier and Kumaran Ira

10. Dezember 2018



Am vierten Samstag in Folge demonstrierten vorgestern in ganz Frankreich
"Gelbwesten" ("Gilet Jaunes") gegen die rechte Regierung von Emmanuel
Macron. Androhungen staatlicher Gewalt und eine massive Mobilisierung der
Sicherheitskräfte konnten sie nicht einschüchtern.

Die Versuche des französischen Präsidenten, die Proteste zu beenden, indem
er ihren Auslöser - eine Erhöhung der Kraftstoffsteuer - erst verschob und
dann rückgängig machte, sind gescheitert. Die Forderungen, die jetzt
erhoben werden - nach sozialer Gleichheit und gegen Militarismus und
Diktatur - zeigen, dass es sich um eine Bewegung zur Verteidigung der
Arbeiterinteressen handelt, und das nicht nur in Frankreich, sondern
weltweit.

Die Proteste vom Samstag legten Frankreich und weite Teile Belgiens lahm.
Das Innenministerium sprach von einer Beteiligung von 120.000 Gelbwesten.
In den Großstädten, in denen Demonstrationen stattfanden, blieben die
meisten Geschäfte geschlossen. Am Samstagabend berichtete der
Autobahnbetreiber Vinci über "erhebliche Störungen" und Staus auf über 20
Autobahnen, viele von ihnen infolge von Protesten und Barrikaden der
Gelbwesten.

In Paris, Lyon, Bordeaux, Toulouse, St. Etienne, Perpignan, Marseille,
Avignon, Nantes, Brest, Quimper, Lille, Rennes und vielen anderen Städten
gab es Demonstrationen.

In Brüssel wurden bei einer Kundgebung mit 1.000 Teilnehmern etwa 400
Personen verhaftet. Es war bereits die zweite Gelbwesten-Demonstration in
der belgischen Hauptstadt, die sich gegen höhere Kraftstoffpreise und
gestiegene Lebenshaltungskosten richtet. Die Demonstranten forderten den
Rücktritt von Premierminister Charles Michel.

Die Unruhen haben sich auch auf die belgischen Provinzen ausgeweitet. "Wir
müssen den Reichen nehmen, um den Armen zu geben", erklärte eine
Krankenschwester der Presse.

Die französische Regierung erhob hysterische Anschuldigungen gegen die
Demonstranten, die nach Paris kamen: Sie hätten vor, die "Ordnungskräfte"
zu "massakrieren". Die Polizei griff die Demonstrationen in mehreren
Großstädten brutal an und nahm fast drei Mal so viele Menschen fest, wie am
1. Dezember.

Im ganzen Land gab es 1.723 Festnahmen, eine Zahl, die der französische
Innenminister Christophe Castaner als "außergewöhnlich" bezeichnete. Von
den Festgenommenen wurden 1.220 inhaftiert. Das Pariser Polizeipräsidium
teilte mit, dass mehr als 1.082 Personen festgenommen wurden, von denen nun
mindestens 625 in Haft gehalten werden.

In den großen französischen Städten, darunter Paris, Bordeaux, Lyon und
Toulouse, kam es zu Auseinandersetzungen und Zusammenstößen zwischen
Demonstranten und der Polizei. Die Polizei feuerte Tränengas und
Leuchtgranaten ab. Es gab über 100 Verletzte. In Paris und im Alten Hafen
von Marseille griffen die Sicherheitskräfte Demonstranten mit gepanzerten
Fahrzeugen und Wasserwerfern an.

In Paris legte die Polizei eine außergewöhnliche Aggressivität an den Tag.
Die Polizei ging bereits am frühen Vormittag auf friedliche Demonstranten
los, um zu verhindern, dass sie sich zu einer größeren Menge
zusammenschließen konnten. Sie griff die Menschen auf den Champs-Elysées
und an weiteren Orten an, kesselte friedliche Demonstranten ein oder trieb
sie mit gepanzerten Fahrzeugen, mobilen Einsatzkräften oder berittener
Polizei auseinander.

Reporter der WSWS sprachen mit Teilnehmern der Proteste in Paris.
Sylvie aus dem nordfranzösischen Département Oise sagte: "Wenn die Leute
wütend sind, dann deshalb, weil sie nicht mehr über die Runden kommen. Da
gibt es keine Rechten oder Linken. Auch die Gewerkschaften haben uns
betrogen. Wir vertreten die Bevölkerung. Wir haben das Recht, anständig zu
leben, wir haben das Recht, von denen respektiert zu werden, die uns
angeblich vertreten."

Sie fügte hinzu: "Wir sind auch gegen die 1 Prozent, die die 99 Prozent
ausnutzen; wir wollen, dass das aufhört. Diejenigen, die uns besteuern,
sind selbst reich. Es ist moderne Sklaverei."

Stéphane meinte: "Macron zeigte sehr deutlich, auf welchem Kurs er ist, als
er Steuern für Reiche abschaffte und zugleich mein Wohngeld um 5 Euro
senkte. Ist das Demokratie? Nein, wir leben inzwischen in einer
Finanzdiktatur. Und ich hoffe, dass es keine Militärdiktatur wird."

Die Frau eines Eisenbahnarbeiters, die gerade eine Salve Tränengas
abbekommen hatte, erklärte der WSWS: "Macron behandelt uns mit
Verachtung. Sie umzingeln uns, schicken uns nach rechts, dann nach links,
und beschießen anschließend uns mit Tränengas." Sie legte Wert auf die
Feststellung, dass Macron keine politische Legitimität mehr hat. "Wir
können nicht einmal mehr friedlich demonstrieren; die Polizei greift uns
grundlos an. Ich hoffe, die Menschen werden aufstehen. Geht man etwa so mit
Menschen um, dass man sie mit Tränengas beschießt?"

Die Regierung hat erneut klar gemacht, dass sie die Forderungen der
Gelbwesten mit Füßen treten und die von der überwiegenden Mehrheit der
französischen Bevölkerung abgelehnte Sparpolitik fortsetzen will.

Während einer sehr kurzen Pressekonferenz am Samstagabend betonte
Premierminister Edouard Philippe, dass die Regierung ihre Politik nicht
ändern werde: "Wachsamkeit und Mobilisierung bleiben bestehen, weil in
Paris und in einigen Provinzstädten immer noch Gewalttäter am Werk sind
[...]. Um diesem Tag zu begegnen, mussten wir zu einem außergewöhnlichen
Plan greifen, die Kräfte des Gesetzes umfassend mobilisieren und ihre
ständige Einsatzbereitschaft gewährleisten."

"Es ist notwendig, unsere nationale Einheit wiederherzustellen, durch
Dialog, durch Arbeit, durch Umgruppierung. Der Präsident der Republik
[Macron] wird sich äußern und [...] Maßnahmen vorschlagen, die es der
französischen Nation ermöglichen, zu sich selbst zu finden", so Philippe
weiter.

Die wachsende Wut der Arbeiter und Jugendlichen über die Unnachgiebigkeit
der Herrschenden entwickelt sich in Richtung einer offenen Konfrontation
zwischen Arbeiterklasse und Regierung und eines Generalstreiks. Der
Hauptvorteil, den die Regierung derzeit hat, besteht darin, dass die große
Masse der Arbeiter in dieser explosiven Situation keine klare revolutionäre
Perspektive vor Augen hat. In ihrem Versuch, gegen die Regierung zu
kämpfen, sind sie damit konfrontiert, dass Macron von den kleinbürgerlichen
Parteien unterstützt wird, die sich seit Jahrzehnten als "Linke" ausgeben.

Jean-Luc Mélenchon von "La France insoumise" ("Unbeugsames Frankreich")
fordert Respekt vor der Polizei. "Man soll sich nicht darüber täuschen, wer
der Gegner ist. Der Einsatz der Polizei ist nicht Sache der Polizei. Es ist
die Aufgabe der Politiker, die die Befehle geben. Die Aufgabe der Polizei
ist es, zu dienen und zu gehorchen. Und die Befehle sind politisch",
tweetete Mélenchon. Diese Verteidigung der Sicherheitskräfte und des
französischen Staats führt bei den Gelbwesten zu immer mehr Misstrauen und
Feindseligkeit gegenüber La France insoumise (LFI).

Am Samstag erklärten Gelbwesten in der Gemeinde Flixecourt im Nordosten,
dass sie sich im Namen der "politischen Unabhängigkeit" von dem
LFI-Abgeordneten Francois Ruffin distanzieren, der erklärt hatte, er stehe
auf ihrer Seite. Ruffin hatte sich anerboten, als "Brücke" zwischen der
Bewegung und der Regierung zu dienen. Dieser Vorschlag fand wenig Anklang
bei den Gelbwesten, die dem Gewerkschaftsapparat und seinen politischen
Verbündeten wie der LFI misstrauen.

François Ruffin "hat uns ehrlich unterstützt, aber wir wollen nicht von den
Medien oder Politikern vereinnahmt werden. Wir kämpfen für die volle
politische Unabhängigkeit, auch wenn wir natürlich alle eine politische
Meinung haben", sagte Christophe Ledoux, einer der Führer der Bewegung in
Flixecourt.

Diese Entwicklung unterstreicht die Notwendigkeit, Aktionskomitees zu
bilden, die unabhängig von den Gewerkschaftsapparaten sind und das Vorgehen
der Kämpfenden koordinieren, und eine marxistische Avantgarde aufzubauen,
die Arbeiter in die Lage versetzt, Versuche der Herrschenden, ihre Kämpfe
abzuwürgen, zu erkennen und zu vereiteln.
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Hefteditorial

Wie man straflos einen Genozid verübt



»Als das Militär in mein Dorf kam, sagten sie, wir müssten Myanmar
verlassen. Sie sagten, wir gehören nicht dorthin. Ohne Vorwarnung
haben sie meine Eltern vor meinen Augen erschossen.« Was der
16-jährige Nor aus Myanmar berichtet, ist alles andere als ein
Einzelfall. Ein »beabsichtigter Völkermord« sei der muslimischen
Rohingya-Minderheit Ende August 2017 von myanmarischen Soldaten
angetan worden, fasst eine Fakten-Findungs-Kommission des
UN-Menschenrechtskommissars ein Jahr danach die Ereignisse zusammen.

Mindestens 10.000 Menschen seien bei den Kriegsverbrechen umgekommen
und 37.000 Häuser zerstört worden. »Die grausamen
Menschenrechtsverletzungen und Misshandlungen, die in den Gliedstaaten
Kachin, Rakhine und Shan begangen wurden, schockieren wegen ihrer
grauenerregenden Art und Allgegenwärtigkeit«, sagt die Kommission an
die Adresse Myanmars. Über 900.000 Rohingya flohen ins benachbarte
Bangladesch und versuchen dort im größten Flüchtlingscamp der Welt zu
überleben.

Doch bis heute werden die Täter und die politisch Verantwortlichen,
allen voran Armeechef Min Aung Hlaing und De-facto-Regierungschefin
Aung San Suu Kyi, nicht für die exzessive Gewalt zur Rechenschaft
gezogen. Sie sind in Myanmar weiter wohlgelitten, denn in der Lesart
des Staates handelt es sich bei dem militärischen Massenmord um die
»Antwort auf einen terroristischen Angriff« und das »Aufspüren der
Verantwortlichen«. Gemeint ist die Arakan Rohingya Salvation Army
(ARSA), die am 25. August 2017 mehrere Polizeistationen sowie ein
Armeecamp im Nordwesten Myanmars überfallen und zwölf Menschen getötet
haben soll. Was darauf folgte, war jedoch die kollektive Bestrafung
einer gesamten Bevölkerungsgruppe. Sie ist schon allein deshalb
vollkommen ungerechtfertigt, weil die meisten Rohingya sich von ARSA
distanzieren und sie für ihre Misere mitverantwortlich machen.

Über ARSA ist wenig Genaues bekannt. Offensichtlich wurde sie im Exil
von jungen Rohingya gegründet, die sich nach der pogromartigen Gewalt
gegen Rohingya durch BuddhistInnen im Jahr 2012 radikalisiert hatten.
Die Gruppierung strebt Autonomie und Schutzrechte für Rohingya an und
bezeichnet sich trotz ethnisch-religiöser Ausrichtung als säkular. Mit
dem Islamischen Staat und Al Quaida verbindet sie laut eigenen
Aussagen nichts. Dennoch kann ARSA keineswegs eine legitime Militanz
zur Verteidigung der Rohingya für sich beanspruchen. Laut Amnesty
International haben ARSA-Milizen im August 2017 ein Massaker an etwa
hundert Angehörigen der hinduistischen Minderheit verübt.

Auch im Falle der Rohingya gibt es also keine ganz klare
Unterscheidung von 'gut und böse', wie sie in vielen Medienberichten
vorgenommen wird. Dennoch ist es ein entscheidender Unterschied, ob
eine in der Bevölkerung weitgehend isolierte Miliz ein Massaker begeht
oder ob staatliches Militär einen Genozid verübt, der sich in die
jahrzehntelange systematische Diskriminierung einer von der
Bevölkerungsmehrheit gehassten Minderheit einfügt.

Obwohl die Schuldfrage eindeutig ist, hat sich die so genannte
internationale Gemeinschaft bislang nur zu zögerlichen Maßnahmen gegen
Myanmar durchringen können. Papst Franziskus richtete zwar mahnende
Worte ans Militär und an Suu Kyi, wurde aber von vielen Seiten wegen
allzu großer Rücksichtnahme kritisiert. Facebook sperrte erst in
diesem Sommer Profile, auf denen jahrelang gegen Rohingya gehetzt
worden war. Die EU verhängte im Frühsommer gegen sieben Generäle und
Beamte ein folgenloses Einreiseverbot, weitergehende Sanktionen gegen
Myanmar will sie nun erst einmal in Ruhe »prüfen«. Und auch von Seiten
der globalen Linken ist nur wenig Protest gegen die tödliche Gewalt an
Rohingya zu vernehmen. Ob das daran liegt, dass sie hier keine
gewohnten Feindbilder bemühen kann?

Die einzigen, die sich ernsthaft der Rohingya annehmen, sind
Menschenrechtsgruppen, humanitäre Hilfsorganisationen sowie einige
UN-Gliederungen. Dafür verdienen sie Respekt, doch können sie ohne
Unterstützung seitens politisch Mächtiger kaum etwas gegen die
fortgesetzte Diskriminierung bewirken. Ihre Hoffnungen richten sich
nun auf den Internationalen Strafgerichtshof, der sich im September
für befugt erklärte, die Gräueltaten an Rohingya zu untersuchen, und
Vorermittlungen einleitete.

Myanmar schien nach langen Jahren der Militärherrschaft auf einem
guten Weg zu sein, hin zu Demokratisierung und sozialem Frieden. Für
ihren gewaltfreien Widerstand gegen das Regime bekam Suu Kyi 1991 den
Friedensnobelpreis. Heute stellt sie sich vor die Mörder und heißt
sogar die Verhaftung zweier Journalisten gut, die über Gewalt an
Rohingya berichtet hatten. Suu Kyis Versagen verweist einmal mehr
darauf, wie schwer es ist, einen Friedensprozess jahrzehntelang
durchzuhalten. Mehr dazu in unserem Themenschwerpunkt ab Seite 20.


die redaktion

 * 

Friedensprozesse

Give Peace A Chance

Dem Frieden eine Chance geben - aber wie? Seit 2010 hat sich die
Anzahl der Gewaltkonflikte verdreifacht. Heute prägen innerstaatliche
Kriege das Gewaltgeschehen. Die Konfliktursachen liegen häufig in
komplexen inneren Spaltungen, es müssen nicht 'nur' die Interessen
zweier Staaten ausgeglichen werden. Für Friedensprozesse gibt es daher
keine Blaupause, sie müssen an die jeweiligen Gegebenheiten angepasst
werden.

Frieden ist mehr als die Abwesenheit von Krieg. Für alle Initiativen
des Peacebuildings ist es unabdingbar, die wirtschaftlichen und
sozialen Konfliktursachen im Blick zu behalten. In Staaten, in denen
es keine Gerechtigkeit und keinen Fortschritt bei sozialen Fragen
gibt, ist an wirklichen Frieden nicht zu denken.

Trotz all dieser Schwierigkeiten sind Friedensprozesse jedoch
erstaunlich oft erfolgreich. Das liefert zwar keinen Stoff für
Schlagzeilen, aber genügend Grund für die iz3w, genauer hinzusehen.

Im Themenschwerpunkt unserer aktuellen Ausgabe beschäftigen wir uns
mit Friedensprozessen am Beispiel von Ländern in Afrika, Asien, Europa
und Lateinamerika. Wir fragen unter anderem, wie und durch wen sie
angestoßen werden und was ihnen oft im Wege steht.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Wir heben ab, wenn ihr bereit seid"

Ryanair-Beschäftigte setzen Forderungen durch

von Violetta Bock



Noch im Dezember 2017 verkündete Michael O'Leary großspurig: "Wir
werden keine Gewerkschaft anerkennen, ehe nicht die Hölle zufriert."
Gefroren sind ihm in den letzten Monaten wohl eher des öfteren die
eigenen Gesichtszüge, wenn er merkte, dass nicht nur er bestimmen
kann, wo es lang geht.


O'Leary ist Vorsitzender der Billigairline Ryanair. Anfang
November einigte sich das Unternehmen mit Ver.di auf einen
Tarifvertrag. Er enthält nun Eckpunkte für bessere Lohn- und
Arbeitsbedingungen. Die Details sind noch zu verhandeln. Den
Beschäftigten ist es auch gelungen, eine Änderung des
Betriebsverfassungsgesetzes durchzusetzen, um für Flugbegleiter
Mitbestimmungsrechte zu sichern. Doch von vorn...


Die Ausgangslage

Alles fing an mit spontanen Bewegungen in anderen Ländern, Italien,
Spanien und Portugal - Streiks und Auseinandersetzungen, die nach
Deutschland hinüberschwappten. Ausgangspunkt für die
Auseinandersetzung in Deutschland war der veränderte Arbeitsmarkt. Bei
Ryanair zeigte sich letztes Jahr die Krise, als Piloten Ryanair
verließen. Denn während man vor vier, fünf Jahren noch kaum Jobs fand,
expandiert der Markt seit letztem Jahr. Ryanair hat sich mit dem
Billigmodell nun selbst nach unten gedrückt und kann das nicht mehr
aufrechterhalten.

Der zweite Faktor ist das transnationale Modell. Eine kleine Zahl von
Altbeschäftigten erhält noch höhere Löhne, wenn Ryanair bei der
Einstellung mit dem lokalen Arbeitsmarkt konkurrieren musste. Doch vor
knapp über zehn Jahren schuf Ryanair ein neues Modell. Neue
Beschäftigte wurden aus der Krisengeneration aus dem Süden angeworben.
Das Ergebnis ist, dass etwa in Berlin die über 300 Beschäftigten alle
aus dem Ausland kommen und zu 80 bis 90 Prozent kein Deutsch sprechen.
Ihnen werden schlechte Arbeitsbedingungen angeboten, lange mussten sie
gar ihre sechswöchige Ausbildung inklusive Miete selbst bezahlen. Das
heißt sie starteten mit Schulden in Höhe von 3000 Euro, die sie Stück
für Stück abarbeiteten, selbst bezahlten oder von ihren Familien
erhielten.

So kommen 18- bis 25jährige nach Berlin, quartieren sich dort zusammen
ein und wohnen in WGs wie in einer Art Ryanair-Ghetto. Auch jetzt noch
legt etwa bei Rumänen oder Bulgaren oft die ganze Familie zusammen und
hängt damit an dem Job, um einem die Arbeit bei Ryanair zu
ermöglichen.

In diesem Modell wurde also die totale Abhängigkeit in Arbeitsmärkten
mit hoher Jugendarbeitslosigkeit geschaffen. Hinzu kam das permanente
Arbeiten auf Bewährung. So galt lange grundsätzlich ein Jahr Probezeit
(heute beträgt sie nur noch ein halbes Jahr), 70 Prozent der
Beschäftigten sind über die hauseigene Leiharbeitsfirma angestellt,
wird man von Ryanair übernommen, gibt es erneut eine Probezeit. Über
ein Jahrzehnt funktionierte dieses System stabil und disziplinierte
zum pünktlichen, fertig geschminkten Erscheinen um 5 Uhr früh zur
Abfahrtzeit und dazu, niemals krank zu sein.

ie Arbeit selbst ist aufgrund der sicherheitsrelevanten Umgebung von
Disziplin und militärischem Gehorsam sowie Checklisten geprägt. In
jedem Flieger arbeiten sechs Personen, zwei Piloten und vier
Kabinenangestellte, durchnummeriert von eins bis vier. Eine Person ist
die Number One, sie ist für Endkontrollen zuständig und im Notfall
Befehlsgeber.

Dieses System begann jedoch zu bröckeln, denn immer weniger waren
bereit, diese Bedingungen hinzunehmen. Seit diesem Jahr muss die
Ausbildung nicht mehr bezahlt werden. Damit ist auch die Abhängigkeit
geschwunden. Manche hören schon nach ein paar Wochen auf, noch in der
Probezeit. Die, die bleiben, nehmen nicht mehr alles hin.

Ältere Beschäftigte merken, dass die Arbeit nur auf ihre Knochen geht,
und lernen von den Jüngeren, die aufgrund der veränderten
Arbeitsmarktlage ein neues Selbstbewusstsein haben und sich nicht mehr
alles gefallen lassen. Dadurch ändern sich an einzelnen Standorten die
Kräfteverhältnisse. Normalerweise wird etwa am Ende der Schicht nach
den Verkäufen während des Flugs gefragt. In Bremen konnte dies
informell unterlaufen und damit faktisch abgeschafft werden.
Beschäftigte decken sich untereinander und erlangen so ein Stück
Arbeitsplatzkontrolle.


Die Kampagne

Doch auch wenn die Ausbildung nun nicht mehr im ersten Schritt zu
Schulden führt, sind die Arbeitsbedingungen weiterhin sehr prekär. Als
Beschäftigte im europäischen Ausland streiken, erfahren dies die in
Deutschland Arbeitenden schnell. Sie leben hier quasi im Exil und sind
durch ihre Muttersprache, Kurse oder Erfahrungsgruppen im ständigen
Austausch mit Kolleginnen und Kollegen an anderen Orten. Ver.di
entscheidet sich Ende 2017, aktiv einzugreifen, und setzt eine
Projektverantwortliche ein, die sich um Erschließung, europäische und
internationale Vernetzung und Koordination kümmert und die
Verhandlungen führt.

Von Monat zu Monat, angefangen mit konspirativen Treffen an einzelnen
Standorten, wächst die gewerkschaftliche Organisierung der 1100
Beschäftigten an den 12 Standorten in Deutschland. Inzwischen ist laut
Gewerkschaftsangaben eine Mehrheit der Flugbegleiter bei Ver.di
organisiert. Transnationale Aktionstage werden durchgeführt und die
Streikbereitschaft ist hoch.

Die Kampagne läuft auf Englisch, die Kommunikation findet in sozialen
Medien und Telefonkonferenzen statt. Für den Arbeitskampf wurden zehn
Kernforderungen entwickelt, wie etwa mehr Geld, ein sicheres und
planbares Gehalt statt der Bezahlung nach Flugstunden, Vergütung von
bislang unbezahlten Tätigkeiten, Abkehr vom Zwang, während der Flüge
als Verkäufer hinzuzuverdienen, bezahlte Krankheits- und Urlaubstage
durch Anwendung des nationalen Arbeitsrechts. Im August werden zur
Unterstützung der Gewerkschaftsarbeit weitere projektbezogene
Organizer in die Kampagne geholt.


Der Gegner

Ryanair ist kein einfacher Gegner, sein erklärtes Ziel ist, die
Gewerkschaften klein zu halten und dafür Unionbusting-Strategien
aufzufahren. So kommt es durchaus vor, dass Streikende, die noch in
der Probezeit sind, nach Dublin zitiert und entlassen werden. Angst
wird verbreitet durch das Verschicken von Memos, in denen der Streik
als illegal dargestellt wird, durch direkte Einschüchterung oder
indirekte Drohung. So erfährt man erst am Ende des Ausbildungskurses,
an welchem Standort man eingesetzt wird. Dafür kann man Wunschorte
angeben: Viele würden zum Beispiel lieber nach Spanien zu ihrer
Familie als nach Memmingen und haben Angst, dies durch ihre
gewerkschaftliche Betätigung zu gefährden.

Höhepunkt des Unionbusting war sicher die Schließung des Standorts in
Bremen. Dort war die Belegschaft zu 80-90 Prozent organisiert. Sie
schaffte es, bei Streiks zusätzliche Flüge zu stoppen, die Ryanair
nicht von selbst absagte. Am 29.9. legten die Beschäftigten in einem
Streik den Standort lahm. Am 2.10. verschickte Ryanair europaweit an
alle Beschäftigten eine Nachricht, dass die Basis am 5.11. geschlossen
wird.

In den Verhandlungen konnten wichtige Punkte in bezug auf die
Bezahlung und die Geltung des nationalen Arbeitsrechts durchgesetzt
werden. Die Mitglieder nahmen den Tarifvertrag mit einer Mehrheit von
80 Prozent an. In einigen Punkten blieb Ryanair jedoch hart. So
weigert sich das Unternehmen, einen Punkt zur Personalvertretung mit
aufzunehmen, wie dies im Luftraum Voraussetzung ist. Und das ist nicht
alles.


Die politische Ebene

Was also tun, wenn der Gegner nicht will? Sich umsehen, wer einem das
Erwünschte noch geben kann. Damit war die Idee geboren, den Paragraph
117 des Betriebsverfassungsgesetzes abzuschaffen. Eine Idee, die auf
den ersten Blick geradezu verrückt klang, angesichts der großen
Koalition. Dieser Paragraf legt fest, dass in der Luftfahrt eine
Personalvertretung im Tarifvertrag zu regeln ist. Voraussetzung dafür
war bisher jedoch eine tarifliche Regelung. Diese Voraussetzung ist
jetzt gefallen.

Bereits in den Monaten vorher hatte Ver.di ein Patensystem entwickelt,
bei dem Politiker von CDU, SPD und LINKE sich an die Seite der
Beschäftigten und gegen das Unionbusting-Unternehmen stellten. Da es
nun um eine gesetzliche Veränderung und nicht nur um ein schönes
solidarisches Foto für die Öffentlichkeit ging, konnte das Patensystem
auf ganz neue Weise fruchtbar gemacht werden.

Die Kolleginnen und Kollegen von Ryanair hatten in den Monaten des
Arbeitskampfs zunehmend gelernt, für sich selbst zu sprechen, und
bauten auf eigene Art Beziehungen zu den Paten auf, um sie
einzubinden. Pascal Meiser, Berliner Bundestagsabegordneter der
LINKEN, spielte eine zentrale Rolle dabei, den Paragrafen im Bundestag
zum Thema zu machen. Die Arbeitssenatorin der LINKEN in Berlin schrieb
an Arbeitsminister Hubertus Heil (SPD) und wies auf das Thema hin. Am
28.9. schließlich sprach der Arbeitsminister selbst auf einem Streik
der Ryanair-Beschäftigten und brach damit seine Neutralitätspflicht.
Er nahm sich an diesem Tag Zeit, die Beschäftigten anzuhören, und
meinte am Ende, er sei von dem Gehörten tief bewegt.

Auch bei diesem Streik reagierte Ryanair mit Repressionen bis hin zur
Entlassung. Die Beschäftigten machten jedoch weiter, bildeten einen
Block bei der (#Unteilbar-Demonstration in Berlin, ein Pilot der
Tarifkommission der Vereinigung Cockpit und ein
Tarifkommissionsmitglied der Flugbegleiter sprachen dort vor den
242.000 Teilnehmenden und fuhren mit einer Delegation zum Bundestag.
Am 15.11. kam schließlich die Nachricht, dass das Kabinett den
Beschluss gefasst habe, den Paragrafen zu ändern. Das ist ein großer
Erfolg, der nicht zuletzt auf die direkte und persönliche Ansprache
durch die Beschäftigten zurückzuführen ist.

Als nächstes wird der Tarifvertrag in seinen Details ausverhandelt und
die Betriebsratswahl vorbereitet. Einen großen Teil haben die
Beschäftigten bereits geschafft. Viel lässt sich von ihnen lernen.
Nicht nur, was ihren Mut angeht, sich trotz der prekären Situation zu
wehren, sondern auch den Mut, große Forderungen aufzustellen - und zu
gewinnen.

 * 
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MAGAZIN/882: Abschied nach 25 Jahren "Quarks" - Ranga Yogeshwar interviewt Alexander Gerst, 11.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 9. Dezember
2018

Abschied nach 25 Jahren "Quarks": Ranga Yogeshwar interviewt
Alexander Gerst

Dienstag, 11. Dezember 2018, 20.15 bis 21.45 Uhr im WDR Fernsehen



Wissenschaftsjournalist Ranga Yogeshwar verabschiedet sich mit einer
Doppel-Ausgabe von "Quarks": Am Dienstag, 11. Dezember 2018 (20.15 bis
21.45 Uhr im WDR Fernsehen, danach in der Mediathek:
www.wdr.de/mediathek), dreht sich alles um das Thema Raumfahrt. Im
ersten Teil schaltet Yogeshwar zur internationalen Raumstation ISS und
interviewt den deutschen Astronauten Alexander Gerst. Im zweiten Teil
erklärt "Quarks", wie Apollo 8 vor 50 Jahren den Grundstein dafür
legte, dass Neil Armstrong nur sieben Monate später als erster Mensch
seinen Fuß auf den Mond setzen konnte.


Gerst zu Klimawandel, Ordnung, Heimweh und Schwerelosigkeit

Von Alexander Gerst möchte Ranga Yogeshwar wissen, ob man von der
Raumstation aus den Klimawandel merkt. "Wir sehen hier schon mit
bloßem Auge Veränderungen. Zum Beispiel Gletscher, die kleiner sind
als beim letzten Mal oder gerodete Regionen in Regenwäldern, die
größer geworden sind", so Gerst. "Wir haben hier
Erdbeobachtungssatelliten, die sehr klar zeigen, dass sich die Erde in
allen möglichen Parametern verändert, die meisten davon zu unserem
Nachteil."

Auf Yogeshwars Frage, wie schwer es sei, in der Schwerelosigkeit
Ordnung zu halten, antwortet Gerst: "Man gewöhnt sich daran, dass man
Dinge, die man verliert, plötzlich auch an der Seite oder an der Decke
findet. Man könnte hier relativ einfach aufräumen, wenn man die Zeit
dafür hätte, aber wir haben Wichtigeres zu tun: wissenschaftliche
Experimente durchzuführen."

Im Weltall vermisse man viele Dinge, zum Beispiel das Gefühl, einen
kalten Herbstregen auf der Haut zu spüren. "Als Astronaut hat man ein
sehr starkes Heimatgefühl, das sich aber nicht mehr auf einen Ort oder
ein Land konzentriert. Tatsächlich fühlt sich dieser ganze Planet da
unten so an wie eine Heimat", berichtet Gerst. Er erklärt auch, woran
man einen Astronauten erkennt, der gerade zurück zur Erde gekommen
ist: "Viele denken, wenn ein Astronaut auf die Erde kommt, lässt er
viele Sachen fallen. Genau das Gegenteil ist der Fall. Astronauten,
die gerade wieder zurückgekehrt sind, erkennt man daran, dass sie fünf
Stifte, einen Löffel oder sonstige Dinge in der Hand festhalten und
nicht daran denken, dass man sie einfach auf dem Tisch ablegen kann."


Persönlicher Dank von Gerst an Yogeshwar und "Quarks"

Zum Schluss der Sendung verabschiedet sich Alexander Gerst mit sehr
persönlichen Worten von Ranga Yogeshwar: "Du bist seit ich klein war
eine Instanz im deutschen Fernsehen und Du hast mir persönlich schon
viel beigebracht. Dafür möchte ich ,Danke' sagen. Ich wünsche Dir
alles Gute und bedanke mich im Namen meiner Kollegen für diesen tollen
Einsatz für die Wissenschaft. Ich hoffe sehr, dass die Sendung noch
lange weitergeht."

Ranga Yogeshwar gibt die Moderation von "Quarks" nach 25 Jahren an Mai
Thi Nguyen-Kim und Ralph Caspers weiter. Nguyen-Kim gehört seit 2018
zum "Quarks"-Moderatoren-Team, Caspers ist seit 2010 dabei. Für das
Frühjahr 2019 ist eine zweiteilige Reportage von Ranga Yogeshwar zum
Thema "Künstliche Intelligenz" unter WDR-Federführung im Ersten
geplant. Auch in "Quarks"-Wiederholungssendungen wird Yogeshwar
weiterhin zu sehen sein.

 * 
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FEATURE/1159: Deutschlandfunk - Sklaverei statt Schlauchboot. Rückkehrer aus Libyen erzählen, 11.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Sklaverei statt Schlauchboot

Rückkehrer aus Libyen erzählen

Von Alexander Bühler

Deutschlandfunk/rbb 2018

Das Feature

Dienstag, 11. Dezember 2018, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Die Internationale Organisation für Migration (IOM) transportiert
verzweifelte Flüchtlinge und Migranten zurück in ihre Heimatländer -
den Senegal, Niger oder Nigeria. Es ist die Rettung vor dem sicheren
Tod und gleichzeitig ein Flug zurück in die Hoffnungslosigkeit. Für
die Menschen, die Tausende Kilometer nach Libyen gereist sind, um nach
Europa überzusetzen, wird die EU-Grenzsicherung zunehmend zur Falle.
Denn die Schleuser in Libyen haben ihr Geschäftsmodell geändert: Nun
verhindern sie die Überfahrt, kassieren dafür von der EU und verkaufen
die Migranten als Sklaven. Die Rückkehrer sind die einzigen Zeugen der
Sklaverei. Alexander Bühler hat sie in Nigeria aufgesucht und sich
ihre Geschichten erzählen lassen.

 * 
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HÖRSPIEL/1859: WDR 3 - "40 Grad im Schatten [aber kein Schatten hier]", 11.12.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

100 JAHRE ISRAEL

40 Grad im Schatten [aber kein Schatten hier]

Von Sivan Ben Yishai

übersetzt aus dem Englischen von Maren Kames

Regie: Gerrit Booms

Technische Realisation: Günther Kasper

Dramaturgie: Jan Buck

Produktion: WDR 2018

Hörspiel

Dienstag, 11. Dezember, 19.04 - 19.35 Uhr | WDR 3



Israel, zu Jom Kippur: Wie jedes Jahr wird traditionell von
Sonnenaufgang bis -untergang gefastet und Gott um die Vergebung der
Sünden gebeten. Doch dieses Mal will die Sonne einfach nicht mehr
untergehen.

Jom Kippur ist das höchste Fest des Judentums. Einen Tag lang steht
das gesamte Leben still. An diesem Tag wird kein Fahrzeug gestartet,
kein Laden geöffnet. Alle ergehen sich in kollektiver Buße, Gebet und
Fasten. Mit dem Untergang der Sonne ist klar: Gott hat den Gläubigen
ihre Sünden vergeben, das Fasten endet und das Leben ersteht rein,
unschuldig und neu, für ein weiteres Jahr.

Doch was, wenn die Sonne nicht mehr untergeht? Die Gebete immer
verzweifelter werden, schließlich immer fordernder? Wenn die Hitze
einfach nicht zurückgeht? Nicht alle finden das so schlimm - es gibt
Klimaanlagen, kalte Getränke, so lässt es sich schon aushalten.

Besetzung

Dichterin: Natalia Belitski

Doku: Viola Sauer

Gebete: Ariella Hirshfeld

Gegenstimme: Annette Strasser

Hashtags: Steffi Grube

Sivan Ben Yishai, Autorin und Theaterregisseurin, geboren 1978 in Tel
Aviv, lebt seit 2012 in Berlin. Sie studierte Theaterregie sowie
Schreiben für das Theater an der Tel-Aviv-Universität und in der
Schule für Visuelles Theater Jerusalem. Derzeit entsteht am Maxim
Gorki-Theater der vierte Teil ihrer Bühnen-Tetralogie "LET THE BLOOD
COME OUT TO SHOW THEM".


100 Jahre Israel

WDR-Hörspielreihe vom 10.-13. Dezember

2018 jährt sich die Gründung des Staates Israel zum 70. Mal. Der Blick
zurück zeigt Jahrzehnte der Prosperität, der Entwicklung vom Agrarland
zum Hightech-Staat, aber auch des nach wie vor ungelösten Konflikts
zwischen Israelis und Palästinenser*innen. Das WDR Hörspiel wirft nun
einen spekulativen Blick 30 Jahre in die Zukunft - und hat dazu zwei
israelisch- und zwei palästinensischstämmige Autor*innen eingeladen,
die einer Generation angehören, die diese Zukunft noch erleben wird.

Die entstandenen Hörspiele sind Utopien und Dystopien, Hoffnungen auf
die Zukunft und sich aus der Gegenwart nährende Befürchtungen,
subjektive Schlaglichter und überzeitliche Allegorien - und sie nutzen
die Freiheit der Fiktion, um über die Grenzen der heutigen politischen
Debatte hinaus zu blicken.

Das Hörspiel steht nach der Sendung befristet zum Download zur
Verfügung.

Redaktion: Isabel Platthaus
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MELDUNG/1798: Martin Wagner als BR-Hörfunkdirektor bestätigt (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 6. Dezember 2018

BR Rundfunkrat

Martin Wagner als BR-Hörfunkdirektor bestätigt



Der Rundfunkrat des Bayerischen Rundfunks hat in seiner heutigen
Sitzung vom 6. Dezember 2018 der Wiederberufung von Martin Wagner als
Hörfunkdirektor zugestimmt. Der neue Vertrag beginnt am 1. Mai 2019
und endet am 30. Juni 2020 (Eintritt in den Ruhestand).

Martin Wagner ist seit dem 1. Mai 2014 Hörfunkdirektor des Bayerischen
Rundfunks. Seitdem hat er seinen Bereich mit strategischem Weitblick
umgebaut und tiefgreifende Veränderungen vorgenommen. Besonders
erfolgreich war er mit der Umsetzung der "Wellenstrategie Hörfunk."
Dazu gehören die Weiterentwicklung von Bayern 1 und Bayern 3, die
Gründung der Volksmusikwelle BR Heimat und die Weiterentwicklung von
BR Klassik zu einer trimedialen Marke.

1954 in Würzburg geboren, sammelte Martin Wagner zunächst Erfahrungen
im Printjournalismus, ehe er 1979 im BR-Regionalstudio Mainfranken in
Würzburg als Redakteur anfing. Die nächste Station führte ihn nach
München in die Abteilung Zeitfunk, dann wurde Wagner 1989 Leiter des
ARD-Hörfunkstudios Tel Aviv. Nach einer Zwischenstation im Funkhaus in
München ging es erneut als Korrespondent ins Ausland: dieses Mal als
Leiter des BR-Hörfunk-Gruppenstudios in Washington. 2006 wurde Wagner
stellvertretender Leiter der Abteilung 'Nachrichten und Verkehr' im
Hörfunk, ehe er 2008 die Leitung der Redaktion 'Politik, Studios
Berlin und Ausland' übernahm. Von August 2009 bis Ende April 2014 war
Martin Wagner Leiter des BR Studio Franken.

Als Hörfunkdirektor wird Martin Wagner auch weiterhin maßgeblich am
trimedialen Umbau des Bayerischen Rundfunks mitarbeiten. In seine
Verantwortung fallen die Programme Bayern 1, Bayern 2, Bayern 3, BR
Klassik, PULS, das junge Angebot des Bayerischen Rundfunks, sowie die
Klangkörper des BR.

 * 
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MUSIK/2779: Deutschlandfunk Kultur - Georg Philipp Telemann als Geschäftsmann, 11.12.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Auch die holde Kunst muss von etwas leben

Georg Philipp Telemann als Geschäftsmann

Von Bernhard Schrammek

Alte Musik

Dienstag, 11. Dezember 2018, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Der Mann war nicht nur ein exzellenter Musiker, sondern auch ein
findiger Geschäftsmann: Wie kaum ein anderer seiner Zeitgenossen
verstand es Georg Philipp Telemann, seine Werke als Unternehmer selbst
zu vermarkten. Er veröffentlichte zahlreiche Sammlungen im
Selbstverlag und führte dabei etliche Innovationen ein, wie zum
Beispiel das Subskriptionsverfahren oder musikalische Periodika. Auch
das Hamburger Konzertwesen versuchte er in kommerzieller Hinsicht neu
aufzustellen.

 * 
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PREIS/321: Campusradio-Preise 2018 im Funkhaus Köln verliehen (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 09.12.2018

Campusradio-Preise 2018 im Funkhaus Köln verliehen: 

Landesanstalt für Medien zeichnet junge Radiomacher aus. Erfolgreicher
Campusradio-Tag in Kooperation mit dem Deutschlandfunk.



Am Samstag, den 8. Dezember 2018, lud die Landesanstalt für Medien NRW
zum 17. Campusradio-Tag mit anschließender Verleihung des
Campusradio-Preises ein. Der Tag rund ums Campusradio wurde in
Kooperation mit dem Deutschlandfunk veranstaltet und bot den
Teilnehmern und Teilnehmerinnen aus ganz Deutschland Workshops und
Panels zum Thema "Digital bewegte Zeiten: Wie investigativ und
innovativ sind die Campusradios?" an. Im Anschluss wurden insgesamt
acht herausragende Campusradio-Beiträge aus NRW mit Preisen geehrt,
wobei es in diesem Jahr eine Rekordzahl von 230 Einreichungen für den
Preis gab.

Deutschlandradio-Intendant Stefan Raue begrüßte die zahlreichen
Besucherinnen und Besucher im Kölner Funkhaus des Deutschlandfunks:
"Radio erlebt eine Renaissance, es hat eine große Zukunft, auch wenn
die Form sich verändert. Entscheidend für die Relevanz eines Mediums
ist, dass es Menschen Spannendes und Interessantes bietet, die sich
für gründlich recherchierte und gut erzählte Inhalte interessieren."

Tobias Schmid, Direktor der Landesanstalt für Medien NRW, zeigte sich
begeistert: "Die Campusradios gestalten die Zukunft des Radios und der
Medienbranche. Und wenn man sich heute die Preisträger und Nominierten
anschaut, dann kann man sich in diesen digital bewegten Zeiten ja nur
darauf freuen, wohin die Reise geht. Wir gratulieren herzlich allen
Preisträgerinnen und Preisträgern des Campusradio-Preises 2018."

Prämiert wurden Beiträge in den folgenden sieben Kategorien:
"Moderation", "Hochschule" "Wissenschaft", "Innovative
Programmleistung", "Musiksendung", "Kollegengespräch", "Interview".
Außerdem wurde ein Anerkennungspreis verliehen. Sämtliche
Gewinner-Beiträge können Sie unter www.medienanstalt-nrw.de/crp18
nachhören. Berichte und Fotos vom Campusradio-Tag 2018 finden Sie auf
den Seiten der Deutschlandfunk-Redaktion "Campus und Karriere" unter
www.deutschlandfunk.de/campus.


Alle Preisträger im Überblick:

Kategorie "Moderation"

"Was uns bewegt"

Frederik Steen, bonnFM

Kategorie "Hochschule"

"Debatte um Kultürk"

Helen Bielawa, Hertz 87.9 (Bielefeld)

Kategorie "Wissenschaft"

"Yesterday auf Altenglisch"

Tim Neumann, hochschulradio düsseldorf

Kategorie "Innovative Programmleistung"

"Letzte Runde - auf ein Bier mit Jonas und Amélie"

Amélie Becker / Jonas Wintermantel, Radio Q (Münster)

Kategorie "Musiksendung"

"Straßenmusik - Ein Spaziergang durch Köln"

Joana Leyendecker / Max Heck / Eva Schwert, Kölncampus

Kategorie "Kollegengespräch"

"I bims"

Marie Brand / Laura Bartels, Radio Q (Münster)

Kategorie "Interview" 

"Interview mit dem AStA der Universität Siegen zur Rektoratsstürmung"

Christina Pollmanns, Radius 92.1 (Siegen)

Anerkennungspreis

"NSU auch in der Region aktiv?"

Maximilian Hampel, Hertz 87.9 (Bielefeld)

Jeder Campusradio-Preis der Landesanstalt für Medien ist mit je 1.250
Euro dotiert. Die Jury des Campusradio-Preises bestand dieses Jahr aus
Colleen Sanders (Vorsitzende der Jury), Christoph Flach, Marcus
Engert, Daniel Fiene, Kate Maleike und Wolfgang Sabisch. Informationen
zu den Nominierten und den Jury-Mitgliedern sowie das Programm des
Campus Radio-Tages finden Sie unter

https://www.medienanstalt-nrw.de/crp18
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KINDER/482: Für Patienten mit angeborenen Fehlbildungen fehlen weiterbetreuende Experten (idw)


Deutsche Gesellschaft für Chirurgie e. V. - 06.12.2018

Für Patienten mit angeborenen Fehlbildungen fehlen weiterbetreuende Experten



Berlin - Babys mit angeborenen Fehlbildungen erreichen heute dank
fortschrittlicher Operationsmethoden in aller Regel das Erwachsenenalter.
Doch der Übergang von der Kinder- in die Erwachsenenchirurgie gestaltet
sich schwierig. So beklagen Elterninitiativen, dass in der
Erwachsenenmedizin kompetente Ansprechpartner für die Heranwachsenden
fehlen. Um Lösungsansätze zu finden, veranstaltet die Deutsche
Gesellschaft für Kinderchirurgie (DGKCH) einen Runden Tisch mit
Betroffenen.

Darüber hinaus bereiten Arbeitsgruppen der DGKCH Vorschläge für eine
Zentralisierung der Behandlung kinderchirurgischer Fehlbildungen vor. Ein
ähnlicher Ansatz könnte auch zu einer adäquaten Weiterbetreuung in der
Adoleszenz führen, erläutern Experten auf der Jahrespressekonferenz der
Deutschen Gesellschaft für Chirurgie (DGCH) am 5. Dezember 2018 in Berlin.

Zu den angeborenen Fehlbildungen zählt unter anderem die Ösophagusatresie,
ein Verschluss der Speiseröhre. "Nach erfolgreicher Operation erreichen
die Kinder heute das Erwachsenenalter", berichtet Professor Dr. med. Peter
P. Schmittenbecher, Präsident der DGKCH. "Aber sie brauchen wegen
Begleitfehlbildungen des Herzens oder aufgrund von Schluckstörungen eine
vielseitige und langjährige Nachsorge."

Dies gilt auch für Kinder mit einer anorektalen Malformation, einer nicht
korrekten Anlage des Afters. "Hauptfolgeproblem nach der operativen
Korrektur ist hier die Inkontinenz, also der ungewollte Stuhlverlust",
erklärt Schmittenbecher. Kinder mit Spina bifida, einem offenen Rücken,
können heutzutage bereits im Mutterleib operiert werden. "Doch trotz
verbesserter Ergebnisse handelt es sich nach dem Eingriff in der Regel um
Kinder mit mehrfachen Behinderungen wie einem Querschnitt, oft einem
Wasserkopf und urologischem, orthopädischem und neurochirurgischem
Betreuungsbedarf", so Schmittenbecher.

Wenn Patienten mit angeborenen Fehlbildungen das Erwachsenenalter
erreichen, hört die Betreuung durch Kinderchirurgen und Kinderärzte auf.
Doch für alle drei genannten Krankheitsbilder fehlen geeignete
Anlaufstellen in der Erwachsenen-Gastroenterologie, -Proktologie
oder-Urologie. "Elterninitiativen beklagen vielfach ein Loch, in das die
betroffenen Familien und Patienten fallen", berichtet Schmittenbecher.
"Für diese Fehlbildungen existieren keine Transitionsprogramme, die eine
geordnete Überleitung in die Erwachsenenfächer sicherstellen würden.
Gewissermaßen tut sich hier ein neues 'Problem' auf, das aus den
Fortschritten der Kinderchirurgie resultiert."

Um dies zu ändern, lädt die DGKCH im Januar zu einem Runden Tisch mit den
Elterninitiativen ein. "Die Betroffenen verfügen über keine Lobby. Deshalb
müssen wir aktiv werden, brauchen aber unbedingt auch engagierte Partner
aus den Erwachsenenfächern", betont DGKCH-Präsident Schmittenbecher. Nötig
seien beispielsweise Fortbildungskurse für Erwachsenenmediziner und gut
verteilte, zentralisierte Anlaufstellen zur Weiterbetreuung nach der
Pubertät. Geeignete Anlaufstellen könnten sich im Zuge einer
Zentralisierung der Behandlung kinderchirurgischer Fehlbildungen ergeben,
die von der DGKCH angestrebt wird.

"Zwei Arbeitsgruppen der Fachgesellschaft bereiten eine solche
Zentralisierung vor", sagt Schmittenbecher. Geplant sind unterschiedliche
Versorgungslevel: Seltene Erkrankungen und komplexe Fehlbildungen sollen
in spezialisierten kinderchirurgischen Referenzzentren und Kliniken der
Maximalversorgung therapiert werden. Die Behandlung häufiger Fälle und die
Weiterversorgung von operierten Kindern und Jugendlichen ohne spezielle
Probleme würden wohnortnahe kinderchirurgische Einrichtungen übernehmen.
"Dies würde zu einer besseren Qualität in der Versorgung komplexer
kindlicher Erkrankungen führen", betont Schmittenbecher.


Weitere Informationen finden Sie unter

www.dgch.de
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Bluttest ermöglicht Früherkennung und therapie-gesteuerte Vermeidung von Leukämie-Rückfällen

Studie zu neuem Therapieansatz bei akuten Leukämien veröffentlicht



Erkrankt ein Mensch an einer akuten Leukämie, handelt es sich in 80
Prozent der Fälle um eine akute myeloische Leukämie (AML). Fast die Hälfte
der Betroffenen jüngeren Patienten erlebt dabei auch nach erfolgreicher
Chemotherapie-Behandlung eine Wiederkehr des Blutkrebses. In einer
weltweit ersten systematischen Studie dazu konnten Krebsexperten der
Universitätsklinika Leipzig und Dresden jetzt nachweisen, dass sich mit
Hilfe einer Bluttest-basierten Früherkennung das Risiko einer erneuten
Erkrankung vorhersagen und durch eine sogenannte epigenetische Therapie
erfolgreich vermeiden oder verzögern lässt. Diese Ergebnisse der
dreijährigen Forschungsarbeit wurden aktuell in "Lancet Oncology"
vorgestellt.

Bei Patienten mit akuter myeloischer Leukämie können die Krebsexperten
heute bei 60 bis 70 Prozent der Betroffenen den Krebs erfolgreich mit
einer Chemotherapie zurückdrängen. Etwa die Hälfte der Patienten erlebt
aber einen Rückfall. Um dies frühzeitig zu erkennen, kann mit Hilfe
regelmäßiger molekularbiologischer Blutuntersuchungen die Konzentration
kleinster Tumorspuren im Blut der Betroffenen geprüft werden. "Wir suchen
dabei nach geringsten Spuren von Krebszellen im Blut der Patienten, der
sogenannten minimalen residuellen Resterkrankung (MRD)", erklärt Prof. Uwe
Platzbecker, Autor der Studie und Direktor der Medizinischen Klinik I,
Bereich Hämatologie und Zelltherapie, am Universitätsklinikum Leipzig.
"Mit der aktuellen Studie innerhalb der deutschlandweiten Studien-Allianz
für Leukämie (SAL) haben wir zum einen untersucht, mit welcher
Wahrscheinlichkeit diese MRD-Nachweise tatsächlich anzeigen, dass ein
Rückfall eintreten wird, und zum anderen, ob wir mit einer frühzeitigen
ambulanten Therapie eine Wiederkehr des Krebses verhindern können," so der
Leukämieexperte weiter. Bei mehr als der Hälfte der untersuchten Patienten
konnte dank der Intervention ein Rückfall verhindert oder um mehr als
sechs Monate verzögert werden. "Dafür haben wir auf eine sogenannte
"intelligente" epigenetische Chemotherapie zurückgegriffen, die auf
schonende Weise sozusagen vorsorglich die wiederkehrenden Leukämiezellen
bekämpft, bevor sie im Mikroskop sichtbar sind", erläutert Platzbecker.
Besonders erfolgreich war das Verfahren bei Patienten, die zuvor eine
Knochenmarkstransplantation erhalten hatten. Insgesamt wurden in der
Studie 200 AML-Patienten untersucht, deren Blut zwei Jahre lang monatlich
auf MRD kontrolliert wurde. Wurde dabei der für einen Rückfall kritisch
definierte Grenzwert überschritten, begann eine frühzeitige Therapie mit
dem zugelassenen Medikament mit dem Wirkstoff Azacytidin zur
Verhinderung des Wiederaufflammens der Leukämie. "Die Studie zeigt, dass
bereits diese noch nicht unter dem Mikroskop sichtbare, aber mit den
modernen Techniken schon messbare Resterkrankung einerseits einen sicheren
Hinweis auf einen Rückfall darstellt, und zum anderen uns die Chance
bietet, sehr früh erfolgreich eingreifen zu können", resümiert
Platzbecker, der die Forschungsarbeit noch an seinem alten Arbeitsplatz am
Universitätsklinikum Dresden umgesetzt hatte.
Jetzt soll mit Folgestudien in Leipzig untersucht werden, welche Erfolge
mit einer Kombination zweier Therapieverfahren sowie dem ergänzenden
Einsatz weiterer Medikamente erzielt werden können.


Originalpublikation:

Lancet Oncology 2018 November 12

Measurable residual disease-guided treatment with azacitidine to prevent
haematological relapse in patients with myelodysplastic syndrome and acute
myeloid leukaemia (RELAZA2): an open-label, multicentre, phase 2 trial.

Platzbecker U, Middeke JM, Sockel K, Herbst R, Wolf D, Baldus CD,
Oelschlägel U, Mütherig A, Fransecky L, Noppeney R, Bug G, Götze KS,
Krämer A, Bochtler T, Stelljes M, Groth C, Schubert A, Mende M, Stölzel F,
Borkmann C, Kubasch AS, von Bonin M, Serve H, Hänel M, Dührsen U,
Schetelig J, Röllig C, Kramer M, Ehninger G, Bornhäuser M, Thiede
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Glioblastome am Wachsen hindern: Unkonventionelle Behandlung zeigt erste Erfolge



Einen wichtigen Fortschritt in der Erforschung und Behandlung von einer
aggressiven Hirntumorart (Glioblastom) hat ein Team um Professor Marc-Eric
Halatsch (Klinik für Neurochirurgie) am Universitätsklinikum Ulm erzielt:
Unter der Therapie mit einer erstmalig eingesetzten Kombination von neun
Medikamenten (darunter Antibiotika sowie Wirkstoffe gegen HIV und
Bluthochdruck) stoppte das Tumorwachstum bei der Hälfte der behandelten
Studienteilnehmer*innen - im Falle des ersten in die Studie
eingeschlossenen Patienten für nunmehr 24 Monate.

Glioblastome gehören zu den häufigsten im Erwachsenenalter auftretenden
Tumoren des Gehirns. Sie wachsen meist innerhalb weniger Monate deutlich
und sind äußerst aggressiv. Das heißt, die üblichen Therapieoptionen wie
die chirurgische Entfernung des Tumors, Bestrahlung und Chemotherapie sind
selten nachhaltig erfolgreich; meist tritt der Tumor erneut auf
(Rezidivbildung). "Obwohl neurochirurgische Operationsmethoden und die
begleitenden Therapien in den vergangenen Jahren stetig verbessert wurden,
können wir mit der Prognose von Patienten mit Glioblastom nach wie vor
nicht zufrieden sein", erläutert Professor Marc-Eric Halatsch, Leitender
Oberarzt der Klinik für Neurochirurgie am Universitätsklinikum Ulm.

Dies wird hoffentlich der neue Therapieansatz ändern, für den die
klinische Studie im Oktober vorläufig ausgewertet wurde. "Die bisherigen
Ergebnisse sind ermutigend", berichtet Studienleiter Halatsch. "Die
Patienten vertragen die eingesetzten Medikamente in einer Weise, wie wir
sie aus anderen Zweit- und Drittlinientherapien kennen". Zweit- und
Drittlinientherapien können auf eine erste Therapie folgen, wenn der Tumor
auf diese nicht mehr anspricht.

Von November 2016 bis dato wurde bzw. wird insgesamt zehn
Glioblastom-Patient*innen eine Wirkstoffkombination von neun Medikamenten namens
CUSP9v3 (Coordinated Undermining of Survival Paths by 9 Repurposed Drugs,
Version 3) verabreicht, wobei die zuletzt eingeschlossene
Studienteilnehmerin erst seit 6 Monaten behandelt wird; der Tumor ist bei
ihr in diesem Zeitraum nicht erneut gewachsen. Die vielversprechende
Zwischenauswertung der "Proof-of-Concept"-Studie wurde Mitte November bei
der Jahrestagung der amerikanischen Gesellschaft für Neuroonkologie in New
Orleans (USA) vorgestellt.

Zusätzlich zu den neun Studienmedikamenten erhielten bzw. erhalten die
Studienteilnehmer*innen noch eine niedrig dosierte Chemotherapie. Alle
Patient*innen hatten vor Teilnahme an der Studie bereits eine
Standardtherapie inklusive Operation und Bestrahlung hinter sich gebracht,
bevor der Tumor erneut aufgetreten war. Können die positiven ersten
Ergebnisse im Verlauf der nächsten sechs Monate bestätigt werden, ist eine
größere klinische Folgestudie geplant. Für die aktuelle Studie werden
keine neuen Teilnehmer*innen gesucht.

Auf die unkonventionelle Idee, mehrere Wirkstoffe kombiniert einzusetzen,
kam Professor Halatsch im Jahr 2013 gemeinsam mit dem amerikanischen
Psychiater Dr. Richard Kast. Die Mediziner fragten sich, ob ein einzelner
Wirkstoff möglicherweise zu wenig sei, um die aggressive Tumorart zu
bekämpfen. Sie begannen daraufhin, nach Wirkstoffen zu suchen, die die
Mechanismen stören, die für das Tumorwachstum verantwortlich sind.
Bei ihrer Recherche prüften die Forscher vor allem auch in der Praxis
bewährte, nebenwirkungsarme Wirkstoffe, die normalerweise zur Behandlung
anderer Erkrankungen zur Anwendung kommen, zum Beispiel bei
Pilzerkrankungen, HIV-Infektionen oder Bluthochdruck. Letztlich konnten
Halatsch und Kast neun geeignete Präparate identifizieren, darunter auch
Wirkstoffe, die bei Alkoholabhängigkeit, chronisch-entzündlichen
Gelenkerkrankungen, Depressionen oder zur Linderung von Übelkeit infolge
einer Chemotherapie eingesetzt werden.

Gefördert wird die Studie von der belgischen Stiftung Anticancer Fund.
"Wir sind uns bewusst, dass die Therapie mit einer Kombination von neun
Präparaten in Verbindung mit einer Standardbehandlung äußerst ungewöhnlich
ist", begründet der Ärztliche Direktor des Anticancer Fund, Dr. Guy
Buyens, die finanzielle und wissenschaftliche Unterstützung. "Wir sind
jedoch fest davon überzeugt, dass das Verwenden von Wirkstoffen zu einem
anderen als ihrem ursprünglichen Zweck (Drug Repurposing) ebenso wie
kombinierte Therapien hohes Potenzial haben." "`Drug Repurposing` ist ein
wertvoller Ansatz, um die Krebsforschung zu beschleunigen", ergänzt die
Geschäftsführerin der Stiftung, Dr. Lydie Meheus. "Bei bereits
etablierten, zugelassenen Medikamenten wissen wir, wie sicher sie sind,
außerdem sind sie leicht verfügbar und kostengünstig."


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.anticancerfund.org/projects

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment68457

Beispielhafte Rückbildung eines Glioblastomrezidivs unter Behandlung mit CUSP9v3 in der Magnetresonanztomographie (MRT)
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E-Zigaretten


Kein harmloser Lifestyle


Von Prof. Klaus-Dieter Kolenda



Über die Gesundheitsgefahren von E-Inhalationsprodukten und Tabakerhitzern. 


Das hohe Gefährdungspotenzial für die Gesundheit durch das
Rauchen herkömmlicher Tabakwaren, zu denen Zigaretten, aber auch
Feinschnitt, Zigarren, Zigarillos und Pfeifentabak gehören, ist seit
Jahrzehnten gut bekannt, kann aber nicht oft genug wiederholt werden.

Die Zahl der Todesopfer infolge des Rauchens wird auf sieben Millionen
pro Jahr geschätzt, wie die WHO (Weltgesundheitsorganisation) am
Weltnichtrauchertag 2017 bekannt gab. Nach Angaben der EU-Kommission
sterben in der Europäischen Union jährlich etwa 700.000 Menschen an
den Folgen des Rauchens. Allein in Deutschland wird diese Zahl auf
circa 120.000 Personen pro Jahr geschätzt, das sind rund 14 Prozent
aller Todesfälle.

Im Durchschnitt sterben Raucher zehn Jahre früher als Nichtraucher.
Die britische Ärztestudie zeigt weiter, dass die Hälfte aller Raucher
im mittleren Alter (35 bis 69 Jahre) an einer Krankheit stirbt, die
durch das Rauchen verursacht worden ist. Diese Gruppe verliert
durchschnittlich 22 Lebensjahre. Damit ist das Zigarettenrauchen
weltweit und auch bei uns der bei Weitem wichtigste einzelne
krankmachende und todbringende Faktor, der vermieden werden kann.

Diese Zahlen zeigen aber auch, dass die Tabakindustrie es nicht
einfach hat. Denn jedes Jahr muss sie Millionen neuer Kunden gewinnen,
weil die alten vorzeitig sterben. Damit die "Spezies Raucher" nicht
ausstirbt, halten die Tabakkonzerne mit ausgefeilten Werbestrategien
dagegen, für die sie allein in Deutschland fast 200 Millionen Euro pro
Jahr aufwenden.

Wenn nun vonseiten der Tabakindustrie, wie es seit einer Reihe von
Jahren der Fall ist, Alternativen zu den herkömmlichen Tabakwaren in
Form von E-Inhalationsprodukten auf den Markt gekommen sind, deren
Konsum angeblich weniger schädlich sein soll, dann wird man als
Mediziner zunächst skeptisch sein und sich fragen: Was sind das für
neue Produkte und was wissen wir über das tatsächliche
Gefährdungspotenzial? Und: Warum kommen diese Produkte zum jetzigen
Zeitpunkt auf den Markt?

Gefährdungspotenzial von E-Inhalationsprodukten

E-Inhalationsprodukte - dazu gehören vor allem E-Zigaretten,
E-Shishas, E-Zigarren und E-Pfeifen - haben alle den gleichen
Grundaufbau. Sie bestehen aus einem Mundstück, einer Stromquelle in
Form einer Batterie oder eines Akku, einem elektrischen Heizelement,
das als Verdampfer fungiert, und einer Kartusche für die verdampfende
Flüssigkeit (Liquid), die in der Regel aus Propylenglycol und/oder
Glyzerin, verschiedenen Aromen und meist auch Nikotin besteht. Das
Liquid wird unter Wärmeeinwirkung vernebelt und das dabei entstehende
Aerosol wird wie beim Rauchen inhaliert. Somit findet im Gegensatz zu
konventionellen Zigaretten bei E-Zigaretten keine Tabakverbrennung
statt.

Deshalb dürften E-Zigaretten im Vergleich zu Tabakzigaretten
wahrscheinlich weniger schädlich sein, aber sie sind auch keine
harmlosen Lifestyle-Produkte. Um welche Größenordnung E-Zigaretten
tatsächlich weniger schädlich sind als Tabakzigaretten, lässt sich
derzeit nicht genau sagen, denn es fehlen Langzeit-Untersuchungen
analog zur britischen Ärztestudie, um diese Frage zu beantworten.

Die meisten Stoffe, die beim Gebrauch von E-Zigaretten inhaliert
werden, gelten für die orale Aufnahme als unbedenklich, nicht aber
zwangsläufig für die inhalative Aufnahme über die Lunge. So gilt der
Hauptbestandteil des Aerosols, das Propylenglykol, zwar bei oraler
Aufnahme als unbedenklich, vernebelt löst es aber Augen- und
Atemwegsirritationen aus. Auch die Aromen sind bei oraler Aufnahme
unbedenklich, es fehlen jedoch toxikologische Daten für die inhalative
Aufnahme.

Manche der in E-Zigaretten verwendeten Aromen, wie zum Beispiel
Zimtaldehyd, haben jedoch eine allergene Wirkung und andere, wie zum
Beispiel Diacetyl oder Acetylpropionyl, verursachen
Atemwegserkrankungen. Nikotin macht einerseits abhängig, andererseits
gibt es neue Daten, wonach Nikotin im Verdacht steht,
Herz-Kreislauferkrankungen, Diabetes Typ 2 und Krebserkrankungen zu
fördern und besonders in der Schwangerschaft und Adoleszenz bedenklich
ist.

Daneben finden sich im Aerosol von E-Zigaretten unterschiedliche
Konzentrationen von krebserregenden Substanzen wie Formaldehyd,
Acetaldehyd, Benzol und Nitrosamine. Diese Substanzen liegen in sehr
geringen Konzentrationen vor und entstehen zum Teil erst bei der
Verdampfung. Für ein solches Gemisch verschiedener krebserregender
Stoffe gibt es jedoch keinen Schwellenwert, unterhalb dessen eine
krebserregende Wirkung auszuschließen wäre. Aufgrund dieser Daten
mögen E-Zigaretten für Tabakraucher eine weniger schädliche
Alternative sein, aber harmlos sind sie keineswegs.
Langzeituntersuchungen über die Auswirkungen dieser Substanzen liegen
ebenfalls nicht vor.

Auch ist zum jetzigen Zeitpunkt eine wissenschaftliche Aussage zum
Nutzen von E-Zigaretten in der Tabakentwöhnung nicht möglich, da
bisher nur wenige aussagefähige Studien zu dieser Fragestellung
vorliegen und diese keinen überzeugenden Evidenzgrad aufweisen.

Problematisch ist der weit verbreitete gleichzeitige Konsum von Tabak-
und E-Zigaretten. Rund 70 Prozent der Konsumenten von E-Zigaretten
verwenden beide Produkte. Wie viele Raucher aus diesem dualen Gebrauch
zu Tabakzigaretten zurückkehren, wie viele dabei bleiben, wie viele
auf den alleinigen Konsum von E-Zigaretten umsteigen oder letztlich
auf jeglichen Konsum verzichten, ist unbekannt.

Unter gesundheitspolitischen Gesichtspunkten bringt aber
möglicherweise nur der vollständige Umstieg auf E-Zigaretten einen
Vorteil, denn neuere große Kohortenstudien weisen darauf hin, dass
eine Verminderung des Zigarettenkonsums im Vergleich zu unvermindertem
Weiterrauchen das Sterblichkeitsrisiko nicht eindeutig senkt. Das
langfristige Gesundheitsrisiko könnte bei dualen Konsumenten sogar
größer sein, wenn diese jahrelang parallel zum E-Zigaretten-Gebrauch
zwar weniger, aber kontinuierlich Tabakzigaretten weiterrauchen,
anstatt ganz mit dem Rauchen aufzuhören.

Bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen unter 20 Jahren liegt auch in
Deutschland der Gebrauch von E-Zigarette und E-Shisha im Trend. Der
"Probierkonsum" ist hier mit fast 14 Prozent hoch, regelmäßiger Konsum
ist allerdings selten. Jugendliche verwenden eher nikotinfreie als
nikotinhaltige E-Zigaretten. 2017 war die Anzahl der
E-Zigaretten-Konsumenten auf 3,7 Millionen angestiegen. Bei dieser
Zahl wird aber nicht zwischen gelegentlichem und regelmäßigem Konsum
unterschieden.

Dabei muss beachtet werden, dass sich grundsätzlich mit E-Zigaretten
das Verhaltensmuster des Rauchens erlernen lässt. Außerdem kann eine
Tabakabhängigkeit hervorgerufen werden, wenn in den Liquids Nikotin
enthalten ist, wie das bei erwachsenen Konsumenten in der Regel der
Fall ist.

Ein wichtiger Aspekt ist, ob E-Inhalationsprodukte nicht-rauchende
Jugendliche dazu verleiten können, mit dem Tabakrauchen zu beginnen.
In einem umfangreichen Review-Artikel aus dem Jahr 2016 über die
Häufigkeit des Gebrauchs von E-Zigaretten in verschiedenen Ländern
weisen zwei Längsschnittstudien darauf hin, dass nichtrauchende
Jugendliche, die E-Zigaretten verwendet haben, später doppelt so
häufig mit dem Rauchen beginnen wie Jugendliche, die keine
E-Zigaretten konsumiert haben.

Beim "Dampfen" von E-Zigaretten gelangen mit dem ausgeatmeten Aerosol
gesundheitsschädliche Substanzen wie Propylenglykol, Formaldehyd,
Acetaldehyd, flüchtige organische Substanzen und Metalle in die
Raumluft. Die Belastung ist zwar geringer als durch
Tabakzigarettenrauch beim herkömmlichen Passivrauchen, wenn aber viele
E-Zigaretten gleichzeitig geraucht werden, kann die Belastung der
Raumluft auf hohe Werte ansteigen, wobei dann auch Nichtkonsumenten
diese Schadstoffe einatmen können. Dies könnte insbesondere für
sensible Gruppen wie Kinder, Asthmatiker, Allergiker, Herzpatienten
und Lungenerkrankte problematisch sein. Es liegen aber keine Studien
vor, die es erlauben, die potenzielle Gesundheitsgefährdung für passiv
belastete Nichtkonsumenten abzuschätzen.

Nach dem Jugendschutzgesetz ist in Deutschland seit 2016 Kindern und
Jugendlichen der Erwerb und Konsum von E-Inhalationsprodukten
verboten. Nicht bekannt ist, wie gut diese Bestimmungen umgesetzt
werden. Neben schon erfolgten Werbeeinschränkungen und
Qualitätsanforderungen sind weitere gesetzliche Regulierungen für den
Gebrauch von E-Inhalationsprodukten notwendig. Dazu gehört vor allem
ein Nutzungsverbot in Nichtraucherbereichen.

Gefährdungspotenzial von Tabakerhitzern

Mit dem sogenannten Tabakerhitzer namens IQOS
(I-Quit-Ordinary-Smoking) wurde 2016 vom Philip Morris-Konzern ein
neues Produkt als angeblich weniger schädliche Alternative zum
Tabakrauchen auf den Markt gebracht. Im IQOS werden spezielle
Tabakstifte auf eine Temperatur von 350 Grad Celsius erhitzt. Das
dabei entstehende Aerosol wird über ein Mundstück inhaliert. Im
Vergleich zur Inhalation von nikotinhaltigem E-Zigaretten-Dampf
beschleunigt angeblich das IQOS-Verfahren die Nikotinanflutung, sodass
von den Nutzern eingefleischte Rituale wie die Raucherpause
beibehalten werden können. Die Marlboro-Produzenten geben sich deshalb
in ihrer Werbung davon überzeugt, dass Tabakerhitzer bei Tabakrauchern
auf größere Akzeptanz stoßen werden als E-Zigaretten.

Das Suchtpotenzial in Form von Nikotinabhängigkeit bleibt aber auch
bei diesem neuen Produkt der Tabakindustrie, ebenso wie bei den
nikotinhaltigen E-Inhalationsprodukten, nicht nur erhalten, sondern
ist möglicherweise noch verstärkt worden, da die Nikotinanflutung
angeblich beschleunigt worden ist. Die Nikotinabhängigkeit ist
offensichtlich die Hauptsache, um die es der Tabakindustrie geht, denn
dadurch wird der langfristige Konsum des Produktes garantiert und der
duale oder alternative Konsum von Tabakzigaretten gefördert.

Zweifel an den Herstellerangaben, die von einem Rückgang des
Schadstoffgehalts des Aerosols von Tabakerhitzern um 90 bis 99 Prozent
gegenüber dem Tabakrauch sprechen, wecken vor allem die Ergebnisse
einer Untersuchung, die im Mai 2017 in der Fachzeitschrift JAMA
erschienen ist. Die Forscher fanden deutliche Diskrepanzen zu den
Daten von Philip Morris zum Beispiel bei Schadstoffen wie den
flüchtigen organischen Verbindungen, aber auch bei weiteren
gefährlichen Substanzen wie Formaldehyd und Acrolein. Dieselben
Autoren weisen darauf hin, dass die IQOS-Aerosole zwar keine
Verbrennungsprodukte enthalten, aber substanzielle Mengen von
potenziell schädlichen Chemikalien, die in einem Pyrolyse-Prozess
entstanden sind. Unter Pyrolyse-Produkten sind Substanzen zu
verstehen, die bei Erhitzung der Ausgangsstoffe ohne Sauerstoffzufuhr
entstehen. Ein solches Aerosol lässt sich laut den Autoren des
Artikels auch als "Rauch" klassifizieren, sodass der "Dampf" des
"heat-not-burn"-Produktes von Marlboro nicht gänzlich als "rauchlos"
zu betrachten ist. Dagegen vermarktet Philip Morris IQOS als
"rauchfreies" Produkt, das einen nikotinhaltigen "Dampf" erzeugt.

Bislang gibt es nur wenige unabhängige Studien zum tatsächlichen
Risikopotenzial der Tabakerhitzer. Erwähnenswert ist, dass bei der 17.
Tabakkontroll-Konferenz des Deutschen Krebsforschungszentrums in
Heidelberg im November 2017 Ergebnisse des Bundesstituts für
Risikoforschung (BfR) vorgelegt wurden. Diese ergaben, dass für zwei
Substanzklassen, die das Krebsrisiko beeinflussen, das Aerosol des
IQOS-Systems im Vergleich zum Tabakrauch von herkömmlichen
Tabakzigaretten 80 bis 99 Prozent weniger Schadstoffe enthielt. Das
gilt für Formaldehyd, Acetaldehyd, Benzol und Butadien. Daraus ist
aber auch zu schließen, dass dieses Aerosol nicht frei von diesen
Substanzen ist und deshalb weiterhin als mutagen und potenziell
krebserregend eingestuft werden muss. Untersuchungen weiterer
Schadstoffe durch das BfR sollen folgen.

In der aktuellen Stellungnahme eines Experten aus der Tabakambulanz
der Uniklinik München vom Februar 2018 heißt es zum
Gefährdungspotenzial von IQOS: "Die Tabakverdampfer stehen ungefähr
von der Schädlichkeit her zwischen der konventionellen und der
E-Zigarette. Wobei wir wirklich noch keine seriösen Daten haben. Die
gesamte Datenlage über diese Tabakerhitzer stammt von der
Herstellerfirma, nämlich Philip Morris. Gut gemacht oder nicht gut
gemacht, das wissen wir noch nicht, das müssen wir erst nachprüfen".

Ende 2016 hat Philip Morris bei der US-amerikanischen Food and Drug
Administration (FDA) die Zulassung und Anerkennung von IQOS als
"Tabakprodukt mit modifiziertem Risiko" beantragt. Das Verfahren ist
nicht beendet und der Ausgang ungewiss. Seit 2016 ist mit IQOS von
Philip Morris der erste Tabakerhitzer in Deutschland auf dem Markt und
wird seit der Markteinführung vom Zoll lediglich als Pfeifentabak
eingestuft, wobei deutlich weniger Steuern als bei Tabakzigaretten
anfallen. Die zuständige Aufsichtsbehörde stellte IQOS bei der
Kennzeichnungspflicht hinsichtlich der Warnhinweise Zigarren und
Zigarillos gleich.

Schlussbemerkung

Abschließend zur Frage, warum E-Inhalationsprodukte und Tabakerhitzer
auf den Markt gekommen sind. Ich glaube nicht, dass Tabakkonzerne
künftig ihre Gewinne ausschließlich mit "risikoreduzierten Produkten"
erzielen wollen. Es ist nicht geklärt, ob und wie stark das
Gefährdungspotenzial der neuen Produkte bei regelmäßigem Gebrauch über
Jahrzehnte tatsächlich reduziert ist. Medien berichteten, dass
Lobbyisten sich weltweit bemühen, strengere Gesetze zur Eindämmung des
Tabakkonsums zu verhindern. Somit ist anzunehmen, dass Tabakrauchen
uns noch viele Jahrzehnte begleiten wird. Die Einführung der
E-Produkte hat andere Gründe, etwa die schwindende Akzeptanz
herkömmlicher Tabakprodukte unter Jugendlichen. Der Tabakindustrie
droht bei dieser Entwicklung der mittel- und langfristige Verlust
vieler Kunden.


Info

- Eine kürzlich beendeten Studie des Kieler Instituts für Therapie-
und Gesundheitsforschung (IFT-Nord) an über 2.100 Schülern, die bisher
keine Tabakzigaretten geraucht hatten, bestätigt, dass Jugendliche mit
E-Zigaretten-Erfahrung doppelt so häufig zur Tabakzigarette greifen
als solche, die diese Erfahrungen nicht gemacht haben. Für
Studienleiter Prof. Reiner Hanewinkel könnten damit E-Zigaretten das
Tabakrauchen wieder attraktiver machen mit allen Folgen für die
Gesundheit bis hin zur Nikotinabhängigkeit.

- Der Artikel ist Teil eines umfangreichen Textes des Autors, der in
den Nachdenkseiten erschienen ist (www.nachdenkseiten.de/?p=44820).
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TRANSPLANTATION/526: Durchbruch bei der Entwicklung der "Xenotransplantation" (idw)


Klinikum der Universität München - 05.12.2018

Durchbruch bei der Entwicklung der "Xenotransplantation"



Einem internationalen Team um Forscher des LMU-Klinikums in München ist es
erstmals gelungen, genetisch veränderte Schweineherzen lebenserhaltend
langfristig in Paviane zu verpflanzen. Das Pavianherz wurde mithin durch
ein Schweineorgan ersetzt.

Das Problem des Organmangels wird immer ernster: 2017 standen in
Deutschland nur 769 Spenderorgane zur Verfügung, um Patienten mit
lebensbedrohlichen Erkrankungen - unter anderem am Herzen - mit einer
Transplantation zu behandeln. Ein historischer Tiefstand! "Ich sehe auch
nicht, dass sich der Trend grundlegend umkehren wird", prognostiziert
Bruno Reichart, emeritierter Professor vom Klinikum der
Ludwig-Maximilians-Universität München.

Mithin braucht es Alternativen, das weiß nicht nur der bekannte
Herzchirurg. Mit einem interdisziplinären Team aus Wissenschaftlern
arbeitet Reichart seit zwei Jahrzehnten an der "Xenotransplantation".
Konkret: der Verpflanzung von genmodifizierten Schweineherzen zunächst in
Affen und letztendlich in Menschen. Den Forschern ist jetzt ein
entscheidender Zwischenschritt zum vielleicht finalen Erfolg gelungen:
Paviane mit transplantierten, genetisch modifizierten Schweineherzen
überlebten bis zu sechseinhalb Monate. "Das war ein Ersatz des Herzens,
das ist das Neue!", sagt Bruno Reichart. Bislang starben in entsprechenden
Versuchen etwa 60 Prozent der Tiere binnen zwei Tagen. Die Ergebnisse des
Teams wurden jetzt im renommierten Wissenschaftsmagazin "Nature"
veröffentlicht.

Die Kunst der Organerhaltung

Bisher wurden die Schweineherzen nach der Entnahme einmal mit Lösung
durchströmt und dann nur auf Eis gelagert, bis sie den Pavianen verpflanzt
wurden. Das entspricht der gängigen Technik bei klinischen
Herztransplantationen. Doch vor kurzem dämmerte es den Wissenschaftlern,
dass Schweineherzen, wie Reichart erklärt, "nach der Entnahme schwieriger
zu erhalten sind als Menschenherzen." Die Kunst der Organerhaltung liegt
in einem neuen Procedere, bei der das Organ "bei acht Grad Kälte
andauernd, während der Implantation alle fünfzehn Minuten mit Sauerstoff
und einer speziellen Nährlösung versorgt wird." Und zwar über eine
spezielle Herz-Lungen-Maschine von Experten der Universität im
schwedischen Lund. In aller Ruhe können die Ärzte nun den Empfänger des
Organs vorbereiten und dann das Schweineherz einsetzen. "Es schlägt dann
in den Pavianen von der ersten Sekunde an gut und regelmäßig", erklärt der
Münchner Arzt weiter.

Zweiter Schlüssel des jetzigen Erfolgs: Die Forscher erkannten, dass die
Spender-Herzen entsprechend der Größe von Schweinen wachsen und den
Brustkorb eines Pavians rasch sprengen. Dann wird die benachbarte Leber
gestaut und versagt. Doch durch die Gabe eines bestimmten Medikaments
(Rapamycin) ließ sich das Herzwachstum stoppen. Letztendlich überlebten
bei guter bis bester Gesundheit vier von fünf Pavianen mindestens drei
Monate lang (maximal sechs Monate).

Moderate Immunsuppression nach der Transplantation

Das Erbgut der Spenderschweine haben die Experten um Eckhard Wolf vom
Genzentrum der LMU zusammen mit einem amerikanischen Team dreifach
verändert. Die Modifikationen zielen darauf ab, die Blutgerinnung zu
modulieren und die heftigen Abstoßungsreaktionen zu unterdrücken, die ein
Empfänger gegen Organe aus einer anderen Tierart entwickelt.
Erstaunlicherweise brauchten die Paviane dann nach der Transplantation
nicht jene immununterdrückenden Medikamente, die nach der Transplantation
menschlicher Spenderorgane gegeben werden müssen.

"Das wäre ein großer Vorteil der Xenotransplantation", sagt Prof.
Reichart, "denn diese Medikamente zerstören in einem bedeutenden
Prozentsatz auf Dauer die Nieren der Empfänger." Die Paviane benötigten
lediglich einen Antikörper und ein weiteres Medikament, die ihr
Immunsystem dämpfen. Weitere Vorteile der Xenotransplantation: Der
Nachschub an Spenderherzen wäre gesichert. Und eine Transplantation würde
zu einer planbaren Operation werden.

Die Frage aller Fragen

Die Wissenschaftler wollen jetzt daran arbeiten, die Spenderherzen und das
Procedere der Xenotransplantation weiter zu verbessern - um die
mikrobiologische Sicherheit zu gewährleisten. Wie bisher werden auch die
künftigen Studien unterstützt von der Deutschen Forschungsgemeinschaft.
Wann der erste Patient mit einem solchen Herzen im Rahmen einer klinischen
Studie behandelt wird, ahnt Reichart bereits: "In drei Jahren sollten wir
soweit sein."

Originalpublikation:
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VORSORGE/797: Neue Ansätze für Impfungen gegen Hepatitis C-Viren (idw)


TWINCORE - Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung - 06.12.2018

Neue Ansätze für Impfungen gegen Hepatitis C-Viren



Seit einigen Jahren können Infektionen mit dem Hepatitis C-Virus gut
behandelt und die Betroffenen mit modernen Medikamenten geheilt werden.
Dennoch suchen Forschende nach einem Impfstoff gegen das Virus, das sich
auf unsere Leber spezialisiert hat, chronische Infektionen verursacht und
nach wie vor der häufigste Grund für Lebertransplantationen ist. Die
Gründe für die Suche nach einem Impfstoff sind schnell genannt: Die
Medikamente sind sehr kostspielig und längst nicht allen Infizierten
zugänglich. Zudem schützt die Behandlung nicht vor einer Neuinfektion. Im
Journal of Hepatology stellten Forschende des TWINCORE kürzlich neue
Ansätze für einen Impfstoff gegen das Virus vor.

Da Infektionen mit dem HC-Virus von den Betroffenen meist gar nicht
bemerkt werden, bevor sie chronisch werden und die Leber schädigen, ist
ein sicherer Schutz nur durch eine Impfung möglich - denn eine Behandlung
mit antiviralen Medikamenten setzt das Wissen um die Infektion voraus. Die
Suche nach einem Impfstoff ist natürlich nicht neu. "Das Problem bei der
Entwicklung eines HCV Impfstoffes ist, dass das Virus sehr wandelbar ist
und gleichzeitig sehr viele unterschiedliche Varianten auf der Welt
kursieren, die sich aber auch stetig weiter verändern", sagt Dr. Patrick
Behrendt, Wissenschaftler am Institut für Experimentelle Virologie. Also
ist die Aufgabe, Teile der Virusoberfläche zu finden, die sich nicht
verändern und die das Immunsystem im Idealfall auch noch nach Jahrzehnten
wiedererkennen kann.

Eines dieser stabilen - sogenannten konservierten - Oberflächenteile des
Virus ist die Bindungsstelle für den Rezeptor CD81. Diesen Teil der
Virusoberfläche benötigt das Virus, um in die Leberzellen einzudringen. Es
ist der Schlüssel zur Infektion der Zellen und kann sich daher nicht stark
verändern. Ein Impfstoff, der auf diesem Teil des Virus basiert, sollte
also eigentlich einen kräftigen, eindeutigen und langanhaltenden Eindruck
im Immunsystem hinterlassen, so dass der geimpfte Körper unzählige
Varianten von HCV erkennen und abwehren sollte. Soweit die Idee - wäre es
allerdings so einfach, gäbe es längst einen HCV Impfstoff, gibt die
Wissenschaftlerin Dr. Tanvi Khera, zu bedenken. "Das Virus hat sehr
ausgefeilte Schutzmechanismen und scheint um die Empfindlichkeit dieser
Stelle zu wissen. Strukturanalysen dieses Komplexes haben uns gezeigt,
dass diese konservierte Struktur von Zuckerstrukturen und sehr
wandlungsfähigen Teilen des Virus wie ein Schutzmantel umhüllt wird."
Dieser Schutzmantel verhindert sehr effizient, dass Immunzellen diese
charakteristische Struktur zu sehen bekommen - sowohl bei einer Infektion
als auch beim Einsatz als Impfstoff. Um die Impfreaktion gegen HCV zu
verbessern, haben die Forschenden Teile des Schutzmantels durch genetische
Veränderungen am Virus entfernt. Diesen Teil-entkleideten Komplex haben
sie dem Immunsystem von Mäusen präsentiert und eine deutliche Aktivierung
des Immunsystems beobachtet - allerdings nur für diese eine Variante des
Hepatitis C-Virus.

"Das sind gute und wichtige Hinweise, die uns den weiteren Weg auf der
Suche nach einem Impfstoff weisen", sagt Dr. Dorothea Bankwitz, die das
Projekt am Institut künftig weiter verfolgen wird. So suchen die
Forschenden beispielsweise nach dem Grund, weshalb es so schwierig ist,
das Immunsystem für unterschiedliche Varianten von HCV zu aktivieren. Oder
wie sie den Tarnmantel beim Infektions-Virus austricksen können.
"Allerdings ist das HC-Virus extrem stark auf den Menschen spezialisiert,
so dass wir viele Fragen nur durch das Studium von Patientenproben
bearbeiten können. Dafür haben wir ein enges internationales
Forschungs-Netzwerk aufgebaut, in dem wir die Impfstoffentwicklung für HCV in den
nächsten Jahren vorantreiben."


Originalpublikation:

Khera T, Behrendt P, Bankwitz D, Brown RJP, Todt D, Doepke M, Ghafoor Khan
A, Schulze K, Law J, Logan M, Hockman D, Wong JAJ, Dold L, Gonzalez-Motos
V, Spengler U, Viejo-Borbolla A, Stroh L, Krey T, Tarr AW, Steinmann E,
Manns MP, Klein F, Guzman CA, Marcotrigiano J, Houghton M, Pietschmann T
(2018) Functional and immunogenic characterization of diverse HCV
glycoprotein E2 variants. J Hepatol (in press). (IF 14,911)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1570

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

TWINCORE - Zentrum für Experimentelle und Klinische Infektionsforschung - 06.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





STUDIE/270: Cholesterinsenker werden zu häufig zur Primärprävention empfohlen (idw)


Universität Zürich - 06.12.2018

Cholesterinsenker werden zu häufig zur Primärprävention empfohlen



Die präventive Einnahme von Cholesterinsenkern kann das Risiko einer
späteren Herz-Kreislauf-Erkrankung verringern. Eine Studie der Universität
Zürich zeigt nun, dass diese Massnahme zu oft empfohlen wird, denn die
gängigen Richtlinien vernachlässigen die Gefahr von Nebenwirkungen.

Auch gesunde Personen, die keine Herz-Kreislauferkrankung haben, bekommen
cholesterinsenkende Medikamente (Statine) verschrieben - nämlich dann,
wenn sie gewisse Risikofaktoren aufweisen. Doch dieser Einsatz von
Statinen zur Primärprävention wird unter Fachleuten seit Jahren kontrovers
diskutiert. "Letztendlich wird dadurch nur bei wenigen Personen ein
Herzinfarkt oder ein Hirnschlag vermieden. Aber alle Personen können
potentiell Nebenwirkungen durch Cholesterinsenker erleiden", sagt Milo
Puhan, Professor für Epidemiologie und Public Health an der Universität
Zürich.

Systematische Untersuchungen für Leitlinien fehlen

Um eine Empfehlung für die Einnahme von Statinen abzugeben, errechnen
Ärzte anhand verschiedener Risikofaktoren wie beispielsweise
Cholesterinspiegel, Bodymassindex und Rauchen, wie hoch das Risiko einer
Person ist, in den nächsten 10 Jahren einen Herzinfarkt oder Hirnschlag zu
erleiden. Viele medizinische Richtlinien raten, ab einem Risiko von 10%
mit der Einnahme von Statinen zu beginnen. Es gibt aber auch Richtlinien,
die dies schon ab einem Risiko von 7.5% empfehlen, während eine Schweizer
Hausärztevereinigung den Schwellenwert bei 20% ansetzt.

Gemäss solcher Empfehlungen, die meist von kardiologischen Gesellschaften
verfasst sind, müssten über ein Drittel aller 40- bis 75-Jährigen
präventiv Cholesterinsenker einnehmen - weltweit wären dies Hunderte
Millionen von Menschen. Laut Puhan wurde jedoch bisher der Effekt von
Nebenwirkungen - darunter Muskelschmerzen, Grauer Star, Leberschäden oder
Diabetes - bei der Erstellung von Richtlinien kaum berücksichtigt: "Die
Schwellenwerte wurden von den Experten ohne systematische Untersuchungen
so festgelegt."

Nutzen und Schaden gegeneinander abwägen

Eine gute Balance zwischen Nutzen und schädlichen Nebenwirkungen zu
finden, ist daher die grosse Herausforderung bei der Entwicklung von
besseren Empfehlungen zur vorbeugenden Einnahme von Cholesterinsenkern.
Deshalb hat Prof. Milo Puhan mit seinem Team vom Institut für
Epidemiologie, Biostatistik und Prävention der UZH nun erstmals eine
umfassende statistische Modellierung dazu durchgeführt.
Hierfür trugen die Forschenden aus der gesamten Fachliteratur systematisch
alle Daten zusammen, die den Nutzen und die Nebenwirkungen einer
präventiven Statin-Einnahme dokumentierten. Zudem befragten sie gesunde
Personen, welche Bedeutung Herzinfarkte, Hirnschläge und bestimmte
Nebenwirkungen für sie haben, um auch die Perspektive der Patienten in das
Modell einfliessen zu lassen.

Anhand dieser Informationen berechneten die Forschenden dann neue
Schwellenwerte für Männer und Frauen in verschiedenen Altersgruppen
zwischen 40 und 75 Jahren. Zudem verglichen sie den Nutzen und die
Nebenwirkungen von vier häufig eingesetzten Statin-Präparaten.

Viel zu viele Menschen erhalten eine Empfehlung

"Es hat sich gezeigt, dass Statine heute wohl deutlich zu häufig empfohlen
werden", fasst Puhan die Ergebnisse der Studie zusammen. Er schätzt, dass
sich durch die neu errechneten Schwellenwerte die Zahl der Menschen, die
eine Empfehlung für Statine erhalten, halbieren könnte.

Vor allem für Senioren wurde der Nutzen von Statinen bis jetzt anscheinend
stark überschätzt: Für die Altersgruppe der 70-75-Jährigen errechnete das
Modell einen Schwellenwert von etwa 21% - das heisst, erst ab einem Risiko
von 21%, in den nächsten 10 Jahren einen Herzinfarkt oder Hirnschlag zu
erleiden, überwiegt der Nutzen von Statinen die Schäden durch mögliche
Nebenwirkungen. Für 40-45-jährige Männer und Frauen lag der Schwellenwert
mit 14% bzw. 17% etwas niedriger. Weiterhin stellten die Forschenden fest,
dass zwei der vier untersuchten Statin-Präparate, nämlich Atorvastatin und
Rosuvastatin, eine deutlich bessere Balance von Nutzen und Schaden
aufwiesen, als die beiden anderen (Simvastatin und Pravastatin).

Angesichts dieser Resultate empfiehlt Puhan allen betroffenen Personen,
ihr persönliches Risiko für Herz-Kreislauferkrankungen sowie mögliche
Nebenwirkungen gemeinsam mit ihren Hausärztinnen und Hausärzten sorgfältig
abzuwägen, bevor sie sich für oder gegen eine vorbeugende Einnahme von
Statinen entscheiden.
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STUDIE/269: Diabetes-Medikament hilft bei Herzschwäche (idw)


Deutsches Zentrum für Herz-Kreislauf-Forschung e.V. - 05.12.2018

Diabetes-Medikament hilft bei Herzschwäche



Wissenschaftler des Deutschen Zentrums für Herz-Kreislauf-Forschung (DZHK)
konnten erstmals zeigen, dass Empagliflozin, ein Diabetes-Medikament,
direkt den menschlichen Herzmuskel beeinflusst und die Herzfunktion
verbessert. Die Ergebnisse geben Hoffnung für die Therapie der
Herzschwäche mit erhaltener Pumpfunktion. Für diese Erkrankung gibt es
derzeit keine Behandlung, die an den Ursachen ansetzt.

Der Wirkstoff Empaglifozin ist in Deutschland für die Behandlung des
Diabetes mellitus Typ II bei Erwachsenen zugelassen. In einer großen
klinischen Studie, der EMPA-REG OUTCOME-Studie, wurde die Wirkung von
Empaglifozin bei Diabetes-Patienten untersucht, bei denen außerdem eine
Herz-Kreislauf-Erkrankung vorlag. Überraschenderweise reduzierte
Empagliflozin in dieser Studie sowohl die Sterberate insgesamt, als auch
die Anzahl der durch Herz-Kreislauf-Erkrankungen verursachten Todesfälle
um jeweils mehr als 30 Prozent. Außerdem sank die Anzahl der
Krankenhausaufenthalte aufgrund einer Herzschwäche um 35 Prozent.

Diese positiven Effekte zeigten sich schon nach zwei Monaten und waren für
Professor Samuel Sossalla von der Universitätsmedizin Göttingen und vom
Universitätsklinikum Regensburg Anlass anzunehmen, dass etwas direkt am
Herzmuskel passiert und sich diesen genauer anzuschauen. "Würde
Empagliflozin indirekt wirken und sekundäre Risikofaktoren beeinflussen,
etwa den Blutdruck oder Cholesterinwerte, würde es Jahre dauern, bis man
einen Effekt sieht", sagt DZHK-Wissenschaftler Sossalla.

Entspannung im Herzmuskel verbessert

Er und seine Mitarbeiter haben mit explantierten menschlichen Herzen
gearbeitet, die Herzschwäche-Patienten entnommen wurden, wenn sie ein
Spenderherz erhielten. Genauer gesagt an daraus präparierten
Muskelstreifen, die man sich wie ein schlagendes Stück Herz im Labor
vorstellen kann. "Wenn wir diese Herzmuskelstreifen mit Empagliflozin
behandelt haben, verbesserte sich die Entspannungsfähigkeit des
Herzmuskels ", sagt Dr. Steffen Pabel, Postdoc in der Arbeitsgruppe von
Sossalla. "Die Schlagkraft des Herzens, also seine Fähigkeit sich zu
kontrahieren, blieb hingegen unverändert." Die Wirkung von Empagliflozin
auf die Entspannungsfähigkeit war dabei unabhängig davon, ob zusätzlich
eine Diabetes-Erkrankung vorlag oder nicht.

Die Entspannungsfähigkeit des Herzens ist bei Patienten mit Herzschwäche
mit erhaltener Pumpfunktion beeinträchtigt. Die Hälfte aller
Herzschwäche-Patienten leidet an dieser Form der Herzschwäche. Dabei ist die linke
Herzkammer so verdickt und steif, dass sie sich in der sogenannten
diastolischen Phase nicht mehr ausreichend weiten und mit Blut füllen
kann. Dadurch gelangt bei der anschließenden Kontraktion des Herzens, der
systolischen Phase, nicht mehr genügend sauerstoffreiches Blut in den
Körper. Für diese Herzschwäche gibt es zurzeit keine Therapien, die die
Ursachen der Erkrankung bekämpfen. Medikamente können lediglich die
Beschwerden der Patienten mildern.

Zurück ins Labor

Mit seiner Arbeitsgruppe konzentriert sich Sossalla auf translationale
Projekte, also Arbeiten, die dazu beitragen, dass Ergebnisse aus dem Labor
auch tatsächlich bei den Patienten ankommen. "Hier haben wir es jetzt mit
dem umgekehrten Weg zu tun", sagt Sossalla. "Ergebnisse aus der Klinik
führen zurück ins Labor, um die beobachtete Wirkung überhaupt zu
verstehen." Der Vorteil der in vitro Untersuchungen im Gegensatz zu
klinischen Studien mit Patienten, liegt für ihn klar auf der Hand: "An
isolierten Herzmuskelzellen können wir sehen, ob der Herzmuskel direkt
beeinflusst wird. Auswirkungen auf das Herz, die bei Patienten beobachtet
werden, könnten auch immer indirekte Effekte sein." Die an den
menschlichen Herzmuskelstreifen beobachtete Wirkung von Empagliflozin
konnten er und seine Mitarbeiter auch an Herzen von Mäusen mit und ohne
Diabetes bestätigen.

Molekulare Erklärung

Bei der Herzschwäche mit erhaltener Pumpfunktion sind an bestimmte
kontraktile Proteine des Herzmuskels signifikant weniger Phosphatgruppen
angehängt als in einem gesunden Herzen. Bei ihren Untersuchungen zum
Wirkungsmechanismus konnten die Wissenschaftler zeigen, dass sich direkt
nach der Gabe von Empagliflozin die Phosphorylierung genau dieser
kontraktilen Proteine wieder deutlich erhöhte. "Diese erstmals
nachgewiesene Wirkung von Empagliflozin erklärt, warum die
Entspannungsfähigkeit des Herzmuskels wieder zunimmt", so Pabel. Einen
anderen denkbaren Mechanismus für die erhöhte Entspannungsfähigkeit, die
Veränderung der Konzentration von Kalzium-Ionen im Herzmuskel, konnten die
Forscher experimentell ausschließen. Denn nach der Gabe von Empagliflozin
veränderte sich diese Konzentration in isolierten menschlichen
Herzmuskelzellen nicht.

An sogenannten Stammzell-Herzmuskelzellen, die über Monate im Labor
kultiviert werden können, will die Arbeitsgruppen von Sossalla nun mehr
über den Wirkungsmechanismus herausfinden und auch darüber, wie
Empagliflozin langfristig wirkt. Denn bis jetzt haben sie nur den akuten
Effekt beobachtet - länger als 48 Stunden überleben isolierte
Herzmuskelzellen im Labor nicht.


Originalpublikation:

Originalarbeit: Empagliflozin Directly Improves Diastolic Function in
Human Heart Failure. Pabel, S., Wagner, S., Bollenberg, H., Bengel, P.,
Kovacs, A., Schach, C., Tirilomis, P., Mustroph, J., Renner, A., Gummert,
J., Fischer, T., Van Linthout, S., Tschope, C., Streckfuss-Bomeke, K.,
Hasenfuss, G., Maier, L. S., Hamdani, N. & Sossalla, S. European journal
of heart failure, (2018). 

DOI: 10.1002/ejhf.1328
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FORSCHUNG/258: Wissenschaftler entdecken "Gehirn-Hot-Spot" für Medikamente gegen Angst (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 05.12.2018

Wissenschaftler entdecken "Gehirn-Hot-Spot" für Medikamente gegen Angst



Bei der Funktionsweise von Psychopharmaka auf der Ebene neuronaler Netze
sind bislang noch viele Fragen offen. Ein Team von Wissenschaftlern um Dr.
Wulf Haubensak, Forschungsinstitut für Molekulare Pathologie (IMP) in
Wien, und Prof. Dr. Andreas Hess, Friedrich-Alexander-Universität
Erlangen-Nürnberg (FAU), konnte nun einen neuronalen Kreislauf im Gehirn
identifizieren, der eine wichtige Rolle bei Angstzuständen spielt - und
zeigen, wie gewöhnliche psychiatrische Medikamente darauf wirken. Die
Studie wurde nun in der Fachzeitschrift "Molecular Psychiatry"
veröffentlicht*.

Angststörungen sind ein medizinisches Problem, das einen Großteil der
Bevölkerung betrifft. Sie können mit einer Reihe von Psychopharmaka
behandelt werden, darunter eine Gruppe von Substanzen, die als
Benzodiazepine (BZDs) bezeichnet werden. BZDs werden seit 50 Jahren zur
Behandlung von Patienten mit Angstzuständen eingesetzt, und ihre
Wirkungsweise auf molekularer und zellulärer Ebene ist gut erforscht.
Hingegen wissen Ärzte und Neurowissenschaftler noch wenig über die
Wechselwirkungen zwischen den neuronalen Schaltkreisen, durch die BZDs
ihre angstlösende Wirkung entfalten.

Ein Forscherteam um Dr. Wulf Haubensak vom IMP und Prof. Dr. Andreas Hess
von der FAU hat jetzt eine Kombination innovativer Methoden, die Genetik,
Informationen zu neuronalen Schaltkreisen und zur funktionellen
Gehirnkartierung verknüpft, eingesetzt. Sie fanden heraus, dass BZD die
Weiterleitung aversiver Signale durch die Amygdala, dem Mandelkern, stören
und charakterisierten die betroffenen Schaltkreise.

"Angst entsteht aus dem Zusammenspiel mehrerer Kreisläufe im Gehirn. In
diesem Netzwerk haben wir einen entscheidenden biomedizinischen 'Hot-Spot'
identifiziert, der der angstlösenden Therapie zugrunde liegt ", sagt Dr.
Haubensak. "Diesem Hotspot auf die Spur zu kommen, war nur möglich, indem
Erkenntnisse über die Verbindungen von Neuronen im Gehirn, dem Konnektom,
mit genetischen Techniken kombiniert wurden, die die funktionale
Visualisierung und Manipulation bestimmter Neuronenpopulationen im
Tiermodell ermöglichen - Methoden und Informationen, die dies ermöglich,
stehen erst seit kurzem zur Verfügung."

Die Wissenschaftler verglichen ihre an Mäusen gewonnenen Erkenntnisse mit
funktionellen menschlichen Gehirnscans und fanden Hinweise darauf, dass
die gleichen Mechanismen auch beim Menschen wirksam sind. Dies öffnet neue
Perspektiven für die Entwicklung von Medikamenten.

Prof. Hess, Mitautor der Studie, betont die Wichtigkeit der funktionellen
Bildgebung des Gehirns: "Nichtinvasive Bildgebung wie die
Magnetresonanztomografie ist der Schlüssel für die Untersuchung
neurobiologischer Funktionen auf der gesamten Gehirnebene. Wir haben dies
mit neuartigen Datenanalyse-Strategien kombiniert, um die modulatorischen
Auswirkungen kleiner neuronaler Schaltkreise zu charakterisieren, die eine
wichtige Gehirnfunktion ausmachen - in diesem Fall Angst."

"Da wir nun die exakten Netzwerke von Neuronen kennen, die den
anxiolytischen Effekt von BZD vermitteln, können wir jetzt versuchen, sie
gezielt zu erreichen. Dies könnte die Entwicklung neuer Medikamente zur
Behandlung von Angstzuständen ermöglichen, ohne die Nebenwirkungen, die
bei derzeitigen Anxiolytika üblich sind ", sagt Johannes Griessner,
Doktorand und Erstautor der Studie und fügt perspektivisch an, wie die
Ergebnisse in weiteren Studien verwendet werden könnten: "Die Psychiatrie
benötigt eine starke biologische Basis, die gezielte therapeutische
Interventionen ermöglicht. Unser Ansatz könnte als Blaupause für eine
experimentelle Strategie dienen, mit der die Auswirkungen psychoaktiver
Medikamente im Allgemeinen besser charakterisiert werden können. "

* https://doi.org/10.1038/s41380-018-0310-3

Mehr zum Haubensak Lab am IMP sowie zum Vienna BioCenter:

https://www.imp.ac.at/groups/wulf-haubensak/

http://www.viennabiocenter.org

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1038/s41380-018-0310-3
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THERAPIE/359: Auswirkungen von Qi Gong-Übungen auf depressives Gedächtnis (idw)




Universität Witten/Herdecke - 06.12.2018

Auswirkungen von Qi Gong-Übungen auf depressives Gedächtnis

Neue Forschungsarbeit von Prof. Michalak gibt Hinweis auf therapeutische
Ansatzpunkte

Fast jeder fünfte Deutsche leidet irgendwann im Leben an einer Depression.
Forschungsarbeiten in den letzten Jahren haben gezeigt, dass ein wichtiger
Faktor bei Depressionen, spezifische Störungen des Gedächtnisses sind. So
erinnern sich Depressive vor allem an Negatives, während Nicht-Depressive
sich vor allem an positive Dinge erinnern. Außerdem haben Depressive
Schwierigkeiten sich an spezifische Ergebnisse aus ihrem Leben zu
erinnern, also etwa konkrete Ereignisse, die an einem Tag und an einem Ort
stattgefunden haben. Ihre Erinnerungen sind häufig eher vage und
unkonkret.

In einer jetzt veröffentlichten Studie haben Forscher um den
Wittener Psychologen Johannes Michalak untersucht,
wie sich das Gedächtnis von Depressiven wieder normalisieren lässt. Dazu
haben sie auf Qi Gong, Bewegungsübungen aus dem Bereich der Traditionellen
Chinesischen Medizin, zurückgegriffen. Vierzig in einer psychiatrischen
Klinik behandelte depressive Patienten führten für einige Minuten entweder
eine öffnende, nach oben gerichtet Qi Gong Bewegung aus oder eine nach
unten gerichtete schließende Qi Gong Bewegung. Michalak "Normalerweise
zeigen Depressive eher eine zusammengesunkene Körperhaltung und sie fühlen
sich auch körperlich niedergeschlagen. Wir sind daher davon ausgegangen,
dass sie von einer Bewegung, die diese Tendenz ausgleicht, also einer nach
oben gerichteten Qi Gong Bewegung, profitieren sollten, nicht jedoch von
einer nach unten gerichteten Qi Gong Bewegung." Diese Idee wurde von einer
Vielzahl von Forschungsarbeiten aus der Grundlagenforschung inspiriert,
die zeigen, dass Körperhaltung oder -bewegung und psychische Prozesse sich
häufig wechselseitig beeinflussen.

Michalak, J., Chatinyan, A. , Chourib, H. & Teismann, T. (2018). The
impact of upward vs. downward movement patterns on memory characteristics
of depressed individuals. Psychopathology, 51, 326-334.

In der Studie zeigte sich das erwartete Ergebnis: Depressive, die die nach
oben gerichtete Qi Gong Bewegung ausgeführt hatten, erinnerten sich
vermehrt an positive Gedächtnisinhalte und hatten auch besseren Zugriff
auf spezifische Erinnerung aus ihrem Leben. Michalak: "Dies war natürlich
erst mal nur ein kurzes Experiment, mit dem wir zeigen konnte, dass
bestimmte aufrichtende Bewegungen sich günstig auf das depressive
Gedächtnis auswirken. Es zeigt noch nicht, dass man mit solchen Bewegungen
depressive Patienten auch behandeln kann. Aber es sind erste ermutigende
Befunde, die nahelegen, dass man die Rolle des Köpers und von
?antidepressiven? Bewegungen als möglichen therapeutischen Zugang in
Zukunft noch besser erforschen sollte."
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ARTIKEL/059: BVMed-Hygieneforum - "Vermeidung von Krankenhausinfektionen muss im Fokus der Politik bleiben" (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 6. Dezember 2018

"Vermeidung von Krankenhausinfektionen muss im Fokus der Politik bleiben" - 

Sepsis stärker beachten BVMed-Hygieneforum



Berlin | Die Vermeidung von Krankenhausinfektionen und die
unterstützenden Maßnahmen für eine Verbesserung der Hygiene in
Krankenhäusern müssen weiter im Fokus der Politik bleiben. Darauf
wiesen die Experten des 7. BVMed-Hygieneforums am 5. Dezember 2018 in
Berlin mit mehr als 100 Teilnehmern hin. So sollte das
Hygieneförderprogramm der Bundesregierung vom Juli 2013, das Ende 2019
ausläuft, über das Jahr 2020 hinaus fortgeführt werden, so Dr. Susanne
Huggett von Medilys. Zwar gebe es gute Erfolge bei den
Hygienefachkräften, aber immer noch Defizite bei Hygieneärzten. Prof.
Dr. Konrad Reinhart von der Sepsis-Stiftung machte auf die Dramatik
des Themas Blutvergiftung aufmerksam und forderte einen Nationalen
Sepsisplan. Nach Fachveröffentlichungen seien in Deutschland bis zu
20.000 Todesfälle vermeidbar. Prof. Dr. Christine Geffers von der
Charité forderte eine konsequente Umsetzung der Maßnahmen zur
Prävention postoperativer Wundinfektionen. Als einen Baustein stellte
Dr. Christoph Justinger vom Klinikum Karlsruhe antiseptisches
Nahtmaterial vor. Dr. Malte Petersen stellte die Initiative "Gemeinsam
für Infektionsprävention" des Bundeskanzleramts vor. Die
Hygiene-Fachärztin Dr. Doris Weitzel-Kage präsentierte die Initiative
"Kampf dem Keim" des Krankenhauses Bethel Berlin, die mit kurzen und
unterhaltsamen Videos aufklärt. Joachim Rösel, Sprecher des
BVMed-Fachbereichs Krankenhausinfektionen, verwies auf die
unterstützenden Infografiken und Informationen des BVMed zum Thema
"nosokomiale Infektionen" auf der Webseite
www.krankenhausinfektionen.info
(http://www.krankenhausinfektionen.info). Das Fazit von Moderator
Raimund Koch: "Wir wissen viel, aber wir müssen es konsequenter
umsetzen. Wir haben kein Erkenntnis-, sondern ein Umsetzungsproblem."

Prof. Dr. Christine Geffers vom Nationalen Referenzzentrum für
Surveillance von nosokomialen Infektionen des Instituts für Hygiene
und Umweltmedizin der Charité-Universitätsmedizin beleuchtete die
einschlägigen Empfehlungen zur Prävention postoperativer
Wundinfektionen. Die Kommission für Krankenhaushygiene und
Infektionsprävention (KRINKO) am Robert Koch-Institut (RKI) und die
Weltgesundheitsorganisation (WHO) würden dabei bei ihren Empfehlungen
weitestgehend übereinstimmen. Die KRINKO-Empfehlungen, die in diesem
Jahr veröffentlicht wurden, sprechen sich dafür aus, Infektionen vor
dem operativen Eingriff festzustellen und vor der OP ausheilen zu
lassen. Denn Infektionen an anderer Stelle erhöhen aus Sicht der
KRINKO das Risiko für postoperative Wundoperationen. Die
WHO-Empfehlung enthält diese Maßnahme dagegen nicht - der hohe
Evidenzgrad der Empfehlung sei erstaunlich, "wenn es auch eine gute
Idee sein mag" so Geffers. Zudem empfiehlt die KRINKO, die
präoperative Verweildauer so kurz wie möglich zu halten. Es stelle
sich die Frage nach der Evidenz, "aber schlecht ist die Idee natürlich
nicht", so die Hygieneexpertin. Übereinstimmend empfehlen KRINKO und
WHO die präoperative Hautreinigung. Die Patienten sollten vor der OP
baden oder duschen. Wichtig sei zudem, dass Patienten mit MRSA, aber
auch nur mit dem S. aureus-Träger vor dem Eingriff "saniert" werden
sollten. Patienten sollten deshalb nicht nur auf MRSA, sondern auch
auf S. aureus untersucht werden. Selbstverständlich seien eine
adäquate Händehygiene des Personals und die Verwendung von sterilen
Handschuhen. Haare im OP-Gebiet sollten nicht rasiert, sondern nur
gekürzt werden. Die Hautdesinfektion sollte mit alkoholbasiertem
Remanenzwirkstoff durchgeführt werden. Einig sind sich die
Empfehlungen bei der notwendigen sterilen Abd
eckung um das OP-Gebiet und dem Verzicht auf Folien.

Dr. Susanne Huggett, Ärztliche Leiterin bei Medilys in Hamburg und
leitende Hygiene-Ärztin bei der Medilys Laborgesellschaft, ging auf
die Personalsituation im Hygienebereich der Kliniken in Deutschland
ein. Hygieniker seien die "meistgesuchten Fachärzte". Das
Hygieneförderprogramm der Bundesregierung vom Juli 2013 sollte die
Personalsituation im Bereich Hygiene verbessern und die
Patientensicherheit erhöhen. "Die Entwicklungen bei den Hygieneärzten
und dem Hygienefachpersonal gehen in die richtige Richtung, wir sind
auf dem Weg, aber es reicht noch nicht", so Huggett. Insgesamt
zeichnete sich eine positive Tendenz insbesondere für
Hygienefachkräfte ab. Hier sei der Personalaufbau deutlich erkennbar.
Belastbare Daten zur Ausstattung der Krankenhäuser liegen aber nur
eingeschränkt vor. Die Angaben zu den Beschäftigten variieren je nach
Quelle stark. Der Bedarf an Krankenhaushygienikern könne derzeit nicht
überall gedeckt werden. Es fehle insbesondere an
Weiterbildungsstellen. Ein besonderes Problem bei den Hygienikern sei
der sich abzeichnende Nachwuchsmangel. "Hygiene und
Infektionsprävention sollten bereits im Studium mehr Gewicht
erhalten", fordert Huggett. Das Hygieneförderprogramm läuft Ende 2019
aus und sollte "über das Jahr 2020 hinaus fortgesetzt werden".

Die Hygiene-Fachärztin Dr. Doris Weitzel-Kage stellte die Initiative
"Kampf dem Keim" des Krankenhauses Bethel und der Alexianer St.
Hedwig-Kliniken Berlin vor. Nach den teilweise ernüchternden
Erfahrungen mit Mitarbeiterschulungen und eLearning-Tools hat das
Bethel-Hygieneteam fünf kurze, verständliche Videos zur Verbesserung
der Krankenhaushygiene erarbeitet. Dabei geht es unter anderem um die
Händehygiene und die richtige Händedesinfektion, die verschiedenen
Erreger-Arten oder die Aufbereitung von Medizinprodukten. Die Videos
werden auf Youtube und auf einer eigenen Homepage
(www.kampf-dem-keim.de) (http://www.kampf-dem-keim.de) gezeigt und
über Social Media-Kanäle verbreitet. Die Aktion soll weitergeführt und
in Richtung Patienteninformationen ergänzt werden.

Dr. Malte Petersen vom Bundeskanzleramt stellte die Initiative
"Gemeinsam für Infektionsprävention" aus der Regierungsstrategie
"wirksam regieren" vor. Petersen gehört zu einer Gruppe von
Wissenschaftlern im Kanzleramt, die wissenschaftliche
Problemstellungen aufarbeiten und Lösungen erarbeiten. Innovative
Ansätze und Fragen der Digitalisierung werden in der neuen Abteilung 6
im Kanzleramt bearbeitet. "Gemeinsam für Infektionsprävention"
verfolgt einen organisationspsychologischen Ansatz. Wichtig sei
beispielsweise eine bessere Akzeptanz des Hygienethemas sowie die
Etablierung einer positiven Fehlerkultur, aber auch die
Vorbildfunktion der Stationsleitung. Das Projekt begann mit einer
zeitintensiven Beobachtung des Verhaltens auf ausgewählten
Klinikstationen anhand von 200 Indikatoren. Die
Compliance-Rückmeldungen wurden in monatlichen Teammeetings besprochen
und Lösungen zur besseren Infektionsprävention erarbeitet. Ärzte und
Pfleger saßen dabei an einem Tisch und setzten sich gemeinsam
Compliance-Ziele. Das Leitungsteam war multiprofessionell besetzt. An
dem Projekt waren zwischen 2016 und 2018 insgesamt 85 Krankenhäuser
beteiligt. Im Ergebnis konnte die Händehygiene-Compliance von rund 70
auf 86 Prozent signifikant gesteigert werden. Besonders Inte
nsivstationen, die zu Beginn eine relativ niedrige
Händehygiene-Compliance aufwiesen, profitierten besonders stark, so
Petersen. Auf der Pilotstation konnte zudem ein deutlicher Rückgang
der Device-assoziierten Infektionen festgestellt werden. Ein
vollständiger Abschlussbericht zum Projekt soll im Frühjahr 2019
vorliegen.

Prof. Dr. Konrad Reinhart, Seniorprofessor am Universitätsklinikum
Jena und Vorsitzender der Sepsis-Stiftung sowie der Global Sepsis
Alliance, machte auf das Thema Blutvergiftung als unterschätzte Folge
von nosokomialen und ambulant erworbenen Infektionen aufmerksam.
Sepsis sei eine führende Ursache für vermeidbare Todesfälle. In
Deutschland wurden nach Fachveröffentlichungen rund 320.000
Sepsis-Fälle von den Krankenhäusern gemeldet. Daraus resultierten über
70.000 Todesfälle, von denen 15.000 bis 20.000 vermeidbar seien. Die
öffentliche Wahrnehmung von Sepsis sei allerdings gering, die
Unkenntnis groß. "Dass Sepsis durch gewöhnliche Infektionen wie
Lungenentzündung, Grippe, Hirnhautentzündung oder Masern ausgelöst
wird, gegen die man sich durch Impfung schützen kann, ist laut
repräsentativen Umfragen den wenigsten Bundesbürgern bekannt",
bemängelt Reinhart. Die in Deutschland unverhältnismäßig hohe
Sepsissterblichkeit unterstreicht nach Meinung des Experten die
Notwendigkeit, wie in der Resolution der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) dringlich gefordert, nationale Strategien zur Vermeidung und
Verbesserung der Behandlungsergebnisse bei Sepsis in einem "Nationalen
Sepsisplan" zu entwickeln und zeitnah umzusetzen. Die im Mai 2017
verabschiedete WHO-Resolution macht deutlich, dass die meisten
Todesfälle durch Sepsis vermeidbar sind. Die Mittel hierzu sind
Vorbeugung durch Impfung und Hygiene, Früherkennung und Behandlung der
Sepsis als Notfall. Sepsis entstehe dabei zu 70 bis 80 Prozent der
Fälle außerhalb des Krankenhauses, "deshalb ist die Aufklärung von
Laien und aller im ambulanten Bereich tätigen Gesundheitsdienstleister
genauso wichtig wie die Schulung von Ärzten und Pflegekräften in de
n Krankenhäusern", betont Reinhart.

Joachim Rösel, Marketingdirektor Medical bei Pall und Sprecher des
BVMed-Fachbereichs "Nosokomiale Infektionen", stellte die
BVMed-Initiative "Nosokomiale Infektionen" vor. Die
Informationsmaterialien sollen dabei helfen, die Entstehung von
nosokomialen Infektionen zu verdeutlichen und damit zu ihrer
Vermeidung beizutragen. Kernstück ist die Webseite

www.krankenhausinfektionen.info
(http://www.krankenhausinfektionen.info). Sie enthält Informationen
und Grafiken zu den Themen Gefäßkatheter-assoziierte Infektionen,
Wundinfektionen, Atemwegsinfektionen, Harnwegsinfektionen, infektiöse
Darmerkrankungen (Norovirus) und Multiresistente Erreger (MRE). Ein
besonderes Angebot ist das anschauliche Grafikmaterial, das für
Präsentationen oder Schulungen kostenlos heruntergeladen werden kann.
Neu ist eine umfangreiche Sammlung von Piktogrammen für Präsentationen
und Schulungsmaterial. Die über 80 Symbole rund um die Vermeidung von
Krankenhausinfektionen ergänzen das Grafikmaterial für Präsentationen
sowie Hintergrundinformationen, die in Zusammenarbeit mit dem Institut
für Hygiene und Umweltmedizin der Charité in Berlin entstanden sind.

Ein Informationsfilm dient zudem als einfacher und verständlicher
Einstieg in das komplexe Thema. Alle Materialien können unter 

www.krankenhausinfektionen.info
(http://www.krankenhausinfektionen.info) kostenfrei heruntergeladen
werden.

Auf die Bedeutung antiseptischen Nahtmaterials in der Chirurgie ging
der Gefäßchirurg Dr. Christoph Justinger von der Klinik für
Allgemein- und Visceralchirurgie des Städtischen Klinikums Karlsruhe
ein. Postoperative Wundinfektionen bleiben ein Problem, sind aber je
nach Operationsart sehr unterschiedlich. In der Bypasschirurgie liegt
die Wundinfektrate bei 2,4 Prozent, in der Darmchirurgie dagegen bei
17,5 Prozent. Wundinfektionen sind eine häufige Komplikation
chirurgischer Eingriffe. Rund 32 Prozent der nosokomialen Infektionen
sind postoperative Wundinfektionen, 40 bis 60 Prozent der
postoperativen Wundinfektionen sind vermeidbar, so Justinger. Die
Wundinfektrate wird von multiplen Faktoren beeinflusst, nicht nur von
der chirurgischen Technik. Zur Vermeidung von Wundinfekten sind damit
auch multiple Maßnahmen nötig. Ein Bestandteil sollten antiseptische
Nahtmaterialien sein, die Wundinfekte verhindern können. "Denn rund 50
Prozent aller Krankenhausinfektionen sind Fremdkörper-assoziiert",
betont Justinger. Nahtmaterial ist dabei ein Implantat mit großen
Oberflächen und damit bedeutsam. Es existiert eine gute Studienlage
mit mehr als 17.000 eingeschlossenen Patienten, die den Effekt von
antiseptischem Nahtmaterial ohne Nebenwirkungen nachweist.

Dr. Min-Hi Lee von der Informationsstelle des Bundes für Biologische
Gefahren und spezielle Pathogene (IBBS) des Robert Koch-Instituts
(RKI) beleuchtete Schutzmaßnahmen bei außergewöhnlichen biologischen
Gefahrenlagen wie Ausbrüche von Erregern wie Ebola oder Pest, aber
auch Grippeepidemien. Die Informationsstelle bereitet Informationen
zum Risiko und möglichen Schutzmaßnahmen auf, konzipiert
seuchenhygienische Maßnahmen und berät und unterstützt im
Ereignisfall. Wichtig ist bei Ausbrüchen eine detaillierte
Differenzialdiagnostik und ein Katalog von Schutzmaßnahmen, zu denen
auch spezielle Atemschutzmasken mit Partikelfiltern gehören, die nach
den verschiedenen Funktionen für die unterschiedlichen Erregerarten
ausgewählt werden müssen.


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 95/18

https://www.bvmed.de/vermeidung-von-krankenhausinfektionen-muss-im-fokus-der-politik-bleiben

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 95/18 vom 6. Dezember 2018

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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KLASSIK/10164: München - Orchesterkonzert und Late Night-Piano-Duo, 14.12.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 5. November 2018

Orchesterkonzert und Late Night-Piano-Duo

musica viva-Abend mit Musik von Bernd Alois Zimmermann und John Adams

Freitag, den 14. Dezember 2018, um 19.00 Uhr im Münchner Herkulessaal



Die musica viva, die Konzertreihe für zeitgenössische Musik des
Bayerischen Rundfunks, präsentiert am Freitag, den 14. Dezember 2018,
um 19.00 Uhr im Münchner Herkulessaal ein Konzert mit dem
Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks. Auf dem Programm stehen
Werke von Bernd Alois Zimmermann, dessen Geburtstag sich dieses Jahr
zum 100. Mal jährt, und das Violinkonzert von John Adams. Die bereits
angekündigte Uraufführung des neuen Werks von Nicolaus Richter de Vroe
wird auf einen späteren Zeitpunkt verschoben. Das Orchester wird
geleitet von Brad Lubman, Solist ist Ilya Grigolts.

Nicht zuletzt seit Kiril Petrenkos Aufführung der Oper "Die Soldaten"
an der Bayerischen Staatsoper ist der Komponist Bernd Alois Zimmermann
(1918-1970) auch einem breiteren Publikum in München bekannt. Mit der
Aufführung seiner "Sinfonie in einem Satz" in der Originalfassung für
Orchester mit Orgel sowie der "Dialoge" für zwei Klaviere und
Orchester präsentiert die musica viva den Künstler mit zwei seiner
herausragenden orchestralen Werke, die noch immer zu den Raritäten in
den Konzertsälen des internationalen Musiklebens gehören.

Die angekündigte Uraufführung des Violinkonzerts von Nicolaus Richter
de Vroe (*1955) wird auf einen späteren Zeitpunkt verschoben, da die
Fertigstellung des Werks, das für den russischen Geiger Ilya Gringolts
geschrieben wird, noch weitere Zeit braucht. Anstelle dessen ist Ilya
Gringolts (Foto oben) als Solist in dem Violinkonzert von John Adams
(*1947) aus dem Jahr 1993 zu hören.
Late Night Konzert mit dem GrauSchumacher Piano Duo

Im anschließenden Late Night Konzert führt das GrauSchumacher Piano
Duo Zimmermanns "Monologe" für zwei Klaviere auf - ein Werk das sich
direkt auf die "Dialoge" bezieht. Sowohl die "Dialoge" als auch die
"Monologe" sind eine Hommage an Claude Debussy. Dessen "Prélude à
l'après-midi d'un Faune" und "Trois Nocturnes" in Fassungen für zwei
Klaviere sind in Anlehnung an Zimmermanns Debussy-Hommage ebenfalls in
der Late Night zu hören.


Das Programm der musica viva-Konzerte im
Einzelnen:
 

Freitag, 14. Dezember 2018 | Herkulessaal der Residenz | 19.00
Uhr

BERND ALOIS ZIMMERMANN [1918-1970]

Sinfonie in einem Satz

für großes Orchester [Fassung mit Orgel 1951]

Dialoge

Konzert für zwei Klaviere und Orchester [2. Fassung 1965]

Pause

JOHN ADAMS [*1947]

Violin Concerto [1993] für Violine und Orchester

Mitwirkende

Ilya Gringolts, Violine

GrauSchumacher Piano Duo: Andreas Grau, Götz Schumacher

Symphonieorchester des Bayerischen Rundfunks

Brad Lubman, Leitung

Konzerteinführung

Um 17.45 Uhr findet im Herkulessaal eine Konzerteinführung mit Robert
Jungwirth statt.

Ausstrahlung auf BR-KLASSIK/Hörfunk

BR-KLASSIK sendet am Dienstag, 08. Januar 2019, um 20.05 Uhr einen
Mitschnitt des Konzerts.


Freitag, 14. Dezember 2018 | Herkulessaal der Residenz |
Late Night 22.00 Uhr

CLAUDE DEBUSSY [1862-1918]

Prélude à l'après-midi d'un Faune [1890-94]

Fassung für zwei Klaviere

BERND ALOIS ZIMMERMANN [1918-1970]

Monologe (Hommage à Debussy) [1964]

für zwei Klaviere

CLAUDE DEBUSSY

Trois Nocturnes [1897-99]

Bearbeitung für zwei Klaviere von Maurice Ravel

Mitwirkende

GrauSchumacher Piano Duo: Andreas Grau, Götz Schumacher

Zwei Veranstaltungen der musica viva des Bayerischen Rundfunks

Aktuelle Informationen finden Sie auf der Internetseite der musica
viva unter www.br-musica-viva.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. November 2018

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de
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POP-ROCK/5314: JOSH. kommt im April 2019 auf Album Release Tour


JOSH. kommt im April 2019 auf Album Release Tour!



JOSH. - DEM INDIE-HIT "CORDULA GRÜN" FOLGT DEBÜT-ALBUM UND TOUR!
Wien, Stadt der Klassik, des Walzers, der Sängerknaben, Sachertorte
und Hofreitschule, des Schnitzels, des Heurigen, Sissis und Franzls,
des Burgtheaters und Opernballs - das ist die eine Seite. Wien, Stadt
von Falco, Wanda, Ambros, Fendrich und Heller, Kruder und Dorfmeister,
Bilderbuch, Life Ball und MQ - das ist die andere, kreative Seite. Aus
diesem Wien der Gegensätze stammt JOSH.

JOSH. griff früh zur Gitarre und spielte darauf zunächst Beethoven.
Doch es brauchte Inspiration von Eric Clapton, Paco de Lucia und Bruce
Springsteen, um den Teenager wirklich heiß auf das Instrument zu
machen. Bald kombinierte er die aufkeimende Leidenschaft des Pop- und
Rock-Songschreibens mit einem fünfjährigen Jazzstudium. Doch wie zuvor
die Klassik wurde ihm der Jazz zu elitär: Dass Musik nur "richtig
gespielt" auch "richtig" sein kann, wollte er nicht glauben. Aus Sicht
von JOSH. darf es durchaus schief und trotzdem gut sein. Und es wurde
gut.

Die Kollaboration mit Sängerin Kathi Kallauch ("Kein Sommer für einen
allein"), geriet zum "Radio Wien Sommerhit 2016" und führte JOSH. mit
seinem zukünftigen Produzenten-Team Echopilot zusammen. In deren
Studio, enger Zusammenarbeit und aller Ruhe fand JOSH. zu seiner
Stimme, zu seiner sich aus den Widersprüchen Wiens ergebende
Handschrift und zu seinem ganz eigenen Sound.

All das vereint sein Song "Cordula Grün", der im Juni 2018 Österreich
und Deutschland im Sturm eroberte. Augenzwinkernd schildert JOSH.
darin die Begegnung mit einer Femme Fatale, der er hoffnungslos
verfällt. Der Titel begeistert mit minimalistischen Arrangements,
großer Erzählkunst, Liebe zur deutschen Sprache und einem wunderbaren
Musikvideo. Wortwitz und Alltagsgeschichten darf man auch auf seinem
Debütalbum im Frühjahr 2019 erwarten - und eine damit verbundene
Release-Tour. Im April stellt JOSH. sein Album-Repertoire live vor -
mit Band, Charme und Punkt hinterm H. Wer bis April nicht warten mag,
sichert sich jetzt noch Tickets für JOSH.s Dezember-Show in München.

Tickets sind ab sofort unter

www.ticketmaster.de und www.neuland-concerts.com

und

ab Montag, den 10.12.2018 um 10:00 Uhr an allen bekannten
Vorverkaufsstellen erhältlich.

JOSH. & BAND

präsentiert von Schall Magazin und kulturnews

20.12.18 - MÜNCHEN - AMPERE (bereits im VVK)

11.04.19 - BERLIN - FRANNZ

12.04.19 - HAMBURG - BAHNHOF PAULI

14.04.19 - KÖLN - LUXOR

15.04.19 - FRANKFURT - DAS BETT

 * 

Quelle:

Neuland Concerts GmbH

Schulterblatt 58, 20357 Hamburg

Telefon: +49 40 189 87 67 0, Fax: + 49 40 189 87 67 99

E-Mail: info@neuland-concerts.com

Internet: www.neuland-concerts.com
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AUSLAND/8911: Aus aller Welt - 10.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Paschinjan gewinnt Parlamentswahl in Armenien

In Armenien hat das Bündnis des geschäftsführenden
Ministerpräsidenten Nikol Paschinjan die vorgezogene Parlamentswahl
klar gewonnen. Nach Mitteilung der Wahlkommission kam die von
Paschinjans Partei Bürgervertrag angeführte Allianz auf 70,43 Prozent
der Stimmen. Die Wahlbeteiligung lag demnach bei rund 48 Prozent. Der
43jährige Wahlsieger erklärte, daß das Bündnis "Mein Schritt" nun
Verfassungsänderungen vornehmen, die Korruption bekämpfen,
wirtschaftliche und soziale Reformen umsetzen könne. Paschinjan war
im Mai zum Regierungschef gewählt worden, nachdem er wochenlange
Proteste gegen den früheren Staatschef Sersch Sarkissjan angeführt
hatte. Der beugte sich Ende April dem Druck der Proteste und legte
das Amt des Premierministers nieder.

10. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8911: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Serienmörder in Rußland erneut vor Gericht

Ein ehemaliger Streifenpolizist aus der russischen Kleinstadt Angarsk
ist von einem Gericht in Irkutsk wegen 56fachen Mordes schuldig
gesprochen und zu einer zweiten lebenslangen Freiheitsstrafe
verurteilt worden. Einem Bericht der Agentur Interfax zufolge wurde
Michail Popkow bereits im Jahr 2015 zu lebenslanger Haft für 22
Frauenmorde verurteilt. Staatsanwalt Alexander Schkinjow warf dem
Angeklagten einen krankhaften Trieb zum Töten vor. Von 1992 bis 2010
hatte der Ex-Polizist in seiner Freizeit Jagd auf Frauen gemacht, wenn
diese abends auf dem Heimweg waren, und ihnen unter anderem eine Fahrt
im Polizeiauto angeboten.

10. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8908: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



NATO-Manöver "Trident Juncture" war größer als bisher bekannt

Gut vier Wochen nach Ende des NATO-Manövers "Trident Juncture" in
Norwegen, der größten Militärübung seit dem Ende des Kalten Krieges,
hat das Bündnis in einer Abschlußbilanz die tatsächlichen
Teilnehmerzahlen offengelegt. Demnach waren an der Großübung zur
Abschreckung Rußlands 51.161 Soldaten beteiligt. Deutschland war
demnach mit 7.956 Soldaten zweitgrößter Truppensteller hinter den
USA. Diese meldeten eine Beteiligung von 18.000 Soldaten, die zum
großen Teil aber nur auf Kriegsschiffen wie dem Flugzeugträger "Harry
S. Truman" im Einsatz waren. Im Mai hatte die Allianz noch mit 40.000
Soldaten gerechnet. Die Zahlen beruhen nach Informationen der NATO
auf den Angaben der Teilnehmerstaaten.

10. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8910: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD und Grüne kritisieren Bildungspolitik in NRW

Die Opposition in Nordrhein-Westfalen kritisiert die Bildungspolitik
der schwarz-gelben Landesregierung. Stein des Anstoßes ist das
Vorhaben von Schulministerin Yvonne Gebauer (FDP), das Fach
"Wirtschaft" an den Schulen des Landes auszubauen. SPD und Gründ sich
der Ansicht , daß Gebauer damit vor allem Wünsche der
Unternehmerverbände erfüllt, nicht aber die von Schülern und Lehrern.

10. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8909: Tragisches und Kurioses - 10.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Undichte Ölquelle bedroht Mississippi River Delta

Acht Jahre nach der folgenschweren Explosion der Ölplattform
Deepwater Horizon im Golf von Mexiko, deren auslaufendes Öl die Küste
zwischen den US-Bundesstaaten Louisiana und Alabama verseuchte, droht
dem Pelican State an der Mündung des Mississippi River möglicherweise
eine weitere Umweltkatastrophe. An einer Rohölförderstelle der
US-Ölfirma Hilcorp im Rattlesnake Bayou, südwestlich von Port
Sulphur, ist nach Angaben der Coast Guard New Orleans am Sonntag ein
Leck aufgetreten, das bisher nicht geschlossen werden konnte. Die vom
Eigner der Bohrstelle beauftragte Firma Wild Well Control versucht
derzeit, daß ins Meer sprudelnde Öl zu stoppen. Wieviel Liter Rohöl
bereits ausgelaufen sind, war zunächst unklar. Nach offiziellen
Angaben fördert die Anlage täglich bis zu 21.000 Liter Erdöl.

10. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7994: Aus Forschung und Technik - 10.12.2018 (SB)




MELDUNGEN



Delta IV-Heavy-Trägerrakete blieb auf der Rampe stehen

Der Start eines militärischen Spionagesatelliten auf der
kalifornischen Air Force Base in Vandenberg wurde acht Sekunden vor
Zündung der Raketentriebwerke automatisch abgebrochen. Nach
Informationen der Startorganisation United Launch Alliance (ULA)
hatte der computergesteuerte Countdown-Sequenzer aus noch unbekannten
Gründe den Abbruch angeordnet. Es würden derzeit alle Daten geprüft,
um zu entschieden, wie man weiter verfahren soll, teilte die ULA mit.
Der Zeitpunkt des Startunterbrechung erfolgte unmittelbar vor dem
Zünden der ersten der drei Haupttriebwerke der Delta
IV-Heavy-Trägerrakete. Der 71 Meter hohe Nutzlastträger sollte in der
Nacht zum Sonntag den Aufklärungssatelliten NROL-71 in eine erdnahe
Umlaufbahn transportieren. Für das militärische Satellitenprogramm
ist der Anfang der 1960er Jahre gegründete Militärnachrichtendienst
National Reconnaissance Office (NRO) verantwortlich. Die rund 3.000
Mitarbeiter des Dienstes werden größtenteils vom Militär und der CIA
gestellt.

10. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8007: Aus aller Welt - 10.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Grenzübergang zwischen Jordanien und Syrien für Hilfstransport offen

Am Sonntag ist von Jordanien aus ein Konvoi von 369 Lastwagen nach
Syrien gestartet. Sie transportieren im Verlauf mehrerer Tage
Nahrungsmittel, Wasser, Zelte und Medikamente in die von
Regierungstruppen aus Rebellenhand zurückeroberten Gebiete. Das
Uno-Büro für die Koordinierung der Nothilfe (Ocha) meldete, mit den
Hilfsgütern könnten rund 650.000 Menschen etwa vier Wochen lang
versorgt werden. Der Transport nutzt den Grenzübergang
Dschaber-Nassib, der am 15. Oktober wieder geöffnet worden war,
nachdem im Juli die syrische Armee darüber die Kontrolle gewonnen
hatte. Die Rebellen hatten den Übergang an der von Damaskus nach
Amman führenden Autobahn im April 2015 geschlossen. Die Autobahn ist
eine der bedeutendsten Handelsrouten zwischen der Türkei, dem Libanon
und den Golfstaaten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7966: Medizin und Gesundheitswesen - 10.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Straßenverkehr tötet vor allem Kinder und Jugendliche

Während in Deutschland die Zahl der Verkehrstoten auf niedrigem
Niveau stagniert, ist das andernorts keinesfalls so. Laut Deutschem
Ärzteblatt sind letztes Jahr 1,35 Millionen Menschen weltweit im
Straßenverkehr ums Leben gekommen. Das geht aus dem Global Status
Report der Weltgesundheitsorganisation WHO hervor. Nach diesem sind
Verkehrsunfälle die häufigste Todesursache von Kindern und
Jugendlichen im Alter von fünf bis 29 Jahren. In ärmeren Ländern ist
das Risiko eines Verkehrstodes dreimal so hoch wie in den reichen
Industrienationen. So kommen in Afrika auf 100.000 Einwohner rund 27
Verkehrstote, während in Europa pro 100.000 Einwohner gerade einmal
neun Menschen durch Unfälle im Straßenverkehr sterben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7995: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Sammelklage von Asylbewerbern gegen die Regierung Australiens

Australien hat jahrelang Bootsflüchtlinge nicht ins Land gelassen,
sondern in Lager im Inselstaat Nauru und auf der zu Papua-Neuguinea
gehörenden Insel Manus verbracht. Im Namen von rund 1200 Betroffenen
hat die Menschenrechtsinitiative "National Justice Project" am
Freitag beim beim High Court Australiens zwei Sammelklagen gegen die
australische Regierung eingereicht. Wie die New York Times Anfang der
Woche berichtete, werfen die Kläger der Regierung Folter und
Verbrechen gegen die Menschlichkeit vor, weil sie willkürlich und in
unsicherer Umgebung inhaftiert, nicht ausreichend mit Nahrung und
Wasser versorgt sowie unzureichend medizinisch betreut wurden.
Deswegen kam die Regierung ihrer Sorgfaltspflicht gegenüber
Asylbewerbern nicht nach und verstieß gegen das Völkerrecht. Die
Kläger beantragten eine einstweilige Verfügung, sie nach Australien
in Sicherheits zu bringen. Außerdem fordern sie Schadenersatz.

10. Dezember 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7918: Sprache, Kunst und Medium - 10.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Belgisches Afrikamuseum nach Neuausrichtung wiedereröffnet

Nach fast genau fünfjähriger Renovierung und der Errichtung eines
Erweiterungsbaus ist in Tervuren bei Brüssel das wegen seiner
ursprünglich kolonialen Ausrichtung kritisierte Afrikamuseum am
Wochenende wieder eröffnet worden. Wie ZDF heute berichtete, wurde die
Ausstellungsfläche in dem schloßartigen Gebäudekomplex mit einem
Aufwand von rund 65 Millionen Euro von 6.000 auf 11.000 Quadratmeter
fast verdoppelt.

Wie es in den Nachrichten hieß, habe es bei dem Anfang des 20.
Jahrhunderts entstandenen riesigen Museum eine "ideologische
Erneuerung" von einem Kolonial- zu einem Museum des zeitgenössischen
Afrika gegeben.

Die Sammlung geht auf die Kolonialzeit und Belgiens gnadenlose
Herrschaft und Ausbeutung des früheren Kongo zurück. Belgiens König
Leopold II. hatte das afrikanische Land als seinem persönlichen Besitz
beansprucht und die Ländereien systematisch ausplündern lassen. Bis
zur Auflösung der Kolonie 1960 wurden zahllose Afrikaner Opfer der
Terrorherrschaft der belgischen Krone.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7917: Sprache, Kunst und Medium - 09.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Umstrittener Kulturerbe-Antrag für Brieftauben

Der Bergbau und die Brieftaubenzucht der Bergleute waren immer eng
verbunden. Nun bemühen sich deutsche Züchter um die Aufnahme ihres
"Sports" in die deutsche Liste des Immateriellen Welterbes. Am Montag
soll die Entscheidung des auf Mauritius tagenden Unesco-Gremiums
fallen.

Die Vögel gelten als Rennpferde des kleinen Mannes - vor allem im
Ruhrgebiet. Tatsächlich wurden früher Nachrichten mit Hilfe der Vögel
verschickt. Die Tradition gibt es also schon seit Jahrhunderten.

Laut WDR1 hat der in Essen ansässige Verband der Brieftaubenzüchter
den Antrag bei der Uno-Organisation gestellt.

Tierschützer bemühen sich darum, das zu verhindern. Da die Aufgaben, 
die den Vögeln gestellt werden, immer anspruchsvoller werden, verenden
offenbar jährlich um die 100.000 Brieftauben. Wenn sie sich auf den
Distanzflügen verirren und den heimischen Schlag nicht finden, gehen
die Tiere zugrunde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7985: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.12.2018 (SB)




VOM TAGE



WHO nennt Zahl der Kriegsopfer im Jemen

Die Weltgesundheitsorganisation WHO gibt die Zahl der im Jemenkrieg
bei Kampfhandlungen getöteten Menschen mit mindestens 10.000 an.
Weitere über 60.000 wurden verwundet. Die Zahlen beruhen auf Angaben
von Krankenhäusern und Erste-Hilfe-Stationen. Das heißt, die
tatsächliche Zahl der direkten Kriegsopfer kann weit höher sein. Die
WHO macht für die meisten Opfer die Bombardements verantwortlich,
welche die Kriegsallianz um Saudi-Arabien im März 2015 aufgenommen
hat. Deren Angriffe galten nominell den Huthi-Rebellen. Viele trafen
Märkte, Gefängnisse und Krankenhäuser.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7999: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.12.2018 (SB)




VOM TAGE



SPD nominiert Barley und Bullmann für die Europawahl

Bundesjustizministerin Katarina Barley ist von der
Delegiertenkonferenz der SPD in Berlin mit 99 Prozent der Stimmen zur
Spitzenkandidatin ihrer Partei für die Europawahl am 26. Mai 2019
gewählt worden. Ihr zur Seite wird der EU-Parlamentarier Udo Bullmann
stehen. Für ihn stimmten 97,4 Prozent der Genossen. Die 50jährige
Barley ist promovierte Europarechtlerin mit ausgeprägt europäischem
Familienhintergrund. Als Bundestagsabgeordnete gehörte sie zur
Parlamentarischen Linken. Sie war Generalsekretärin ihrer Partei,
Bundesfamilienministerin und kurzzeitig Bundesarbeitsministerin. Ihr
Amt als Bundesministerin für Justiz und Verbraucherschutz wird sie
zur Europawahl aufgeben. Auf EU-Ebene will sie sich gegen
Rechtspopulismus in Europa und unter anderem für einen europäischen
Mindestlohn und eine europäische Sozialversicherung einsetzen. Der
62jährige promovierte Politikwissenschaftler Bullmann ist zur Zeit
Fraktionsvorsitzender der Sozialdemokraten im Europaparlament. Der
Hesse kam als Twen zu den Jusos.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7968: Tragisches und Kurioses - 10.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Viele Tierheime geben kurz vor Weihnachten keine Tiere ab

Wegen schlechter Erfahrungen in der Vergangenheit geben Tierheime
häufig kurz vor Weihnachten und Silvester keine Haustiere mehr an
Interessenten ab. Allzu oft landen Hunde, Katzen, Meerschweinchen,
Hamster oder auch Vögel und Fische nach den Festtagen wieder in den
Auffangstationen, weil den beschenkten Kindern oder deren Eltern die
Versorgung zu aufwendig oder teuer erschienen. In schlimmen Fällen
werden die "süßen" Tiere sogar einfach ausgesetzt. Davon wissen die
Mitarbeiter der Tierheime ein Lied zu singen.

Zwar werden auch zu anderen Zeiten Haustiere abgegeben oder
ausgesetzt, aber zum Jahresende und während der Hauptreisezeit häufen
sich solche Fälle erfahrungsgemäß, auch weil der Trubel während der
Festtage in vielen Familien ungeeignet zur Eingewöhnung von Tieren
ist.

Viele Auffangstationen haben mit dem Vermittlungsstopp gute 
Erfahrungen gemacht, aber wie viele Tage oder Wochen der dauert, wird
unterschiedlich gehandhabt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7996: Arbeit, Soziales und Familie - 10.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Friedensnobelpreis für Nadia Murad und Denis Mukwege

Die kurdische Jesidin Nadia Murad und der kongolesische Arzt Denis
Mukwege sind am Tag der Menschenrechte wegen ihres Einsatzes gegen
sexuelle Gewalt gegen Frauen als Waffe in Kriegen und Konflikten mit
dem Friedensnobelpreis ausgezeichnet worden.

Die 25jährige Murad wurde von der Miliz Islamischer Staat verschleppt
und als Sklavin mißbraucht, bevor sie fliehen konnte. Inzwischen
setzt sie sich als Uno-Sonderbotschafterin für die Opfer von
Menschenhandel und sexueller Versklavung ein. Sie kämpft dafür, daß
Terroristen vor ein internationales Gericht gestellt werden.

Im Krankenhaus des 63jährigen Gynäkologen und Pastors Mukwege im
Ostkongo wurden seit 1999 mehr als 50.000 Frauen behandelt, die Opfer
gezielter physischer Unterleibsschändungen geworden sind wie
Vergewaltigungen mit Gewehrläufen, Bajonetten und abgebrochenen
Flaschen. Zunehmend gehören auch Kinder zu den Vergewaltigungsopfern.
In einem Interview mit der Nachrichtenagentur AFP sprach sich Mukwege
dafür aus, bereits in Friedenszeiten in Schulen und Familien gegen
die Entwicklung eines negativen und respektlosen Frauenbilds bei
Männern anzugehen. Die Gewalt in bewaffneten Konflikten sei die
Verlängerung der Gewalt, die in friedlichen Gesellschaften zu
beobachtet sei, sagte der Arzt. Mukwege ist heute Botschafter für die
internationale Lepra-Mission im schweizerischen Herzogenbuchsee. Nach
eigenen Angaben will er auch künftig möglichst häufig selbst
operieren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7977: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 10.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Luftverschmutzung kostete über einer Million Indern das Leben

Daß die Luft in Indiens Hauptstadt New Delhi manchmal zum Schneiden
dick ist, ist inzwischen bekannt. Nach einer Studie der Public Health
Foundation of India hat Luftverschmutzung in Indien letztes Jahr rund
1,2 Millionen Menschen das Leben gekostet. Umgerechnet ist das jeder
achte Todesfall in Indien. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete,
gingen 670.000 Todesfälle unmittelbar auf verschmutzte Luft zurück.
470.000 Menschen hat Vergiftung durch Kochen auf offenen Feuerstellen
in geschlossenen Räumen das Leben gekostet. Und knapp 77 Prozent der
indischen Bevölkerung sind einem Feinstaubdurchschnittswert von mehr
als 40 Mikrogramm pro Kubikmeter Luft (der behördlich festgelegte
Grenzwert) im Jahr ausgesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7984: Märkte und Finanzen - 10.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Reale Tariflohnsteigerung von 1,1 Prozent im laufenden Jahr

Die Tariflöhne 2018 liegen durchschnittlich um 1,1 Prozent über der
Teuerungsrate von voraussichtlich 1,9 Prozent. Das ermittelte die
gewerkschaftsnahe Hans-Böckler-Stiftung. Die Studie wurde am Montag
vorgestellt. Mit 6,6 Prozent sind die Löhne im Bauhauptgewerbe in
Ostdeutschland am deutlichsten gestiegen. Im Vorjahr hatten die
Tariflohnempfänger 0,6 Prozent mehr im Portemonaie als 2016. Die
Stiftung führt die höheren Löhne unter anderem auf
Tarifvereinbarungen zur Arbeitszeit zurück, welche den Lohnbeziehern
die Wahl zwischen zusätzlichen freien Tagen oder höherem Einkommen
lassen. Das ist in der Metall- und Elektroindustrie sowie bei der
Deutschen Post AG möglich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8000: Aus Forschung und Technik - 10.12.2018 (SB)




VOM TAGE



Google schaltet Messenger Allo ab

Ein Konkurrent weniger. WhatsApps ist der Verwirklichung des Plans,
weltweit der einzige Messenger-Dienst zu sein, einen Schritt näher
gekommen. Wie Chip Online meldete, kündigte Google an, im März 2019
seinen hauseigenen Messenger Allo einzustellen. Dabei war Allo erst
vor wenigen Jahren eingeführt worden und hatte sich vor allem durch
die Integration des Google Assistant ausgezeichnet. Nutzer sollen bis
zur Einstellung ihre Gesprächsverläufe noch exportieren können,
danach wird die Chat-App abgeschaltet. Statt dessen will Google sich
in Zukunft auf die App Messages konzentrieren. Sie wird es aber nicht
für iOS, sondern nur für Android und als Web-Version geben.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





PLANET/668: Universität Göttingen erforscht in internationalem Team Helium-Schweif eines Exoplaneten (idw)


Georg-August-Universität Göttingen - 06.12.2018

Universität Göttingen erforscht in internationalem Team Helium-Schweif
eines Exoplaneten



Ein internationales Forscherteam unter Beteiligung des Instituts für
Astrophysik der Universität Göttingen hat entdeckt, dass der extrasolare
Gasplanet WASP-69b einen kometenähnlichen Schweif aus Heliumpartikeln
hinter sich herzieht. Angetrieben durch die Strahlung seines Zentralsterns
entweicht das Gas aus der Atmosphäre des Exoplaneten. Die Ergebnisse sind
in der Fachzeitschrift Science erschienen.

Der Planet wurde während eines Transits beobachtet, als er vor seinem
Zentralstern vorüberzog. Dabei verdeckten der Planet und seine Atmosphäre
einen Teil des Sternlichts. "In einem Bereich des Spektrums, in dem
Heliumgas Licht absorbiert, haben wir eine größere und länger anhaltende
Verdunklung des Sternenlichtes beobachtet", sagt Hauptautorin Lisa
Nortmann. Die Mitarbeiterin des Instituto de Astrofísica de Canarias ist
ehemalige Doktorandin am Institut für Astrophysik Göttingen. "Die längere
Dauer dieser Absorption lässt den Schluss zu, dass der Planet einen
Schweif hat."

Das Team untersuchte zudem auch vier andere Planeten sowie die
Zentralsterne der insgesamt fünf Exoplaneten. Die Ergebnisse weisen darauf
hin, dass Helium in den Atmosphären jener Planeten registriert wird,
welche der stärksten Röntgen- und extrem ultravioletten Strahlung
ausgesetzt sind. "Dies ist ein erster großer Schritt, um herauszufinden,
wie sich die Planeten-Atmosphären im Laufe der Zeit entwickeln", sagt
Mitautor Dr. Mathias Zechmeister vom Institut für Astrophysik Göttingen.
"Die Ergebnisse solcher Studien könnten bestätigen, dass hochenergetische
Strahlung vom Zentralstern die gasförmige Hülle von Gasplaneten abstreifen
kann. So könnten sie sich in felsige Planeten mit einer ähnlichen Dichte
wie der Venus oder der Erde verwandeln."

Die Ergebnisse erschließen ein neues Forschungsfeld. Dieses ermöglicht es,
Verdampfungsprozesse in einer großen Anzahl von Planeten zu vergleichen.
Unter anderem könnte die Frage beantwortet werden, ob leichte Planeten mit
einer sehr kurzen Umlaufzeit tatsächlich die Kerne früherer Gasriesen wie
Jupiter sind, deren Atmosphären in der Nähe ihrer Sterne verdampft sind.
Um die Atmosphäre von WASP-69b zu beobachten, wurde das
Carmenes-Instrument verwendet, das am 3,5-Meter-Teleskop des Calar Alto
Observatoriums in Almería, Spanien, installiert ist. Mit diesem
Spektrografen lässt sich sowohl sichtbares als auch infrarotes Licht mit
hoher Genauigkeit untersuchen. Weitere Informationen zum Projekt sind
unter https://carmenes.caha.es/ zu finden.


Originalpublikation:

Nortmann et al.

"Ground-based detection of an extended helium atmosphere in the
Saturn-mass exoplanet WASP-69b."

Science (2018).
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





FORSCHUNG/524: Neues über ein Pflanzenhormon (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 07.12.2018

Neues über ein Pflanzenhormon



Das Pflanzenhormon Jasmonsäure übernimmt auch eine Funktion, die bislang
unbekannt war: Es sorgt dafür, dass sich die Blattporen schließen, sobald
Blätter verletzt werden. Für die Pflanze könnte das ein Notsignal sein.

Die Jasmonsäure ist nicht nur für das Aroma der Jasminpflanze (Jasminum
grandiflorum) verantwortlich, die in der Kosmetik- und Parfümindustrie
verwendet wird. Auch andere Pflanzen produzieren sie, sobald sie von
Insekten angefressen oder mechanisch verletzt werden. Dann wirkt die
Jasmonsäure wie ein Hormon, das Abwehrreaktionen in Gang bringt - es
werden zum Beispiel giftige Stoffe gebildet. Attackierte Pflanzen nutzen
auch Abwandlungen der Jasmonsäure, die sich leicht verflüchtigen, über die
Luft zu Nachbarpflanzen gelangen und diese vor der Bedrohung warnen.

Über die Jasmonsäure gibt es jetzt neue Erkenntnisse: Sie wirkt auch an
der Regulation der Blattporen mit. Das berichtet ein internationales
Forschungsteam um den Pflanzenbiologen Dirk Becker von der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU). Publiziert ist die Arbeit in
der renommierten Fachzeitschrift "Developmental Cell".

Verwundungen lassen Blattporen zugehen

Pflanzenblätter haben regulierbare Poren, die Stomata, die von zwei
Schließzellen gebildet werden. Über die Öffnungsweite der Poren steuern
sie die für die Photosynthese wichtige Kohlendioxidaufnahme und
gleichzeitig den Wasserhaushalt. Das Pflanzenhormon Abscisinsäure (ABA)
ist ein Schlüsselsignal, das zum Schließen der Stomata führt. Pflanzen
produzieren es bei Trockenheit, um Wasser zu sparen.

Ein JMU-Team vom Lehrstuhl für Molekulare Pflanzenphysiologie und
Biophysik stellte nun erstmals fest: Auch eine mechanische Verletzung der
Blätter führt bei der Modellpflanze Arabidopsis thaliana dazu, dass die
Blattporen schnell zugehen. Überraschenderweise passiert das nicht nur
beim verwundeten Blatt, sondern auch in den benachbarten Blättern.

"Dieser bislang nicht beobachtete Effekt legte nahe, dass in den
Schließzellen der Jasmonsäure-Signalweg aktiviert wird", erklärt Dirk
Becker. Das ist tatsächlich auch der Fall, wie das Würzburger Team mit
Unterstützung des Pflanzenbiologen Antoine Larrieu (Ecole Normale
Supérieure Lyon) gezeigt hat. Der Nachweis gelang mit einem von Larrieu
entwickelten Sensor, mit dem sich der Jasmonsäure-Signalweg in lebenden
Zellen verfolgen lässt.

Von der Jasmonsäure zum Kaliumkanal

Wie sieht der molekulare Mechanismus aus, über den Jasmonsäure die
Blattporen verschließt? Um das zu beantworten, untersuchte das JMU-Team
Arabidopsis-Mutanten, die nicht auf Jasmonsäure reagieren. Dabei zeigte
sich, dass der Kaliumkanal GORK eine wesentliche Rolle spielt.

In Zusammenarbeit mit den Laboren von Jörg Kudla (Universität Münster) und
Erwin Grill (Technische Universität München) wurde eine Calcium-abhängige
Proteinkinase identifiziert (der pflanzenspezifische CBL / CIPK-Komplex),
welche die Aktivität des GORK-Kaliumkanals reguliert. Das wurde mit
elektrophysiologischen Studien nachgewiesen. Das Forschungsteam
identifizierte außerdem die Protein-Phosphatase ABI2 als einen Hemmstoff
des Jasmonsäure-Signals in Schließzellen. Das Protein wirkt der
Kinase-vermittelten Kanalaktivierung entgegen.

Zwei Pflanzenhormone überlagern sich

Dirk Becker: "Interessanterweise ist ABI2 der Co-Rezeptor für das
pflanzliche Trockenhormon ABA. Das deutet darauf hin, dass sich die beiden
Pflanzenhormone Jasmonsäure und Abscisinsäure hier überlagern." In der Tat
konnte das Team mit Kollegen aus dem Labor von Pedro Rodriguez
(Universitat Politecnica Valencia) zeigen, dass Arabidopsis-Mutanten,
denen die ABA-Rezeptoren der Schließzellen fehlen, auch nicht auf
Jasmonsäure ansprechen.

Das internationale Team von Pflanzenbiologen hat damit gezeigt, dass das
durch Verwundung hervorgerufene Verschließen der Stomata ein Notsignal der
Pflanzen sein könnte. "Derzeit wissen wir nicht, wie Jasmonsäure den
Signalweg der Abscisinsäure beeinflusst", sagt Becker. Darum will das
JMU-Team als nächstes untersuchen, ob Jasmonsäure die
Abscisinsäure-Biosynthese auslöst oder ob sie auf einer anderen Ebene
eingreift.

Verwirrenden Gegensatz aufgedeckt

Die neuen Erkenntnisse haben auch einen verwirrenden Aspekt zutage
gefördert: Pflanzenforscher verwenden in ihren Experimenten als Ersatz für
Jasmonsäure oft eine molekular sehr ähnliche Verbindung namens Coronatin.
Diese stammt aus Bakterien, die Pflanzen befallen.

"In den Schließzellen bewirkt Coronatin aber das genaue Gegenteil von
Jasmonsäure: Es öffnet die Stomata; so bekommen die Bakterien eine
Eintrittspforte", erklärt Becker. Dieser rätselhafte Gegensatz soll nun
weiter untersucht werden - durch einen Vergleich der Gene, die nach einer
Behandlung mit Jasmonsäure oder Coronatin in den Schließzellen aktiviert
werden.


Originalpublikation:

Wounding Induced Stomatal Closure Requires Jasmonate-Mediated Activation
of GORK K+ Channels by a Ca2+ Sensor-Kinase CBL1-CIPK5 Complex.

Developmental Cell, 6. Dezember 2018,

DOI: 10.1016/j.devcel.2018.11.014
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





MELDUNG/240: Regensburger Biologen heben "versteckten Schatz" (idw)


Universität Regensburg, 07.12.2018

Regensburger Biologen heben "versteckten Schatz"



Schlammpackungen halten fit - zumindest scheint das für Samen von einer
Reihe von Pflanzenarten zu stimmen. Denn Biologen der Universität
Regensburg haben in einer Studie nachgewiesen, dass in über 100 Teichen in
Bayern und Baden-Württemberg so mancher Same in den Schlammböden über 100
Jahre keimfähig bleibt - und das, obwohl einige der gefundenen Keimlinge
von Pflanzenarten stammen, die an den entsprechenden Standorten als
verschollen oder ausgestorben gelten.

Dass manche Pflanzen ungünstige Umweltbedingungen als Same im Boden
überdauern können, weiß man schon länger. Bekannt ist das z. B. für
Ackerwildkräuter und Pflanzen auf häufiger gestörten Standorten, d. h. auf
Standorten mit einer veränderten Zusammensetzung der Bodenkomponenten.
Ersichtlich wird diese "versteckte" Artenvielfalt erst durch die
Untersuchungen der Samenbank im Boden und wird deshalb im
angloamerikanischen Sprachgebrauch als "hidden diversity" bezeichnet. Bei
einer Zusammenstellung der Pflanzen aller Lebensräume der
nordwesteuropäischen Flora vor etwa 20 Jahren ging man aber davon aus,
dass nur sehr wenige Arten, nämlich 14, über sehr lange Zeiträume (z.B.
mehr als 100 Jahre) im Boden überleben können. Dies waren häufige Arten
und/oder Ackerwildkräuter (in der Regel "Unkräuter"). Der Ökologe und
Naturschutzbiologe Prof. Dr. Peter Poschlod von der Universität
Regensburg untersucht bereits seit über 30 Jahren die Langlebigkeit von
Samen seltener und gefährdeter Arten. In seiner jüngsten Studie zu
gefährdeten Arten von Schlammböden - einem Lebensraum, in dem nach Angaben
des Bundesamtes für Naturschutz 60 Prozent der Pflanzenarten als gefährdet
gelten - hat er mit seinen ehemaligen Arbeitsgruppen der Universitäten
Hohenheim und Marburg und seiner aktuellen Arbeitsgruppe in Regensburg im
Laufe von 26 Jahren die Sedimente von 108 Fischteichen in Bayern und
Baden-Württemberg untersucht. Jetzt hat er die Ergebnisse zusammen mit Dr.
Sergey Rosbakh in der renommierten Fachzeitschrift Biological Conservation
veröffentlicht.

Dabei zeigte sich, dass alle Teiche bis auf einen keimfähige Samen von
wenigstens einer gefährdeten Art der regionalen oder nationalen Roten
Listen enthielten - und dies in zum Teil erstaunlich großer Menge (bis zu
fast 3.000 pro Liter Sediment). Das Ergebnis ist umso erstaunlicher, weil
viele dieser gefährdeten Arten in den Untersuchungsgebieten als entweder
nicht vorkommend, seit längerem verschollen oder ausgestorben gelten. Von
insgesamt über 540.000 gezählten Keimlingen, die aus den Proben von
jeweils sechs bis zehn Litern Sediment pro Weiher aufliefen, stammten über
300.000 Keimlinge von 49 typischen Schlammbodenarten. Von diesen 49 Arten
gelten 22 aktuell regional (Bayern, Baden-Württemberg) oder national als
gefährdet.

Daten der floristischen Kartierungen der jeweiligen Länder, die
Rekonstruktion der Nutzungsgeschichte der Weiher sowie weitere noch nicht
publizierte Ergebnisse von Sedimenten der Donau und des Rheins zeigen,
dass die Samen von Pflanzen der Schlammböden nicht nur über mehrere
Jahrzehnte, sondern auch über 100 Jahre unter den Bedingungen eines
überstauten Sediments überleben können. Dies bedeutet, dass keimfähige
Samen dieser Arten noch existieren, auch wenn diese selbst an den
entsprechenden Standorten als verschollen oder ausgestorben gelten. Dieser
"versteckten" Vielfalt sollte deshalb in Zukunft noch mehr Aufmerksamkeit
geschenkt werden. Denn in den Lebensräumen, in denen gefährdete Arten noch
in der Samenbank im Boden vorkommen, könnte dieses Potential im Rahmen von
Renaturierungsmaßnahmen genutzt werden.


Originalpublikation:

Poschlod, P. & Rosbakh, S. (2018):

Mudflat species: Threatened or hidden? An extensive seed bank survey of
108 fish ponds in Southern Germany.

Biological Conservation 225: 154-163.

https://doi.org/10.1016/j.biocon.2018.06.024
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FORSCHUNG/226: Mikroskopie - Selbstlernende Netzwerke lassen Forscher mehr sehen (idw)


Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik - 07.12.2018

Selbstlernende Netzwerke lassen Forscher mehr sehen

Dresdner Wissenschaftler entwickeln eine Methode, um die Grenzen der
Mikroskopie zu überwinden



Moderne Mikroskope können mehrstündige 3D-Zeitrafferfilme von jeder
einzelnen Zelle im sich entwickelnden Organismus aufnehmen. Genau wie bei
normaler Fotografie benötigen Fluoreszenzmikroskope eine ausreichende
Menge Licht, um dunkle und verrauschte Bilder zu vermeiden. Allerdings
kann die für solche Filme benötigte Lichtmenge die oft untersuchten
Modellorganismen wie Würmer, Fische und Mäuse schädigen. Bisher ist die
einzige Möglichkeit, diesen "ultimativen Sonnenbrand" zu vermeiden,
kürzere Filme aufzunehmen oder aber die verwendete Lichtmenge zu
reduzieren. Dadurch sind viele Biologen gezwungen, verrauschte und damit
schwer interpretierbare Aufnahmen zu verwenden. Forscher um Florian Jug
und Eugene W. Myers vom Zentrum für Systembiologie Dresden (CSBD) und vom
Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik (MPI-CBG)
haben nun eine inhaltssensitive Methode zur Bearbeitung von
Mikroskopieaufnahmen entwickelt, die dieses Dilemma löst. Die
selbstlernende Software namens CARE basiert auf künstlichen neuronalen
Netzwerken und macht die in schlecht ausgeleuchteten Mikroskopiebildern
verborgenen Inhalte sichtbar. CARE-Netzwerke sind in der Lage,
hochaufgelöste Bilder herzustellen, auch wenn sie mit bis zu 60 mal
weniger Laserlicht aufgenommen wurden. Damit ermöglicht CARE bildgebende
Experimente, die bisher nicht denkbar waren. Die neue Methode ist frei
verfügbar und so konzipiert, dass sie von jedermann genutzt und angepasst
werden kann.

Fluoreszenz-Mikroskopie ist für die Grundlagenforschung im Bereich der
Biomedizin unverzichtbar geworden. Die Technik kann die Position von
fluoreszierenden Zellbausteinen in biologischen Geweben und Organismen
sichtbar machen. In lebenden Proben können über viele Stunden hinweg
dynamische Prozesse aufgezeichnet werden, so dass die Forscher zum
Beispiel untersuchen können, wie Zellen während der Embryonalentwicklung
Gewebe und Organe formen.

Die Qualität der Bilder hängt jedoch stark von der Menge des bei der
Aufnahme verwendeten Lichts ab. Lichtverhältnisse, die zu qualitativ
hochwertigen Bildern führen, verursachen unerwünschte Nebenwirkungen.
Diese Nebenwirkungen sind als Phototoxizität bekannt und führen zu
Veränderungen im Verhalten der Zelle; können für diese sogar tödlich sein.
Darüber hinaus reagieren einige Organismen schon auf geringe Lichtmengen
mit Muskelzucken, was die gewonnenen Daten ebenfalls unbrauchbar macht. Um
diesen "ultimativen Sonnenbrand" der Phototoxizität zu vermeiden, müssen
die Forscher die Gesamtmenge des verwendeten Lichts stark reduzieren. Das
führt zu minderwertigen Bildern, die schwer zu analysieren sind.

Eine interdisziplinäre Forschergruppe am CSBD und MPI-CBG in Dresden hat
nun ein Verfahren entwickelt, um hochwertige Bilder mit bis zu 60 mal
weniger Licht zu erzeugen. Der neuartige Ansatz - CARE - ist eine
selbstlernende, inhaltssensitive Bildrestaurierungs-Software, die auf
künstlichen neuronalen Netzwerken basiert. Die Wissenschaftler kamen zu
dem Schluss, dass man zwar keinen langen Film mit lauter hochwertigen
Bildern aufnehmen kann ohne in die Phototoxizitäts-Falle zu laufen, es
aber durchaus möglich ist, Schnappschüsse von Bilderpaaren aufzuzeichnen:
je eins mit schlechter Lichtqualität und das andere mit ausreichend Licht,
um sehr klare Bilder zu erzeugen. Diese Schnappschuss-Paare werden dann
verwendet, um selbstlernenden CARE-Netzwerken beizubringen, die
"versteckten" Inhalte in stark verrauschten Bildern sichtbar zu machen,
also qualitativ hochwertige Bilder zu rekonstruieren. In ihrer kürzlich in
Nature Methods veröffentlichten Studie zeigen die Forscher, dass CARE
erfolgreich auf viele verschiedene Mikroskope, Experimente und
Modellorganismen angewendet werden kann.

Martin Weigert, Erstautor und Mitglied der Myers Gruppe, sagt: "Ein
wichtiger Nutzen unserer Methode ist, dass sie die Beobachtung von Zell-
oder Gewebeprozessen unter sehr schwierigen Bedingungen ermöglicht, indem
die Qualität der aufgenommenen Bilder deutlich verbessert wird". Sein
ehemaliger Kollege im Myers Team und Co-Autor der Studie, Loïc Royer, der
mittlerweile seine eigene Gruppe am Chan Zuckerberg Biohub in San
Francisco leitet, fügt hinzu: "Die Darstellung lebender Organismen
erfordert oft Kompromisse. Mit CARE müssen Biologen solche drastischen
Kompromisse nicht mehr eingehen. Unsere Methode macht bisher unmögliche
bildgebende Experimente möglich."

"CARE ist ein Paradebeispiel für die Art von bahnbrechender Technologie,
die ein interdisziplinärer Campus, wie unserer hier in Dresden-Johannstadt,
hervorbringen kann. Informatiker, Physiker, Biologen und
Chemiker des CSBD, des MPI-CBG und anderer DRESDEN-concept Institute haben
eng zusammengearbeitet. Jeder hat sein spezielles Wissen eingebracht, um
diesen wichtigen Fortschritt zu erzielen!", sagt Florian Jug, der an
vielen Aspekten der Arbeit beteiligt war. Er schließt: "CARE öffnet
Fenster, durch die wir die Prozesse, die biologisches Leben steuern,
besser beobachten können. Wir sind gespannt, was kreative Köpfe auf der
ganzen Welt nun mithilfe von CARE erforschen werden."


Originalpublikation:

Martin Weigert et al.:

Content-aware image restoration: pushing the limits of fluorescence
microscopy,

Nature Methods, volume 15, pages 1090-1097 (2018),

Veröffentlicht 26. November 2018

https://doi.org/10.1038/s41592-018-0216-7
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MELDUNG/302: European XFEL nimmt neue Experimentierstationen in Betrieb (idw)


European XFEL GmbH - 07.12.2018

European XFEL nimmt neue Experimentierstationen in Betrieb -
Forschungskapazitäten verdoppeln sich



Am europäischen Röntgenlaser European XFEL in Schenefeld haben zwei neue
Experimentierstationen den Betrieb aufgenommen. Die ersten externen
Forschergruppen haben in den beiden vergangenen Wochen an den
Experimentierstationen Small Quantum Systems (SQS) und Spectroscopy and
Coherent Scattering (SCS) Experimente durchgeführt.

Mit dem erfolgreichen Start des Nutzerbetriebs an den beiden Stationen
verdoppeln sich die Kapazitäten für Nutzer am European XFEL.
Einschließlich der ersten drei Forschergruppen an den neuen
Experimentierstationen haben 2018 mehr als 500 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus aller Welt die neue internationale
Forschungseinrichtung in Schenefeld bei Hamburg besucht.

Seit September 2017 sind am Röntgenlaser bereits zwei
Experimentierstationen in Betrieb, die Station SPB/SFX zur Untersuchung
von Biomolekülen und biologischen Prozessen und die Station FXE zur
Untersuchung von extrem schnellen Reaktionen. Die beiden neuen
Experimentierstationen werden wie die bestehenden abwechselnd in 
12-Stunden-Schichten betrieben. In der ersten Jahreshälfte 2019 soll sich
die Zahl der für die Forschung zur Verfügung stehenden
Experimentierstationen um zwei weitere auf dann insgesamt sechs erhöhen.

"Mit diesem wichtigen Meilenstein wird die Zahl der Forscher deutlich
steigen, die die einzigartigen Möglichkeiten unseres Röntgenlasers nutzen
können", erklärt Prof. Serguei Molodtsov, wissenschaftlicher Direktor bei
European XFEL. "Wir hatten unseren künftigen Nutzern zugesagt, dass die
Experimentierstationen SCS und SQS Ende 2018 für die Forschung zur
Verfügung stehen werden. Ich freue mich sehr, dass wir dieses
ambitionierte Ziel im vorgesehenen Zeit- und Kostenrahmen erreicht haben.
Möglich wurde das durch das herausragende Engagement unserer Mitarbeiter
und unserer Kollegen bei DESY, die den Beschleuniger des European XFEL
betreiben. Nun sind wir sehr gespannt auf die Ergebnisse, die
Wissenschaftler aus aller Welt an den neuen Experimentierstationen
erzielen werden."

Die beiden neuen Experimentierstationen nutzen sogenannte weiche
Röntgenstrahlung, die eine längere Wellenlänge hat als die kurzwellige
harte Röntgenstrahlung, mit der an den anderen Stationen geforscht wird.

SQS ermöglicht die Erforschung grundlegender Prozesse an Atomen und
Molekülen, bei denen mehrere Photonen gleichzeitig absorbiert werden sowie
die Untersuchung wie und wann dabei Atombindungen in Molekülen brechen.
Ein weiteres Anwendungsgebiet ist die Untersuchung von Nanopartikeln und
Biomolekülen.

An der SCS-Experimentierstation können Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler erforschen, wie sich im Nanobereich Eigenschaften und
Struktur unterschiedlicher Materialien verändern und daraus Rückschlüsse
für die Entwicklung neuer Materialien gewinnen, die beispielsweise in der
Datenspeicherung oder für die Entwicklung neuer Supraleiter eingesetzt
werden können. Ebenfalls möglich ist die Untersuchung des zeitlichen
Verlaufs von chemischen Reaktionen.


Über European XFEL

European XFEL ist eine internationale Forschungsanlage der Superlative in
der Metropolregion Hamburg: 27.000 Röntgenlaserblitze pro Sekunde und eine
Leuchtstärke, die milliardenfach höher ist als die der besten
Röntgenstrahlungsquellen herkömmlicher Art eröffnen völlig neue
Forschungsmöglichkeiten. Forschergruppen aus aller Welt können an dem
europäischen Röntgenlaser atomare Details von Viren und Zellen
entschlüsseln, dreidimensionale Aufnahmen im Nanokosmos machen, chemische
Reaktionen filmen und Vorgänge wie die im Inneren von Planeten
untersuchen. European XFEL ist eine gemeinnützige Forschungsorganisation,
die eng mit dem Forschungszentrum DESY und weiteren internationalen
Institutionen zusammenarbeitet. Sie beschäftigt mehr als 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, im September 2017 hat die Anlage den
Nutzerbetrieb aufgenommen. Mit Kosten von 1,25 Milliarden Euro
(Preisniveau 2005) für Bau und Inbetriebnahme und einer Länge von 3,4
Kilometern ist European XFEL eine der größten und ambitioniertesten
europäischen neuen Forschungseinrichtungen. Derzeit beteiligen sich zwölf
Länder: Dänemark, Deutschland, Frankreich, Italien, Polen, Russland,
Schweden, die Schweiz, die Slowakei, Spanien, Ungarn und das Vereinigte
Königreich. Deutschland (Bundesministerium für Bildung und Forschung sowie
die Länder Hamburg und Schleswig-Holstein) trägt 58 Prozent der Kosten für
die Einrichtung, Russland 27 Prozent. Die anderen Partnerländer sind mit
ein bis drei Prozent beteiligt.


Weitere Informationen unter:

https://media.xfel.eu/XFELmediabank/?l=de&c=18046 

- Bilder der Experimentierstationen SQS und SCS nen SQS und SCS

http://www.xfel.eu/de

- Weitere Informationen zu European XFEL
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ASTRO/387: Blick ins Innere von Neutronensternen (idw)


Bergische Universität Wuppertal - 07.12.2018

Blick ins Innere von Neutronensternen



Wie verhalten sich Atomkerne unter extremen Bedingungen, so wie sie z.B.
im Inneren von Neutronensternen herrschen? Aus alltäglicher Erfahrung
wissen wir, dass beispielsweise Wasser in verschiedenen Phasen auftreten
kann - als Wasserdampf, Eis oder flüssiges Wasser. Gilt dies in ähnlicher
Form auch für Kernmaterie? Gibt es neben dem sogenannten
"Quark-Gluon-Plasma", welches entsteht, wenn Kernmaterie stark erhitzt wird,
weitere Erscheinungsformen? Und wo liegen die Phasenübergänge zwischen
diesen Zustandsformen?

Dies sind nur einige der Fragestellungen, die im Rahmen des im Aufbau
befindlichen CBM (Compressed Baryonic Matter) Experiments am zukünftigen
Teilchenbeschleuniger FAIR in Darmstadt untersucht werden sollen.
Neutronensterne sind die Überreste von gewaltigen Sternexplosionen
(Supernovae). Bei einem Radius von nur zehn Kilometern beinhalten sie so
viel Masse wie ein bis drei Sonnen. "Ein Fingerhut Neutronensternmaterie
würde somit etwa so viel wiegen wie ein Eisenwürfel von 700 Metern
Kantenlänge. Welche Zustände und Materieformen hierbei vorherrschen,
können wir bestenfalls erahnen", erläutert Prof. Dr. Karl-Heinz Kampert.
"Diese unter kontrollierten Bedingungen nachzubilden und zu vermessen, ist
ein Ziel des CBM-Experiments", ergänzt der Wissenschaftler der Bergischen
Universität. Seine Arbeitsgruppe Astroteilchenphysik ist für den Aufbau
einer zentralen Komponente des CBM RICH Detektors verantwortlich: einer
70-tausendfach pixelierten Photonenkamera, die pro Sekunde bis zu zehn
Millionen Kollisionen hochenergetischer Gold-Kerne aufzeichnen kann.

"In den vergangenen Jahren konnten alle wesentlichen Entwicklungsarbeiten
für den Aufbau des Detektors erfolgreich abgeschlossen werden. Eine
aktuelle Förderung durch das Bundesforschungsministerium (BMBF) in Höhe
von 1,35 Millionen Euro ermöglicht uns nun, die Früchte der Arbeit der
vergangenen Jahre zu ernten und den Detektor in den kommenden drei Jahren
aufzubauen", so Dr. Christian Pauly, Teilprojektleiter der Arbeitsgruppe.

Strategien zur Analyse der erwarteten Messdaten - beginnend von der
Identifikation geeigneter Beobachtungsgrößen bis hin zum Vergleich mit
theoretischen Vorhersagen - werden von Prof. Dr. Zoltan Fodor, Prof. Dr.
Kalman Szabo und ihren Mitarbeitern der Arbeitsgruppe Theoretische
Teilchenphysik erarbeitet. Die grundlegende Theorie der einzelnen
Nukleonen ist im Prinzip schon bekannt, wie die Arbeitsgruppe z.B. durch
die promillegenaue Berechnung der Masse des Protons und Neutrons durch
Simulationen auf Höchstleistungsrechnern unter Beweis stellen konnte. Auch
bei den extremen Temperaturen im Teilchenbeschleuniger hat sich die
numerische Methodik bewährt, wie aus dem Vergleich mit Daten des Large
Hadron Collider (LHC) festgestellt werden konnte. "Die größte
Herausforderung ist nun die Verallgemeinerung der Lösungsstrategie für die
Dichten, die im CBM Experiment erreicht werden", erläutert Prof. Dr.
Zoltan Fodor. Und Prof. Dr. Kalman Szabo ergänzt: "Die Zustandsgleichung
bei hohen Dichten zu bestimmen ist eine der schwierigsten Aufgaben der
Theorie. Kombiniert man diese Ergebnisse mit der allgemeinen
Relativitätstheorie, können wir die Radien von Neutronensternen aufgrund
ihrer Massen bestimmen und sogar die maximale Masse vorhersagen."

Bis zum Start des CBM-Experiments und der Überprüfung der theoretischen
Vorhersagen im Jahr 2024 wird es jedoch noch etwas dauern. Neben dem
CBM-Experiment ist die Arbeitsgruppe von Prof. Kampert daher auch am bereits
existierenden Vorläufer-Experiment HADES an der Gesellschaft für
Schwerionenforschung (GSI) beteiligt und hier ebenfalls für den RICH
Photon-Detektor verantwortlich.

Die (in enger Zusammenarbeit mit der GSI) durchgeführte Entwicklung und
der Aufbau einer neuartigen FPGA-basierten elektronischen Auslesekette
gemeinsam für beide Experimente eröffnen hierbei einzigartige Synergien
und eine besonders effiziente Verwendung der bereitgestellten
Forschungsmittel.

Die vom BMBF an beide Arbeitsgruppen bereitgestellten Mittel erstrecken
sich über einen Zeitraum von drei Jahren und beinhalten insbesondere
Personal- und Investitionsmittel. Der Bewilligung ging eine Begutachtung
durch ein hochrangig besetztes internationales Expertengremium im
Wettbewerb mit anderen deutschen Universitätsgruppen voraus.



Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:
http://idw-online.de/de/institution650
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FORSCHUNG/1559: Quantenphysik ermöglicht selbst-zerstörende Software (idw)


Universität Wien - 07.12.2018

Quantenphysik ermöglicht selbst-zerstörende Software



Software, die sich nach nur einer Ausführung selbst zerstört, galt lange
Zeit als unerfüllbares Ideal zum Schutz privater Informationen. Doch nun
gelang es ForscherInnen der Universität Wien gemeinsam mit
WissenschafterInnen aus Brasilien und Singapur dieses bedeutende Konzept
der Cyber-Security mithilfe von Quantentechnologie zu realisieren. Dafür
wurden quantenphysikalische und klassische Systeme zu einem 
Hybrid-Computer kombiniert. Die dadurch ermöglichte Umsetzung der 
sogenannten "One-Time"-Programme wurde in der aktuellen Ausgabe des Journals 
"Nature Communications" veröffentlicht.

Computerprogramme, die nur ein einziges Mal ausführbar sind, waren für
SicherheitsexpertInnen über Jahrzehnte hinweg nicht mehr als eine
Wunschvorstellung. Die sogenannten "One-Time"-Programme würden die
unerwünschte Weitergabe von Daten sowie die Manipulation und den
Missbrauch der Software selbst verhindern.

ForscherInnen von der Fakultät für Physik der Universität Wien haben
gemeinsam mit WissenschafterInnen der Singapore University of Technology
and Design und des Centre for Quantum Technologies nun Quantentechnologien
mit konventionellen Computern kombiniert, um klassische Software zu
verschlüsseln. Diese neuartige Kodierung sorgt dafür, dass sich das
Computerprogramm nach nur einer Ausführung selbst zerstört. "Eine der
spannendsten Eigenschaften dieser neuen Hybrid-Software ist, dass wir sie
zu großen Teilen mit bereits zugänglicher Technologie verwirklichen
können", sagt Marie-Christine Röhsner von der Universität Wien, eine der
Erstautorinnen der Arbeit.

In Wien wurden die Programme nun weltweit erstmals realisiert, indem die
klassische Software durch eine Abfolge einzelner Lichtteilchen, oder
Lichtquanten, kodiert wurde. Der neue Hybrid-Ansatz, der klassische und
quantenphysikalische Elemente zusammenführt, beweist, dass die Einbindung
von Quantenphänomenen das Leistungsspektrum unserer konventionellen
Computer erweitern kann. Während der Bau eines vollständigen
Quantencomputers noch viele technische Herausforderungen birgt, steht die
für die "One-Time"-Programme nötige Quantentechnologie schon heute in den
Laboren zur Verfügung.

Eine beispielhafte Anwendung für solche Programme ist das Millionärs-Problem
nach Yao: ein Szenario, in dem zwei Millionäre wissen wollen,
welcher von ihnen reicher sei, jeweils aber das exakte Ausmaß ihres
Reichtums nicht bekanntgeben wollen. Ein möglicher Ausweg aus diesem
Dilemma ist nun die Verwendung eines "One-Time"-Programms.

Dieses erlaubt den beiden Millionären ihr jeweiliges Vermögen in das
Programm einzugeben und mit diesem zu berechnen wer von ihnen reicher sei,
bevor sich das Programm durch die Ausführung selbst zerstört. Durch diese
Vorgehensweise ist gewährleistet, dass keiner der beiden auf die
Originaldaten oder das Rechenverfahren Zugriff hat. Dadurch erhalten die
Millionäre eine Antwort ohne ihre finanziellen Details preiszugeben. Diese
und andere Programme wurden in Zusammenarbeit mit theoretischen Physikern
aus der Gruppe von Joseph Fitzsimons an der Singapore University of
Technology and Design, und dem Centre for Quantum Technologies entwickelt.
Die praktische Umsetzung im Experiment erfolgte in einem Labor der
Universität Wien.

Bis vor Kurzem dachte man, dass es sowohl mit Mitteln der klassischen
Physik als auch mit jenen der Quantenphysik gänzlich unmöglich sei, solche
"One-Time"-Programme zu realisieren. "Es war schon länger bekannt, dass
eine ideale Umsetzung von "One-Time"-Programmen physikalisch nicht möglich
ist. Indem wir jedoch zulassen, dass die Programme nicht immer perfekt
funktionieren, erlaubt uns die Quantenphysik dennoch selbst-zerstörende
Software umzusetzen", erklärt Philip Walther, Leiter der Forschungsgruppe
in Wien. "Glücklicherweise gibt es Möglichkeiten ein Programm zu
entwerfen, das diese Fehler großteils kompensiert und so nützliche
Anwendungen erlaubt. Ein Beispiel ist die von uns entwickelte Software,
mit der eine digitale Signatur delegiert werden kann, die genau einmal
verwendbar ist." Neben diesen konkreten entwickelten Anwendungen finden
"One-Time"-Programme auch in zahlreichen anderen kryptographischen
Protokollen Verwendung.

Die neue Forschungsrichtung der Hybrid-Computer hat auch bereits zu einer
ersten Patenteinreichung geführt. Die WissenschafterInnen wollen nun
weitere spannende Ansätze erforschen, um klassische Software sicherer zu
machen, und das noch bevor ein vollständiger Quantencomputer Realität
wird.


Mehr Informationen:

https://walther.quantum.at/

https://quantum.univie.ac.at/

Publikation in Nature Communications:

Quantum advantage for probabilistic one-time programs,

Marie-Christine Röhsner, Joshua Kettlewell, Tiago Batalhão, 
Joseph Fitzsimons, and Philip Walther

DOI 10.1038/s41467-018-07591-2

https://www.nature.com/articles/s41467-018-07591-2
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FORSCHUNG/1558: Supercomputer ohne Abwärme (idw)


Universität Konstanz - 07.12.2018

Supercomputer ohne Abwärme

Konstanzer Physiker eröffnen die Möglichkeit, Supraleiter zur
Informationsübertragung einzusetzen



Konventionell betrachtet sind Magnetismus und der widerstandsfreie Fluss
elektrischen Stroms ("Supraleitung") konkurrierende Phänomene, die nicht
zusammen in einem Material auftreten können. Die Kombination der beiden
Zustände wäre jedoch prinzipiell eine vielversprechende Möglichkeit, um
die wegen ihrer hohen Wärmeentwicklung und entsprechendem Energieverbrauch
unter Druck geratene Halbleitertechnologie beim Bau von Supercomputern
abzulösen. Forschende des Konstanzer Fachbereichs Physik haben nun direkt
nachgewiesen, dass die elektrische Übertragung magnetischer Information
ohne die Erzeugung von Abwärme möglich sein könnte. Dadurch wäre es
wiederum möglich, die Dichte der elektronischen Bauelemente zur
Informationsverarbeitung auf dem Chip weiter zu erhöhen und gleichzeitig
den Energieverbrauch von Rechenzentren stark zu verringern. Die Ergebnisse
der Studie sind in der aktuellen Ausgabe des Fachblatts "Nature
Communications" nachzulesen.

Die Miniaturisierung der modernen Halbleitertechnik ist kurz davor, ihre
physikalischen Grenzen zu erreichen. Seit mehr als 70 Jahren geschieht der
Informationstransport durch die Übertragung elektrischer Signale, zu deren
Erzeugung und Verarbeitung Energie aufgebracht werden muss, die als Wärme
wieder abgegeben wird. Dies führt zum Aufheizen der Elemente und macht
komplexe Kühlungssysteme notwendig. Durch die zunehmende Miniaturisierung
wird das Wärmemanagement zu einem zentralen Problem. Deswegen wird
weltweit daran geforscht, die lokale Wärmeerzeugung zu verringern.

Das Konstanzer Kooperationsprojekt zwischen den Arbeitsgruppen der
Experimentalphysikerin Prof. Dr. Elke Scheer und dem Theoretischen
Physiker Prof. Dr. Wolfgang Belzig nutzt einen Ansatz, der darin besteht,
supraleitende Elemente zu verwenden, bei denen elektrische Ladungen ohne
Wärmeerzeugung fließen können. Zur Informationsspeicherung werden hingegen
vorwiegend magnetische Materialien genutzt. Magnetische Information kann
im Prinzip auch verlustfrei übertragen werden, indem man die magnetischen
Eigenschaften der Elektronen, den Elektronenspin, ausnutzt. Durch die
Kombination dieser beiden Eigenschaften - des widerstandslosen
Ladungstransports ("Supraleitung") mit der elektrischen Übertragung
magnetischer Information ("Spintronic") - erhofft man sich grundsätzlich
neue Funktionalitäten für eine zukünftige energieeffiziente
Informationstechnik.

Die Konstanzer Zusammenarbeit konzentriert sich auf ein grundlegendes
Problem dieses Ansatzes. Es besteht darin, dass in konventionellen
Supraleitern der supraleitende Zustand durch Elektronenpaare getragen
wird, deren magnetische Momente entgegengesetzt orientiert und die somit
insgesamt unmagnetisch sind und deshalb keine magnetische Information
übertragen können. Der magnetische Zustand ist hingegen dadurch
gekennzeichnet, dass die magnetischen Momente gleich ausgerichtet sind,
was den supraleitenden Ladungstransport unterdrückt.

"Dass Supraleitung, die ohne Wärmeentwicklung funktioniert, und
Spintronik, die magnetische Informationen überträgt, nicht miteinander
vereinbar sind, widerspricht nicht grundlegenden physikalischen
Prinzipien, sondern nur naiven Annahmen zur Natur der Materie", sagt Elke
Scheer. Vor kurzem wurden Hinweise darauf gefunden, dass in Kombinationen
von Supraleitern mit bestimmten magnetischen Materialien Elektronen mit
gleichem Spin im Supraleiter aneinandergebunden werden und damit
Supraströme über große Distanzen transportiert werden können. Dies könnte
völlig neuartige, revolutionäre elektronische Bauelemente ermöglichen.

Unter der Leitung von Elke Scheer wurde in der Doktorarbeit von Dr. Simon
Diesch ein Experiment realisiert, das den Erzeugungsmechanismus dieser
Elektronenpaare mit paralleler Spinausrichtung aufklärt. "Wir haben
gezeigt, dass es möglich ist, diese parallel orientierten Elektronenpaare
zu erzeugen und nachzuweisen", erklärt Simon Diesch. Das Design der
Struktur sowie die Interpretation der Messergebnisse beruhen auf der
theoretisch-physikalischen Doktorarbeit von Dr. Peter Machon unter
Anleitung von Wolfgang Belzig.

"Es gilt, Materialien zu finden, die solche parallel orientierten
Elektronenpaare möglich machen. Insofern ist dies auch eine
materialwissenschaftliche Fragestellung", so Elke Scheer. Fachkollegen des
Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) gelang es, maßgeschneiderte
Aluminium-Europiumsulfid-Proben herzustellen. Bei Aluminium handelt es
sich um einen sehr gut verstandenen Supraleiter, was eine wichtige
Voraussetzung für einen quantitativen Vergleich mit der Theorie darstellt.
Europiumsulfid ist ein magnetischer Isolator, ebenfalls eine bedeutende
Eigenschaft zur Umsetzung des theoretischen Konzepts, und zudem behält es
auch in nur wenigen Nanometer dünnen Schichten, wie sie hier verwendet
werden, seine magnetischen Eigenschaften bei. Mit einem im Haus
entwickelten Rastertunnelmikroskop wurden räumlich und energetisch
hochauflösende Messungen des Ladungstransports der
Aluminium-Europiumsulfid-Proben bei tiefen Temperaturen durchgeführt. Das
Rastertunnelmikroskop im Labor der Arbeitsgruppe Scheer wurde im Gegensatz
zu kommerziellen Systemen darauf optimiert, vor allem höchste
Energieauflösung zu liefern und dabei in veränderlichen äußerem
Magnetfeldern einsatzfähig zu sein.

Die Spannungsabhängigkeit des Ladungstransports der Proben liefert die
Energieverteilung der supraleitenden magnetischen Elektronenpaare und
lässt damit präzise Aussagen über die genaue Zusammensetzung des
supraleitenden Zustands zu. Dazu wurde eine maßgeschneiderte Theorie für
die Grenzfläche zwischen Aluminium und Europiumsulfid angewendet, die kurz
zuvor in der Arbeitsgruppe Belzig neu entwickelt worden war und die auch
erlaubt, in Zukunft noch komplexere Probenzusammensetzungen zu
beschreiben. Die durch die Theorie vorhergesagten Energiespektren sind im
Einklang mit dem Experiment und bilden damit einen direkten Nachweis der
magnetischen Elektronenpaare.

Darüber hinaus konnten durch die Zusammenarbeit der theoretischen und
experimentellen Gruppen bis dahin bestehende Widersprüche hinsichtlich der
Interpretation solcher Spektren geklärt werden. Mit diesen Ergebnissen
hoffen die Konstanzer Physiker, das große Potential supraleitender
Spintronik als potentielle Nachfolgetechnologie für die Halbleitertechnik
aufzuzeigen.
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Tausend Mal schneller als Flash-Speicher: Schnelles Speichermaterial im
Neutronenlicht



Neuartige Phasenwechselmaterialien könnten tausend Mal schneller und
dabei erheblich langlebiger sein als bisherige Flash-Speicherchips. Mithilfe
der Forschungs-Neutronenquelle der Technischen Universität München (TUM)
haben deutsche und US-amerikanische Forscher wichtige Erkenntnisse über das
vielversprechende Material gewonnen.

Phasenwechselspeicher sichern Daten, indem sie den Aggregatszustand der
einzelnen Bits zwischen flüssig, glasartig und kristallin ändern. Ein
elektromagnetisches Feld, Wärme- oder Lichtimpulse schalten zwischen den
Phasen hin und her. Die Technologie hat das Potenzial, kostengünstige,
schnelle und hochdichte Speicher bereitzustellen.

Konzerne wie Intel, IBM und Samsung versuchen deshalb das Prinzip von
Phasenwechselspeichern seit langem in technisch nutzbare Produkte
umzusetzen. Es ist immer noch unklar, wie das Material die
Aggregatsänderungen in so kurzer Zeit bewerkstelligt und dies auch mit der
nötigen Präzision ausgeführt werden kann.

Tausend Mal schneller und noch stabiler

Nun beschreibt ein Team von Wissenschaftlern der Arizona State University,
der RWTH Aachen, der Universität des Saarlandes und der TU München, wie
eine Legierung aus Germanium, Antimon und Tellur tausend Mal schneller
arbeiten könnte als aktuelle Flash-Speicher.

Gleichzeitig soll es sich viel häufiger auslesen lassen. Sie fanden, dass
sich bei dieser speziellen Mischung die Phasenänderungen schärfer
abgegrenzt und reproduzierbarer steuern lassen als bei anderen bisher
untersuchten Materialien.

Glasartig-feste Flüssigkeit

In ihrer Arbeit untersuchten die Wissenschaftler um Dr. Shuai Wei (RWTH)
und Dr. Zach Evenson (TUM) die Legierung in ihrem glasartig-flüssigen
Zustand mit Hilfe der Neutronenstreuung am Heinz Maier-Leibnitz Zentrum in
Garching.

"Die hohe Auflösung und der hohe Fluss des Flugzeitspektrometers TOFTOF an
der Neutronenquelle FRM II war notwendig, um die Bewegung der Teilchen
sehen zu können", erklärt Dr. Zachary Evenson, der zu dieser Zeit
Instrumentwissenschaftler an der TUM war.

Im Widerspruch zu Einstein

Die Forscher sind überzeugt, dass beim Mischen von Germanium, Antimon und
Tellur in einem speziellen Verhältnis sowohl die Dichtemaxima als auch die
damit verbundenen Metall-zu-Nichtmetall-Übergänge unter den Schmelzpunkt
gedrückt werden und damit der Übergang viel schärfer wird als in anderen
derartigen Verbindungen.

Sie zeigen damit sogar, dass eine Gleichung, die Albert Einstein in seiner
Doktorarbeit aufgestellt hatte, für ihr Material nicht gilt: Sie
beschreibt die Bewegung von Teilchen wie eine Kugel, die in einem
Honigglas versinkt.

Diese Gleichung wird aber bislang auch für die Phasenwechselspeicher
angenommen. "Unsere Ergebnisse beweisen, dass diese Gleichung bei
Temperaturen oberhalb des Schmelzpunktes nicht mehr gilt", sagen die
Physiker in ihrer Studie.

Null und Eins

Oberhalb des Phasenübergangs hat die Flüssigkeit eine hohe Viskosität, die
Kristallisation ist sehr schnell. Unterhalb hingegen erstarrt die
Flüssigkeit schnell und behält den schlecht leitenden, amorphen Zustand
bei.

In "nanoskopischen Bits" bleibt dieser Zustand praktisch unbegrenzt
erhalten. Erst ein gezielter, kurzer Wärmeimpuls lässt die Temperatur
lokal schnell ansteigen, so dass das Bit innerhalb von Nanosekunden in den
leitenden Zustand übergeht.

Dieser entspricht einem Bit in der Stellung "1". Ein längerer Puls,
beispielsweise eines Infrarotlasers, gefolgt von einer schnellen
Abkühlung, führt wieder in den schlecht leitenden Zustand, der Position
"0".

Weitere Informationen:

Gefördert wurde diese Arbeit durch die Deutsche Forschungsgemeinschaft,
die Alexander-von-Humboldt-Stiftung, einen Start-up-Fonds der RWTH Aachen
und die National Science Foundation der USA.


Originalpublikation:

Breakdown of the Stokes-Einstein relation above the melting temperature in
a liquid phase-change material

Shuai Wei, Zach Evenson, Moritz Stolpe, Pierre Lucas and C. Austen Angell

Science Advances Vol. 4, 11,

DOI: 10.1126/sciadv.aat8632
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- Website der Forschungs-Neutronenquelle Heinz Maier-Leibnitz (FRM II) an der
Technischen Universität München

https://www.tum.de/die-tum/aktuelles/pressemitteilungen/detail/article/35132/
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ARTIKEL/386: Flucht/Asyl vs. Behinderung/Inklusion - Internationale Politikregime im Widerspruch (bezev)


Behinderung und internationale Entwicklung 2/2018

Flucht/Asyl vs. Behinderung/Inklusion:

Internationale Politikregime im Widerspruch

von Mathias Otten



Nationale und supranationale Asyl- und Migrationspolitik nehmen
restriktive Veränderungen im Bereich der humanitären und politischen
Maßnahmen für schutzbedürftige Individuen und Gruppen vor. Zur
gleichen Zeit gibt es bereits bestehende internationale Bestimmungen
(insbesondere EU- und UN-Regelungen), die sich auf am meisten
gefährdete Geflüchtete richten, die vorrangig der Beachtung in
Asylverfahren bedürfen. Geflüchtete mit Behinderung sind unter diesen
schutzbedürftigsten Gruppen. Dieser Beitrag analysiert kritisch die
politischen und gesetzlichen Widersprüche an der Schnittstelle
zwischen Asylrecht und den Rechten von Menschen mit Behinderung.


Globale Herausforderungen und lokale Politik

Trotz der grenzbetonenden asylpolitischen Reaktionen in Deutschland
und der EU auf die jüngsten Entwicklungen der Fluchtmigration seit
2015 ist davon auszugehen, dass Flucht als Migrationsgrund weltweit in
den nächsten Jahren nicht abnehmen wird (UNHCR 2018). Nach wie vor
werden die allermeisten (85%) der rund 68 Millionen weltweit
Geflüchteten in Ländern des Globalen Südens, also außerhalb von Europa
aufgenommen. Sie verbleiben in geografischer (und oft geopolitischer)
Nachbarschaft zu den jeweiligen Kriegs- und Krisenherden und damit
zumeist in armen Verhältnissen und schwierigen gesundheitlichen
Bedingungen. Zugleich ringt die Europäische Union seit geraumer Zeit
mit sich und den normativen Werten einer zeitgemäßen Asyl- und
Migrationspolitik, einschließlich ihrer Bezugspunkte zu anderen
(sozial-)staatlichen Prinzipien.

Aufgrund der komplexen ökonomischen, politischen und
(völker-)rechtlichen Rahmenbedingungen ist es schwierig, das
Schnittstellenthema Flucht/Behinderung in einem einheitlichen
konzeptionellen Deutungsrahmen zu interpretieren. Die Situation in
großen Massenlagern, etwa in Jordanien (z.B. Zaatari[1]) oder
Bangladesch (z.B. Cox Bazar[2]) ist für Menschen mit Behinderungen
vollkommen anders, als etwa in einer Kleinstadt in Europa. Wenn im
Folgenden primär auf die Situation von geflüchteten Menschen mit
Behinderung in Deutschland und Europa eingegangen wird, so geschieht
dies vor allem vor dem Hintergrund der Reichweite der jeweiligen
nationalen und internationalen Gesetzesregelungen, die auf der einen
Seite Asyl und auf der anderen Seite Inklusion als so genannte
international policy regimes betreffen. Sie sollen in diesem
Beitrag als ein wirkmächtiger und keineswegs widerspruchsfreier
rechtlicher Handlungsrahmen diskutiert werden.

Existenzielle Subjekterfahrung und politische Objektform

Auf der sozialen Phänomenebene muss zunächst jede Form der
unfreiwilligen Migration (forced migration) einer Einzelperson oder
einer sozialen Gruppe als ein Fluchtphänomen betrachtet werden. Flucht
ist insofern zunächst einmal unabhängig von den konkreten Umständen,
die zur erzwungenen Migration führen, der Art und Form des
internationalen Grenzübertritts und der weiteren völkerrechtlichen,
juristischen und asylpolitischen Einordnung (Spinks 2013). Das heißt,
es wird hier zunächst von der existenziellen Subjekterfahrung der
Flucht aus einer unverschuldeten Bedrohungssituation ausgegangen, die
erst durch unterschiedlichste politische, ökonomische und rechtliche
Bedingungen, Regelungen und Instrumente in eine bestimmte rechtliche
Objektform gebracht wird (vgl. Frings 2017: 95). Daraus ergeben sich
dann Konstruktionen kategorialer Unterscheidungen, z.B. die
Differenzierung von legitimen und illegitimen Flucht- und Asylgründen,
die Beurteilung von Herkunftsstaaten als sicher oder unsicher, oder
eben die Unterscheidung von einer relativen und einer besonderen
Schutzbedürftigkeit.

Juristisch wird diese Differenzierung insofern bedeutsam, als die
Eigenschaft als Flüchtling nach Rechtsauffassung der Michigan
Guidelines (Markard 2017) "deklaratorisch" ist: "Eine Person wird
'Flüchtling', sobald sie die Kriterien der Flüchtlingsdefinition
der Konvention [Genfer Flüchtlingskonvention; M.O.] erfüllt, nicht
erst wenn der Flüchtlingsstatus formal zuerkannt wird" (Markard 2017:
328).

Aus der analytischen Differenzierung von existenzieller
Subjekterfahrung und politisch-rechtlicher Objektform erklären sich
die verwendeten Begriffspaare: Flucht meint das soziale Phänomen als
eine individuelle oder kollektive Erfahrung, während Asyl ein darauf
reagierendes politisch-rechtliches Antwortinstrumentarium bezeichnet.
Beides gehört sinn- und sachlogisch zusammen. Ähnlich gilt das für das
Begriffspaar Behinderung/Inklusion, indem nämlich Behinderung als
Begriff die individuelle oder kollektive sozialphänomenologische
Erfahrungsform fokussiert und Inklusion als eine darauf bezogene
politisch-rechtliche bzw. öffentlich-diskursive Werte- und
Gestaltungsantwort der Gesellschaft verstanden werden kann. Eine
dauerhafte Beeinträchtigung/Behinderung ist einer von verschiedenen
Gründen für eine besondere Schutzbedürftigkeit, die in der Verwaltung
von Asylverfahren und der praktischen Bewältigung von Fluchtprozessen
zu berücksichtigen sind, weil Menschen mit Behinderungen zu den "most
vulnerable groups" zählen[3] (Crock et al. 2017).

Diese Herangehensweise erscheint deshalb besonders geboten, weil die
notwendigerweise extrem komplexe Verrechtlichung des Flucht- und
Asylgeschehens, einschließlich jener Regelungen und Praxen, die im
Fall der Anerkennung des Asylgrundes (und mehr noch im Fall der
Ablehnung) aktiviert werden, sehr stark dazu tendieren, die konkreten
lebensbiografischen Besonderheiten des individuellen Schicksals hinter
den behördlichen Kategorisierungsprozeduren in den Hintergrund zu
schieben (Lahusen/Schneider 2017). Dies gilt - in abgemilderter Form -
übrigens auch für die Formen der Eingliederungs- und Behindertenhilfe,
die in weiten Teilen auf (Teilhabe-)Bedarfsfallkonstruktionen basiert,
mittels derer ein individuelles Leben mit subjektiven
(Teilhabe-)Bedürfnissen in einen abstrakt bemessbaren
(Teilhabe-)Bedarf überführt werden muss (Schäfers/Wansing 2016).

Mangel an Daten und an Problembewusstsein

Trotz internationaler Grundsätze und Instrumente zur Identifikation
und Statusfeststellung der näheren Fluchtumstände gibt es bislang
keine verlässlichen Informationen darüber, wie hoch der Anteil von
Menschen mit Behinderungen unter den Geflüchteten auf der Route oder
im jeweiligen Aufnahmeland ist. So weist z.B. Simmons darauf hin:

"Current literature suggests that data on disabilities among
refugee and IDP [internally displaced persons, M.O.] communities are
often uncollected or unknown by the larger NGOs and UN agencies that
are providing the bulk of relief services. Standard procedures such as
rapid assessments and registration processes often do not include
collection of information specific to the circumstances, needs and
presence of refugees and IDPs with disabilities. In cases of armed
conflict or natural calamity, this 'invisibility' can be fatal"
(Simmons 2010: 10).

Das gilt bislang auch für Deutschland: Weder der deutschen
Bundesregierung noch den Bundesländern bzw. dem Bundesamt für
Migration und Flüchtlinge (BAMF) als zuständiger Behörde liegen genaue
Daten vor, da die amtliche Asylbewerberleistungsstatistik den
Behindertenstatus nicht gesondert erhebt (Schülle 2017). Es gibt
jedoch seit Längerem Einschätzungen von Expertinnen und Experten, dass
der Anteil von Menschen mit körperlichen und psychischen Behinderungen
unter den Asylsuchenden hoch ist und solche Beeinträchtigungen
eindeutig als Grund besonderer Schutzbedürftigkeit zu beachten sind
(Schröder 2013; Zinsmeister 2017). Hilfsorganisationen schätzen, dass
zehn bis 15 Prozent aller Geflüchteten weltweit eine
behinderungsbedingte bzw. medizinisch induzierte besondere
Schutzbedürftigkeit haben, wobei hier die psychischen Erkrankungen
infolge von Flucht, Folter und Verfolgung nicht eingerechnet werden
(Helpage International/Handicap International 2014; Schwalgin 2014;
Skinner 2014; Turhan 2016).

Hilfsorganisationen schätzen, dass zehn bis 15 Prozent aller
 Geflüchteten weltweit eine behinderungsbedingte bzw. medizinisch
 induzierte besondere Schutzbedürftigkeit haben.



Ohne eine systematische Erhebung und Dokumentation der realen
Beeinträchtigungen werden geflüchtete Menschen mit Behinderungen im
Rahmen der Strukturen und Abläufe von Asylverfahren und
Behindertenhilfe oftmals unsichtbar gemacht (Roberts 2000;
Straimer 2010; Soldatic et al. 2015; Ertik 2017; Schülle 2017). Das
hat auch damit zu tun, dass die Phänomene in Politik, Praxis als auch
in der wissenschaftlichen Forschung nur selten zusammen gedacht
werden, wie Pisani/Grech (2015b) betonen:

"Despite the scale of forced human movement, the reality is that
disability and forced migration are rarely put together, in policy,
research and practice. They are two parts of a different equation by
those theorising and those working in practice, whether in
humanitarian issues, development, international relations, politics
and even disability studies" (Pisani/Grech 2015: 422).

Deshalb wäre ein systematisches und international koordiniertes
Vorgehen zur Identifizierung und Weiterleitung des realen, für die
Betroffenen relevanten (medizinischen) Versorgungsbedarfs der
naheliegendste erste Schritt, so wie ihn auch die WHO fordert
(Alderslade 2016). Für Deutschland haben das Bundesministerium für
Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ) und UNICEF[4]
Mindeststandards zum Schutz von Kindern, Jugendlichen und Frauen in
Flüchtlingsunterkünften formuliert, die 2017 in einer Neufassung auch
Leitlinien zum Schutz von Geflüchteten mit Behinderungen und
geflüchteten Menschen unterschiedlicher sexueller Orientierung
enthalten (BMFSFJ/UNICEF 2017). Die verbindliche rechtliche und
praktische Umsetzung dieser Standards steht allerdings immer noch aus.

Der Policy Regime-Ansatz

Lokale, nationale und supranationale politische Systeme sind
maßgeblich an der Herstellung politischer Handlungsbedingungen und
Problemsituationen im Kontext Asyl/Inklusion beteiligt
(Wansing/ Westphal 2018). Migration ist dabei kein Gegenstand
exklusiver nationaler Außenpolitik, sondern seit jeher einer von
"Weltinnenpolitik" (Beck 2010), die in internationale
Politik-Arrangements eingebettet ist, sei es im Modus der Kooperation
und Koexistenz oder der Konfrontation und des Konflikts. Ebenso ist
Behinderung kein Gegenstand der Innenpolitik, sondern entfaltet erst
vor dem Hintergrund historischer, politischer und kultureller
Grenzüberschreitungen und Deutungstransformationen seinen vollen
Bedeutungssinn.

Für ein differenziertes Verständnis der politisch-rechtlichen
Ausgestaltung und systemischen Funktionsweisen spezifischer,
international eingebetteter Politikfelder - hier Flucht/Asyl auf der
einen Seite und Behinderung/Inklusion auf der anderen Seite - bietet
sich der politikwissenschaftliche Policy Regime Ansatz (Keohane 1982)
als Analysemodell an. Als internationales Regime bezeichnet man
zunächst ganz allgemein "die internationale Regelung von Konflikten
und Problemen in einem sachlichen (nicht immer auch geografischen)
begrenzten Gebiet" (List et al. 1995: 71). Ein Policy Regime bezieht
sich auf die politisch-rechtliche Objektform, abstrahiert also
notwendigerweise von konkreten Subjekterfahrungen und Einzelfällen und
übersetzt diese in einen politischen Gestaltungsprozess. Im Fall des
Zusammentreffens von Flucht/Asyl einerseits und
Behinderung/Inklusion andererseits handelt es sich - entgegen der
lebensweltlichen Logik eines für die betroffenen Menschen untrennbaren
subjektiven Erfahrungs- und Sinnzusammenhangs - aus der Perspektive
der regimebasierten Politikanalyse um zwei verschiedene
politisch-rechtliche Handlungskontexte bzw. um zwei separate
politische Subregime.

Nach Wilson (2000) lassen sich drei Dimensionen/Merkmale eines Regimes
differenzieren: Politik-Paradigma (policy paradigm),
Machtkonstellation (power arrangement) und Organisationsarrangement
(organisational arrangement): Das Politik-Paradigma prägt die Art und
Weise, wie ein Problem thematisch-politisch definiert und zu einem
allgemeinen öffentlichen Politikanliegen wird. Als Machtkonstellation
(power arrangement) bezeichnet Wilson das spezifische Wirken und
Zusammenspiel einflussreicher Akteure, die mit ihren Mitteln das
Agenda-Setting zu einem Themenfeld beeinflussen, z.B. durch Formen der
politischen Konfliktaustragung, öffentlicher Meinungsbildung oder
strategische Kooperationen. Das Organisationsarrangement betrifft
schließlich die konkreten Umsetzungs- und Implementierungsformen für
die im Politik-Paradigma fokussierten Ziele und Visionen. Für beide
Subregime lassen sich diese drei Merkmale identifizieren.

Die UN Konvention für die Rechte von Menschen mit Behinderungen (kurz
UN-BRK) hat einen kaum zu ignorierenden internationalen Impuls
gesetzt, der Teilhabe für alle menschenrechtsbasiert fundiert und
einfordert. Zwar finden sich die Begriffe Flucht bzw. Asyl nicht
explizit im Wortlaut der UN-BRK, was aber nach allgemeiner Auffassung
keineswegs den Schluss zuließe, dass diese Phänomene nicht mitgemeint
seien. Betrachtet man den Entstehungskontext der Konvention, wird
ersichtlich, dass die Regelungen nicht nur als Rechte der Bürgerinnen
und Bürger eines Staates gegenüber diesem Staat gemeint sein können,
sondern als Konkretisierung allgemeiner Menschenrechte sei (vgl. Conte
2018). Artikel 18 der UN-BRK über Freizügigkeit und
Staatsangehörigkeit legt es nahe, dass die grenzüberschreitende
Geltung der Rechte von vornherein gemeint und geschützt ist, und zwar
unabhängig davon, aus welchen Gründen die Emigration bzw. Immigration
resultiert. Mehr noch: Flucht vor Verfolgung, Not und kriegsbedingten
Gefahren für Leib und Leben sollten im Sinne einer intentionsgemäßen
Auslegung der UN-BRK gerade eine besondere Legitimität für die
Inanspruchnahme dieser Rechte außerhalb des eigenen Landes darstellen.
Spätestens wenn geflüchtete Menschen mit Behinderung als
AsylbewerberInnen registriert und anerkannt oder auch nur geduldet
sind, kommen sie mit vielen Teilsystemen des Wohlfahrtsstaates und den
dort relevanten Inklusionsansätzen in Berührung. Allein das würde es
nahelegen, sich der Schnittstelle von Flucht und Behinderung zu widmen
und nicht auf die lebensweltferne Trennung beider Systeme zu bauen.

Für die Asylpraxis im Allgemeinen und die besondere
Schutzbedürftigkeit aufgrund von Behinderung im Speziellen ist die
Relevanz internationaler Regelungen offenkundig, nicht zuletzt wenn es
darum geht, Migration zum "Objekt des Regierens" zu machen (Müller
2010; Hess et al. 2015). Das wichtigste und umfassendste
internationale Abkommen zur Asylpolitik ist die sogenannte "Genfer
Flüchtlingskonvention" (GFK) der UN von 1951/1967. Auf der
supranationalen Ebene der Europäischen Union gibt es ebenfalls eine
"Koordination" der Migrations- und Asylpolitik der Mitgliedsstaaten
(als Überblick: Engler/Schneider 2015). Allerdings stehen die
humanitäre Legitimität, die funktionale Wirksamkeit und die politische
Steuerbarkeit dieser Politik seit geraumer Zeit und besonders seit
2015 massiv in Frage. Obwohl die Bindung an internationale Vorgaben
den einzelnen Mitgliedsstaaten Grenzen in einer übermäßig restriktiven
nationalen Asylpolitik setzen sollten (Engler/Schneider 2015), wird
dies mittlerweile sehr unverhohlen und als offene
EU-Rechtsverweigerung durch zahlreiche Staaten unterlaufen[5].

Trotz dieser offenkundigen Steuerungsdefizite supranationaler Politik
gilt: Innerhalb der EU wird die Aufnahme und Leistungserbringung
gegenüber Geflüchteten und die spezifische Situation von Menschen mit
Behinderungen in einer rechtsverbindlichen EU-Richtlinie 2013/33 näher
geregelt, der sogenannten "Aufnahmerichtlinie" (AufnahmeRL).

"Gemäß Art. 19 Abs. 2 RL 2013/33/EU ist Antragstellern mit
besonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme die erforderliche
medizinische oder sonstige Hilfe, einschließlich erforderlichenfalls
einer geeigneten psychologischen Betreuung zu gewähren. Diese
Bestimmungen der EU-Aufnahmerichtlinie sind seit 21.7.2015 unmittelbar
geltendes Recht, auf dass sich die Leistungsberechtigten gegenüber den
Verwaltungsträgern berufen können (Art. 31 Abs. 1 RL 2013/22/EU)"
(Zinsmeister 2017: o.S.).

Schülle (2017) kommt für Deutschland allerdings zu dem Ergebnis, dass
sich die Entscheidungspraxis zu Asylbewerberleistungen für geflüchtete
Menschen mit Behinderung bislang ausschließlich am restriktiven
bundesdeutschen Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) orientiert, ohne
die EU-Aufnahmerichtlinie und die dort verankerte Einzelfallwürdigung
anzuwenden. Noch wesentlich prekärer als für AsylbewerberInnen stellt
sich die Situation für geflüchtete Menschen ohne gültige Papiere und
ohne legalen Aufenthaltsstatus dar, denn sie sind faktisch vom
Gesundheitssystem in Deutschland ausgeschlossen (Mylius 2016).
Medizinische Hilfe wird für diese Personen i.d.R. nur über freiwillig
engagierte Ärzte und Gesundheitsfachkräfte geleistet, z.B. im
medinetz bzw. den medibueros[6].

Fazit

Mit Hilfe des Policy Regime-Konzepts lässt sich aufzeigen, wie durch
unterschiedliche Regimelogiken gewisse Widersprüche von Inklusions-
und Exklusionszielen hervorgerufen werden. Der (Sozial-)Staat
präsentiert sich in den beiden Politik-Subregimen mit
unterschiedlichen Rollen: Auf der einen Seite operiert er nach dem
Grundprinzip Inklusion, auf der anderen Seite nach dem Prinzip der
Exklusion. In der Perspektive der Kategorisierung Behinderung
tritt der Wohlfahrtsstaat gegenüber seinen BürgerInnen mit Zusicherung
bzw. Inaussichtstellung von rechtlich mehr oder minder klar
definierten Leistungen zur Teilhabe und Nachteilsausgleichen auf. In
der Perspektive der Kategorisierung Migration und spezifischer
Fluchtmigration tritt indessen zuerst der Nationalstaat
gegenüber den Nicht-BürgerInnen mit der Einschränkung oder
Verweigerung von Sozialleistungen aufgrund nicht-deutscher
Staatsangehörigkeit auf (Weiser 2016). Die Verwehrung von bestimmten
Hilfen und Sozialleistungen, die prinzipiell in der Gesellschaft
vorhanden und möglich wären, wird also nicht auf der Basis einer
allgemeinen Bedarfseinschätzung oder nach prinzipieller
Ressourcenverfügbarkeit entschieden, sondern zu allererst auf der
Grundlage des staatsbürgerlichen Mitgliedschaftsstatus (zur Kritik
siehe u.a. Cassee 2017; Schulze Wessel 2017).

Yeo (2015) spitzt dieses Problem des staatlichen Einschlusses von
BürgerInnen und des Ausschlusses von anderen Menschen noch weiter zu:
bürgerrechtliche Ausschließungen aufgrund prekärer oder gar
illegalisierter Migration führen dazu, dass die betroffenen Personen
bzw. derart pauschalisierte Personengruppen zu "gescheiterten Bürgern"
bzw. "Nicht-Bürgern" gemacht werden: "The primacy of a restrictive
asylum-regimes of most European/western countries which ignore other
valid international legislation lead to a conceptions of
disenfranchised individuals and groups - or to put it more clearly -
to a concept of 'Failed citizens' and 'Non-citizens'" (Yeo 2015: 526).

Die skizzierten Regime-Logiken der Asylpolitik und Inklusionspolitik
zeigen, wie sehr die Zugänge und Möglichkeiten einer bedarfsgerechten
Grundversorgung von der Beurteilung und Kategorisierung des
Einzelschicksals abhängen. Das betrifft schon jedes Subsystem für sich
allein und führt in ihrem Zusammentreffen zu einer Überlagerung von
Kategorisierungsentscheidungen, die oft widersprüchliche Situationen
erzeugen (für ein konkretes Fallbeispiel vgl. Lebenshilfe Berlin
2015). So lange eine auf Bürgerschaft und Staatszugehörigkeit
basierende Wohlfahrtspolitik einer menschenrechtsbasierten
(Sozial-)Politik quasi vorgeschaltet bleibt, untergräbt dies
eine inklusive Asylsozialarbeit. Die politische Relativierung eines
universalen Inklusionsparadigmas durch eine asylrechtliche
Exklusionspraxis verhindert, dass AsylbewerberInnen überhaupt den Weg
in die Regelberatungsleitungen der Behindertenhilfe finden. Sie
verbleiben stattdessen über längere Zeit in dem Sondersystem
Asylbewerberleistungen, wo eine den jeweiligen Bedürfnissen
angemessene medizinische Versorgung und Eingliederungshilfe stark
eingeschränkt wird.

Die noch karge Forschung und Literatur zum internationalen Diskurs
(z.B. Ambrosini 2015, Blanchet et al. 2016, Shpigelman/Gelkopf 2016,
Crock et al. 2017, BMAS 2017) zeigt, dass in vielen europäischen und
außereuropäischen Aufnahmeländern bislang ein erhebliches
Vollzugsdefizit bei der Umsetzung und Ausschöpfung geltender
internationaler Verpflichtungen im Interesse von Menschen mit
Behinderung in Fluchtkontexten zu erkennen ist (Conte 2018). Zur
Realität des Bekenntnisses internationaler Institutionen (WHO 2016;
Alderslade 2016, UNHCR 2018) für eine bessere medizinische Versorgung
von Personen mit besonderem Schutzbedarf ist es nicht nur auf
nationaler Ebene noch ein weiter Weg.


ANMERKUNGEN

[1] Vgl. das Radio-Feature von SWR2 Wissen: 

https://www.swr.de/swr2/programm/sendungen/wissen/zaatari-jordaniens-groesstesfluechtlingslager/-/id=660374/did=21050514/nid=660374/1qfikyq/index.html.

[2] Vgl. die Reportage von Thembi Wolf in der der ZEIT vom 16.06.2018:


https://www.zeit.de/politik/ausland/2018-05/rohingya-fluechtlinge-bangladesch-coxs-bazar.

[3] Das UN Flüchtlingshilfswerk (UNHCR) erklärt die Verbesserung
der Situation von besonders gefährdeten Gruppen 2016 explizit
zu einem seiner Leitziele: 

http://www.unhcr.org/ceu/8238-en-what-we-docaring-for-the-vulnerablecaring-for-the-vulnerable-in-asylum-html.html.

[4] UNICEF ist das Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen (United
Nations Children's Fund).

[5] Vgl. hierzu den Artikel Europas Flucht vor der Realität von Andre
Böhm in der ZEIT vom 6.7.2018.


[6] http://medibueros.m-bient.com/startseite.html.


LITERATUR

ALDERSLADE, R. (2016): A collective WHO European framework for action
to support refugees and migrant health. In: Public Health Panorama
Vol. 2, Nr. 4. 424-431. Online verfügbar unter: 

http://www.euro.who.int/__data/assets/pdf_file/0003/330726/4-Collective-WHO-European-framework.pdf.
Aufgerufen am 08.10.2018.

AMBROSINI, M. (2015): NGOs and Health Services for Irregular
Immigrants in Italy: When the Protection of Human Rights Challenges
the Laws. In: Journal of Immigrant & Refugee Studies Vol. 13. 116-134.

BECK, U. (2010): Nachrichten aus der Weltinnenpolitik. Frankfurt am
Main: Suhrkamp.

BLANCHET, K./FOUAD, M./PHERALI, T. (2016): Syrian refugees in Lebanon:
the search for universal health coverage. In: Conflict and Health Vol.
10 , Nr. 12. 1-5.

BMAS (2017): Teilhabebericht der Bundesregierung über die Lebenslagen
von Menschen mit Beeinträchtigungen 2016. Berlin: BMAS.

BMFSJF/UNICEF (2017): Mindeststandards zum Schutz von geflüchteten
Menschen in Flüchtlingsunterkünften. Berlin.

CASSEE, A. (2016): Globale Bewegungsfreiheit. Ein philosophisches
Plädoyer für offene Grenzen. Frankfurt am Main: Suhrkamp.

CONTE, C. (2018): What about Refugees with disabilities? The interplay
between EU asylum law and the UN convention on the rights of people
with disabilities. European Journal of Migration and Law, Vol. 18, Nr.
3. 327-349.

CROCK, M./SMITH-KHAN, L./MCCALLUM, R./SAUL, B. (2017): The Legal
Protection of Refugees with Disabilities: Forgotten and Invisible?.
Cheltenham: Edward Elgar Publishing.

ENGLER, M./SCHNEIDER, J. (2015): German Asylum Policy and EU Refugee
Protection: The Prospects of the Common European Asylum System (CEAS).
In: Focus Migration: Policy Brief, Nr. 29. Online verfügbar unter: 

https://www.bpb.de/system/files/dokument_pdf/Policy%20Brief_German%20Asylum%20Policy%20 and%20EU%20Refugee%20Protection_2015.pdf.
Aufgerufen am 05.09.2018.

ERTIK, S. (2017): Migration und Behinderung als eine Herausforderung
für die Soziale Arbeit. MA-Thesis. TH Köln.

EUROPÄISCHE UNION (2013): Richtlinie 2013/33/EU des Europäischen
Parlaments und des Rates vom 26.06.2013 zur Festlegung von Normen für
die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz beantragen
(Neufassung). Brüssel.

FRINGS, D. (2017): Flüchtlinge als Rechtssubjekte oder als Objekte
gesonderter Rechte. In: GHADERI, C./EPPENSTEIN, T. (Hrsg.):
Flüchtlinge. Multiperspektivische Zugänge, Wiesbaden: Springer VS.
95-112.

HELPAGE INTERNATIONAL/HANDICAP INTERNATIONAL (2014): Hidden victims of
the Syrian crisis: disabled, injured and older refugees. Verfügbar
unter: 

http://www.helpage.org/newsroom/latest-news/hidden-victims-new-research-on-older-disabled-and-injured-syrian-refugees/.
Aufgerufen am 05.09.2018.

HESS, S./KASPAREK, B./SCHWERTL, M./SONTOWSKI, S. (2015): Europäisches
Grenzregime. Einleitung zur ersten Ausgabe. In: Movements. Journal für
kritische Migrations- und Grenzregimeforschung Vol. 1, Nr. 1. Online
verfügbar unter: 

http://movements-journal.org/issues/01.grenzregime/02.einleitung.html.
Aufgerufen am 05.09.2018.

KEOHANE, R. O. (1982): The Demand for International Regimes. In:
International Organization. Vol. 36, Nr. 2. 325-355. Online verfügbar
unter: 

https://www.cambridge.org/core/journals/international-organization/article/the-demand-for-international-regimes/0D14D12EB2AC7046BEE3E2322996FAC0.
Aufgerufen am 05.09.2018.

LAHUSEN, CH./SCHNEIDER, S. (2017): Asyl verwalten. Eine Einleitung.
In: LAHUSEN, C./SCHNEIDER, S. (Hrsg.): Asyl verwalten. Zur
bürokratischen Bearbeitung eines gesellschaftlichen Problems.
Bielefeld: transcript. 7-25.

LEBENSHILFE BERLIN (2015): Dokumentation: (K)eine Zukunft:
Flüchtlingskinder mit Behinderungen. Menschenrechtsverletzungen in
Berlin. Online verfügbar unter: 

https://www.lebenshilfe-berlin.de/media/docs/Kita/HVD_Menschenkind_Fluechtlingskinder.pdf.
Aufgerufen am 05.09.2018.

LIST, M./BEHRENS, M./REICHARDT, W./SIMONIS, G. (1995): Internationale
Politik. Grundlagen und Probleme. Opladen: Leske & Budrich.

MARKARD, N. (2017): Die Michigan Guidelines zur Bewegungsfreiheit von
Flüchtlingen. Zeitschrift für Flüchtlingsforschung 1. Jg., Heft 2,
327-334.

MÜLLER, D. (2010): Flucht und Asyl in europäischen Migrationsregimen.
Metamorphosen einer umkämpften Kategorie am Beispiel der EU,
Deutschlands und Polens. Göttingen: Göttinger Universitätsverlag.

MYLIUS, M. (2016): Die medizinische Versorgung von Menschen ohne
Papiere in Deutschland. Studien zur Praxis in Gesundheitsämtern und
Krankenhäusern. Bielefeld: transcript.

PISANI, M./GRECH, SH. (2015): Disability and Forced Migration:
Critical Intersectionalities. Disability and the Global South. Vol. 2,
Nr. 1. S. 421-441.

ROBERTS, K. (2000): Lost in the System? Disabled Refugees and Asylum
Seekers in Britain. In: Disability & Society. Vol. 15, Nr. 6. 943-948.
Online verfügbar unter: 

http://www.tandfonline.com/doi/abs/10.1080/713662008. Aufgerufen am
05.09.2018.

SCHÄFERS, M./WANSING, G. (2016): Zur Einführung: Teilhabebedarfe -
zwischen Lebenswelt und Hilfesystem. In: SCHÄFERS, M./WANSING, G.
(Hrsg.): Teilhabebedarfe von Menschen mit Behinderungen. Zwischen
Lebenswelt und Hilfesystem. Stuttgart: Kohnhammer: 13-23.

SCHRÖDER, S. (2013): Die neue EU-Aufnahmerichtlinie und ihre
Regelungen im Bezug auf besonders schutzbedürftige Flüchtlinge.
(Vortragsmanuskript) Online verfügbar unter: 

https://www.ntfn.de/wp-content/uploads/2013/06/Vortrag-Rain-Susanne-Schröder-EU-Aufnahmerichtlinie.pdf.
Aufgerufen am 05.09.2018.

SCHÜLLE, M. (2017): Gesundheits- und Teilhabeleistungen für
asylsuchende Menschen mit Behinderungen Teil I und II: Beitrag
D17-2017 und D18-2017. Online verfügbar unter: www.reha-recht.de.
Aufgerufen am 05.09.2017.

SCHULZE WESSEL, J. (2017): Grenzfiguren - Zur politischen Theorie des
Flüchtlings. Bielefeld: transcript.

SCHWALGIN, S. (2014): Flüchtlinge mit Behinderung: Menschen in einer
besonders prekären Situation. In: Migration und Bevölkerung.
Newsletter 9. Dez. 2014. S. 1-2.

SHPIGELMAN, C.-N./GELKOPF, M. (2016): The experiences and needs of
individuals with disabilities exposed to chronic political violence.
In: Disability and Rehabilitation. Vol. 39 Nr. 1. 23-35.

SIMMONS, K. B. (2010): Addressing the data challenge. In: Forced
Migration Review. Vol. 35. 10-12.

SKINNER, M. (2014): The impact of displacement on disabled, injured
and older Syrian refugees. In: Forced Migration Review. Vol. 39-40.

SOLDATIC, K./SOMERS, K./BUCKLEY, A./FLEAY, C. (2015): 'Nowhere to be
found': disabled refugees and asylum seekers within the Australian
resettlement landscape. In: Disability and the Global South. Vol. 2,
Nr. 1. 501-522.

SPINKS, H. (2013): Destination anywhere? Factors affecting asylum
seekers' choice of destination country. Research Paper No. 1 2012-13.
Parliament of Australia, Department of Parliament Services. Online
verfügbar unter: 

https://www.aph.gov.au/About_Parliament/Parliamentary_Departments/Parliamentary_Library/pubs/rp/rp1213/13rp01.
Aufgerufen am 09.05.2018.

STRAIMER, C. (2010): Vulnerable or invisible? Asylum seekers with
disabilities in Europe. In: New Issues in Refugee Research,
Research Paper No. 194. UNHCR. Online verfügbar unter: 

http://www.unhcr.org/research/working/4cd9765b9/vulnerable-invisible-asylum-seekers-disabilities-europe-clara-straimer.html.
Aufgerufen am 05.09.2018.

TURHAN, H. (2016): Gesundheitsversorgung von geflüchteten Menschen mit
Behinderung. In: Rechtsdienst 3. 151-154. Online verfügbar unter: 

http://bvkm.de/wp-content/uploads/Beitrag-zur-Gesundheitsversorgung-von-gefl%C3%BCchteten-Menschen-mit-Behinderung-im-Rechtsdienst-der-Lebenshilfe-Nr.-3-2016-September-2016.pdf.
Aufgerufen am 05.09.2018.

UNHCR (2018): Global Trends. Forced Displacement in 2017. Report.
Geneva: UNHCR and IDC.

UNHCR (2016): Vulnerability Screening Tool. Geneva: UNHCR and IDC.

WANSING, G./WESTPHAL, M. (2018): Schnittstellen von Behinderung und
Migration in Bewegung In: WANSING, G./WESTPHAL, M. (Hrsg.): Migration,
Flucht und Behinderung: Herausforderungen Für Politik, Bildung und
Psychosoziale Dienste. Wiesbaden: VS. 3-24.

WEISER, B. (2016): Sozialleistungen für Menschen mit einer Behinderung
im Kontext von Migration und Flucht. Eine Übersicht zu den rechtlichen
Rahmenbedingungen. Hamburg: passage gGmbH.

URL: http://www.fluchtort-hamburg.de/fileadmin/user_upload/Expertise_Sozialleistungen_2016_web.pdf
(Abruf: 05.09.2018)

WHO (2016): Promoting the health of migrants. Report by the
Secretariat. Geneva. 

URL: http://apps.who.int/gb/ebwha/pdf_files/EB140/B140_24-en.pdf
(Abruf: 05.09.2018)

WILSON, C. A. (2000): Policy Regimes and Policy Change. In: Journal of
Public Policy. Vol. 20, Nr. 3. 247-274.

YEO, R. (2015): "Disabled Asymlum Seekers? They Don't really exist".
The marginalisiation of
disabled asylum seekers in the UK and why it matters. In: Disability
and the Global South. Vol. 2,
Nr. 1. 523-550. Online verfügbar unter: 

https://disabilityglobalsouth.files.wordpress.com/2012/06/dgs-02-01-07.pdf.
Aufgerufen am 05.09.2017.

ZINSMEISTER, J. (2017): SGB IX Teil II Kapitel 2 Grundsätze der
Leistungen, In: DAU, D./DÜWELL, F. J./JOUSSEN, J. (Hrsg.):
Sozialgesetzbuch IX - Rehabilitation und Teilhabe behinderter
Menschen, 5. Auflage, Baden-Baden: Nomos, Randnummer 12.

 * 

Quelle:

Behinderung und internationale Entwicklung

29. Jahrgang / Ausgabe 2/2018, S. 4-10

Schwerpunkt: Migration, Flucht und Behinderung

Hrsg.: Behinderung und Entwicklungszusammenarbeit e.V.

Altenessener Straße 394-398, 45329 Essen

Telefon: +49 (0)201/17 89 123, Fax: +49 (0)201/17 89 026

E-Mail: info@inie-inid.org

Internet: www.zeitschrift.bezev.de

 

Für blinde und sehbehinderte Menschen ist die Zeitschrift im Internet erhältlich: www.zeitschrift.bezev.de

 

Die Zeitschrift Behinderung und internationale Entwicklung ist eine Publikation des Instituts für inklusive Entwicklung.

Das Institut wird getragen von Behinderung und Entwicklungszusammenarbeit e.V.(bezev).



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2116: UN-Migrationspakt - Ein Meilenstein für Migration und Multilateralismus


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Dezember 2018

Ein Meilenstein für Migration und Multilateralismus



Zur Annahme des UN-Migrationspakts erklärt Filiz Polat, Sprecherin für
Migration und Integration:

Die Annahme des UN-Migrationspaktes ist ein historisches Signal der
Weltgemeinschaft und ein Erfolg des Multilateralismus. Die Rückkehr zu
Abschottung und Nationalismus löst keine Probleme, auch wenn es Trump,
Orbán, Kurz und Co nicht wahrhaben wollen. Wir sind erleichtert, dass
der Großteil der Weltgemeinschaft sich gegen nationale Alleingänge
gestellt hat, zusammenarbeiten möchte und bereit ist, internationale
Verantwortung zu übernehmen.

Migration ist Realität. Davor dürfen und können wir die Augen nicht
verschließen. Der Migrationspakt fasst diese Realität ins Auge. Er
beinhaltet sinnvolle, weil ursachenorientierte Lösungsstrategien und
wird so der Realität einer global vernetzten Welt gerecht. Nur mit
einem solchen Ansatz können wir alle von Migration profitieren.

Wir begrüßen die Annahme des UN-Migrationspaktes und fordern die
Bundesregierung auf, die Ziele ernst zu nehmen. Ein erster Gradmesser
wird sein, ob es der Bundesregierung noch gelingt das
Fachkräfteeinwanderungsgesetz verantwortungsvoll auszugestalten. Der
bekanntgewordene Referentenentwurf ist davon noch weit entfernt. Nicht
zuletzt die aktuelle Integrationsstudie der OECD attestiert
Deutschland noch Nachholbedarf in Sachen Einwanderungsgesellschaft. Es
gelingt oftmals nicht, die Menschen und ihre Potenziale zu fördern und
ihnen ein Zugehörigkeitsgefühl zu vermitteln. Trotz des steigenden
Fachkräftemangels üben 30 Prozent der nach Deutschland migrierten
Akademikerinnen und Akademiker einen Beruf aus für den sie
überqualifiziert sind. Die Bundesregierung sollte sich endlich den
Fähigkeiten, Bedürfnissen und Lebensrealitäten der Einwandernden
widmen.

Der Migrationspakt ist das Ergebnis von Verhandlungen zwischen 192
Ländern und mit einer überragenden Mehrheit von 164 Staaten angenommen
worden. Das ist ein Erfolg, den wir uns jetzt nicht von Kampagnen
durch Social Bots und rechter Stimmungsmache kaputt machen lassen
dürfen. Mit dem Migrationspakt wird ein Kooperationsrahmen auf
UN-Ebene geschaffen, der die unterschiedlichen Interessen von
Herkunfts-, Transit- und Aufnahmestaaten vereint. Dabei sollen alle
Interessen beachtet werden: die der Staaten, aber eben an aller erster
Stelle die der Menschen. Der Migrationspakt wahrt nationale
Souveränität, setzt globale Standards um vor allem Arbeitsmigrantinnen
und -migranten vor Ausbeutung zu schützen und gibt Leitlinien für die
Steuerung von Migrationsbewegungen vor.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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AUSSEN/2115: Wahlen in Armenien - Die "Samtene Revolution" dauert an


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Dezember 2018

Wahlen in Armenien: Die "Samtene Revolution" dauert an



Zu dem Ergebnis der vorgezogenen Neuwahlen in Armenien erklärt Manuel
Sarrazin, Sprecher für Osteuropapolitik:

"Wir gratulieren dem Wahlsieger Nikol Paschinjan zum Ausgang der
vorgezogenen Parlamentswahlen. Das Ergebnis bestätigt den friedlichen
Machtwechsel und zeigt, dass der Reformwille der armenischen
Gesellschaft ungebrochen ist. Armenien hat das erste Mal seit langer
Zeit freie und faire Wahlen erlebt. Trotzdem bleibt eine
Wahlrechtsreform - gerade auch mit Blick auf Kampagnenfinanzierung -
von Nöten, um demokratische Standards auch bei künftigen Wahlen zu
garantieren und ein Parteiensystem zu entwickeln, das die Vielfalt der
armenischen Gesellschaft abbilden kann.

Nun gilt es, einen nachhaltigen demokratischen Transformationsprozess
zu gestalten, der Korruption und Wirtschaftskriminalität überwindet
und ein gesundes Wachstum schafft. Dass gerade viele junge Menschen
aus der Zivilgesellschaft zur Wahl standen, lässt trotz der absoluten
Mehrheit auf eine fortdauernde Dynamik in der armenischen Politik
hoffen. Deutschland und die EU sollten diese Dynamik nicht nur im
Rahmen der tradierten Östlichen Partnerschaft unterstützen und
ausbauen. Armenien befindet sich mit Russland, Aserbaidschan, dem Iran
oder der Türkei in einer durchaus schwierigen Nachbarschaft. Es
braucht die EU als Fixstern und verlässlichen Partner für die
Durchführung der angekündigten Reformen. Dieses Signal sollten die
Staats- und Regierungschefs der EU auf ihrem Europäischen Rat nach
Eriwan senden. Dazu gehört auch, das Ratifizierungsverfahren des
erweiterten Partnerschaftsabkommens mit Armenien in Deutschland und
der EU voranzutreiben und abzuschließen."

 * 
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Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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EUROPA/1751: Brexit - Die europäische Tür bleibt offen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Dezember 2018

Brexit: Die europäische Tür bleibt offen



Zum heutigen Urteil des Europäischen Gerichtshofes zum Brexit erklärt
Franziska Brantner, Sprecherin für Europapolitik:

Spätestens mit dem Urteil heute ist klar: Der Brexit ist für die
Briten nicht unumkehrbar. Das ist vor der Abstimmung im Unterhaus
morgen ein wichtiges Zeichen für alle, die auf einen Verbleib
Großbritanniens in der EU hoffen. Mit einem Referendum über den
konkreten Austrittsvertrag hätten die Britinnen und Briten die Chance,
eine informierte Entscheidung über den Verbleib ihres Landes in der EU
zu treffen. Falls Großbritannien ein solches Referendum will, sollte
auch die EU einer Verlängerung des Artikel 50-Prozesses nicht im Wege
stehen. Die Tür zum europäischen Haus steht für die Briten immer
offen.

Kommt es aber wie geplant zum Brexit, hat die EU noch den weitesten
Weg der Strecke vor sich. Die Verhandlungen zu den zukünftigen
Beziehungen werden lang und hart. Im bisherigen Austrittsprozess ist
die EU Großbritannien viel zu weit entgegengekommen. Die EU riskiert
mit dem jetzigen Abkommen europäische Umwelt- und Sozialstandards und
ermöglicht de facto Rosinenpickerei. Deshalb darf das
Austrittsabkommen nicht Blaupause für die zukünftigen Beziehungen
sein. Die EU muss in ihrem neuen Verhandlungsmandat klare rote Linien
definieren, um die europäischen Verbraucherinnen und Verbraucher sowie
die Unternehmen zu schützen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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VERKEHR/798: Anton Hofreiter zum Fahrplanwechsel der Deutschen Bahn


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 8. Dezember 2018

Zum Fahrplanwechsel der Deutschen Bahn am 9. Dezember erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:



"Die Deutsche Bahn verpasst die Weichenstellung in Richtung Zukunft.
Die Anzahl der neuen Züge kann man an einer Hand ablesen. Das
Ticketsystem versteht kaum ein Fahrgast. Steuergelder werden von den
ineffizienten Strukturen der Deutschen Bahn verschlungen. Anstatt die
vielen Probleme anzupacken, macht die Deutsche Bahn AG weiter wie
bisher. Wir brauchen einen Politikwechsel für die Bahn. Die
Bundesregierung und der Bahnvorstand müssen mit einem Neustart die
Bahn vom Kopf auf die Füße stellen. Das zersplitterte
Zuständigkeits-Chaos von vielen kleinen Tochtergesellschaften muss ein
Ende haben. Nur so kann das Schienennetz und das Wagenangebot rasch
auf Vordermann gebracht werden. Außerdem ist es höchste Zeit, das
Ticketwirrwarr zu entflechten. Das günstigste Ticket muss jeder auf
einen Blick erfassen können - am Automaten und im Internet. Um
Tickets günstiger zu machen, wollen wir den Mehrwertsteuersatz auf
Bahn-Tickets auf sieben Prozent senken. Bahnfahren muss zuverlässig,
pünktlich und bezahlbar sein - nur so gelingt die Verkehrswende."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Dezember 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
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WIRTSCHAFT/2846: Erschreckende Bilanz - Weltweite Waffenverkäufe erneut gestiegen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Dezember 2018

Erschreckende Bilanz: Weltweite Waffenverkäufe erneut gestiegen



Anlässlich der Veröffentlichung des diesjährigen SIPRI-Berichts
erklärt Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Insgesamt fast 400 Milliarden Dollar Einnahmen konnten die 100 größten
Rüstungsunternehmen verbuchen und damit das dritte Jahr in Folge einen
neuen Rekord aufstellen - das ist eine erschreckende und zugleich
traurige Bilanz.

Die USA als erneuter Spitzenreiter bei der Rüstungsproduktion
überrascht kaum. Die Aufholjagd Russlands hat Großbritannien von Platz
zwei der größten Rüstungsnationen verdrängt und zeigt einmal mehr die
zunehmenden weltpolitischen Konfliktlinien und das Wettrüsten zwischen
Ost und West. Statt die Aufholjagd zwischen den USA und Russland
weiter anzuheizen und die Waffensysteme stetig zu modernisieren,
sollten Trump und Putin an den Verhandlungstisch zurückkehren und die
drohende Aufkündigung des INF-Vertrages verhindern.

Angesichts der skrupellosen Geschäftspraktiken, insbesondere von
Rheinmetall, verwundert es nicht, dass die vier deutschen
Rüstungskonzerne ihre Produktion um 10 Prozent steigern konnten.
Rheinmetall denkt nicht mal daran, sich an den jüngst durch die
Bundesregierung verhängten Exportstopp nach Saudi-Arabien zu halten,
sondert beliefert seine Kunden über Tochterunternehmen im Ausland
fleißig weiter. Die unzähligen Toten im Jemen scheinen gegenüber der
Profitgier nicht Warnung genug zu sein. Die Bundesregierung muss
endlich die Gesetzeslücke schließen, die es Rheinmetall ermöglicht,
ohne Genehmigung Munition und andere Kriegswaffen über ihre
ausländischen Tochterunternehmen zu exportieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018
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AUSSEN/1798: Annahme des UN-Migrationspakts dient deutschen Interessen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Dezember 2018

Annahme des UN-Migrationspakts dient deutschen Interessen

Staaten müssen Selbstverpflichtungen umsetzen



Eine überwältigende Mehrheit der internationalen Staatengemeinschaft
hat am heutigen Montag in Marrakesch den "Globalen Pakt für eine
sichere, geordnete und reguläre Migration" angenommen. Hierzu
erklären der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion,
Jürgen Hardt, und der entwicklungspolitische Sprecher Volkmar Klein,
der selbst bei der Annahme in Marrakesch zugegen war:

Jürgen Hardt: "Die Annahme des 'Globalen Pakts für eine sichere,
geordnete und reguläre Migration' ist ein Meilenstein bei den
Bemühungen, illegale Migration zu bekämpfen und legale Migration zu
steuern. Damit liegt der Pakt im ureigenen Interesse Deutschlands.
Mit der Annahme des Paktes zeigt die internationale
Staatengemeinschaft Handlungsfähigkeit. Sie zeigt, dass sie in der
Lage ist, zu einem so wichtigen und komplexen Thema gemeinsame
Lösungen zu finden. Dies stärkt die internationale, regelbasierte
Ordnung.

Leider haben sich unter dem Druck der von Rechtspopulisten
gesteuerten Internetpropaganda einzelne EU-Staaten davon abbringen
lassen, den einzig zielführenden Weg, nämlich den gemeinsamer
internationaler Anstrengungen zur Begrenzung von Migration, zu
beschreiten. Auch in Deutschland gab es solche Stimmen, denen sich
jedoch eine breite Mehrheit im Deutschen Bundestag entschlossen
entgegengestellt hat. Offenkundig wurde die Debatte in den sozialen
Netzen durch computergesteuerte Einträge maßgeblich beeinflusst. Wir
fordern eine konsequente Aufklärung dieser Vorgänge."

Volkmar Klein: "Das wichtigste Ziel des Paktes ist es, die
Bedingungen und Standards für Migranten weltweit zu verbessern. Wer
in seiner Heimat oder in heimatnahen Aufnahmeländern Zugang zu
Bildung, medizinischer Versorgung und anderen Grundleistungen hat,
wird sich nicht auf den weiten Weg nach Europa machen. Deshalb
fordert die CDU/CSU-Fraktion alle Staaten auf, die
Selbstverpflichtungen des Migrationspakts umzusetzen.

Neben der Gewährleistung der Menschenrechte - auch für Migranten -
geht es darum, illegale Migration und das Schlepperunwesen zu
bekämpfen. Das ist auf nationaler Ebene allein nicht möglich. Deshalb
ist uns diese multilaterale Initiative auch so wichtig, zumal sie die
Verpflichtung enthält, eigene Staatsangehörige zurückzunehmen. Das
hat die Bundeskanzlerin vor den Delegierten der UN-Konferenz
eindrucksvoll deutlich gemacht. Es ist im deutschen Interesse, wenn
der Pakt damit den Migrationsdruck nach Deutschland und Europa senkt.

Wichtig sind auch menschenwürdige Arbeitsbedingungen für
Arbeitsmigranten. Berichte über katastrophale Bedingungen beim Bau
der Fußball-WM-Stadien in Katar haben das deutlich vor Augen geführt.
Die WM ist ein globales Sportevent. Es sollte für Völkerverständigung
und Fairness und nicht für Ausbeutung stehen. Es ist ein Ziel des
Migrationspakts, auch gegen solche Missstände zu wirken."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INNEN/3431: Glückwunsch an Annegret Kramp-Karrenbauer


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 7. Dezember 2018

Glückwunsch an Annegret Kramp-Karrenbauer

Auf eine enge und gute Zusammenarbeit



Der CDU-Bundesparteitag hat am heutigen Freitag Annegret
Kramp- Karrenbauer zur neuen Parteivorsitzenden gewählt. Dazu erklärt
der Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Ralph Brinkhaus:

"Herzlichen Glückwunsch, liebe Annegret Kramp-Karrenbauer, zur Wahl
als neue Parteivorsitzende der CDU Deutschlands. Viel Erfolg im neuen
Amt. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion freut sich auf eine enge und gute
Zusammenarbeit.

Gemeinsam mit der Bundesregierung und Bundeskanzlerin Angela Merkel
werden wir für den Zusammenhalt der Gesellschaft eintreten und die
Zukunft des Landes gestalten. Wir wollen das Leben der Bürger Stück
für Stück besser machen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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MEDIEN/245: Plattformbetreiber müssen Social Bot Aufkommen transparent darstellen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. Dezember 2018

Plattformbetreiber müssen Social Bot Aufkommen transparent
darstellen



Wie aus Medienberichten zu erfahren war, hat das Berliner Startup
Botswatch herausgefunden, dass die Twitter-Debatte um den
UN-Migrationspakt maßgeblich von so genannten Social Bots beeinflusst
worden ist. Hierzu können Sie die Stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Nadine Schön, wie folgt
zitieren:

"Social Bots müssen in den sozialen Medien gekennzeichnet werden. Den
Nutzern muss eindeutig klar sein, ob ein Mensch oder ein Social Bot
einen Tweet oder einen Post veröffentlicht hat. Wir brauchen hier
erheblich mehr Transparenz. Die CDU/CSU-Fraktion im Deutschen
Bundestag hat bereits vor zwei Jahren gefordert, dass die
Plattformanbieter das Bot-Aufkommen transparent darstellen und
eingrenzen müssen. Dieser Forderung sind die Plattformanbieter
offensichtlich in ungenügender Weise nachgekommen. Das muss sich
ändern!"

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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AUSSEN/1815: Solidarität mit den "Gelbwesten" in Frankreich


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Dezember 2018

Solidarität mit den "Gelbwesten" in Frankreich



Der Vorstand der Partei DIE LINKE hat auf seiner heutigen Sitzung
einen Beschluss zu der sozialen Protestbewegung "gilets jaunes" in
Frankreich verabschiedet.

Der Beschluss im Wortlaut:

"DIE LINKE solidarisiert sich mit den sozialen Protesten der
Gelbwesten in Frankreich. Ihr Widerstand gegen den neoliberalen und
autoritären Kurs des französischen Präsidenten Macron ist berechtigt.

DIE LINKE unterstützt die französischen Linken der France Insoumise
und des PCF in ihrem Kampf gegen die Regierung Macrons, die allein den
Interessen der Superreichen dient, an der Seite der Gelbwestenbewegung
- auch um Unterwanderungsversuchen des Front National entgegen zu
wirken.

DIE LINKE begrüßt die Solidarisierungen von Gewerkschaften,
Schüler*innen und Studierenden mit den sozialen Protesten und
verurteilt die Repression gegen sie. Wir sehen in der Breite des
sozialen Widerstands auch eine Ermutigung für Deutschland."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 8. Dezember 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de
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INNEN/5004: Katja Kipping zur Wahl von Annegret Kramp-Karrenbauer zur CDU-Vorsitzenden


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. Dezember 2018

Katja Kipping zur Wahl von Annegret Kramp-Karrenbauer zur CDU-Vorsitzenden



Beim CDU-Parteitag in Hamburg haben die Delegierten Annegret
Kramp-Karrenbauer zur neuen Vorsitzenden gewählt. Dazu die Vorsitzende
der Partei DIE LINKE, Katja Kipping:

"Merz ist gescheitert. Das heißt nicht, dass mit Annegret
Kramp-Karrenbauer nun eine liberale und weltoffene CDU in die Zukunft
startet: die Merkel-Nachfolgerin vertritt in Fragen von
Gleichberechtigung und Migration einen reaktionären Kurs. Der Preis
für ihre Macht sind Zugeständnisse an die Herrenriege um Jens Spahn
und Friedrich Merz, die die CDU zurück in die Vergangenheit zerren
wollen.

Mit Annegret Kramp-Karrenbauer hat Angela Merkel zwar die Wahl zur
CDU-Vorsitzenden gewonnen, aber ihre Regierung ist trotzdem am Ende.
Die Große Koalition kann sich zwar noch anderthalb Jahre hinschleppen,
aber sie ist heute schon ausgezehrt und ideenlos.

Alle fortschrittlichen Kräfte hingegen stehen in der Pflicht, für
einen neuen Politikentwurf zu kämpfen, der alle vor Armut schützt, der
die Mitte besser stellt und die soziale Demokratie verteidigt. Solche
ein Ziel ist nur mit einer Regierung links von AFD und Union
umzusetzen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 7. Dezember 2018

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220
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RECHT/536: Die Würde der Menschen wird angetastet, auch in Deutschland


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Dezember 2018

Die Würde der Menschen wird angetastet, auch in Deutschland



"Die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte muss wesentlicher
Bezugspunkt in allen politischen Auseinandersetzungen sein. Aber
Anlass zum Feiern gibt uns das 70-jährige Jubiläum kaum. Denn die
Würde der Menschen wird angetastet, jeden Tag, überall, auch in
Deutschland. Nach 70 Jahren Allgemeine Erklärung der Menschenrechte
bekommt die deutsche Bundesregierung von verschiedenen Seiten die
Leviten gelesen. Der Sozialausschuss der Vereinten Nationen
verurteilte das Hartz IV-Regime und die daran anhängigen Sanktionen,
das Deutsche Institut für Menschenrechte kritisiert schwere Ausbeutung
insbesondere von Migrantinnen und Migranten in Deutschland und die
Gefährdung von Menschenrechten weltweit durch die deutsche
Rüstungsexportpolitik", erklärt Zaklin Nastic,
menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich
des Internationalen Tages der Menschenrechte und des 70. Geburtstags
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte am 10.Dezember. Nastic
weiter:

"Die von Vertretern der Bundesregierung angesichts von Kriegen und
Katastrophen überall auf der Welt vergossenen Krokodilstränen sind
verlogen. So etwa in Bezug auf den Jemen, für den sich auf einmal die
ganze Welt Frieden zu wünschen scheint, nachdem man fast vier Jahre
lang die saudisch geführte Militärkoalition politisch, logistisch und
mit Rüstungsgütern unterstützt hat. Zehntausende sind im Jemen bei
Kampfhandlungen getötet worden und noch mehr wegen der Vollblockade
des Landes verhungert oder an vermeidbaren Krankheiten gestorben. Auch
die Bundesregierung hat daran ihren Anteil: allein bis September 2018
wurden deutsche Rüstungsexporte an Saudi-Arabien um fast zwei Drittel
im Vergleich zum gesamten Vorjahr gesteigert. Frieden konsequent als
Menschenrecht begreifen und als ein solches verbriefen, das wäre das
Gebot der Stunde.

Aber nicht nur die deutsche Außenpolitik befeuert
Menschenrechtsverletzungen. Wenn in Deutschland über eine Millionen
Menschen wohnungslos sind, und 16 Prozent in Armut leben, dann darf
die Bundesregierung nicht mehr nur mit dem Finger auf andere zeigen.
Sie muss sich endlich dafür einsetzen, dass das Rentenniveau angehoben
wird, Hartz-IV-Sanktionen abgeschafft und die Superreichen und
Großkonzerne angemessen besteuert werden. Ein Leben in Würde ist
Menschenrecht, das müssen wir an diesem geschichtsträchtigen Tag
einmal mehr sagen."

 * 
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UMWELT/656: GroKo-Klimabilanz schwarz wie Kohle


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Dezember 2018

GroKo-Klimabilanz schwarz wie Kohle



"Dass Deutschland im Klimaschutz international weiter nach hinten
fällt, ist kein Zufall, sondern Folge politischer Tatenlosigkeit der
Großen Koalition. Kein Kohleausstieg, kein Klimaschutzgesetz, eine
gelähmte Kohlekommission, verpasste Klimaziele, drohende
Milliarden-Strafzahlungen für CO2-Ausgleichszahlungen auf EU-Ebene,
eine ausgebremste Energiewende, immer mehr Klima-Verschmutzung im
Verkehr, die Klimabilanz der Bundesregierung ist schwarz wie Kohle",
kommentiert Lorenz Gösta Beutin, energie- und klimapolitischer
Sprecher der Fraktion DIE LINKE, den heute vorgestellten
Germanwatch-Klimaschutz-Index 2018. Beutin weiter:

"Die Zeit läuft beim Klimaschutz weiter gnadenlos ab. Deutschland hat
seine Vorreiterstellung beim Klimaschutz leichtfertig verspielt. Dabei
muss längst allen Beteiligten klar sein, dass aufgeschobener
Klimaschutz immer auf Kosten der Zukunft geht. Weniger Klimaschutz
heute heißt mehr Klimaschutz morgen. Das Risiko von Strukturbrüchen in
der Energie- und Kohlewirtschaft, aber auch in der Automobilindustrie
steigt mit jedem Jahr des Abwartens und ist gegenüber den
Beschäftigten grob fahrlässig.

Die UN-Klimakonferenz in Polen wird für Deutschland zunehmend zur
Blamage. Mit leeren Händen nach Katowice gereist, ist die Rückstufung
im Germanwatch-Klimaindex nur folgerichtig. Was es braucht zur
Einhaltung des Pariser Klimaabkommens, ist ein schnelles
Kohleausstiegsgesetz, Strukturwandelhilfen in Höhe von 500 Millionen
Euro im Jahr für die Kohlereviere, die sofortige Abschaltung der 20
dreckigsten Kohlekraftwerke, ein ambitioniertes Klimaschutzgesetz und
die Verankerung von Klimaschutz im Grundgesetz."

 * 
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WIRTSCHAFT/2113: Hunger bekämpfen statt Mordwerkzeuge bauen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Dezember 2018

Hunger bekämpfen statt Mordwerkzeuge bauen



"Die Produktion von Kriegswaffen erreicht immer neue Rekordhöhen, und
auch deutsche Waffenschmieden legen bei den Geschäften mit dem Tod
weiter zu. Ein Bruchteil der 398,2 Milliarden Dollar aus den
Waffenverkäufen der Top 100 würde reichen, den Hunger auf der Welt mit
einem Schlag zu beseitigen", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende
Vorsitzende und abrüstungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE, anlässlich der vom Stockholmer Friedensforschungsinstitut SIPRI
veröffentlichten Zahlen zu den Geschäften der 100 größten
Rüstungsunternehmen der Welt. Dagdelen weiter:

"Jeder neunte Mensch auf der Welt hat nicht genug zu essen. Mit gerade
einmal 20 Milliarden Euro pro Jahr könnten Hunger und Unterernährung
überwunden werden. Ein kleiner Bruchteil jener Summe, die weltweit
jährlich für Mordwerkzeuge ausgegeben wird.

Allen Beteuerungen der Bundesregierung zum Trotz, Waffenausfuhren
restriktiver zu handhaben, konnten auch deutsche Rüstungsschmieden
ihre Produktion um ganze 10 Prozent steigern, Krauss-Maffei-Wegmann
sogar um 61 Prozent. Die Bundesregierung muss aufhören, Politik für
die Profite des militärisch-industriellen Komplexes statt für die
Menschen zu machen."

 * 
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WIRTSCHAFT/2112: Korruption ist das Shopping der Reichen und Mächtigen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 8. Dezember 2018

Korruption ist das Shopping der Reichen und Mächtigen



"Korruption ist das Shopping der Reichen und Mächtigen. Laut UN kostet
dieser Diebstahl weltweit 2,6 Billionen Dollar, so viel wie die
jährliche Wirtschaftskraft Frankreichs. Die Bundesregierung muss
endlich das Gangsters-Paradise in Deutschland austrocknen und
Geldwäsche - insbesondere im Immobiliensektor - unterbinden",
kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion
DIE LINKE, anlässlich des Internationalen Anti-Korruptionstags der
Vereinten Nationen (UN) am Sonntag den 09. Dezember. De Masi weiter:

"Wer von Korruption spricht, darf von gekaufter Politik nicht
schweigen. Die Gelder des Mövenpick-Spenders und Oligarchen Finck für
die AfD sind nur die Spitze des Eisbergs. Unternehmensspenden an
Parteien gehören verboten. Die Bestechung von Abgeordneten muss
umfassend strafbar werden und wir brauchen ein transparentes
Lobbyregister

Es liegen Milliarden ausländischer Diktatoren, korrupter Regime und
der organisierten Kriminalität - etwa der italienischen Mafia - im
deutschen Finanzsystem und Immobiliensektor. Dies muss durch schärfere
Geldwäschegesetze, mehr Personal und härtere Strafen bei Beihilfe zu
Geldwäsche unterbunden werden. Wir brauchen auch ein
Unternehmensstrafrecht für Deutsche Bank und Co!

Insbesondere im Nicht-Finanzsektor - etwa bei Notaren - gibt es trotz
Immobilienparty kaum Kontrollen und Bußgelder der Länder. Die
Bundesregierung muss endlich Ermittlungsbehörden und Strafvollzug
umfänglich befähigen um gegen Geldwäsche, Steuerhinterziehung und
organisierte Kriminalität durchzugreifen. Ein umfassendes öffentliches
Immobilienregister würde Geldwäsche mit Betongold eindämmen. Wir
brauchen auch eine Bundesfinanzpolizei, und die Beweislastumkehr bei
der Vermögensabschöpfung muss weiter gestärkt werden, um Vermögen
krimineller Clans zu sichern."

 * 
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BUNDESTAG/7816: Heute im Bundestag Nr. 968 - 10.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 968

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 10. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 15.07 Uhr

1. Maßnahmen gegen Plastikmüll

2. Regierung will Games-Branche fördern

3. Keine Lkw-Ausweichverkehre im Bliesgau

4. Mindestvergütung für Auszubildende

5. Grüne wollen Details zu Afrika-Fonds

6. Förderung von LSBTI-Projekten



1. Maßnahmen gegen Plastikmüll

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Mit einem verbindlichen Abfallvermeidungsziel, einer
Abgabe auf Wegwerfprodukte, einer Verschärfung der Pfandregelungen und
der deutschlandweiten Einführungen einer Wertstofftonne will die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen gegen Plastikmüll vorgehen. "Die
Verschmutzung der Natur mit Plastik und Mikroplastik hat ein
dramatisches Ausmaß angenommen und ist eine größten globalen
Umweltkrisen", begründen die Grünen ihren Vorstoß. In Deutschland
bestehe riesiger Handlungsbedarf, da Deutschland europaweit "das
Schlusslicht bei der Vermeidung von Verpackungsmüll" sei, heißt es in
einem Antrag der Fraktion (19/6129).

Konkret schlagen die Abgeordneten beispielsweise vor, ein
Abfallvermeidungsziel für Verpackungsmüll von 110 Kilogramm pro Kopf
bis 2030 festzuschreiben. Dazu solle Plastikverpackungen nur 18
Kilogramm pro Kopf beitragen dürfen. Zudem wollen die Grünen
Einweggetränkeverpackungen verdrängen: Im Verpackungsgesetz soll laut
Antrag eine verbindliche Mehrwegquote von 80 Prozent bis 2025
festgehalten werden. Pfand-Ausnahmen bei Einwegverpackungen sollen
demnach gestrichen werden. Außerdem schlagen die Grünen eine
Neuorganisation der Wertstoffsammlung vor. Die Wertstoffsammlung soll
dem Antrag zufolge in kommunale Verantwortung übergehen. Verpackungen
und stoffgleiche Nichtverpackungen soll gemeinsam in einer
Wertstofftonne gesammelt werden.

Mit Blick auf die EU-Ebene fordern die Grünen weiterhin, die Vorgaben
der Einwegplastik-Richtlinie unverzüglich umzusetzen und eine Abgabe
auf jene Wegwerfprodukte (z.B. Plastiktüten, Coffee-to-go-Becher)
einzuführen, die von der Richtlinie nicht umfasst sind. Zudem soll
Mikroplastik nach Willen der Fraktion unter den REACH-Regelungen
verboten werden.

 * 

2. Regierung will Games-Branche fördern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung will die internationale
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Games-Branche verbessern. Das geht
aus der Antwort der Bundesregierung (19/5627) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/5096) hervor. Es sei beabsichtigt, eine Förderung
zur Entwicklung hochwertiger digitaler Spiele einzuführen, heißt es in
der Antwort. Diese solle mit Blick auf vergleichbare Förderinstrumente
anderer europäischer Staaten den Entwicklerstandort Deutschland
stärken und international wettbewerbsfähig machen. Insgesamt soll nach
den Vorstellungen der Bundesregierung die Innovationskraft der
Computerspielbranche gestärkt sowie darüber hinaus ein Technologie-
und Know-how-Transfer hin zu anderen Wirtschaftsbereichen erreicht
werden. Die Bundesregierung beabsichtige, im Rahmen der Förderung auch
sogenannte AAA-Produktionen, die mit hohen Entwicklungskosten
verbunden sind, zu berücksichtigen, heißt es in der Vorlage.

Die von der deutschen Games-Branche vorgelegten Vorschläge sind aus
Sicht der Regierung "eine gute Diskussionsgrundlage für die Konzeption
der Computerspieleförderung des Bundes". Die Bundesregierung stehe im
Austausch mit den entsprechenden Verbänden und Fachexperten. Dabei
würden auch die Erfahrungen aus den Bundesländern und anderen Staaten
und die Erkenntnisse aus einer von der Beauftragten für Kultur und
Medien geförderten Studie zur Computer- und Videospiel-Industrie in
Deutschland berücksichtigt, schreibt die Bundesregierung.

 * 

3. Keine Lkw-Ausweichverkehre im Bliesgau

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) In der Region Bliesgau im Saarland sind nach Angaben
der Bundesregierung keine Lkw-Ausweichverkehre festzustellen. In ihrer
Antwort (19/6215) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/5711) schreibt die Regierung, aus dem Vergleich der
Straßenverkehrszählungen von 2010 und 2015 seien keine
Abkürzungsverkehre erkennbar. Es hätten sich in diesem Zeitraum
Veränderungen der Schwerverkehrsmenge in den einzelnen Zählabschnitten
eingestellt, "die nicht auf einer Verlagerung von Transitverkehr
beruhen, sondern Ergebnis gewerblicher Entwicklungen in der Region
sind", heißt es in der Antwort.

Eine mautbedingte Verkehrsverlagerung sei ebenfalls nicht erkennbar,
urteilt die Bundesregierung. Bundesweit betrage der mautbedingte
Lkw-Zuwachs auf Bundesstraßen weniger als vier Prozent, wobei sich die
Verlagerungsverkehre zumeist auf wenige, vornehmlich gut ausgebaute
Schwerpunkstrecken konzentrierten, die auch vor Einführung der
Lkw-Maut eine überdurchschnittliche Verkehrsbelastung aufgewiesen
hätten. Auf den genannten Abschnitten der Bundesstraße 423 sei jedoch
kein Potential für eine mautbedingte Verlagerung anzunehmen. "Es
besteht daher keine Veranlassung für Maßnahmen zur Verminderung der
Folgen von zusätzlicher Lärm- und Schadstoffbelastung", schreibt die
Bundesregierung.

 * 

4. Mindestvergütung für Auszubildende

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Antwort

Berlin: (hib/ROL) Die Mindestvergütung für Auszubildende soll
bundesweit und über Branchen hinweg einen sozialen Mindeststandard für
die Auszubildenden im Anwendungsbereich des Berufsbildungsgesetzes
sichern. Das betont die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6171) auf
eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/5713). Die regionale und
branchenspezifische Spreizung der Vergütung soll nach unten hin
begrenzt werden, und gleichzeitig soll die Attraktivität dualer
Berufsausbildungen gestärkt werden.

Die Liberalen hatten in ihrer Kleinen Anfrage betont, dass CDU/CSU und
SPD im Koalitionsvertrag vereinbart hätten, bis zum 1. August 2019
eine Mindestausbildungsvergütung im Berufsbildungsgesetz zu verankern.
Konkrete Ziele dieser Maßnahme und Berechnungsgrundlagen für die Höhe
der Vergütung seien jedoch nicht genannt worden.

Ergebnissen der Berufswahlforschung zufolge seien die Kriterien der
Jugendlichen bei der Beurteilung der für sie in Frage kommenden Berufe
und Ausbildungsplätze sehr vielfältig. Sie reichten von einer
interessanten Tätigkeit über passende Arbeitsbedingungen bis zur
sozialen Anerkennung, die der Beruf vermittle. Die sogenannten
BA/BIBB-Bewerberbefragungen zeigten, dass sich die meisten
Ausbildungsstellenbewerber auch ein möglichst hohes Einkommen,
beziehungsweise während der Ausbildung auch schon eine
überdurchschnittlich hohe Ausbildungsvergütung wünschen. Allerdings
gebe es Aspekte, die ihnen im Schnitt noch wichtiger seien. Dazu
gehören gute Übernahme-, Arbeitsmarkt- und Aufstiegschancen, sichere
Arbeitsplätze und ein gutes Betriebsklima. Auszubildende sollen vor
Vergütungen geschützt werden, die flächendeckend und
branchenübergreifend sozial-, bildungs- und wirtschaftspolitisch nicht
mehr als angemessen angesehen werden können. Die sachgerechte Höhe der
Mindestausbildungsvergütung ist Gegenstand von laufenden
beziehungsweise anstehenden regierungsinternen Beratungen, betont die
Bundesregierung.

Über die gesamte Ausbildungsdauer hinweg hätten die tariflichen
Ausbildungsvergütungen im Gesamtdurchschnitt aller Berufe 2017 in
Westdeutschland im ersten Ausbildungsjahr bei 799 Euro, im zweiten
Jahr bei 875 Euro, im dritten Jahr bei 966 Euro, im vierten Jahr bei
998 Euro und im Durchschnitt über die gesamte Ausbildungsdauer bei 881
Euro pro Monat gelegen. In Ostdeutschland hätten die tariflichen
Ausbildungsvergütungen 2017 im ersten Ausbildungsjahr 748 Euro, im
zweiten Jahr 822 Euro, im dritten Jahr 902 Euro, im vierten Jahr 971
Euro und im Durchschnitt über die Ausbildungsdauer 827 Euro betragen.

In Westdeutschland gebe es die niedrigste Ausbildungsvergütung im
Durchschnitt über die gesamte Ausbildungsdauer 2017 im Beruf
Schornsteinfeger mit insgesamt 518 Euro. Die höchste Vergütung im
Durchschnitt sei in den Berufen des Bauhauptgewerbes (zum Beispiel
Maurer und Zimmerer) mit insgesamt 1.110 Euro gezahlt worden. In
Ostdeutschland sei die niedrigste tarifliche Ausbildungsvergütung im
Durchschnitt über die gesamte Ausbildungsdauer im Beruf Fleischer 383
Euro vereinbart worden. Am höchsten sei die Vergütung im Durchschnitt
im Beruf Binnenschiffer mit insgesamt 1.072 Euro gewesen. Am
schwersten seien Auszubildende als Fachverkäufer im
Lebensmittelhandwerk, Klempner und Fleischer zu besetzen gewesen.

Neben einer ausbalancierten und unbürokratischen
Mindestausbildungsvergütung will die Bundesregierung transparente
berufliche Fortbildungsstufen zur Stärkung der "höherqualifizierenden"
Berufsbildung im Berufsbildungsgesetz verankern, das Prüfungswesen
flexibilisieren, die Teilzeitausbildung stärken und ein
Entbürokratisierungs- und Modernisierungspaket auf der Grundlage der
Handlungsempfehlungen aus dem Evaluationsbericht schnüren. Die
Bundesregierung strebt dabei eine ausgewogene und zukunftsorientierte
Novelle des Berufsbildungsgesetzes an: Sie soll junge Menschen für
eine duale Berufsausbildung oder Fortbildung gewinnen und
gleichermaßen Unternehmen im dualen Ausbildungsgeschehen halten oder
neu dafür begeistern.

 * 

5. Grüne wollen Details zu Afrika-Fonds

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Nach der Funktionsweise des
Entwicklungsinvestitionsfonds, der nachhaltiges Wachstum in Afrika
schaffen soll, erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in
einer Kleinen Anfrage (19/6193). Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung erfahren, wann der Fonds einsatzfähig sein soll und
aus welchen öffentlichen Mitteln er gespeist werden wird. Außerdem
fragen sie nach der Fondsstruktur, den Bedingungen der Mittelvergabe
und der Rolle der Deutschen Entwicklungsgesellschaft (DEG) bei Aufbau
und bei Verwaltung.

Die Schaffung des Fonds hatte Bundeskanzlerin Angela Merkel (CDU) am
30. Oktober 2018 auf einer Konferenz in Berlin angekündigt. Dieser
solle mit bis zu einer Milliarde Euro aufgefüllt werden. Details zur
Funktionsweise seien trotz ausführlicher Abfrage bislang nicht
bekannt, kritisieren die Grünen-Abgeordneten.

 * 

6. Förderung von LSBTI-Projekten

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Verwirklichung der Menschenrechte von Lesben,
Schwulen, Bisexuellen, Trans- und Intersexuellen (LSBTI) als Ziel der
deutschen Entwicklungszusammenarbeit ist Thema einer Kleinen Anfrage
(19/6017) der AfD-Fraktion. Sie will unter anderem wissen, welche
Projekte mit LSBTI-Bezug das Bundesministerium für wirtschaftliche
Zusammenarbeit und Entwicklung (BMZ) seit 2013 gefördert hat und mit
welchen deutschen Organisationen es dabei zusammenarbeitet.

 * 
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BUNDESTAG/7815: Heute im Bundestag Nr. 967 - 10.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 967

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 10. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 13.47 Uhr

1. Gesichtsverhüllung vor Gericht

2. Insolvenzsicherung für Flugreisende

3. Änderung des Umwandlungsgesetzes



1. Gesichtsverhüllung vor Gericht

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/mwo) Der Bundesrat hat den Entwurf eines Gesetzes
(19/6287) vorgelegt, nach dem die Gesichtsverhüllung während der
Gerichtsverhandlung verboten ist. In dem Entwurf heißt es, in Bezug
auf Gesichtsverhüllung in der Rechtsprechung habe sich eine
einheitliche und verlässliche Handhabung der einschlägigen Norm des
Gerichtsverfasssungsgesetzes (Paragraf 176) bislang nicht herausbilden
können. Die Schaffung einer rechtssicheren Regelung sei vor diesem
Hintergrund geboten. Deshalb solle das Gerichtsverfassungsgesetz um
eine Regelung ergänzt werden, wonach bei der Verhandlung beteiligte
Personen ihr Gesicht während der Sitzung weder ganz noch teilweise
verhüllen dürfen. Der Vorsitzende dürfe Ausnahmen gestatten, wenn der
Schutzzweck des Verhüllungsverbotes nicht berührt wird. In der
Strafprozessordnung und in dem Zeugenschutz-Harmonisierungsgesetz
sollen Ausnahmen von der Verbotsregelung für besonders gefährdete
Personen geschaffen werden.

 * 

2. Insolvenzsicherung für Flugreisende

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Eine Insolvenzsicherung für Flugreisende auf
nationaler Ebene will die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen erreichen. In
einem Antrag der Fraktion (19/6277) wird die Bundesregierung
aufgefordert, einen Gesetzentwurf vorzulegen, der die
Insolvenzsicherungspflicht für Reiseveranstalter auf
Luftfahrtunternehmen erweitert, die in Deutschland einen Flug antreten
oder beenden. Die Insolvenzabsicherung müsse auch die Begleichung von
Entschädigungsansprüchen, die sich aus der europäischen
Fluggastrechteverordnung ergeben, absichern, heißt es weiter in dem
Antrag. Darüber hinaus solle sich die Bundesregierung im Rahmen der
Evaluation der europäischen Pauschalreiserichtlinie auf EU-Ebene für
eine europäische Regelung der Insolvenzsicherung für Flugreisende
einsetzen, nach der die Insolvenzversicherungspflicht für
Reiseveranstalter auf Luftfahrtunternehmen ausgedehnt wird.

Wie die Abgeordneten in dem Antrag schreiben, sind Kunden einer
Pauschalreise im Falle der Insolvenz einer Fluggesellschaft
abgesichert, während ein vergleichbarer Schutz für Individualreisen
fehlt. Verbraucher, die ihre Tickets direkt bei einer Airline erworben
haben, blieben bei einer Insolvenz nicht nur auf den Kosten der
Tickets, sondern häufig auch auf Folgekosten, zum Beispiel für nicht
genutzte Hotels und Rückflügen sitzen. Diese Ungleichbehandlung gelte
es abzustellen.

 * 

3. Änderung des Umwandlungsgesetzes

Recht und Verbraucherschutz/Unterrichtung

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung hat Änderungswünsche des
Bundesrats am Entwurf eines Brexit-bedingten Vierten Gesetzes zur
Änderung des Umwandlungsgesetzes (19/5463) abgelehnt. Wie aus einer
Unterrichtung (19/6288) über die Stellungnahme des Bundesrates zu dem
Gesetz und die Gegenäußerung der Bundesregierung hervorgeht, sieht die
Bundesregierung nach der vom Bundesrat erbetenen Prüfung keine
weitergehenden Möglichkeiten zur Vermeidung einer zeitlich unmittelbar
mit dem Brexit verbundenen Haftung von Gesellschaftern einer Limited
mit Verwaltungssitz in der Bundesrepublik Deutschland. Der deutsche
Gesetzgeber könne die in der Begründung zu der Prüfbitte genannten
"hohen Kosten in Großbritannien" ebenso wenig beeinflussen, wie die
Entscheidungen der dortigen registerführenden Stellen. Zur zweiten
Bitte, zu prüfen, ob statt auf die Beurkundung eines
Verschmelzungsplanes nicht auf andere, weniger aufwendige Maßnahmen
abgestellt werden kann, heißt es, die Bundesregierung sehe keine
Notwendigkeit, das Verfahren der grenzüberschreitenden Verschmelzung
um zusätzliche Verfahrensschritte zu ergänzen.

Laut Entwurf soll das Gesetz unter anderem um Vorschriften über die
Hineinverschmelzung von Kapitalgesellschaften auf
Personenhandelsgesellschaften ergänzt werden. Wie es in dem Entwurf
heißt, kann sich der bevorstehende Austritt des Vereinigten
Königreichs aus der Europäischen Union negativ auf Unternehmen in der
Rechtsform einer Gesellschaft nach britischem Recht auswirken, die
ihren Verwaltungssitz in der Bundesrepublik Deutschland haben.

 * 
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BUNDESTAG/7814: Heute im Bundestag Nr. 966 - 10.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 966

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 10. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 12.50 Uhr

1. Luftverkehrs-Abkommen mit Mauritius

2. FDP fordert Verkauf von Bahn-Töchtern

3. Bußgelder bei Verstößen gegen Fahrverbote

4. Sofortprogramm Saubere Luft 2017-2020

5. Nachrüstungen für Handwerkerfahrzeuge

6. Keine Fahrverbote für Euro 6-Fahrzeuge



1. Luftverkehrs-Abkommen mit Mauritius

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf "zu dem
Abkommen vom 14. August 2017 zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und der Republik Mauritius über den Luftverkehr" (19/6289) vorgelegt.
Zu dem Abkommen, in dem sich Deutschland und die Republik Mauritius
gegenseitig die Rechte des Überflugs, der Landung zu nichtgewerblichen
Zwecken sowie des Absetzens und des Aufnehmens von Fluggästen, Fracht
und Post im internationalen Flugverkehr einräumen, wird nach Maßgabe
des Artikels 59 Absatz 2 des Grundgesetzes die Zustimmung des
Bundestags benötigt.

 * 

2. FDP fordert Verkauf von Bahn-Töchtern

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antrag

Berlin: (hib/HAU) Um finanzielle Mittel freizumachen, mit denen die
Digitalisierung des Schienenverkehrs vorangetrieben werden kann,
sollte die Deutsche Bahn AG (DB AG) aus Sicht der FDP-Fraktion
Unternehmensbeteiligungen verkaufen. In einem Antrag der Liberalen
(19/6284) werden das EU-weit agierende Bahn-Tochterunternehmen Arriva
PLC und das Lkw-Logistikgeschäft der DB Schenker als Beispiele
genannt, die "zu Gunsten der Zukunftsfähigkeit des Schienenverkehrs in
Deutschland" verkauft werden sollten. Die Bundesregierung wird in der
Vorlage aufgefordert, dem Deutschen Bundestag bis zum 30. Juni 2019
einen Prüfbericht vorzulegen, "welche Unternehmensbeteiligungen der DB
AG außerhalb ihres Kerngeschäfts gewinnbringend veräußert werden
könnten".

Zur Finanzierung der Digitalisierung der Schieneninfrastruktur muss
nach Ansicht der FDP-Fraktion ein Digitalisierungsfonds gebildet
werden, in den neben Anteilen der Veräußerungserlöse aus dem Teil-
beziehungsweise Komplettverkauf von Unternehmensbeteiligungen auch
Mittel aus dem Bundeshaushalt fließen können. Auch müsse die
Bundesregierung darauf hinwirken, dass Teile der Erlöse außerdem für
Investitionen in das Zugmaterial der DB Fernverkehr eingesetzt werden.
Es gelte, die Digitalisierung der Schieneninfrastruktur, insbesondere
die Strecken- und Fahrzeugausrüstung mit ETCS (European Train Control
System) sowie die Digitalisierung der Stellwerke, zügig
voranzutreiben, heißt es in dem Antrag.

Die Liberalen weisen darin auf die "äußerst angespannte
wirtschaftliche Situation" der DB AG hin. Deutlich geworden sei diese
durch den kürzlich veröffentlichten "Brandbrief" des
Vorstandsvorsitzenden der DB AG, Richard Lutz. Der Vorstand warne
darin vor sinkender wirtschaftlicher und finanzieller Stabilität. Die
Gewinnerwartungen lägen deutlich unter den gesteckten Zielen und auch
die Pünktlichkeitsquote im Fernverkehr habe mit 69,8 Prozent im August
2018 einen neuen Tiefpunkt erreicht, heißt es im Antrag der
FDP-Fraktion. Hinzu komme, dass die Nettoverschuldung des Konzerns
seit Jahren wachse und zum Halbjahr 2018 bereits bei 19,7 Milliarden
Euro gelegen habe. Die vom Bund als Eigentümer gesetzte Schuldengrenze
von 20,4 Milliarden Euro scheint aus Sicht der Liberalen "nur noch
schwer zu halten zu sein". Es sei zu vermuten, "dass sich die
Finanzierungskosten des Konzerns durch weitere Schulden erheblich
erhöhen und die wirtschaftliche Situation damit weiter verschärfen
wird".

Die gegenwärtige Einnahmesituation der DB lasse daher kaum Spielraum
zu, anstehende Investitionen zu refinanzieren. Zu diesen Investitionen
gehörten neben der Beschaffung von neuem Zugmaterial auch in
erheblichem Maße die Ausrüstung der Schieneninfrastruktur und
Fahrzeuge mit dem digitalen Zugbeeinflussungssystem ETCS. Erst
kürzlich habe eine vom Bundesministerium für Verkehr und digitale
Infrastruktur (BMVI) in Auftrag gegebene Machbarkeitsstudie die Kosten
auf jährlich rund 1,5 Milliarden Euro von 2020 bis 2040 beziffert.
"Diese Kosten müssen anteilig auch von der DB AG getragen werden",
fordert die FDP-Fraktion. Um den Bahnkunden in Deutschland in Zukunft
ein attraktives Angebot machen zu können, seien Zukunftsinvestitionen
in eine moderne Infrastruktur zwingend notwendig, heißt es in dem
Antrag. Es sei daher dringend geboten, "vor dem Hintergrund der
angespannten wirtschaftlichen Lage, zukunftssichere
Finanzierungskonzepte zu entwickeln".

 * 

3. Bußgelder bei Verstößen gegen Fahrverbote

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Wer gegen ein streckenbezogenes Fahrverbot verstößt,
wird im Regelfall mit 20 Euro Verwarngeld bestraft. Das teilt die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/5628) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/4998) mit. Ein Verbot gegen ein streckenbezogenes
Fahrverbot für LKW werde im Regelfall mit einem Bußgeld in Höhe von 75
Euro sanktioniert, heißt es in der Antwort.

Durch eine Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchG)
sollen dem "Konzept für saubere Luft und die Sicherung der
individuellen Mobilität in unseren Städten" zufolge - wie von vielen
Kommunen gewünscht - einheitliche Regeln für die Anordnung von
Verkehrsbeschränkungen vorgesehen werden, schreibt die
Bundesregierung. "Beschränkungen oder Verbote für Fahrzeuge sollen
wegen der Überschreitung des Immissionsgrenzwertes für
Stickstoffdioxid in der Regel aus Gründen der Verhältnismäßigkeit nur
in Gebieten in Betracht kommen, in denen der Wert von 50 Mikrogramm
Stickstoffdioxid pro Kubikmeter Luft im Jahresmittel überschritten
worden ist", heißt es in der Vorlage.

Ausgenommen von Verkehrsbeschränkungen und -verboten seien Fahrzeuge
der Schadstoffklasse Euro 6. Darüber hinaus würden Fahrzeuge der
Schadstoffklassen Euro 4 und 5 von Verkehrsbeschränkungen und
-verboten ausgenommen, "soweit diese weniger als 270 mg
Stickstoffoxide pro Kilometer ausstoßen", schreibt die Regierung.

 * 

4. Sofortprogramm Saubere Luft 2017-2020

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Das Sofortprogramm "Saubere Luft 2017 - 2020"
richtet sich nach Angaben der Bundesregierung an Kommunen, deren
Jahresmittelwerte 2016 und/oder 2017 den Stickoxid-Grenzwert von 40
Mikrogramm pro Kubikmeter überschritten haben. Das geht aus der
Antwort (19/5625) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/5170)
hervor. Nach den entsprechenden Listen des Umweltbundesamtes hätten
rund 90 Kommunen im Jahr 2016 eine Überschreitung des Grenzwertes
aufgewiesen, heißt es in der Antwort. Nach dem derzeit aktuellsten
Jahresmittelwert von 2017 würden noch 65 Kommunen den Grenzwert
überschreiten.

Von den seit November 2017 im Sofortprogramm "Saubere Luft 2017 -
2020" zur Verfügung stehenden Mitteln in Höhe von einer Milliarde Euro
seien bisher Maßnahmen mit einem Gesamtvolumen von 236,5 Millionen
Euro beschieden worden, schreibt die Regierung. Abgerufen worden seien
bislang rund 935.000 Euro. Im Rahmen der Digitalisierung kommunaler
Verkehrssysteme seien Maßnahmen mit einem Gesamtfördervolumen von rund
95,5 Millionen Euro beschieden worden. Davon seien bisher rund 384.000
Euro abgerufen worden.

Wie die Bundesregierung weiter mitteilt, sind 31 Anträge auf
Nachrüstungen von Diesel-Bussen mit Stickoxidminderungssystemen im
Zusammenhang mit dem Sofortprogramm eingegangen. "Nach Kenntnissen der
Bundesregierung wurde noch kein Diesel-Bus auf dieser Grundlage
nachgerüstet", heißt es in der Antwort.

 * 

5. Nachrüstungen für Handwerkerfahrzeuge

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Bei den Handwerker- und Lieferfahrzeugen kommen etwa
945.000 Fahrzeuge für die vom Bund geförderten Hardware-Nachrüstungen
in den Städten und anliegenden Landkreisen mit
Stickoxid-Grenzwertüberschreitung in Betracht. Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/5621) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/5235) hervor. Laut der Antwort geht die Regierung bei
den schweren Kommunalfahrzeugen von etwa 28.000 Fahrzeugen aus, die
für eine bundesgeförderte Hardware-Nachrüstung in den betroffenen
Städten in Betracht kommen.

Aufgrund der täglichen Nutzung von schweren Kommunalfahrzeugen sowie
Handwerker- und Lieferfahrzeugen im städtischen Verkehr in nicht
unerheblichem Umfang ergebe sich hieraus ein entsprechendes
Emissionsreduktionspotential, schreibt die Bundesregierung in der
Vorlage. Zugleich wird darauf verwiesen, dass die Rahmenbedingungen
und Anforderungen der Förderung von Handwerker- und Lieferfahrzeugen
derzeit innerhalb der Bundesregierung abgestimmt werden.

 * 

6. Keine Fahrverbote für Euro 6-Fahrzeuge

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Aussage der Bundesregierung werden Euro
6-Fahrzeuge generell von Fahrverboten ausgenommen. Das geht aus der
Antwort (19/5640) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen (19/4995) hervor. Für Fahrzeuge der Schadstoffklasse Euro 6
werde die Kenntnis der Schadstoffklasse beziehungsweise deren Nachweis
über den vorhandenen Eintrag der Emissionsklasse in den
Fahrzeugpapieren reichen, um nach dem "Konzept für saubere Luft und
die Sicherung der individuellen Mobilität in unseren Städten" von
Verkehrsbeschränkungen ausgenommen zu bleiben, heißt es in der
Antwort. Ein Nachweis-Verfahren für Fahrzeuge der Klassen Euro 4 und
5, dass sie einen Stickoxidausstoß von weniger als dem festgelegten
Grenzwert von 270 mg/km aufweisen, auch wenn sie nicht nachgerüstet
wurden, befinde sich derzeit in der Abstimmung, schreibt die
Regierung.

In der Antwort heißt es weiter, das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) habe
noch keine Allgemeinen Betriebserlaubnisse (ABE) für ein
Hardware-Stickoxid-Minderungssystem erteilt. Dem KBA lägen derzeit
vier Anträge von zwei Herstellern vor (Stand 24. Oktober 2018). Zu
keinem der Anträge lägen jedoch die entscheidungsrelevanten Dokumente
bisher vollständig vor. Wenn dies der Fall sei, "entscheidet das KBA
zügig", schreibt die Regierung.

 * 
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BUNDESTAG/7813: Heute im Bundestag Nr. 965 - 10.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 965

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 10. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 12.22 Uhr

1. Regierung berichtet über Zitis

2. Nachhaltigkeits- und Kapitalanlagestrategie

3. Rechtliche Integration des Islam

4. Europäische Flüchtlingspolitik

5. AfD fragt nach Projekten in Marokko

6. Zusammenarbeit mit Kolumbien



1. Regierung berichtet über Zitis

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über die "Zentrale Stelle für Informationstechnik im
Sicherheitsbereich" (Zitis) informiert die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/6246) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/5469). Wie die Bundesregierung darin ausführt, hat Zitis gemäß
Errichtungserlass vom 6. April 2017 die Aufgabe, Bundesbehörden mit
Sicherheitsaufgaben im Hinblick auf informationstechnische Fähigkeiten
zu unterstützen und zu beraten. Dazu entwickele und erforsche Zitis
Methoden und Werkzeuge.

In diesem Kontext obliegen ihr den Angaben zufolge insbesondere
Unterstützungs- und Beratungsleistungen, Entwicklungsleistungen und
Forschungsaufgaben. Eingriffsbefugnisse hat Zitis laut Vorlage nicht.
Diese Befugnisse verblieben bei den Bedarfsträgern der Zitis - derzeit
dem Bundeskriminalamt (BKA), dem Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV)
und der Bundespolizei. Der nach den Planungen des Bundesministeriums
des Innern, für Bau und Heimat (BMI) vorgesehene "Aufbau der Behörde
auf bis zu 400 Planstellen/Stellen" stehe unter dem Vorbehalt
zukünftiger Haushaltsaufstellungsverfahren.

Neben BKA, BfV und Bundespolizei können durch die Einräumung eines
Gaststatus im Zitis-Beirat auch weitere Bundesbehörden an den
Ergebnissen der Tätigkeit der Zitis partizipieren, wie die
Bundesregierung ferner schreibt. Gaststatus im Zitis-Beirat haben der
Vorlage zufolge derzeit der Bundesnachrichtendienst, das Bundesamt für
den Militärischen Abschirmdienst, das Zollkriminalamt und das BMI.
"Die zuständigen Behörden der Länder können über die
Zentralstellenfunktion von BKA (Landeskriminalämter) und BfV
(Landesbehörden für Verfassungsschutz) an den Ergebnissen der
Tätigkeit der Zitis mittelbar partizipieren", heißt es in der Antwort
weiter.

 * 

2. Nachhaltigkeits- und Kapitalanlagestrategie

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Mit der Frage etwaiger Zielkonflilkte zwischen der
Umsetzung der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und der
Kapitalanlagestrategie des Bundes befasst sich die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/6247) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/5819). Danach orientiert sich "die Kapitalanlage des
Bundes an den jeweiligen vom Gesetzgeber vorgegebenen Anlagezielen und
-grundsätzen, die aus Sicht der Bundesregierung stets zu beachten
sind." Nachhaltigkeitsaspekte könnten aber in die Anlagegrundsätze
Sicherheit, Liquidität und Rendite integriert werden.

"Dabei sollten jegliche Nachhaltigkeitsansätze des Bundes im Einklang
mit der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie stehen", schreibt die
Bundesregierung weiter. In Hinblick auf das Risikomanagement ergebe
sich grundsätzlich kein Zielkonflikt, weil die Einbeziehung von
Nachhaltigkeitsrisiken die Informationsgrundlage einer
Investitionsentscheidung erhöhe und das Risikomanagement verbessere.
Zielkonflikte könnten hingegen entstehen, "wenn durch zu viele
Ausschlusskriterien das Anlageuniversum zu stark eingeschränkt wird".

 * 

3. Rechtliche Integration des Islam

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die rechtliche Integration des Islam in Deutschland
ist ein Thema der Antwort der Bundesregierung (19/6233) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/5811). Wie die
Bundesregierung darin ausführt, "besteht ein Interesse an einer
Integration auch islamischer religiöser Organisationen in das von
Kooperation geprägte Verhältnis von Staat und Religionsgemeinschaften
auf der Grundlage des deutschen Religionsverfassungsrechts". Um
Integrationsprozesse auch in diesem Sinne zu befördern, sei 2006 die
"Deutsche Islam Konferenz" (DIK) gegründet worden. Sie habe seitdem
Empfehlungen für verschiedene Bereiche der Kooperation erarbeitet.

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, erfolgt die Umsetzung der
Empfehlungen der DIK durch die betroffenen Akteure. Eine Förderung
islamischer Organisationen im Sinne einer Strukturförderung, damit
diese die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen von
Religionsgemeinschaften erfüllen, erfolge nicht. Die vom
Religionsverfassungsrecht statuierten Bedingungen seien für alle
Religionsgemeinschaften gleich und es liege - auch vor dem Hintergrund
der religiösen und weltanschaulichen Neutralität des Staates -
ausschließlich in deren Händen, diese zu erfüllen.

 * 

4. Europäische Flüchtlingspolitik

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Fragen der europäischen Flüchtlings- und
Asylpolitik berichtet die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/6235)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/5332). Darin verweist die
Bundesregierung darauf, dass die Zahl der irregulären Ankünfte in der
Europäischen Union und in Deutschland seit 2015 "gerade auch dank
gemeinsamer europäischer Maßnahmen" deutlich zurückgegangen sei. Nach
ihrer Auffassung seien "weitere mögliche Handlungsoptionen im Bereich
der Flüchtlings- und Asylpolitik in enger Abstimmung der beteiligten
EU-Institutionen und aller Mitgliedstaaten der Europäischen Union
auszuloten". Dabei handele es sich um einen fortlaufenden und
weiterhin andauernden Prozess.

Eine "europäische Lösung" werde unter den Mitgliedstaaten allgemein
befürwortet, schreibt die Bundesregierung weiter. Aus ihrer Sicht sei
eine zeitnahe Verständigung "grundsätzlich möglich, aber nicht
sicher". Weiter diskussionsbedürftig sei unter anderem die
Verteilungsfrage. Solange "keine (neue) europäische Lösung" gefunden
ist, bleibe es bei der geltenden EU-Rechtslage und Praxis.

 * 

5. AfD fragt nach Projekten in Marokko

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Entwicklungszusammenarbeit mit dem Königreich
Marokko ist erneut Thema einer Kleinen Anfrage (19/6092) der
AfD-Fraktion. In einer Nachfrage auf eine Antwort der Bundesregierung
(19/5401) erkundigen sich die Abgeordneten nach der Wirksamkeit
konkreter Projekte, etwa den "Maßnahmen zur Institutionalisierung der
Gleichberechtigung von Frauen und Männern beim Aufbau der Demokratie
in Marokko".

 * 

6. Zusammenarbeit mit Kolumbien

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Die Entwicklungszusammenarbeit mit Kolumbien ist
Gegenstand einer Kleinen Anfrage (19/6093) der AfD-Fraktion. Die
Abgeordneten möchten erfahren, welche konkrete Länderstrategie die
Bundesregierung dort verfolgt und welche Schwerpunkte sie setzt.
Außerdem fragen sie, wie die Bundesregierung die generelle Wirksamkeit
der Kooperation bewertet.

 * 
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BUNDESTAG/7812: Heute im Bundestag Nr. 964 - 10.12.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 964

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 10. Dezember 2018, Redaktionsschluss: 11.43 Uhr

1. Partizipation bei Atom-Zwischenlagern

2. Grüne gegen belgische Atomkraftwerke

3. Canidenschädel sollen überprüft werden

4. Grenzwerte und Messstationen überprüfen

5. Geschlechtergerechte Klimapolitik



1. Partizipation bei Atom-Zwischenlagern

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Bei der Zwischenlagerung hochradioaktiver Abfälle
soll es nach Willen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen mehr
Partizipationsmöglichkeiten geben. In einem Antrag (19/6127) fordert
die Fraktion die Bundesregierung dazu auf, "gemeinsam mit dem
Bundestag in einem öffentlichen Diskurs Beteiligungsformate und
Fragestellungen für einen Partizipationsprozess Zwischenlager
festzulegen und diesen Partizipationsprozess dann schnellstmöglich
einzuleiten". Zur Begründung verweisen die Grünen darauf, dass ein
solcher Prozess aufgrund der umfassenden Zwischenlagerung während der
Suche nach einem Endlager nötig sei. Die sei auch bedeutend für die
"Glaubwürdigkeit" des Standortauswahlgesetzes".

 * 

2. Grüne gegen belgische Atomkraftwerke

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fordert, die
umstrittenen belgischen Atomreaktoren Tihange 2 und Doel 3
abzuschalten. In einem Antrag (19/6107) verlangt die Fraktion von der
Bundesregierung, deren frühere Forderung, die beiden Reaktoren
zumindest vorübergehend abzuschalten, beizubehalten. Mit Blick auf den
von den Grünen ebenfalls kritisch beäugten AKW-Neubau Flamanville 3 in
Frankreich dürfe sich die Bundesregierung zudem nicht auf den "Verweis
nationaler Zuständigkeiten" zurückziehen. Stattdessen soll die
Bundesregierung nach Auffassung der Grünen "in kohärenter Art und
Weise Regelverstöße bei europäischen Reaktoren" öffentlich benennen.

 * 

3. Canidenschädel sollen überprüft werden

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion fordert eine kraniologische
Tiefenprüfung der sächsischen Canidenschädel im Senckenberg Museum für
Naturkunde in Görlitz. Die Fraktion begründet ihre Forderung in einem
Antrag (19/6063) mit Zweifeln am bisherigen Wissensstand zu den
Schädeln. Die AfD verweist auf eine Begutachtung von Schädeln, die
deutliche Hybridisierungsmerkmale aufgezeigt hätten, während das
Senckenberg Museum weiterhin meine, es gebe in Deutschland keine
nachweisbare Hybridisierung bei den Wölfen.

 * 

4. Grenzwerte und Messstationen überprüfen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antrag

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion fordert angesichts drohender und
bereits verhängter Fahrverbote für Dieselfahrzeuge unter anderem, den
europäischen Grenzwert für Stickstoffdioxid sowie die Standorte der
Messstellen in Deutschland zu überprüfen. In einem Antrag (19/6060)
verweist die Fraktion unter anderem darauf, dass der Grenzwert nicht
ausreichend toxikologisch begründet sei. Zudem gebe es in den
Kriterien zur Aufstellung der Messstationen einen "signifikanten
Spielraum". "Dies führt in der Praxis zu massiven Defiziten bei der
Vergleichbarkeit der gemessenen Stickstoffoxidwerte. Zudem wird zu
Recht beklagt, dass der Standort der Messstationen nur eingeschränkte
Aussagen über die tatsächliche Exposition der Menschen zulassen",
heißt es in dem Antrag.

 * 

5. Geschlechtergerechte Klimapolitik

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Der Bundesregierung liegen noch keine Ergebnisse des
vom Umweltbundesamt durchgeführten, ersten genderspezifischen
Forschungsprojektes vor. In dem Projekt, das am 30. März 2019 enden
soll, sollen demnach Handlungsempfehlungen erarbeitet und bestehende
klimapolitische Programme der Bundesregierung einer Gender-Analyse
unterzogen werden, heißt es in einer Antwort der Bundesregierung
(19/6068) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/5638). Die Grünen hatten darin Forderungen nach einer
gendergerechten Klimapolitik aufgegriffen.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1797: Kanzlerin Merkel zur Annahme des VN-Migrationspakts in Marrakesch, 10.12.18 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 10. Dezember 2018

Pressestatement von Bundeskanzlerin Merkel bei der Internationalen
Konferenz zur Annahme des VN-Migrationspakts in Marrakesch



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, das ist hier heute in Marokko eine
sehr wichtige Konferenz, und dass gleich zu Beginn auf dieser Konferenz der
Globale Pakt für sichere und reguläre Migration verabschiedet werden
konnte, ist ein gutes Zeichen. Er wird dann wahrscheinlich noch im Dezember
auch von der Generalversammlung verabschiedet werden, wahrscheinlich am 18.
oder 19. Dezember.

Der Besuch hier in Marokko galt aber nicht nur dieser Veranstaltung zum
Global Compact, sondern er galt auch einem bilateralen Besuch. Ich habe
gestern ausführlich mit dem Premierminister des Königreichs Marokko
gesprochen und beabsichtige, in wenigen Monaten auch noch einmal zu einem
bilateralen Besuch nach Rabat zu fahren, um die deutsch-marokkanischen
Beziehungen auch zu festigen. Wir haben hier noch sehr viel Potenzial,
gerade bei der wirtschaftlichen Zusammenarbeit, aber auch bei der
Entwicklungszusammenarbeit. Man kann auf einem guten Fundament aufbauen.

Marokko ist im letzten Jahr Herkunftsland sehr vieler illegaler Migranten
gewesen, und insofern ist es auch wichtig, dass wir diesem Land auch
Entwicklungschancen geben und dass sich Deutschland dafür engagiert.

Ich habe mich gestern für eine sehr gute Zusammenarbeit bei der Rückführung
bedankt. Die hat sich in den letzten Jahren sehr stark verbessert. Deshalb
wäre es auch hohe Zeit, dass wir Marokko seitens Deutschlands zu einem
sicheren Herkunftsland erklären, damit gerade die illegale Migration
zwischen Marokko und der Europäischen Union noch besser bekämpft werden
kann.

Alles in allem war das sozusagen das Öffnen eines neuen Kapitels, auch in
der Kooperation mit Marokko, die ich in nächster Zeit auch sehr gerne
fortsetzen möchte, weil ich glaube, dass Marokko ein strategischer,
wichtiger Partner in Nordafrika ist, aber auch ein wichtiger Partner nach
Afrika und in Subsahara-Afrika hinein. Wir haben auch darüber gesprochen,
dass wir uns zwischen Deutschland und Marokko wirtschaftliche Investitionen
in Drittländern überlegen könnten. Auch das, fand ich, ist eine sehr
interessante Anregung. - Herzlichen Dank.

Montag, 10. Dezember 2018

 * 

Quelle:
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PRESSEKONFERENZ/1796: Regierungspressekonferenz vom 7. Dezember 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 7. Dezember 2018

Regierungspressekonferenz vom 7. Dezember 2018

Themen: Termine der Bundeskanzlerin (Konferenz zur Annahme des
Globalen Paktes für eine sichere, geordnete und reguläre Migration, Empfang
von Angehörigen von Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr sowie
Polizistinnen und Polizisten, Videoschaltung mit ausgewählten
Einsatzkontingenten der Bundeswehr und der Polizei, Kabinettssitzung,
40-jähriges Amtsjubiläum der Beauftragten der Bundesregierung für
Migration, Flüchtlinge und Integration; Regierungsbefragung im
Bundestagsplenum, Europäischer Rat in Brüssel), Teilnahme der
Bundesumweltministerin an der Weltklimakonferenz, mögliches Gesetz gegen
Kinderarbeit, mögliche Bedenken gegen eine Beteiligung des chinesischen
Huawei-Konzerns am Aufbau eines 5G-Netzes in Deutschland, mögliche
Beobachtung der AfD durch den Verfassungsschutz, Geldwäsche im deutschen
Immobiliensektor, Anstieg der Zahl der sogenannten Kleinen Waffenscheine,
Medienberichte über ein Schreiben der Bundesnetzagentur an das Wirtschafts-
und das Verkehrsministerium zum Thema lokales Roaming/5G, Handel mit
verschreibungspflichtigen Medikamenten über Onlineapotheken


Sprecher: SRSin Demmer, Haufe (BMU), Mänz (BMZ), Burger (AA),
Eichler (BMWi), Schmidt (BMI), Wogatzki (BMF), Strater (BMVI),
Berve-Schucht (BMG)



Vorsitzende Welty eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

SRSin Demmer: Die Teilnahme der Bundeskanzlerin an der Konferenz zur
Annahme des Globalen Paktes für eine sichere, geordnete und reguläre
Migration am Montag hatte Ihnen Frau Fietz schon letzte Woche angekündigt.
Ich würde jetzt gerne noch ein paar Detailinformationen dazu liefern.

Bei ihrem Aufenthalt in Marrakesch wird die Bundeskanzlerin bereits am
Sonntag, den 9. Dezember, den König von Marokko, Mohammed VI., zu einem
Gespräch treffen. Anschließend wird sie im Rahmen eines Abendessens mit dem
Regierungschef El Othmani ein Gespräch führen. In beiden Gesprächen werden
die politischen und wirtschaftlichen Beziehungen beider Länder und
natürlich regionale Themen im Mittelpunkt stehen.

Kommenden Dienstag, den 11. Dezember, wird die Bundeskanzlerin um 11.30 Uhr
Angehörige von Soldatinnen und Soldaten der Bundeswehr sowie Polizistinnen
und Polizisten, die sich über Weihnachten im Auslandseinsatz befinden, im
Bundeskanzleramt zu einem vorweihnachtlichen Gespräch empfangen. Das ist
mittlerweile schon Tradition und eine Geste des Dankes und der Anerkennung
der Leistungen der Angehörigen, die gerade auch in der Weihnachtszeit auf
ihre Familienangehörigen verzichten müssen. Das Treffen ermöglicht der
Bundeskanzlerin außerdem, in persönlichen Gesprächen Eindrücke über die
Sorgen und Nöte der Familien zu erhalten. An dem Empfang nehmen auch die
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen und Innenminister Horst
Seehofer sowie der Generalinspekteur der Bundeswehr, General Eberhard Zorn,
teil.

Außerdem spricht die Bundeskanzlerin am Mittwoch, den 12. Dezember, in
einer Videoschaltung mit ausgewählten Einsatzkontingenten der Bundeswehr
und der Polizei, um sich im persönlichen Gespräch einen unmittelbaren
Eindruck von der aktuellen Situation in den Einsatzgebieten zu verschaffen
und den Soldatinnen und Soldaten sowie den Polizistinnen und Polizisten
ihren Dank für den Einsatz zu übermitteln.

Am Mittwoch findet, wie üblich, um 9.30 Uhr die Kabinettssitzung unter
Leitung der Bundeskanzlerin statt.

Gegen 12 Uhr wird die Bundeskanzlerin die Festrede anlässlich des
40-jährigen Amtsjubiläums der Beauftragten der Bundesregierung für
Migration, Flüchtlinge und Integration halten. In ihrer Rede wird die
Kanzlerin die Arbeit der Beauftragten seit 1978 würdigen und die
integrationspolitischen Herausforderungen skizzieren. Die Veranstaltung
findet ab 11.30 Uhr im Haus der Kulturen der Welt statt.

In der Zeit von 13 bis 14 Uhr - wir sind noch immer am Mittwoch - wird sich
die Bundeskanzlerin bei der Regierungsbefragung den Fragen der
Bundestagsabgeordneten im Plenum stellen. Wie bei der Regierungsbefragung
üblich, wird die Bundeskanzlerin zu Beginn auf ein Thema der
vorangegangenen Sitzung des Bundeskabinetts eingehen. Daran schließen sich
zunächst Fragen zu diesem Thema und dann weitere Fragen zu vorangegangenen
Kabinettssitzungen und schließlich zu anderen Themen an.

Am Donnerstag und Freitag, den 13. und 14. Dezember, treffen sich die
Staats- und Regierungschefs der EU in Brüssel zum Europäischen Rat. Der
Gipfel startet am Donnerstagnachmittag mit einem Zusammentreffen der
Mitglieder des Europäischen Rates mit dem Präsidenten des Europäischen
Parlaments, Antonio Tajani.

Der Europäische Rat wird sich mit dem mehrjährigen Finanzrahmen für den
Zeitraum von 2021 bis 2027 beschäftigen. Im mehrjährigen Finanzrahmen wird
der Rahmen für die Finanzausstattung des EU-Haushalts und seiner einzelnen
Politikfelder für sieben Jahre ab 2021 festgelegt. Auf Grundlage der
bisherigen Arbeiten des österreichischen Ratsvorsitzes wird es dazu einen
ersten inhaltlichen Gedankenaustausch im Europäischen Rat geben, und das
weitere Vorgehen wird beraten. Entscheidungen stehen aber noch nicht an.

Beim Abendessen stehen dann die Außenbeziehungen im Mittelpunkt. Mit Blick
auf die Europawahlen im nächsten Jahr wird das Thema Desinformation eine
wichtige Rolle spielen. Angesichts der jüngsten Spannungen im Asowschen
Meer sprechen die Staats- und Regierungschefs außerdem über ihre
Beziehungen zu Russland.

Am Freitag wird der Europäische Rat zunächst die Ergebnisse der
Bürgerdialoge zur Zukunft Europas diskutieren. Wie Sie vielleicht wissen -
wir haben auch hier schon mehrfach darüber berichtet -, haben in allen
Mitgliedstaaten der Europäischen Union bis in den Herbst hinein
Bürgerdialoge stattgefunden. Insgesamt sind 1500 Dialoge geführt worden,
davon allein 120 in Deutschland. In Deutschland haben 150 000 Menschen
daran teilgenommen.

Weitere Themen auf der Tagesordnung sind die Migration und der Binnenmarkt.
Dabei wird es vor allem um die nötigen Schritte für einen funktionierenden
Binnenmarkt gehen, gerade auch eines digitalen Binnenmarkts.

Nach dem Europäischen Rat ist ein Eurogipfel in Form eines
Arbeitsmittagessens geplant. Im Mittelpunkt steht hier ein Austausch zur
Reform der Wirtschafts- und Währungsunion. Wie Sie wissen, haben die 
Euro-Finanzminister am Dienstagmorgen in aller Herrgottsfrühe, wie im Juni vom
Eurogipfel erbeten, eine Reihe wichtiger Schritte zur Vertiefung der
Eurozone beschlossen. Der Eurogipfel wird dazu auf Basis eines Berichts der
Eurogruppe beraten.

Wie Sie sehen, erwartet die Bundeskanzlerin ein umfangreiches Programm in
Brüssel.

Haufe: Ich möchte Sie gerne darauf hinweisen, dass die
Bundesumweltministerin am Montag wieder zur Weltklimakonferenz fährt. Sie
war ja bereits diese Woche zum Beginn der Konferenz dort. Sie ist ab
Montagabend bis zum Ende der Verhandlungen dort. Wir informieren, wie das
üblich ist, mit täglichen Pressebriefings Ihre Kollegen auf der
Weltklimakonferenz über den Fortgang der Verhandlungen.

Frage: Frau Demmer, wird es zum EU-Gipfel vorher noch ein Briefing geben?

SRSin Demmer: Da sind wir noch in der Abstimmung. Wir sagen Bescheid.

Frage: Hält Frau Merkel am Montag in Marrakesch eine Rede, und wie lange
bleibt sie dort?

SRSin Demmer: Ich kann Ihnen aus dem Stand nicht sagen, wie lange sie
bleibt. Das können wir aber nachreichen.

Vorsitzende Welty: Bitte auch die Antwort zu der Frage nach der Rede.

Frage: Zu dem Treffen des EU-Rates beziehungsweise dem Treffen der Spitzen
der Euroländer: Ist bei diesem Treffen zu erwarten, dass schon ein
endgültiger Beschluss im Hinblick auf eine spätere Einführung der
Digitalsteuer fällt?

SRSin Demmer: Ich kann den Gesprächen jetzt leider nicht vorgreifen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Entwicklungsministerium. Der Minister hat
der "Welt" in einem Interview gesagt, dass er darüber nachdenkt, ein
verbindlicheres Gesetz zu schaffen, um Kinderarbeit vor allen Dingen in den
Staaten Afrikas zu verhindern. Ist das unter anderem eine Einsicht daraus,
dass das mit den freiwilligen Selbstverpflichtungen, die es gibt, nicht
funktioniert? So klingt das nämlich. Gibt es dazu schon Erkenntnisse?
Welche Details kann er sich vorstellen, um dies zu regeln?

Dann noch ergänzend die Frage an das Wirtschaftsministerium, ob dazu schon
etwas abgesprochen worden ist und wie das Wirtschaftsministerium dazu
stünde, deutsche Unternehmen dazu zu verpflichten, für ordentliche
Arbeitsstandards in diesen Ländern zu sorgen.

Mänz: Der Minister weist ja auch darauf hin, dass 2019 zum ersten Mal
überprüft wird, ob die Unternehmen ihrer menschenrechtlichen
Sorgfaltspflicht nachkommen. Das ist eine Anspielung auf den Nationalen
Aktionsplan Wirtschaft und Menschenrechte, der abgestimmte Haltung
innerhalb der Bundesregierung ist. Vielleicht haben Sie auch wahrgenommen,
dass gerade erst vor wenigen Tagen die fünf beteiligten Minister an 7000
deutsche Unternehmen geschrieben haben, um daran zu appellieren, diesen
Pflichten nachzukommen. Insofern ist das geltender Stand und kein ganz
neuer Vorschlag. Ich glaube, man wird diese Ergebnisse abwarten müssen.
Aber federführend für den Nationalen Aktionsplan ist das Auswärtige Amt.

Burger: Ich habe jetzt nichts zu ergänzen. Die Kollegin hat das, worauf
sich Ihre Frage bezog, treffend dargestellt.

Eichler: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

SRSin Demmer (zur Konferenz zur Annahme des Globalen Paktes für eine
sichere, geordnete und reguläre Migration): Ich kann etwas nachreichen. Die
Bundeskanzlerin wird im Rahmen der ersten Arbeitssitzung in Marrakesch eine
presseöffentliche Rede halten und bis zum frühen Nachmittag bleiben.

Frage: Ich würde gerne Sie, Frau Demmer, aber auch das
Wirtschaftsministerium und das Innenministerium fragen, ob es aufseiten der
Bundesregierung grundsätzliche Bedenken gegen eine Beteiligung des
chinesischen Huawei-Konzerns am Aufbau eines 5G-Netzes in Deutschland gibt.
Mich würde zum Zweiten interessieren, ob es über Huawei hinaus
möglicherweise Sicherheitsbedenken gegenüber der Beteiligung auch anderer
chinesischer Konzerne an diesem Projekt gibt.

Eichler: Dazu hat sich das BMI hier schon geäußert. Deshalb würde ich
darauf verweisen.

Schmidt: Ich kann gerne das wiederholen, was wir an dieser Stelle schon
dazu gesagt haben, nämlich dass es generell unser Interesse ist, beim
Netzausbau und bei der Verbesserung der Netzinfrastruktur darauf zu achten,
dass auch die Sicherheit ein wichtiges Thema ist. Aktuell sind die
gesetzlichen Regelungen, wie sie im Telekommunikationsgesetz zu finden
sind, aus unserer Sicht gut dazu geeignet.

In Bezug auf die zukünftige Infrastruktur sind wir der Auffassung, dass
wegen der erheblich gesteigerten Vielfalt der Nutzungs- und der
Verwendungsmöglichkeiten auch über neue Sicherheitsaspekte nachgedacht
werden muss. Da die neue Netzinfrastruktur ein Grundpfeiler für viele Dinge
unserer Gesellschaft sein wird, sind wir der Auffassung, dass die
Sicherheit und die Vertraulichkeit der zukünftig eingesetzten
Netzinfrastruktur auch in der Breite gewährleistet sein müssen. Das
erfordert eine sorgfältige Evaluierung der eingesetzten Technologien und
der konkreten Produkte. Das erfordert ganz grundsätzlich auch eine ständige
Wachsamkeit der Behörden, die sich mit dieser Sicherheit auseinandersetzen.

Wir sind aber nicht der Auffassung, dass gesetzlich der Ausschluss
konkreter Hersteller oder bestimmter Produkte vorzusehen ist.
Gegebenenfalls sind die Sicherheitsanforderungen des TKG dann anzupassen,
um darin neue Einsatzszenarien und Gefahrenpotenziale entsprechend zu
verbessern. Aber einen grundsätzlichen Ausschluss von einzelnen Herstellern
oder Produkten sehen wir da zunächst nicht.

Zusatzfrage: Das bezog sich konkret auf das, was bei 5G ansteht?

Schmidt: Richtig.

Zusatzfrage: Ich möchte noch etwas nachfragen, nachdem das
Wirtschaftsministerium nur auf frühere Äußerungen verwiesen hat. Im
Hinblick auf diesen chinesischen Anbieter ist ja in den letzten Tagen noch
einiges passiert. Es gibt Länder, die sich zu einer Huawei-Beteiligung neu
positioniert haben, wie zum Beispiel Japan. Verändert das in irgendeiner
Weise die Kriterien oder auch die Schwerpunktsetzungen, die man im Hinblick
auf das 5G-Netz beachten muss? Hat sich da in den letzten Tagen irgendetwas
verändert?

Eichler: Ich habe den Ausführungen meines Kollegen vom BMI nichts
hinzuzufügen. Die Schutzmaßnahmen sind im Telekommunikationsgesetz geregelt
und werden von der BNetzA überprüft. Das ist der Stand der Dinge im Moment.

Frage: Das ist mir jetzt doch ein zu schlanker Fuß, den Sie sich an dieser
Stelle machen. TKG schön und gut. Aber Herr Schmidt, in Ihrem Bereich
ressortiert das BSI, ressortiert aber auch die wunderbare
Kritis-Verordnung. Wenn wir über TK-Netze reden, reden wir auch über
kritische Infrastrukturen. Da ist natürlich schon die Frage, ob Sie
Kriterien in diesem Bereich noch einmal nachschärfen müssen und ob das BSI
an das BMI beispielsweise Aufforderungen gerichtet hat, an dieser Stelle
Nachschärfungen vorzunehmen. Oder sind Sie dort in einer völlig
ergebnisoffenen Prozessprüfung? Denn die Zeit läuft uns ein bisschen davon.
5G soll ja nicht erst in drei, vier oder fünf Jahren angefangen werden zu
bauen.

Schmidt: Zu dem Punkt kann ich etwas ergänzen. Eher Letzteres: Das ist im
Moment in der Tat noch eine offene Prüfung. Das heißt, derzeit liegen uns
keine Ergebnisse oder Erkenntnisse vor, die uns sicher dazu veranlassen
würden, öffentlich Spitz auf Knopf zu sagen: diese oder jene Technologie
jetzt nicht oder diesen und jenen Anbieter jetzt nicht. - Aber Sie können
davon ausgehen, dass wir weiterhin darum bemüht sind, die Sicherheit
möglichst hoch zu gestalten.

Klar ist, dass wir mit dem Übergang zu diesen neuen Netztechnologien eine
erhebliche Veränderung der bisherigen Technologie sehen und das natürlich
auch aus Sicherheitsaspekten, zum Beispiel auch durch das BSI - das ist
völlig richtig -, eng begleiten müssen.

Zusatzfrage: Ich habe die relativ konkrete Nachfrage: Ob man technische
Produkte und deren Eigenschaften nachprüfen kann, hängt ja auch von der
Lage ab, ob man den Quellcode zur Verfügung hat. Gibt es Ihrerseits
Initiativen, Vorstellungen oder Prüfungen im Bereich einer weitergehenden
Offenlegungspflicht der verwendeten Technologien durch die Hersteller von
den Produkten, die im Bereich der kritischen Infrastrukturen angewendet
werden?

Schmidt: Da bin ich im Moment überfragt. Das würden wir Ihnen gerne
nachreichen.

Frage: Herr Schmidt, ich kann Sie nicht herauslassen. Sie sind bei mir noch
einmal gefragt, und zwar in Bezug auf die Äußerungen des neuen
Verfassungsschutzchefs und gegebenenfalls auch seines Stellvertreters, die
jetzt in Bezug auf die Beobachtung der AfD durch die Medien gegangen sind.
Können Sie uns sagen, ob das tatsächlich offiziell geplant ist und ob da
vielleicht schon etwas läuft, was ja dann eine neue Qualität darstellt?

Schmidt: Dazu gibt es im Moment nichts Neues, was wir öffentlich dazu sagen
können und wollen. Sie wissen, dass es einen Prüfvorgang hinsichtlich der
Beobachtung der AfD gibt. Das haben wir auch schon öffentlich erklärt. Ich
glaube, es liegt in der Natur der Sache, dass solche Vorgänge zunächst
einmal intern abgeschlossen werden müssen. Das wird - auch das haben wir
schon gesagt - vermutlich in Kürze der Fall sein. Das heißt, wir streben
an, dass wir Ende des Jahres, Anfang nächsten Jahres ein Ergebnis hierzu
sehen werden. Wir werden das dann auch in Abstimmung mit dem
Verfassungsschutzverbund öffentlich machen und uns dazu äußern. Richtig
ist, dass daran gearbeitet wird. Das kann ich Ihnen bestätigen. Aber zu
weiteren Details oder zu ersten Ergebnissen können wir im Moment noch keine
Stellung nehmen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesfinanzministerium. Ich würde gerne
von Ihnen wissen, nachdem Transparency International heute Morgen eine
Studie in den Räumlichkeiten unten zum Thema Geldwäsche vorgestellt hat,
wie Sie das Problem im deutschen Immobiliensektor einschätzen. Sehen Sie
dort ein Problem? Wie groß ist es? Gibt es spezifische Probleme mit
ausländischen Investoren, Stichwort "Verschleierung"?

Wogatzki: Zum Thema Geldwäsche wurden wir schon häufig befragt. Ich kann
versichern, dass es ein Anliegen des Hauses ist, Geldwäsche wirksam zu
bekämpfen, und dass die FAU da dran ist. Wir prüfen
Geldwäscheverdachtsanzeigen. Bezüglich der Geldwäscheverdachtsanzeigen im
Immobilienbereich liegt die Aufsicht ja da bei den Ländern.

Das Transparenzregister ist, soweit ich weiß, was die Inhalte mit dem
Grundbuch angeht, beim BMJV zu verorten. Ich weiß nicht, ob ich den
Kollegen jetzt kalt erwische. Da gibt es eine Zuständigkeitsvermengung. Das
ist ein Bindeglied zwischen den beiden Häusern.

Zusatzfrage: Gibt es aus Ihrer Sicht momentan noch Schlupflöcher im
Transparenzregister, die angegangen werden müssen, oder hat sich das System
des Transparenzregisters bewährt? Diese Frage richtet sich an das Haus, das
in diesem Fall zuständig ist.

Wogatzki: Das Transparenzregister ist ein ergänzendes Register zu allen
öffentlich zugänglichen Daten. Gerade im Immobilienbereich ist das
Grundbuch relativ aussagekräftig. Deswegen würde ich sagen: Wir sind sehr
weit gekommen, was die Erfassung von Daten angeht.

Frage: Ich habe eine Frage an das Innenministerium. Das Redaktionsnetzwerk
Deutschland hat unter den Innenministerien der Länder nach eigener
Recherche herausbekommen, dass die Zahl der sogenannten Kleinen
Waffenscheine enorm gestiegen ist. Ihre Zahl hat sich im Vergleich zu 2014
mehr als verdoppelt. Dazu die Fragen: Hat das Bundesinnenministerium eigene
Erkenntnisse? Haben Sie eine Erklärung für diese Entwicklung? Vor allem:
Wie bewerten Sie diese Entwicklung? Finden Sie das besorgniserregend?

Schmidt: Vielen Dank. - Wir haben gemeinsame Erkenntnisse mit allen
Innenministerien der Länder aus dem Nationalen Waffenregister, das
gemeinsam von allen Behörden geführt wird. Daraus können Sie die Gesamtzahl
der sogenannten Kleinen Waffenscheine entnehmen. Zu den Kleinen
Waffenscheinen wurden einige Zahlen genannt. Ich habe eine etwas neuere
Zahl für Sie: Zum Stichtag 31. Oktober 2018 gab es im Nationalen
Waffenregister den Eintrag von 603 482 Kleinen Waffenscheinen. Zum Stichtag
31. Dezember 2017 waren es noch 557 560 Kleine Waffenscheine.

Bei der Bewertung der Frage, ob das eine Zunahme oder Abnahme der
Sicherheit bedeutet, tue ich mich ein bisschen schwer. Denn Sie müssen
verstehen, dass die Erteilung eines Kleinen Waffenscheines und damit einer
bestimmten Erlaubnis zum Führen von Schreckschuss-, Reizstoff- und
Signalwaffen aus behördlicher Sicht auf der einen Seite mit einem
Sicherheitsgewinn einhergeht. Denn die Personen, die diesen Waffenschein
beantragen, werden darauf hingewiesen und erhalten Hinweise dazu, wie mit
diesen Gegenständen umzugehen ist. Das bedeutet ganz konkret, dieser Kleine
Waffenschein berechtigt dazu, ohne einen Sachkunde-, einen Bedürfnis- oder
einen Haftpflichtversicherungsnachweis außerhalb der eigenen Wohnung, von
Geschäftsräumen oder eines eigenen befriedeten Besitztums die genannten
Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen mit sich zu führen. Ganz
ausdrücklich beinhaltet es aber auch - darauf werden die Inhaber eines
solchen Kleinen Waffenscheines hingewiesen -, dass diese Gegenstände nicht
bei öffentlichen Veranstaltungen wie Volksfesten, Sportveranstaltungen,
Messen oder Ausstellungen geführt werden dürfen. Das ist eine ganz
ausdrückliche Regelung des Waffengesetzes, auf die jeder Inhaber einer
solchen Erlaubnis hingewiesen wird.

Das heißt, wir würden es eher so sehen, dass wir dadurch, dass viele
Menschen diesen Waffenschein beantragen, eine bessere Verbreitung über das
Wissen um den sicheren und den richtigen Umgang mit solchen Gegenständen,
solchen Schreckschuss-, Reizstoff- und Signalwaffen erreichen. Insofern ist
es durchaus in unserem Sinne, dass diese Erlaubnisse weiter verbreitet
werden.

Auf der anderen Seite war natürlich vielfach zu lesen, dass es
offensichtlich bei den Menschen ein Bedürfnis gibt, eben diese Gegenstände
mitzuführen. Ob wir jetzt aus der Situation kommen, dass vorher schlichtweg
überhaupt keine Mitfuhr erfolgte, oder aus der Situation, dass diese
Mitfuhr mehr oder weniger rechtswidrig oder ohne genauere Kenntnis
erfolgte, darüber liegen uns keine Zahlen vor, und darüber möchte ich auch
nicht spekulieren. Klar ist aber, dass wir in der Tat steigende Zahlen bei
diesem Erlaubnistyp sehen.

Frage: Herr Schmidt, wenn man sich die Kurve der neuen Kleinen
Waffenscheine anschaut, dann stellt man fest, dass die Zunahme langsam
schwächer wird. Es gab eine Zeit, in der die Kurve enorm stark stiegt.
Jetzt sinkt das im Vergleich wieder ein bisschen, wenn man es auf die
Monate herunterrechnet. Was die Gesamtzahl angeht: Wie oft werden Kleine
Waffenscheine überhaupt zurückgegeben, oder verschwindet das einfach im
Nirgendwo, weil niemand seinen Kleinen Waffenschein zurückgibt?

Schmidt: Ich denke, zu diesem Punkt und ebenfalls zu der Frage, die wir
auch schon des Öfteren bekommen haben, wie oft die Herausgabe Kleiner
Waffenscheine versagt wird, will die Voraussetzungen nicht vorliegen, kann
ich Ihnen im Moment leider keine statistischen Angaben machen. Die
Erfassungen dazu sind erst vor Kurzem auf Grundlage des zweiten
Waffenrechtsänderungsgesetzes eingeführt worden und werden erst zum 1.
Januar 2019 wirksam. Deshalb muss ich Sie leider vertrösten.

Zusatzfrage: Mir geht es um den Brief an die Ministerien seitens der
Bundesnetzagentur, was lokales Roaming angeht. Ich glaube, BMWi und BMVI
können sich als Erste angesprochen fühlen. Können Sie die Existenz eines
solchen Briefes an Sie seitens der Bundesnetzagentur bestätigen?

Was halten Sie von den Einwänden der Bundesnetzagentur, was lokales Roaming
angeht, die Praktikabilität des Ganzen und eine mögliche Gefährdung der 
5G-Ausschreibung insgesamt damit?

Eichler: Am 26. November gab es eine Entscheidung der Bundesnetzagentur
selbst, in der es auch schon um Regelungen zum Infrastruktursharing und zum
Roaming ging und in der die Bundesnetzagentur selbst darauf hingewiesen
hat, dass das unter anderem Gegenstand des neuen EU-Kodex sei. Insofern
sehen wir auch die Möglichkeiten, die der Gesetzentwurf des BMVI vorsieht,
als Möglichkeit der Umsetzung von EU-Recht. Das wäre eine
richtlinienkonforme Umsetzung.

Strater: Soweit ich weiß ist es, soweit es um die Gesetzesänderung geht,
eine Initiative der Koalitionsfraktionen. Insofern bitte ich Sie, sich dort
zu erkundigen.

Was die Existenz von Briefen angeht, finde ich es immer richtig, den
Absender von Briefen nach solchen zu fragen. Das wäre die
Bundesnetzagentur. Die Nummer haben Sie ja.

Zusatzfrage: Nichtsdestoweniger gibt es Ihren Posteingang, bei dem Sie dann
auch wissen, ob dort etwas angekommen ist. Beim Absender kann ich nur
fragen, ob etwas abgeschickt wurde. Die Frage an Sie ist, ob es bei Ihnen
auch angekommen ist.

Strater: Es tut mir leid, das kann ich im Moment nicht beantworten.

Frage: Meine Frage geht an das Bundesgesundheitsministerium. Es geht um
Onlineapotheken. Der Handel mit verschreibungspflichtigen Medikamenten
sollte verboten werden. Das Gesundheitsministerium hat gesagt, dazu müssten
noch europarechtliche Fragen geklärt werden. Wie ist der Stand der Dinge
dazu im Moment?

Berve-Schucht: Danke schön für die Frage. - Stand der Dinge ist: Dazu
laufen Gespräche. Minister Spahn hat unter anderem auch auf dem
Apothekertag vor einigen Wochen im Oktober ausdrücklich zu Gesprächen und
zum Dialog eingeladen. Diese Gespräche laufen, und das Ergebnis wird man
abwarten müssen.

Zusatzfrage: Er hat auf dem Apothekertag auch gesagt, er werde kein Gesetz
machen, dass dann scheitere. Bedeutet das, dass die Aussichten, dass das
Gesetz kommt, schlecht sind?

Berve-Schucht: Ich kann Ihnen jetzt keinen Wasserstand dazu geben. Wir
müssen das Ergebnis der Gespräche abwarten.

Zusatzfrage: Können Sie vielleicht sagen, wann die nächsten Treffen
stattfinden?

Berve-Schucht: Nein, das kann ich nicht sagen.

(Ende: 11.57 Uhr)

Freitag, 7. Dezember 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 7. Dezember 2018

https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/regierungspressekonferenz-vom-7-dezember-2018-1558566
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INNEN/4706: Kriterien bei der Erfassung antisemitischer Übergriffe überprüfen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Dezember 2018

RUPPERT: Kriterien bei der Erfassung antisemitischer Übergriffe
überprüfen



Zur Antisemitismus-Umfrage der EU-Agentur für Grundrechte erklärt der
religionspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Stefan Ruppert:

"Die Ergebnisse der Umfrage übertreffen die schlimmsten
Befürchtungen. Mehr als 40 Prozent der befragten Juden in Deutschland
wurden im vergangenen Jahr antisemitisch belästigt oder angegriffen.
Das macht deutlich: Es handelt sich bei den Taten keineswegs um
Einzelfälle. Vielmehr zeichnet die Umfrage das Bild eines sehr
besorgniserregenden, europaweiten Problems, von dem Deutschland
besonders betroffen ist. Es ist zudem nicht hinnehmbar, dass jeder
zweite Jude in unserem Land bestimmte Gegenden meidet. Wir müssen
solche Orte genau identifizieren, um dort gezielt mit
Präventionsmaßnahmen und Aufklärung anzusetzen. Darüber hinaus
existiert ein großer Widerspruch zwischen den Umfrageergebnissen und
der Polizeilichen Kriminalitätsstatistik hinsichtlich der
Tätergruppen. Wir müssen deshalb dringend die Kriterien bei der
Erfassung antisemitischer Übergriffe überprüfen und neu justieren.
Insbesondere Taten mit muslimischem Hintergrund sollten stärker in
den Blick genommen werden, da diese Übergriffe laut der Umfrage
erheblich unterschätzt werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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RECHT/908: FDP-Fraktion bei 219a für jede Verbesserung offen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Dezember 2018

THOMAE: FDP-Fraktion bei 219a für jede Verbesserung offen



Zur Debatte über den Paragrafen 219a StGB erklärt der
stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Seit einem Jahr wirbt die Fraktion der Freien Demokraten schon für
eine Änderung des Paragraphen 219a. Bislang verharrte die Große
Koalition allerdings in Untätigkeit und lässt damit betroffene Frauen
in einer Notsituation einfach im Stich. Der Druck der FDP-Fraktion
zeigt Wirkung, denn Stimmen aus der SPD fordern jetzt eine schnelle
Einigung der Großen Koalition. Die Union stellt sich noch immer quer
und begreift einfach nicht, dass es einzig und allein darum geht,
dass Ärzte sachlich informieren dürfen. Es ist ein Trauerspiel, dass
CDU und CSU starrsinnig bleiben und die SPD tatenlos zusieht, obwohl
es eine parlamentarische Mehrheit für eine Änderung des Paragrafen
219a gäbe. Die FDP-Fraktion appelliert an die Sozialdemokraten, den
Weg für eine parlamentarische Initiative endlich freizumachen. Wir
sind für jede Verbesserung im Sinne der Frauen offen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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SICHERHEIT/747: Reformfortschritt bei der Bundeswehr ist gleich Null


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 7. Dezember 2018

STRACK-ZIMMERMANN: Reformfortschritt bei der Bundeswehr ist gleich
Null



Zum Bericht zu Rüstungsangelegenheiten erklärt die
verteidigungspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Dr. Marie-Agnes
Strack-Zimmermann:

"Der Bericht zeigt in erschreckender Weise und zum wiederholtem Mal,
wie die bisherigen Reformbemühungen des
Bundesverteidigungsministeriums verpufft sind. Seit Jahren kündigt
Verteidigungsministerin von der Leyen mit großen Worten Trendwenden
an und investiert finanzielle Mittel. Bei der Truppe ist davon
offenbar bisher kaum etwas angekommen. Vielmehr wird deutlich: Alles
wird teurer, dauert länger und muss nachgebessert werden. Dadurch
sind bei der Beschaffung Mehrkosten in Höhe von 1,8 Milliarden Euro
entstanden. Das Vorzeige-Transportflugzeug A400 M macht weiterhin
große Probleme, es gibt viel zu wenige Transporthubschrauber und neue
Schützenpanzer, der Fortschritt bei der Ausrüstung ist gleich Null.
Das muss endlich ein Ende haben, damit die Bundeswehr ihre steigenden
Herausforderungen im In- und Ausland bewältigen kann. Dagegen hilft
nur eine schnelle und umfassende Reform des aktuell nicht mehr
zeitgemäßen Beschaffungswesens und mehr qualifiziertes Personal für
den Beschaffungsprozess. Die FDP-Fraktion fordert die Einsetzung
einer Enquete-Kommission, um die Missstände umfassend aufzuklären."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1063: 5G-Netz in der Fläche für den Wirtschaftsstandort existenziell (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 135/2018

Ausschuss für Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau

Ausschuss einig: 5G-Netz in der Fläche für den Wirtschaftsstandort
existenziell



Stuttgart - Der Wirtschaftsausschuss dringt über alle Fraktionsgrenzen
hinweg auf eine flächendeckende LTE-Netzabdeckung, die diese
Bezeichnung verdient. In nicht öffentlicher Sitzung wurde am 5.
Dezember 2018 zwar ein FDP-Antrag auf eine Bundesratsinitiative bei
Zustimmung der Oppositionsfraktionen abgelehnt. "Alle Abgeordneten
waren sich jedoch einig in der Bewertung, dass Baden-Württemberg mit
derzeit 83 Prozent LTE- Flächenabdeckung den Digitalisierungsprozess
im ländlichen Raum und in der Landwirtschaft kaum in eine
prosperierende Zukunft wird führen können", so der Vorsitzende des
Wirtschaftsausschusses Dr. Erik Schweickert. "Und leider gilt es
hinzuzufügen: Das Thema wird uns nicht zum letzten Mal beschäftigen."
Aufgrund der momentan innerhalb der Landesregierung und den
Regierungsfraktionen laufenden Abstimmungsprozessen bezüglich einer
Bundesratsinitiative wurde ferner ein FDP-Antrag für mehr
Flexibilisierung der Arbeitszeitgrenzen abgelehnt, gleichzeitig jedoch
von den meisten Fraktionen die Notwendigkeit von Änderungen anerkannt.
Dr. Schweickert dazu: "Der Ausschuss hat Verständnis für fundierte
Ressortabstimmungen und wird das Thema weiter begleiten."

Das Thema Netzabdeckung nahm breiten Raum in der Beratung des
Wirtschaftsausschusses ein. Mit 95 Prozent aller Haushalte und 83
Prozent der Fläche könne der starke Wirtschaftsstandort
Baden-Württemberg nicht zufrieden sein, sei der Tenor unter den
Abgeordneten gewesen. Die Landesregierung habe sich laut eigenem
Bekunden im Beirat der Bundesnetzagentur für eine stärkere
Masten-Abdeckung in der Fläche erfolgreich stark gemacht, berichtete
Dr. Schweickert. Die Vergabebedingungen für die anstehende
5G-Frequenzvergaben seien entsprechend formuliert. Das Ministerium
habe erläutert, dass National Roaming, also die Verpflichtung für
Netzanbieter, Mobilfunkmasten gemeinsam zu nutzen, gesetzlich nicht
erlaubt sei. Auch dem Einwirken Baden-Württembergs sei es jedoch zu
verdanken, dass die Netzanbieter zumindest zu Gesprächen über eine
Kooperation gezwungen sind. Ministerin Nicole Hoffmeister-Kraut (CDU)
habe im Gremium um Unterstützung bei der Schaffung von Akzeptanz
solcher Mobilfunkmasten geworben, so Dr. Schweickert.

Da der 5G-Mobilfunkaufbau aber auf das bestehende 4G-Netz aufsetze,
sei eine Versorgung in Orten ohne bisherige Abdeckung kurzfristig
schwierig. Laut Wirtschaftsministerium sei durch die Bundesnetzagentur
das Ziel einer 97prozentigen Abdeckung in der Fläche bis Ende 2019,
100 Prozent bis 2025 angestrebt. "Der Ausschuss empfindet angesichts
der Herausforderungen der nächsten Jahre die Thematik gerade für ein
Flächenland wie Baden-Württemberg nicht befriedigend gelöst. Um eine
Abgeordnete zu zitieren: Da ist noch viel Musik drin."

Einstimmig zugestimmt wurde zudem einem Gesetzentwurf zur Änderung des
Landesverwaltungsgesetzes, über den gewerbliche Immobilienmakler und
Wohnimmobilienverwalter zugelassen werden sollen. In Baden-Württemberg
sollen für die Erteilung der Zulassungen künftig nicht mehr die Stadt-
und Landkreise, sondern die Industrie- und Handelskammern (IHK)
zuständig sein, was aufgrund der dortige Fachkunde sachgerecht
erscheine.

 * 

Quelle:

Pressemitteilungen 135/2018 - 07.12.2018
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1062: Bildungsausschuss beschäftigt sich mit Projektstudie der Türkischen Gemeinde TGBW (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 133/2018

Ausschuss für Kultus, Jugend und Sport

"Andrej ist anders und Selma liebt Sandra" - Bildungsausschuss
beschäftigt sich mit Projektstudie der Türkischen Gemeinde Baden-
Württemberg (TGBW)



Stuttgart - "Der Lebensort Schule ist zentral für die Schaffung von
Akzeptanz von sexueller Vielfalt von LSBTTIQ-Jugendlichen oder jungen
Erwachsenen". Dieses Fazit zog die Vorsitzende des
Bildungsausschusses, Brigitte Lösch (Grüne), nach der Präsentation der
Projektstudie "Andrej ist anders und Selma liebt Sandra" der
Türkischen Gemeinde in Baden-Württemberg (TGBW). Mit diesem Projekt
solle die persönliche Situation von LSBTTIQ-Jugendlichen und jungen
Erwachsenen mit Migrationshintergrund beziehungsweise aus
traditionellen oder religiösen Kreisen verbessert werden. Für diese
jungen Menschen sei es oft eine große Herausforderung, sich über ihre
sexuelle Orientierung oder Geschlechtsidentität klar zu werden und ihr
Leben selbstbestimmt zu gestalten.

Die Leitperspektive "Bildung für Toleranz und Akzeptanz von Vielfalt"
die im aktuellen Bildungsplan verbindlich verankert wurde biete dazu
gute Voraussetzungen. Dazu braucht es, laut den Initiatoren des
Projekts, Aus - und Weiterbildung der Lehrkräfte in diesem Bereich,
eine Sensibilisierung der Schulbuchverlage, mehr Informationen in der
Gesamtlehrerkonferenz und Unterstützungsmaßnahmen in der Schule bei
Problemen in der Familie.

Im Gremium wurde die breit angelegte, informative Studie vorgestellt,
die Basis sind die Ergebnisse von 36 qualitativen, beispielhaften
Interviews in Zusammenarbeit mit dem Psychologen Jan Kizilhan und,
parallel dazu, ein Übungsbuch mit dem Titel "Andrej ist anders und
Selma liebt Sandra". Ziel sei laut Initiator Dr. Jochen Kramer eine
Sensibilisierung für das Thema aus dem besonderen Blickwinkel
kultureller Vielfalt gewesen, berichtete Lösch. Schule sei aus seiner
Sicht ein Ort, wo es gute Gelegenheiten gäbe, wertschätzende
Unterstützung zu erfahren. Klar wurde, dass das Thema LSBTTIQ an den
Schulen sichtbarer werden muss, da über 90% der Jugendlichen gerade in
der Schule diskriminierende Erfahrungen gemacht haben.

Aber auch im außerschulischen Bereich ist das Thema der
unterschiedlichen sexuellen Identitäten noch nicht als
Querschnittsthema angekommen, auch da gilt es zu sensibilisieren und
die Haupt- und Ehrenamtlichen fort- und weiterzubilden, damit auch
jenseits der Metropolen Jugendliche Unterstützung erfahren können.
"Die Mitglieder des Bildungsausschusses sind sich einig darin, dass
Intoleranz kein Stadt/Land-Thema ist", so Lösch. Gerade
Jugendweinrichtungen und Jugendverbände im ländlichen Raum können da
unterstützende Hilfestellung geben.

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4587: Der Reformprozess in der Handelskammer muss weitergehen (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 10. Dezember 2018

Der Reformprozess in der Handelskammer muss weitergehen!



Nach dem Rücktritt von Tobias Bergmann als Präses der Handelskammer
Hamburg hofft der wirtschaftspolitische Sprecher der Fraktion DIE
LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, Stephan Jersch, dass der
überfällige Reformprozess der Handelskammer dadurch nicht zum
Stillstand kommt: "Zum Wahlsieg von 'Die Kammer sind WIR!' hatten ja
der Zustand der alten Handelskammer und die Einsicht, dass sich
Grundlegendes ändern muss, beigetragen."

Vieles in den jüngsten Auseinandersetzungen innerhalb der
Handelskammer wirkt auf Außenstehende befremdlich. "Dass Tobias
Bergmann nun die respektable Konsequenz des Rücktritts gewählt hat,
eröffnet neue Spielräume für einen breit getragenen Prozess, der die
Kammer weiter von einem parallelen Machtzentrum zu einem Partner auf
Augenhöhe in Hamburg macht", so Jersch. "Ich wünsche dem Bündnis 'Die
Kammer sind WIR!', dem Plenum und Präsidium für ihr weiteres Handeln
die erforderliche Einigkeit und den Erfolg, den die Wähler_innen sich
mit dem Erdrutschsieg zum Handelskammerplenum 2017 gewünscht hatten."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018
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HAMBURG/4586: Radstreifen - Striche auf der Fahrbahn reichen nicht (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 9. Dezember 2018

Radstreifen - Striche auf der Fahrbahn reichen nicht



Radfahren mit Schutz und Komfort - das will die Fraktion DIE LINKE in
der Bürgerschaftssitzung am 14.Dezember 2018 mit ihrem Antrag
ermöglichen (Drs. 21/15215). Erstmalig sollen in Hamburg sogenannte
geschützte Radfahrstreifen errichtet werden. In Berlin und Osnabrück
gibt es bereits diese mindestens zwei Meter breiten Radspuren, die vor
dem Überfahren und Zuparken durch Autos mit Pollern, Blumenkübeln oder
anderen baulichen Elementen geschützt sind.

"Der Erste Bürgermeister hat vor wenigen Tagen verkündet, dass er eine
sichere Teilnahme am Radverkehr ermöglichen will. Mit den geschützten
Radfahrstreifen kann er seine Worte in Taten umsetzen. Die Radstreifen
in Hamburg sind oft keine sicheren Wege fürs Rad, sondern nur Striche,
zwischen denen ständig Autos parken.", sagt Heike Sudmann,
verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion. Im Autoland USA hätten
fortschrittliche Stadtplaner_innen bereits vor etlichen Jahren ganze
Autospuren mit grüner Farbe und Pollern für den Radverkehr
freigemacht. In New York und Chicago z.B. sei der Radverkehr
beachtlich angestiegen, ohne dass der Autoverkehr zum Erliegen kam.

"Der Senat orientiert sich in seiner Verkehrspolitik immer noch am
individuellen Autoverkehr. So will er mit über 29 Mio. Euro die
Teststrecke für autonomes Fahren in Hamburg fördern. Dieses Geld
stecken wir lieber in die Förderung des sicheren und komfortablen
Radverkehrs an zehn stark befahrenen Straßen. So wird das auch was mit
der sozial-ökologischen Verkehrswende", stellt Sudmann fest.
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NORDRHEIN-WESTFALEN/2365: Aufenthaltsdauer von Flüchtlingen in Landeseinrichtungen (Li)


Landtag intern 10/2018

Informationen für die Bürgerinnen und Bürger

Eine Frage der Zeit

Aufenthaltsdauer von Flüchtlingen in Landeseinrichtungen

von Michael Zabka



31. Oktober 2018 - Kommunen sollen sich bei der Integration von
Flüchtlingen künftig grundsätzlich auf Asylsuchende mit Bleiberecht
konzentrieren können. Dies betont die Landesregierung in einem
Gesetzentwurf. Um die Städte und Gemeinden dabei zu unterstützen, will
sie andere Personen, "die nach einer Prüfung in einem
rechtsstaatlichen Verfahren nicht schutzberechtigt sind", noch aus den
Aufnahmeeinrichtungen des Landes heraus in ihre Heimatländer
zurückführen lassen. Sie sollen den Kommunen nicht mehr zugewiesen
werden. Im Gegenzug ist eine Ausdehnung der maximalen Aufenthaltsdauer
in den Einrichtungen von derzeit sechs auf 24 Monate vorgesehen.


In einer gemeinsamen Sitzung des Integrationsausschusses sowie
des Ausschusses für Familie, Kinder und Jugend äußerten sich
Sachverständige zum entsprechenden Gesetzentwurf der Landesregierung
("Ausführungsgesetz zu Paragraph 47 I b AsylG", 17/2993). Das
Asylrecht sehe "eine Öffnungsklausel vor, bestimmte Asylsuchende zum
längeren Aufenthalt in Aufnahmeeinrichtungen zu verpflichten (bis zu
24 Monaten)", heißt es in dem Entwurf. Dabei handle es sich um
Flüchtlinge, über deren Asylantrag noch nicht entschieden oder deren
Antrag abgelehnt wurde. Familien mit minderjährigen Kindern sollen den
Kommunen weiterhin nach sechs Monaten zugewiesen werden, "auch wenn
noch kein Erstbescheid ergangen ist".

Die Arbeitsgemeinschaft der kommunalen Spitzenverbände NRW (Städtetag,
Landkreistag sowie Städte- und Gemeindebund) unterstützt den
Gesetzentwurf. Er entspreche einer langjährigen eigenen Forderung. Es
sei zu begrüßen, "dass das Land von der bundesgesetzlichen
Ermächtigung umfänglich Gebrauch machen will", hieß es in einer
Stellungnahme für die Ausschüsse. Man gehe davon aus, "dass die
entsprechenden Einrichtungen des Landes für eine längerfristige
Unterbringung, Betreuung und Versorgung der Menschen baulich und
organisatorisch geeignet sind".

"Ohne Bleibeperspektive"

Zustimmend äußerte sich auch die Stadt Essen. Zu bedenken sei jedoch,
"dass die vorgesehene Regelung nur dann sinnvoll ist, wenn der
betroffene Personenkreis ohne Bleibeperspektive nach 24 Monaten auch
wirklich das Land verlassen hat". Eine Zuweisung an die Kommunen nach
zwei Jahren "dürfte sich im Hinblick auf die ohnehin problematischere
Integration der Personen verstärkt ungünstig auswirken".

Das Ziel, die Kommunen entlasten zu wollen, sei nachvollziehbar,
befand der Landesintegrationsrat NRW in seiner Stellungnahme. Den
Gesetzentwurf lehne man aber ab: "Anstelle von Wartelagern braucht es
Konzepte zur dezentralen Unterbringung in überschaubaren Einheiten."
Allen Flüchtlingen müssten die gleichen Chancen auf Integration
eingeräumt und der Aufenthalt in den Landeseinrichtungen "so kurz wie
möglich" gestaltet werden.

Lediglich verzögert"

Die Landesregierung argumentiere mit Flüchtlingszahlen aus dem Jahr
2015, hieß es in der Stellungnahme des beim Paritätischen
angesiedelten Gesundheitszentrums für Migrantinnen und Migranten
(Köln). 2015 habe Deutschland 890.000 Flüchtlinge aufgenommen, 2017
seien es 186.444 gewesen. Außerdem würden die Zuweisungen an die
Kommunen durch die neue Regelung "nicht verringert, sondern lediglich
verzögert". Das Zentrum sprach auch gesundheitliche Aspekte an:
"Fehlende Selbstbestimmung sowie der eingeschränkte Zugang zu
zentralen gesellschaftlichen Funktionsbereichen gelten als
Bedingungen, die insbesondere bei bereits psychisch belasteten
Personen zu einer massiven Verschlechterung des Gesundheitszustands
führen können."

Es sei "inhuman, Geflüchtete, deren Asylanträge als unzulässig erklärt
wurden oder die vom Bundesamt für Migration und Flüchtlinge mit
'offensichtlich unbegründet' abgelehnt wurden, bis zu 24 Monate in
Landesunterkünften zu isolieren, lagerähnlich unterzubringen und von
dort aus zur Ausreise anzuhalten bzw. ansonsten abzuschieben", hieß es
in der Stellungnahme der Freien Wohlfahrtspflege NRW. Insbesondere bei
einer bis zu 24-monatigen Wohnverpflichtung entstünden "Orte der
Entrechtung, der Verzweiflung und der Perspektivlosigkeit", an denen
auch die Gewalt zunehmen werde. Die "mangelnde Öffnung zur
Zivilgesellschaft" könne dazu beitragen, "dass Vorurteile und Hass auf
Flüchtlinge zunehmen werden".

Der Flüchtlingsrat NRW und die Gemeinnützige Gesellschaft zur
Unterstützung Asylsuchender (GGUA) lehnten eine längere
Wohnverpflichtung ebenfalls ab. Sie führe zu Desintegration und
Isolation und berge "hohes Konfliktpotenzial", so der Flüchtlingsrat.
Bereits die jetzige Höchstdauer von sechs Monaten sei "in der Regel
schädlich für die soziale Integration und das individuelle
Wohlbefinden". Die GGUA sprach von "Abschottungs- und
Abschreckungspolitik".
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RHEINLAND-PFALZ/5004: Gezielte Unterstützung für von Gewalt betroffene Mädchen und Frauen (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 10.12.2018

Gezielte Unterstützung für von Gewalt betroffene Mädchen und
Frauen



In Rheinland-Pfalz wurden im vergangenen Jahr mehr als 7.600
Erwachsene Opfer von Gewalt in engen sozialen Beziehungen, bundesweit
zählt die Statistik 133.000 Opfer von häuslicher Gewalt. Jeweils mehr
als 80 Prozent davon waren Frauen. Diese Zahlen zeigen, dass die im
Doppelhaushalt 2019/20 eingestellten Mittel für Beratungs- und
Präventionsangebote für von Gewalt betroffene Mädchen und Frauen genau
an der richtigen Stelle investiert sind.

Dazu Dr. Bernhard Braun, Fraktionsvorsitzender der GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz:

"Auch in Rheinland-Pfalz werden nach wie vor viele Mädchen und Frauen
Opfer von Gewalt. Viele der Taten geschehen hinter den verschlossenen
Türen des vermeintlich sicheren Zuhauses und werden von
Familienmitgliedern oder engen Bekannten verübt. Um den Frauen zu
helfen, sich aus gewalttätigen Beziehungen zu lösen und traumatische
Erlebnisse zu verarbeiten, gibt es in Rheinland-Pfalz einige
Hilfsangebote. Wir wollen diese weiter zu stärken und ihre
Handlungsspielräume erweitern. Die Hilfsangebote sind für betroffene
Frauen und Mädchen häufig deren einzige Rettungsanker. Deshalb haben
wir uns als GRÜNE Landtagsfraktion in den Haushaltsverhandlungen
besonders für die Mittelerhöhungen eingesetzt."

Folgende Änderungen werden wir in die Endabstimmung des Haushaltes
einbringen:


	30.000 Euro für die erfolgreiche Arbeit in der Suchtberatung für Frauen sowie 40.000 Euro für das Beratungsangebot für Prostituierte.

	30.000 Euro für eine Online-Beratung im MädchenHaus Mainz, FemMa, wird mit gefördert. Dorthin können sich Mädchen und junge Frauen im Alter von 12 bis 27 Jahren sowie deren Angehörige wenden.

	15.000 Euro für die internationale Menschenrechts- und Hilfsorganisation zur Beratung und Betreuung von Opfern von Menschenhandel, Zwangsprostitution und Beziehungsgewalt SOLWODI.

	10.000 Euro für das Präventivbüro RONJA Westerburg, das eine Fachberatung für von sexualisierter Gewalt betroffene Frauen und Mädchen bietet.



Bereits im Haushaltsentwurf der Landesregierung wurde der Ansatz um
jährlich mehr als 500.000 Euro für Unterstützungsangebote für von
Gewalt betroffene Frauen erhöht - davon sind über 100.000 Euro für ein
neues Frauenhaus im nördlichen Rheinland-Pfalz vorgesehen.

Die frauenpolitische Sprecherin Jutta Blatzheim-Roegler ergänzt:
"Frauenhäuser sind Schutzräume für Frauen, die vor gewalttätigen
Personen in ihrem engsten Umfeld fliehen müssen. Dort können sie zur
Ruhe kommen und beginnen, die traumatischen Gewalterfahrungen mit
professioneller Unterstützung zu verarbeiten. Dass das bestehende
Angebot von 17 Frauenhäusern in Rheinland-Pfalz um ein weiteres
erweitert werden soll, ist ein wichtiges und positives Signal an die
vielen Initiativen und Vereine, die sich dafür einsetzen, Frauen in
Notlagen zu unterstützen. Genauso wichtig wie die Unterstützung der
Frauen, die Gewalt erlebt haben, ist aber die Präventionsarbeit.
Gewalt gegen Frauen darf niemals kleingeredet oder gerechtfertigt
werden - hierfür braucht es die Anstrengung der gesamten
Gesellschaft."
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RHEINLAND-PFALZ/5003: Nationalpark Hunsrück-Hochwald (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 07.12.2018

Nationalpark Hunsrück-Hochwald: Mittel für Naturschutz, Tourismus
und den ländlichen Raum



Mit dem Nationalpark Hunsrück-Hochwald leistet die Landesregierung
einen wichtigen Beitrag zum Naturschutz und dem Erhalt der
Artenvielfalt. Um das Projekt weiter zu stärken, werden im
Doppelhaushalt 2019/20 Mittel von insgesamt mehr als 11 Millionen Euro
für Projekte in der Nationalparkregion bereitgestellt. Dazu erklärt
der umweltpolitische Sprecher der GRÜNEN Landtagsfraktion, Andreas
Hartenfels:

"Der Nationalpark Hunsrück-Hochwald ist ein Leuchtturmprojekt der
rheinland-pfälzischen Landesregierung. Er ist ein Bindeglied zwischen
effektivem Naturschutz, nachhaltigem Tourismus und der Stärkung des
ländlichen Raums.

Mit Investitionen wie dem Wildfreigehege Wildenburg schaffen wir ein
noch attraktiveres Umfeld für die Umweltbildung und schärfen
gleichzeitig das Profil des Nationalparks. Wir gestalten damit das
Naturerlebnis für Bürgerinnen und Bürger sowie für Touristinnen und
Touristen noch attraktiver.

Wir freuen uns, dass sich die wichtige Rolle des Nationalparks für
unser Land auch im Haushalt wiederfindet. Die eingestellten Mittel in
Höhe von knapp sechs Millionen Euro jährlich sind hier an genau der
richtigen Stelle investiert und helfen dabei, die Ziele der
Biodiversitätsstrategie zu erfüllen."
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BILDUNG/1498: Neues Verfahren zur Vergabe von Medizin-Studienplätzen beschlossen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Bildung und Forschung

Neues Verfahren zur Vergabe von Medizin-Studienplätzen beschlossen



Karamba Diaby, zuständiger Berichterstatter:

Die Kultusminister der Länder haben sich auf ein vollkommen neues
Zulassungsverfahren zur Vergabe von Studienplätzen in der Medizin,
Tiermedizin, Zahnmedizin sowie in der Pharmazie geeinigt. Das
Bundesverfassungsgericht hatte am 19. Dezember 2017 entschieden, dass
das Zulassungsverfahren in der Humanmedizin in Teilen
verfassungswidrig ist und vorgegeben, die Zulassung bis Ende 2019 neu
zu regeln. Die SPD-Bundestagsfraktion begrüßt, dass den
Kultusministern eine Einigung zu einer grundlegenden Reform geglückt
ist.

"Wir haben uns in der SPD-Fraktion schon seit langem dafür eingesetzt,
das Zulassungsverfahren in der Humanmedizin zu reformieren, auch damit
der gefühlten Willkür bei der Frage, wer Medizin studieren darf und
wer nicht, ein Ende gesetzt wird.

Wir begrüßen, dass im neuen Zulassungsverfahren ab Sommersemester 2020
neben der Abiturnote nun weitere Kriterien eine zentrale Rolle spielen
werden. So erhalten auch diejenigen eine Chance auf einen
Studienplatz, die andere Qualifikationen und Eignungen einbringen, als
eine gute Abiturnote.

Laut des Entwurfs für einen neuen Staatsvertrag wird unter anderem
eine Eignungsquote eingeführt, nach der zehn Prozent der Studienplätze
schulnotenunabhängig vergeben werden. Außerdem müssen im
Auswahlverhalten der Hochschulen, das weiterhin sechzig Prozent
ausmacht, neben der Abiturnote zwei weitere von der Schulnote
unabhängige Kriterien herangezogen werden. Eines davon wird
fachspezifischer Studieneignungstest sein. Dies wird zu einer besseren
Vorbereitung künftiger Ärztinnen und Ärzten und zu mehr Vielfalt
beitragen.

Wir unterstützen darüber hinaus den Ansatz, die sogenannte
Wartezeitquote zu streichen, bei der junge Abiturientinnen und
Abiturienten bis zu fünfzehn Semester auf einen Studienplatz warten
mussten. Das war nicht zumutbar und betraf rund zwanzig Prozent der
Medizinstudierenden. Wichtig ist: Für diejenigen, die aktuell auf
einen Studienplatz warten, haben die Kultusminister eine Lösung
gefunden und sich auf eine Übergangsregelung geeinigt. Die Wartezeit
wird für zwei Jahre - je nach Länge der Wartezeit - der
Studienplatzvergabe prozentual angerechnet."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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EUROPA/1620: Einrichtung einer Europäischen Arbeitsbehörde


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 7. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Einrichtung einer Europäischen Arbeitsbehörde



Christian Petry, europapolitischer Sprecher:

Mit der Einigung der europäischen Arbeitsminister auf eine Europäische
Arbeitsbehörde ist ein Schritt hin zu einem sozialeren Europa getan.
Die Europäische Kommission hatte diesen Vorschlag unterbreitet, nun
muss noch das Europäische Parlament zustimmen.

"Vor einem Jahr haben die Staats- und Regierungschefs der EU
beschlossen, mehr zu tun für soziale Rechte, wie den Zugang zu
Sozialschutz, faire Arbeitsbedingungen und Schutz von Arbeitnehmern,
die in anderen EU-Ländern tätig werden. Die jetzt erreichte Einigung
der Arbeitsminister auf die Errichtung einer Europäischen
Arbeitsbehörde begrüßen wir ausdrücklich. Auch wenn Sozialpolitik vor
allem durch nationale Systeme geprägt ist, erfordert zunehmende
Mobilität auch besseren grenzüberschreitenden Schutz für Menschen, die
zeitweise in anderen Ländern tätig sind.

Noch immer gibt es bei grenzüberschreitenden Tätigkeiten, sogenannten
Entsendungen, zu viel Missbrauch, sei es durch undurchsichtige
Arbeitsbedingungen oder unklare Beschäftigungsverhältnisse. Da dieser
von nationalen Aufsichtsbehörden nur schwer oder gar nicht entdeckt
und noch weniger sanktioniert werden kann, ist eine Arbeitsbehörde auf
europäischer Ebene folgerichtig."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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RECHT/673: Menschenrechte müssen tagtäglich neu verteidigt werden


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Menschenrechte und humanitäre Hilfe

Menschenrechte müssen tagtäglich neu verteidigt werden



Frank Schwabe, Sprecher für Menschenrechte und humanitäre Hilfe:

Heute vor 70 Jahren wurde in Paris die Allgemeine Erklärung der
Menschenrechte (AEMR) durch die Generalversammlung der Vereinten
Nationen verkündet. Erstmals definierte die Weltgemeinschaft in 30
Artikeln individuelle als auch wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte. Die AEMR ist als Grundlage internationaler
Menschenrechtsstandards heute so aktuell wie 1948.

"Menschenrechte sind universell und unveräußerlich - dieses Prinzip
der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte wird in zunehmendem Maße
in Frage gestellt. Nicht nur in Kriegen wie in Syrien und im Jemen
oder in autokratischen Staaten wie China, Saudi-Arabien oder Myanmar
werden grundlegende Menschenrechte eingeschränkt und verletzt. Auch in
Europa werden Pressegesetze verschärft, das Recht auf Bildung und
Kultur beschnitten und freie Wahlen und faire Gerichtsverfahren
verhindert.

Dieser Entwicklung muss sich Deutschland entschlossen
entgegenstellen - in den Vereinten Nationen, dem Europarat und der
Europäischen Union. Gleichzeitig müssen sich Bundesregierung und
Europäische Union weiterhin für eine Stärkung des Internationalen
Strafgerichtshofs einsetzen, um die Verfolgung und Ahndung schwerster
Menschenrechtsverletzungen sicherzustellen. Denn nur die strikte
Einhaltung der Menschenrechte garantiert ein Leben in Freiheit und
Sicherheit.

Wir wollen das Zusatzprotokoll des UN-Sozialpakts ratifizieren und
dadurch ermöglichen, dass wirtschaftliche, soziale und kulturelle
Rechte vor dem UN-Ausschuss eingefordert werden können. Sozialen
Menschenrechten muss noch stärkere Geltung verschafft werden. Denn:
Alle Menschen sind frei und gleich an Würde und Rechten geboren."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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WIRTSCHAFT/2827: Tabakaußenwerbeverbot - Wirtschaftliche Interessen dem Gesundheitsschutz unterordnen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 10. Dezember 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Tabakaußenwerbeverbot: Wirtschaftliche Interessen dem Gesundheitsschutz unterordnen



Rainer Spiering, ernährungspolitischer Sprecher:

Die heutige Anhörung zur Tabakaußenwerbung im Deutschen Bundestag
bestätigt erneut, wie wichtig deren Verbot für den Schutz unserer
Kinder und Jugendlichen ist. Wirtschaftliche Interessen müssen bei der
dringend notwendigen Umsetzung eines solchen Verbots dem
Gesundheitsschutz untergeordnet werden.

"Rauchen gehört zu den größten vermeidbaren Gesundheitsrisiken in
Deutschland. Gerade Kinder und Jugendliche seien durch
Tabakaußenwerbung besonders leicht für den Tabakkonsum zu gewinnen.
Das bestätigten auch Vertreter aus Wissenschaft und Forschung in der
heutigen Anhörung zur Tabakaußenwerbung. Daher muss der
gesundheitliche Verbraucherschutz von Kindern und Jugendlichen durch
ein Tabakaußenwerbeverbot gestärkt werden. Ein solches Verbot sollte
vor diesem Hintergrund oberste Priorität haben und alle Formen von
Werbung sowie alle alternativen Tabakprodukte mit einschließen
(E-Zigaretten, Tabakerhitzer, Wasserpfeifen).

Bisher scheinen leider wirtschaftliche Interessen wichtiger gewesen zu
sein als der Verbraucherschutz unserer Kinder und Jugendlichen. Nur so
ist es zu erklären, dass es - trotz des Drängens der
SPD-Bundestagsfraktion - bisher kein Verbot für eine Tabakaußenwerbung
gibt.

Ein Verbot der Tabakaußenwerbung würde den gesundheitlichen
Verbraucherschutz um die bisherigen Maßnahmen wie das Abgabeverbot von
E-Zigaretten und E-Shishas an Kinder und Jugendliche und die
Schockbilder und Warnhinweise auf Zigarettenschachteln um einen
wichtigen Punkt ergänzen."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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FRAGEN/060: Zu Besuch beim kubanischen Botschafter - "Für uns war Solidarität immer sehr wichtig" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Nachricht vom 10. Dezember 2018

Zu Besuch beim kubanischen Botschafter - "Für uns war 
Solidarität immer sehr wichtig"

Von Flo Osrainik, acTVism Munich*, 7. Dezember 2018
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Ramón Ignacio Ripoll Díaz, kubanischer Botschafter in Berlin (links),
im Gespräch mit Flo Osrainik 

Foto: © acTVism Munich



In diesem Interview sprechen wir mit dem kubanischen Botschafter
in Deutschland über Versuche der USA Einfluss auf die Politik des
Landes zu nehmen, das kubanische Gesellschaftsmodell, den Prozess der
Verfassungsänderung sowie die Zukunft des Landes.

Kuba ist das Land der Revolution. Seitdem die Widerstandsbewegung des
26. Juli zu Beginn des Jahres 1959 erfolgreich in Havanna einzog und
Diktator Batista zur Flucht zwang, hat sich die Insel zu einer
beständigen Bastion gegen den Imperialismus US-amerikanischer Prägung
entwickelt. Während man im politischen Westen meist nur über Kuba
redet - im November 2018 bezeichnete der Nationale Sicherheitsberater
der US-Administration, John Bolton, Kuba zusammen mit Nicaragua und
Venezuela als eine "Troika der Tyrannei", dabei kündigte er an, den
Druck auf die Regierungen dieser Länder "maximal" zu erhöhen - haben
wir mit Ramón Ignacio Ripoll Díaz, dem kubanischen Botschafter in
Berlin, über Versuche der USA Einfluss auf die Politik des Landes zu
nehmen, die US-Blockade, das kubanische Modell und den Prozess der
Verfassungsänderung gesprochen.

Flo Osrainik: Herr Ripoll, Sie sind Botschafter Kubas, einem jener
Länder, die sich Märkten und Konzernen nicht hingeben und in den
westlichen Medien dafür entweder selten oder eher schlecht präsentiert
werden. Wie nehmen Sie die Darstellung Ihres Landes war?

Ramon Ripoll: Leider vermitteln die Medien in vielen Fällen keine
guten Eindrücke und Informationen von Kuba. Diese Frage ist aber auch
von unserem Verhältnis zu den Vereinigten Staaten, die einen großen
Einfluss und eine große Kontrolle über die Medien im Allgemeinen und
über Informationen in anderen Ländern, auch hier in Deutschland,
haben, bestimmt.

Mit unseren begrenzten Mitteln versuchen wir natürlich, ein richtiges
Bild von Kuba wiederzugeben. Für ein kleines Land wie Kuba ist es aber
nicht so einfach, dieses schlechte Bild zu korrigieren und die
Wahrheit zu vermitteln.

Dann erzählen Sie doch bitte etwas vom kubanischen Weg. Ist das
Modell des Sozialismus denn nicht schon verbrannt, global ein
Auslaufmodell?

Nein, das denken wir nicht. Nach einem langen Kampf für Unabhängigkeit
und Souveränität haben wir mit dem Sieg unserer Revolution am 01.
Januar 1959 unser Ziel erreicht. Von diesem Moment an hatten wir zum
ersten Mal in der kubanischen Geschichte die Möglichkeit, die
komplette Unabhängigkeit und Souveränität über unser Land zu erlangen.
Das Resultat war, dass die Kubaner die Entscheidung getroffen haben,
einen sozialistischen Weg zu gehen. Das hatte aber nichts mit der
Situation in Europa oder dem Ergebnis des Zweiten Weltkriegs zu tun,
es war die Entwicklung Kubas.

Unserer Meinung nach bedeutet der Sozialismus in Kuba heute auch
Unabhängigkeit und Souveränität. Aber wir leiden, als Konsequenz
unserer Entscheidung, leider schon seit 60 Jahren unter den
Auswirkungen der Blockade durch die Vereinigten Staaten. Mit dieser
Politik werden viele Schwierigkeiten in unserem täglichen Leben
provoziert. Ein großer Teil unserer Bevölkerung hat bisher immer nur
unter den Bedingungen der Blockade gelebt.

Der Sozialismus bedeutet in Kuba aber auch freien Zugang zum
Bildungswesen, einen freien Zugang zum Gesundheitswesen und außerdem
haben alle Kubaner die Möglichkeit, sich mit ihren ganzen Kapazitäten
zu entwickeln. Wir denken, dass wir auf dem richtigen Weg sind. Wir
versuchen auch, alle Bedingungen zu schaffen, um unsere Ziele
weiterhin verfolgen zu können.

Unter US-Präsident Donald Trump haben die Spannungen mit den USA ja
wieder zugenommen. Über soziale Medien und über anti-kubanische
Nachrichtenkanäle, das ist gar kein Geheimnis, versucht man Einfluss
auf das Geschehen in Kuba zu nehmen. Übrigens unabhängig davon, wer
gerade Präsident in den USA ist. Wie geht Ihre Regierung damit um?

Ja. Leider stecken wir in einer schwierigen Situation mit der
Regierung der Vereinigten Staaten, die ja lange die Kontrolle über
Kuba hatte. Die Situation hat sich mit dem Sieg unserer Revolution
dann aber verändert.

Wir haben immer die Bereitschaft gehabt, eine normale Beziehung mit
den Vereinigten Staaten zu entwickeln, solange man dabei eine
respektvolle Haltung gegenüber Kuba einnimmt. Leider gab es diese
Situation, besser gesagt diese Haltung gegenüber unserem Land aber
nicht. John F. Kennedy, eine respektierte Persönlichkeit hier in
Deutschland, hat im April 1961 zum Beispiel eine Brigade nach Kuba
geschickt, um die Revolution zu beseitigen. Auf Deutsch ist bei dieser
Aktion von der Invasion in der Schweinebucht die Rede. Trotz dieser
Angriffe gab es von unserer Seite aber immer wieder die Bereitschaft,
ein normales Verhältnis mit den USA zu erreichen.

Nur in den letzten zwei Jahren der Obama-Administration war es
möglich, einen normalen Dialog zu führen. Die Ziele sind allerdings
immer noch die gleichen. Die Vereinigten Staaten versuchen nur mit
anderen Methoden, die Ergebnisse unserer Revolution zu zerstören. Und
jetzt gibt es mit Trump eine neue Herausforderung, mit der wir leben
müssen. Dabei finden die Vereinigten Staaten immer wieder andere
Motive. Wenn ein Motiv nicht mehr nützlich ist, dann suchen sie
einfach ein neues Motiv. Als die Sowjetunion zum Beispiel noch
existierte, da hieß es immer, Kuba wäre ein Satellit der Sowjetunion.
Also sind wir heute ein Satellit, der seit fast 30 Jahren ohne einen
Planeten lebt. Ein Satellit braucht aber einen Planeten. Es gab eben
immer eine neue Rhetorik gegen uns.

Momentan ist die Trump-Administration entscheidend, die in den letzten
Wochen und Monaten ja auch wieder eine neue Rhetorik benutzt hat. Vor
ein paar Monaten hieß es etwa, dass Kuba die Mutter von allem
Schlechten sei und der Sicherheitsberater von Trump sagte sogar, dass
Kuba zur Troika der Tyrannei gehören würde. Die Tyrannei der Troika
soll aus Kuba, Kuba ist natürlich in allen schwarzen Listen vertreten,
Venezuela und Nicaragua bestehen.

Unter diesen Umständen ist es für uns dann auch noch erschwerend, eine
US-Botschaft in Havanna zu haben, die den Kubanern, die in die
Vereinigten Staaten reisen möchten, um ihre Familienangehörigen dort
zu besuchen, seit zwei Jahren praktisch keine Dienstleistung mehr
anbietet. Und das Personal unseres Konsulats in Washington wurde 2017
wegen dubioser Vorwürfe zu angeblichen Schallattacken auf US-Personal
in Havanna zurück nach Kuba geschickt. Dafür hat zwar niemand Beweise
vorgelegt, aber man nutzt das als Vorwand, um Angst in den Vereinigten
Staaten zu schüren, damit niemand mehr nach Kuba reisen möchte. Das
ist eine schlechte Situation für uns.

Es wird zwar immer von Menschenrechten geredet, aber auch sehr stark
gegen die Rechte der Kubaner, die einfach nur eine normale Beziehung
mit den Menschen und Kubanern in den Vereinigten Staaten wollen,
gearbeitet.

Nun sendet Kuba ja keine Soldaten mehr in die Welt, um etwa die
Apartheid Südafrikas zu bekämpfen, sondern Ärzte. Davon hört und liest
man eher selten. Erzählen Sie doch bitte etwas davon.

Für uns war die Solidarität immer sehr wichtig. Wir haben Solidarität
bekommen und versuchen unsere Solidarität auch anderen Ländern zu
geben. Wir sind kein reiches Land, wir haben nicht viel Geld, aber wir
haben die Bereitschaft im Rahmen unserer begrenzten Möglichkeiten mit
anderen Ländern zu teilen.

Im Jahr 1963, also vier Jahre nach dem Triumph der Revolution, zu
einer Zeit, als die Hälfte der kubanischen Ärzte in die Vereinigten
Staaten gegangen sind, haben wir die erste kubanische
Gesundheitsbrigade in ein anderes Land gesendet. Seitdem haben wir
eine permanente Präsenz von Gesundheitsbrigaden in verschiedenen
Ländern der Welt, die meisten in Lateinamerika und in Afrika. Unsere
Spezialisten, unser gesamtes Gesundheitspersonal arbeitet in diesen
Ländern übrigens nicht in den Hauptstädten, sondern in Regionen, in
die die Ärzte vor Ort normalerweise nicht gehen.

Wir haben in vielen afrikanischen Ländern Personal, bilden aber auch
Ärzte in Kuba aus. Bei uns gibt es zum Beispiel die "Escuela
Latinoamericana de Medicina", eine Hochschule mit über zehntausend
Studenten aus meist ärmeren Ländern, die wir dort zu Ärzten ausbilden.
Die Studenten haben ein Stipendium von unserer Regierung erhalten und
kommen, seit mehreren Jahren schon, aus Lateinamerika, aus Afrika, aus
Asien und auch aus den Vereinigten Staaten. Wir geben also auch jungen
Leuten aus den Vereinigten Staaten, die aus finanziellen Gründen keine
Möglichkeit haben zu Hause in den USA ein Medizinstudium zu
absolvieren, bei uns in Kuba die Gelegenheit dazu. Wir versuchen aber
nicht nur im Gesundheitswesen, sondern zum Beispiel auch im
Bildungsbereich einen Beitrag zu leisten.

In Deutschland wird ja auch über eine bessere Unterstützung für
afrikanische Länder gesprochen. Da könnte man vielleicht
Zusammenarbeiten. Wir haben zwar das Gesundheitspersonal, um diesen
Ländern zu helfen, aber es fehlt uns an finanziellen Ressourcen. Es
gibt übrigens Erfahrungen in der Zusammenarbeit zwischen Deutschland
und Kuba, das war glaube ich im Jahr 2000. Damals haben wir für eine
bestimmte Zeit gemeinsam in Honduras und in Niger kooperiert. Wir
wären jedenfalls bereit, gemeinsam in diese Richtung zu gehen.

In Kuba wurde in den letzten Monaten ja auch eine
Verfassungsänderung auf den Weg gebracht und in der Bevölkerung
diskutiert. Wie läuft dieser Prozess ab, wie kann man sich das
vorstellen und was wird sich in naher Zukunft in Kuba ändern?

Unser Ziel ist es, eine neue Verfassung für Kuba zu bekommen. Die
jetzige Verfassung wurde durch ein Referendum unserer Bevölkerung im
Jahr 1976 genehmigt. Seitdem sind über 40 Jahre vergangen. In dieser
Zeit hat sich natürlich viel getan. Um unseren Entwicklungsprozess
auch weiterhin zu gehen, ist es daher notwendig, Veränderungen in
unserer Verfassung vorzunehmen.

Auf Vorschlag wurden viele wichtige Elemente der alten Verfassung in
die neue Verfassung übernommen. Unsere Nationalversammlung hat den
Vorschlag für die neue Verfassung im Juli dieses Jahres bereits
genehmigt und auch die Entscheidung getroffen, dass die neue
Verfassung von der ganzen Bevölkerung diskutiert werden soll.

In Kuba hatten alle Kubaner die Möglichkeit, ihre Meinungen zu äußern
und Vorschläge zu machen. Auch die Kubaner, die in Deutschland leben
und arbeiten, konnten an diesem Prozess teilnehmen. Wir haben dazu
zwei Versammlungen, eine in der ehemaligen Hauptstadt Bonn und die
andere hier in Berlin abgehalten. Insgesamt wurden von uns so rund 100
Vorschläge eingebracht.

Der Prozess der Verfassungsänderung lief in Kuba noch bis zum 15.
November, dabei hat sich die Kommission, die das ganze Projekt
vorbereitet hat, mit allen Meinungen und Vorschlägen
auseinandergesetzt, um noch mal eine komplette Revision zu machen. Im
Dezember müsste die Nationalversammlung den überarbeiteten Vorschlag
dann auch genehmigen. Am Ende sollte es ein verbessertes Resultat
geben, da die Meinungen von über sieben Millionen Menschen
berücksichtigt wurden.

Die Kubaner hatten übrigens auch über eine spezielle Internetseite die
Möglichkeit, ihre Meinungen einzubringen und Vorschläge zu machen.
Wenn die Nationalversammlung im Dezember zustimmt, dann wird
voraussichtlich im Februar 2019 ein Referendum organisiert, um den
Menschen die Möglichkeit zu geben, dem bis dahin überarbeiteten
Vorschlag zuzustimmen oder ihn eben abzulehnen. Wenn der Vorschlag zur
neuen Verfassung von der Bevölkerung genehmigt wird, so dürfte die
neue Verfassung voraussichtlich im April 2019 in Kraft treten.

Wie wird es mit dem kubanischen Modell denn in Zukunft weitergehen?
Kann es sich entwickeln und vielleicht sogar als soziales Vorbild für
andere Länder in der Welt dienen oder wird es vom Kapitalismus, vom
Neoliberalismus und seinen Akteuren doch noch langsam auf Linie
gebracht?

Wir müssen weiterhin versuchen, in die gleiche Richtung zu arbeiten.
Wir hatten in Kuba schon einmal ein kapitalistisches System. Dieses
System hat die sozialen Probleme des Landes nicht gelöst. Wir hatten
keine Souveränität und keine Unabhängigkeit gegenüber den Vereinigten
Staaten. Unter den heutigen Bedingungen bedeutet Sozialismus für uns
Gleichheit, Unabhängigkeit und Souveränität.

Wir sind interessiert und haben die Bereitschaft, mit den anderen
lateinamerikanischen und karibischen Staaten gemeinsam einen
Integrationsprozess zu gehen, aber wir befinden uns damit leider in
einer Gegenposition zu den Ländern Nordamerikas.

Die Überarbeitung unserer Verfassung ist ein Teil dieser neuen
Entwicklung, weil wir unabhängig von den Auswirkungen der Blockade der
Vereinigten Staaten, wir wissen ja nicht, wie lange wir unter diesen
Umständen noch leben werden, in der Lage sein müssen, bessere
Lebensbedingungen für unsere Bevölkerung anzubieten. Deshalb ist es
wichtig, verschiedene Faktoren neu zu kombinieren, aber immer mit dem
Ziel, weiterhin unseren Weg zu gehen. Dafür ist eben eine neue
Verfassung notwendig.

Auf dem letzten Parteitag der Kommunistischen Partei von Kuba wurde
etwa ein Modell darüber verabschiedet, wie die weitere soziale und
wirtschaftliche Entwicklung in der Republik Kuba gestaltet werden
könnte. Infolgedessen sollte in naher Zukunft auch ein
Entwicklungsprogramm bis 2030 von der Nationalversammlung genehmigt
werden. Nicht zuletzt als Teil dieses Prozesses scheint uns eine neue
Verfassung, um bestimmte Probleme in wirtschaftlichen Bereichen lösen
zu können, notwendig zu sein.

In Kuba existieren Genossenschaften jetzt zum Beispiel nur in der
Landwirtschaft. Unsere Intention ist es aber, dass es Genossenschaften
künftig in den unterschiedlichsten Bereichen geben soll. Es wird in
Zukunft wohl auch möglich sein, kleine Privatunternehmen gründen zu
können, was momentan ja noch nicht der Fall ist.

Ein weiterer Vorschlag für die neue Verfassung ist beispielsweise auch
die Einführung der gleichgeschlechtlichen Ehe. Das ist übrigens einer
jener Punkte, die in Kuba gegenwärtig für Diskussionen sorgen. Die
neue Verfassung ist aber, unabhängig von den Auswirkungen der Blockade
auf unsere Bevölkerung, ein wichtiger Teil eines Prozesses, um eine
allgemeine Verbesserung der Situation in unserem Land zu erreichen.

Was ist aus Ihrer Sicht denn das größte Problem für die
Weiterentwicklung des Gesellschaftsmodells der Republik Kuba?

Die Blockade der Vereinigten Staaten. Ohne jede Diskussion.

Herr Botschafter, vielen Dank für das Gespräch und Ihre Zeit.

 * 

Ramón Ignacio Ripoll Díaz studierte Ökonomie an der Universität in
Havanna und begann seine politische Laufbahn im Staatskomitee für
wirtschaftliche Zusammenarbeit - dort war er später unter anderem für
die Subsahara, Nordafrika und den Mittleren Osten zuständig. Er war
kubanischer Wirtschaftsattaché in der DDR, Wirtschaftsrat in Namibia
und der Bundesrepublik Deutschland, Vizeminister für Außenhandel und
Ausländische Investitionen und Direktor der Öffentlichkeitsarbeit der
kubanischen Handelskammer, bevor er 2017 als Botschafter nach Berlin
kam.

* acTVism Munich ist ein unabhängiges, gemeinnütziges globales
Online-Informations-Netzwerk, das regelmäßig aus München berichtet.
Unser Ziel ist es, durch investigativen Journalismus Themen
aufzudecken, die von den Mainstream-Medien ignoriert werden - und
dabei so objektiv wie möglich zu bleiben. Darüber hinaus versuchen wir
dieses Ziel auch über Kunst- und andere Kulturprojekte zu erreichen.
Um dieser Philosophie gerecht zu werden, finanzieren wir uns
ausschließlich über Spenden aus dem Volk. Wir verzichten bewusst auf
Werbung, Sponsoring und staatliche Förderung. www.actvism.org

Erstveröffentlicht bei:

https://www.actvism.org/politics/kubanischen-botschafter/
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LATEINAMERIKA/1838: Peru - Uruguay lehnt Asyl für Alan García ab (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru

Uruguay lehnt Asyl für Alan García ab



(Lima, 3. Dezember 2018, servindi/poonal) - Der peruanische
Ex-Präsident Alan García hat die Residenz des uruguayischen
Botschafters in Peru, Carlos Barros, verlassen, in die er sich
geflüchtet hatte. Zuvor hat der Präsident Uruguays, Tabaré Vázquez,
dessen Bitte nach politischem Asyl abgelehnt. Als Begründung gab
Vázquez an, in Peru sei die unabhängige und freie staatliche
Gewaltenteilung intakt. "Wir haben der Bitte nach Asyl nicht
stattgegeben, da in Peru die drei Staatsgewalten ungehindert agieren
können", erklärte Uruguays Präsident gemeinsam mit seinem
Außenminister, Rodolfo Nin Novoa, auf einer Pressekonferenz.

Nin Novoa fügte hinzu: "Die uruguayische Regierung ist zu dem Schluss
gekommen, dass die Ermittlungsverfahren gegen Ex-Präsidenten Alan
García keine politische Verfolgung darstellen. Es handelt sich um
Anklagen, die sich mehrheitlich auf wirtschaftliche und administrative
Vorfälle beziehen, welche während seiner beiden Amtszeiten als
gewählter Präsident Perus vorgefallen sind".


Uruguay sieht keine politische Verfolgung

Nach dieser Ankündigung sah sich Ex-Präsident Alan García gezwungen,
die Residenz des uruguayischen Botschafters Carlos Barros zu
verlassen. "Der Präsident Uruguays und der peruanische Außenminister
Popolizio haben es bereits angekündigt. Uruguay wird dem
Ex-Präsidenten Perus, Alan García, kein Asyl gewähren und dieser hat
die Botschaftsresidenz inzwischen verlassen. Das werde ich zu diesem
Thema sagen, alles Übrige wird zwischen den Regierungen geklärt
werden", bestätigte Barros an der Tür seiner Residenz. Der
uruguayische Botschafter in Peru betonte, dass die Gründe für die
Zurückweisung des Antrages des Ex-Präsidenten "von der Regierung
angegeben werden und nicht vom Botschafter".


Die Fakten

García war peruanischer Staatspräsident von 1985 bis 1990 und von 2006
bis 2011. Die Generalstaatsanwaltschaft in Peru hat gegen ihn, sowie
gegen die beiden Ex-Präsidenten Alejandro Toledo (2001-2006) und Pedro
Pablo Kuczynski (2016-2018) Ermittlungen wegen Geldwäsche eingeleitet.
Sie sollen in ihren Wahlkämpfen Spenden in Höhe von 200.000 bis
700.000 US-Dollar vom brasilianischen Baukonzern Odebrecht erhalten
haben.

Alan García befand sich seit 17. November 2018 insgesamt 17 Tage in
der Residenz des Botschafters von Uruguay in Lima. An diesem Tag hatte
er diplomatisches Asyl beantragt, wenige Stunden, nachdem ein Richter
ihm verboten hatte, Peru in den nächsten 18 Monaten zu verlassen, um
dessen Anwesenheit während des Prozesses zu gewährleisten.

Der ehemalige Staatschef fuhr nach Aussage seines Sekretärs, Ricardo
Pinedo, nach dem Verlassen der Botschaft zuerst zum Wohnsitz seiner
ältesten Tochter, Carla García, im Stadtteil San Isidro in Lima.
Anschließend begab er sich zu seinem Haus im Stadtbezirk Miraflores,
wo er sich aktuell aufhält.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/uruguay-lehnt-asyl-fuer-alan-garcia-ab/
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ASYL/1331: Tag der Menschenrechte und der UN-Migrationspakt (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Tag der Menschenrechte und der UN-Migrationspakt

PRO ASYL warnt: Rechte blasen zum Angriff auf Menschenrechte



PRO ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt bezeichnet am heutigen Tag der
Menschenrechte die Debatte um den UN-Migrationspakt als »künstlich
hochgeheizt mit enormen Gefahrenpotential für den demokratischen
Rechtsstaat. Rechte trommeln gegen den UN-Pakt, es geht ihnen um die
Einleitung einer Rolle rückwärts in die Zeit vor 1948 und der
Verabschiedung der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte. Menschenrechte
sollen ihrer Wirkung beraubt werden. Sie sind in Europa aber gültiges
Recht. Der UN-Migrationspakt bekräftigt diese schon lange geltenden Rechte,
sie müssen eingehalten werden«, so Burkhardt.

Deutschland und die anderen Industriestaaten werden unglaubwürdig, wenn sie
für Menschenrechte weltweit eintreten, sie selbst aber nicht engagiert
verteidigen und ihnen zur Durchsetzung verhelfen. Das Recht, Rechte zu
haben, das Recht auf Zugang zu einem effektiven Rechtsschutz, bei dem
Gerichte Behördenentscheidungen kontrollieren, das Recht auf Asyl, der
Schutz der Menschenwürde, das Recht als Familie zusammenzuleben - all das
wird von den Kritikern zur Disposition gestellt. Letztendlich zielt die
Kritik auf ein Roll-Back in Nationalstaaten ab, in denen die Regierungen
ohne rechtsstaatliche Bindungen schalten und walten wie sie wollen.

Die menschenrechtlichen Verpflichtungen, die der Pakt bekräftigt und die
bisher schon gelten, müssen demokratische Regierungen zum Handeln bewegen.
PRO ASYL fordert, dass das Recht auf Leben, das Recht auf Schutz vor Folter
und Erniedrigung, das Recht auf Zugang zu einem fairen Asylverfahren und
das Recht auf einen Rechtsstaat, in dem Gerichte die Behörden
kontrollieren, uneingeschränkt im gesamten Gebiet der Europäischen Union
gewährleistet sein muss.

AFD und Rechtspopulisten haben in den letzten Wochen einen Frontalangriff
auf die Menschenrechte gefahren. PRO ASYL-Geschäftsführer Burkhardt wirft
zahllosen demokratischen Politikerinnen und Politikern vor, »ihnen auf den
Leim zu gehen und den Pakt kleinzureden anstatt konsequent ihr Handeln an
den Menschenrechten auszurichten«.

Zur Bedeutung der Menschenrechte

PRO ASYL erinnert daran, dass die Europäische Grundrechtecharta, die
Europäische Menschenrechtskonvention, der Grundlagenvertrag der
Europäischen Union (AEUV) und nicht zuletzt auch das Grundgesetz
fundamentale Menschenrechte festschreiben. Kern eines Rechtsstaates ist es,
dass Behördenentscheidungen durch Gerichte kontrolliert werden können. Im
UN-Migrationspakt verpflichten sich die Staaten, dass bei der Rückführung
von Migrant*innen »alle anwendbaren Rechtsbehelfe ausgeschöpft werden
können unter Einhaltung der Garantien eines ordnungsgemäßen Verfahrens und
der anderen internationalen menschenrechtlichen Verpflichtungen«.

Dies ist in den Elendslagern an Europas Grenzen nicht gewährleistet. Dort
versinkt der Rechtsstaat im Schlamm. Wer nichts zu essen hat, friert und
unter menschenunwürdigen Bedingungen festgesetzt wird, hat keine Chance auf
ein faires Asylverfahren und seine Rechte wahrzunehmen. PRO ASYL kritisiert
die systematische Entrechtung durch den EU-Türkei-Pakt. Deals ersetzen
Rechte, systematisch wird der Zugang zum Recht auf Asyl verweigert,
Schutzsuchende werden zurückverfrachtet, ohne dass ihre Fluchtgründe
inhaltlich geprüft werden.

Auch in Deutschland müssen Menschenrechte wieder zur Leitlinie des Handelns
werden.

Das Recht als Familie zusammenzuleben ist für Kriegsflüchtlinge nicht
gewährleistet. Die tausendfache Verhinderung des Familiennachzugs aus den
Kriegs- und Krisengebieten des Nahen Ostens ist ein unerträgliches Unrecht.
Vor allem bei Familien mit Kindern muss sofort der Nachzug ermöglicht
werden. Der UN-Migrationspakt bekräftigt, dass »das Wohl des Kindes im
Kontext der internationalen Migration in allen Situationen , an denen
Kinder einschließlich unbegleiteter und von ihren Familien getrennter
Kinder, beteiligt sind, stets vorrangig zu berücksichtigen ist «(Punkt 15
h). Zurecht bekräftigen die Staaten im UN-Migrationspakt das Recht auf
Familienleben zu wahren (Ziel 21) und den Vorrang des Kindeswohls.

In Deutschland häufen sich überfallartige Abschiebungen auch in Kriegs- und
Krisengebiete wie Afghanistan, bei denen die Betroffenen faktisch ihrer
Rechte beraubt werden. Das Recht auf einen Rechtsstaat, in dem Gerichte die
Behörden kontrollieren, wird durch solche Abschiebungen ad absurdum
geführt.

Dies gilt nicht nur für Abschiebungen in Krisenregionen wie Afghanistan,
sondern auch für Opfer des Seehofer-Deals mit Griechenland. PRO ASYL
prangert an, dass seit der illegalen Abschiebung durch die Bundespolizei
aus Deutschland ein syrischer Schutzsuchender auf der griechischen Insel
Leros in Polizeihaft sitzt. Unter Umgehung des gültigen Europarechts
(Dublin-Verordnung) wurde in einer Nacht- und Nebelaktion die Abschiebung
vollzogen. Der Betroffene wurde anschließend wochenlang in einer
Polizeistation inhaftiert, deren Haftbedingungen der Europäische
Gerichtshof für Menschenrechte als menschenrechtswidrig charakterisiert
hat.

Seenotrettung gewährleisten

Der UN-Migrationspakt bekräftigt, dass sich die Staaten verpflichten »durch
einzelne oder gemeinsame Such- und Rettungseinsätze ... Menschenleben zu
retten und den Tod und die Verletzung von Migranten zu verhindern« (Punkt
24 UN Migrationspakt). PRO ASYL fordert, dass vor allem das Recht auf Leben
und körperliche Unversehrtheit für alle Migrant*innen und Flüchtlinge in
Europa gewährleistet wird. Das tausendfache Sterben und die Verhinderung
von Seenotrettung durch EU-Staaten bezeichnet PRO ASYL-Geschäftsführer
Burkhardt als »Komplott gegen die Menschenrechte. Jeder Mensch hat das
Recht auf Leben - die EU-Staaten sind zur Hilfe verpflichtet«.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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ASYL/1330: Initiativen fordern Menschenrechte statt Behördenwillkür (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 10. Dezember 2018

Am Tag der Menschenrechte rufen Menschenrechtsorganisationen und
Flüchtlingsinitiativen zu Aktionen für Familiennachzug auf. 

Sie fordern: Menschenrechte statt Behördenwillkür!



Ein breites Bündnis von 30 Menschenrechtsorganisationen und
Flüchtlingsinitiativen veröffentlicht am heutigen Tag der Menschenrechte
gemeinsam mit der Initiative "Familienleben für Alle!" einen Aufruf zu
einer Demonstration in Berlin am 2. Februar 2019 und dezentralen Aktionen
in anderen Städten Deutschlands am 1. und 2. Februar 2019.

Die Menschenrechtsorganisationen und Aktivist*innen protestieren dagegen,
dass Gesetze und bürokratische Hürden vielen Familien das Recht auf ein
Zusammenleben verweigern.

Mit den geplanten Aktionstagen wollen die Organisator*innen daran erinnern,
dass am 1. Februar 2018, im Vorgriff auf die Regierungskoalition von SPD
und CDU/CSU, im Bundestag eine folgenreiche Entscheidung fiel: Der
Familiennachzug für die Familienangehörigen von subsidiär geschützten
Geflüchteten wurde bis zum 1.August 2018 weiter ausgesetzt, um bis dahin
ein neues Gesetz zur Regelung ihres Familiennachzugs zu verabschieden.
Dieses am 1.2.2018 geplante Gesetz ist seit 01.08.2018 in Kraft: Aus den
Visumsanträgen von Familienangehörigen von Geflüchteten mit subsidiärem
Schutzstatus sollen 1000 Personen pro Monat ausgewählt werden, die als
"humanitäre Fälle" einreisen dürfen. Aus dem Rechtsanspruch auf
Familienzusammenführung für Flüchtlinge wurde ein willkürlicher Gnadenakt
im Ermessen der Behörden.

Die Erfahrungen der letzten Monate zeigen: Das Antragsverfahren ist
kompliziert und die beteiligten Behörden bearbeiten die Anträge derart
langsam, dass noch nicht einmal diese 1000 Menschen pro Monat einreisen
können. Bis Ende November wurden nur 1562 Visa ausgegeben. Das entlarvt das
Gesetz als Instrument, um Familiennachzug zu verhindern.

"Es macht uns wütend" heißt es in dem Aufruf "dass die deutsche Regierung
und das Asyl- und Aufenthaltsrecht Rechte von Flüchtlingen missachten. Wir
wollen ein uneingeschränktes Recht auf Bildung, das Recht auf Sicherheit
und ein Leben ohne Verfolgung. Wir wollen Respekt für alle Formen von
Familie und das Recht auf Zusammenleben mit unseren Familien, wir fordern
eine Arbeitserlaubnis, menschenwürdige Unterkünfte mit Privatsphäre und
Bewegungsfreiheit.

Mit einer Demonstration in Berlin am 2. Februar 2019 und dezentralen
Aktionen in anderen Städten Deutschlands am 1. und 2. Februar wollen wir
zeigen, dass wir weiter gemeinsam protestieren werden, bis Grund- und
Menschenrechte endlich für alle gelten."

 * 

10. Dezember 2018

Gemeinsam für Familiennachzug und Grundrechte

1. und 2. Februar 2019:

Together for family reunification and fundamental rights

Am 1. Februar 2018 hat die Mehrheit der Abgeordneten des deutschen
Bundestags entschieden, den Familiennachzug für die Familienangehörigen von
subsidiär geschützten Flüchtlingen bis zum 1.August 2018 weiter auszusetzen
und bis dahin ein neues Gesetz zur Regelung des Familiennachzugs zu machen.
Die meisten Abgeordneten der SPD stimmten dem zu, damit die SPD zusammen
mit der CDU/CSU eine Regierungskoalition werden konnte. Diese
Regierungskoalition verabschiedete am 15. Juni 2018 das
'Familiennachzugsneuregelungsgesetz'. Dieses Gesetz ist seit 01.08. 2018 in
Kraft: Aus den Visumsanträgen von Familienangehörigen von Geflüchteten mit
subsidiärem Schutzstatus sollen 1000 Personen pro Monat ausgewählt werden,
die als "humanitäre Fälle" einreisen dürfen. Damit wurde aus dem Recht auf
Familiennachzug ein willkürliches Gnadenrecht.

Die Erfahrungen der letzten Monate zeigen: Das Antragsverfahren ist
kompliziert und mehrstufig und die beteiligten Behörden bearbeiten die
Anträge so langsam, dass noch nicht einmal diese 1000 Menschen pro Monat
einreisen können. Bis Ende November wurden nur 1385 Visa ausgegeben. Das
entlarvt das Gesetz als Instrument, um Familiennachzug zu verhindern.

Gleichzeitig verhindern Gesetze und bürokratische Hürden auch bei vielen
anderen Familien ihr Zusammenleben, zum Beispiel indem für den
Familiennachzug Dokumente verlangt werden, die Flüchtlinge aus vielen
Ländern nicht beschaffen können.

Es macht uns wütend, dass die deutsche Regierung und das Asyl- und
Aufenthaltsrecht Rechte von Flüchtlingen missachten. Wir wollen ein
uneingeschränktes Recht auf Bildung, das Recht auf Sicherheit und ein Leben
ohne Verfolgung. Wir wollen Respekt für alle Formen von Familie und das
Recht auf Zusammenleben mit unseren Familien, wir fordern eine
Arbeitserlaubnis, menschenwürdige Unterkünfte mit Privatsphäre und
Bewegungsfreiheit.

Mit einer Demonstration in Berlin am 2. Februar und dezentralen Aktionen in
anderen Städten Deutschlands am 1. und 2. Februar wollen wir zeigen, dass
wir weiter gemeinsam protestieren werden, bis Grund- und Menschenrechte
endlich für alle gelten.

Erstunterzeichnende Organisationen und Initiativen:


	AG Bleiben Köln

	Aktion Freiheit statt Angst

	Ausländerarbeit der Ev. Galiläa-Samariter-Kirchengemeinde Berlin

	BBZ - Beratungs- und Betreuungszentrum für junge Flüchtlinge und Migrant*innen / KommMit - für Migranten und Flüchtlinge e.V., Berlin

	Be an Angel e.V.,Berlin

	Bündnis Griechenlandsolidarität Berlin

	Bundesweite Projektgruppe Attac gegen Rechts

	Flüchtlingsrat Berlin

	Flüchtlingsrat Hamburg e.V.

	Flüchtlingsrat Mecklenburg-Vorpommern e.V.

	Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

	Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein e.V.

	Flüchtlingsrat Thüringen e.V.

	Frauenkreise Berlin

	Hessischer Flüchtlingsrat

	inEUmanity Leipzig

	Initiative 'Familienleben für Alle!'

	Initiative gegen das EU-Grenzregime, Berlin

	Initiative Zusammen Leben e.V.

	Jumen e.V. - Juristische Menschenrechtsarbeit in Deutschland

	Kontakt- und Beratungsstelle für Flüchtlinge und Migrant_innen (KuB) e.V.Berlin

	LabourNet Germany

	Multitude e.V.Berlin

	PRO ASYL

	Refugee Law Clinic Berlin e.V.

	Refugee Law Clinic Jena e.V.

	Sächsischer Flüchtlingsrat e.V.

	Solinet Hannover

	UnserVeto - Bayern, Verband der ehrenamtlichen Flüchtlingshelfer in Bayern

	XENION Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. Berlin




Der Aufruf ist als PDF zu finden unter:

http://familienlebenfueralle.net/2018/12/gemeinsam-fuer-familiennachzug-und-grundrechte/

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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STANDPUNKT/821: UN-Migrationspakt - Klares Zeichen für sichere und geordnete Migration (Caritas)


Caritas Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

UN-Migrationspakt

Klares Zeichen für sichere und geordnete Migration



Berlin/Marrakesch - "Der UN-Migrationspakt soll Start für eine global
geordnete, fairere Migrationspolitik zum Nutzen aller sein", betont
Caritas-Präsident Peter Neher anlässlich der Annahme des
UN-Migrationspaktes heute in Marrakesch. Er appelliert an die Staaten, sich
diesem Pakt anzuschließen.

Der Globale Pakt für sichere, geordnete und reguläre Migration ist das
Ergebnis eines weltweiten Lern- und Erfahrungsprozesses der letzten Jahre.
Er kann aus Sicht des Deutschen Caritasverbandes globale Standards im
Umgang mit Migration schaffen und Signalwirkung für die Wahrung der
Menschenrechte während der Wanderungsbewegung entfalten. "Heute jährt sich
die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte zum 70. Mal. Ein wichtiger Tag
für alle politisch Verantwortlichen, sich darauf zu besinnen, dass es eine
Selbstverständlichkeit sein und bleiben muss, dass Migrantinnen und
Migranten Anspruch auf die allgemeinen Menschenrechte und Grundfreiheiten
haben, wie es der Pakt formuliert", unterstreicht Neher.
Rechtsstaatlichkeit und ordnungsgemäße Verfahren für Migrantinnen und
Migranten sind unbestreitbar zu gewährleisten. Die Verwirklichung ihrer
Rechte sei allzu oft allerdings nicht selbstverständlich.

"Das Abkommen macht deutlich, dass Migration eine gemeinsame
Herausforderung der Weltgemeinschaft darstellt und ein einzelstaatliches
Vorgehen nicht ausreicht. Millionen Menschen sind in den letzten Jahren
weltweit aus ihren Heimatländern geflohen oder ausgewandert. Wir müssen die
Wirklichkeit und Lebenssituation dieser Menschen ernst nehmen und
anerkennen", so Neher.

Der Globale Pakt für eine sichere, geordnete und reguläre Migration soll
helfen, das Wohlergehen nicht nur von Migrantinnen und Migranten, sondern
auch das der Bewohner und Bewohnerinnen der Transit- und Zielländer sowie
der Herkunftsländer zu fördern, Migrationsursachen zu mildern und der
Ausbeutung von Arbeitsmigranten entgegen zu wirken. Gleichzeitig geht es in
dem Pakt auch um bessere Grenzkontrollen und eine effizientere Feststellung
von Identitäten. In Zeiten, in denen an vielen Orten der Welt hochstrittig
über Migration und Flucht diskutiert wird, setzt der Pakt ein Zeichen. "Der
Pakt kann weltweit zu mehr Miteinander und weniger Gegeneinander in der
Migrationspolitik beitragen", betont Neher.

Damit der Migrationspakt ein Erfolg wird, müssen auf seine Annahme nächste
politische Schritte folgen. Herkunfts- und Zielstaaten müssen dazu
Strategien entwickeln. Gemeinsam mit der Zivilgesellschaft sieht der
Deutsche Caritasverband die UNO, die EU und die Nationalstaaten in der
Pflicht, Ideen zu entwickeln, wie Beheimatung und Mobilität zum Nutzen
aller gestaltet werden können.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Deutscher Caritasverband, Pressestelle

Reinhardtstraße 13, 10117 Berlin

Telefon: 030 30 284447-42, Telefax: 030 284447-55

E-Mail: pressestelle@caritas.de

Internet: www.caritas.de
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MELDUNG/306: 70 Jahre Menschenrechte (UNO-Flüchtlingshilfe e.V.)


UNO-Flüchtlingshilfe e.V. - Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

UNO-Flüchtlingshilfe: 70 Jahre Menschenrechte



Bonn - Am 10. Dezember 1948 verabschiedeten die Vereinten Nationen die
"Allgemeine Erklärung der Menschenrechte", ein historischer Moment: jedem
Menschen waren dadurch die gleichen Rechte und Freiheiten zugesichert -
unabhängig von Herkunft, Geschlecht, Religion oder sozialem Status. Die
UNO-Flüchtlingshilfe weist anlässlich dieses Jubiläums darauf hin, dass
mehr als 68,5 Millionen Menschen weltweit auf der Flucht sind, weil diese
Menschenrechte nicht eingehalten werden.

"Alle zwei Sekunden wird ein Mensch zur Flucht gezwungen. Niemand
verzichtet freiwillig auf Grundrechte. Jede Vereinbarung ist angewiesen auf
Menschen, die diese auch mit Leben füllen. Damit die Menschenrechte
weltweit geachtet werden, braucht es unser aller Mithilfe", kommentiert
Peter Ruhenstroth-Bauer, Geschäftsführer der UNO-Flüchtlingshilfe.

Denn nach der Flucht beginnt für viele Menschen eine weitere Odyssee: Sie
verlassen ihr sicheres soziales Umfeld, ihre Freunde und Verwandte. Auf der
Flucht sind sie oft ungeschützt und zahlreichen Gefahren ausgesetzt. Sie
werden ausgeraubt oder ausgebeutet. Finden sie unterwegs eine Arbeit, so
ist diese meist sehr schlecht bezahlt. Alleinreisende Frauen und Kinder
sind besonders gefährdet. Ihnen drohen sexueller Missbrauch, Entführung,
Jungen auch Zwangsrekrutierung. Häufig schlägt ihnen auch Misstrauen und
Ablehnung der einheimischen Bevölkerung entgegen.

"Um die Menschenrechte auch während der Flucht zu stärken, brauchen wir für
eine solch globale Herausforderung ein globales Bekenntnis, die Situation
von Flüchtlingen verbessern zu wollen", so Ruhenstroth-Bauer weiter.

In der kommenden Woche (17.12.18) soll der Globale Flüchtlingspakt
unterzeichnet werden. Aus Sicht der UNO-Flüchtlingshilfe stellt er ein
wichtiges und notwendiges Instrument für den weltweiten Flüchtlingsschutz
dar. Mit ihm soll die Flüchtlingshilfe effizienter, fairer und schneller
werden, so dass Menschen besser geholfen wird, die vor Krieg, Verfolgung
und Menschenrechtsverletzung fliehen müssen.


Weitere Informationen unter: 

www.uno-fluechtlingshilfe.de/fluechtlinge/fluechtlingsschutz/globaler-pakt-fuer-fluechtlinge/

 * 

Quelle:

UNO-Flüchtlingshilfe e.V.

Graurheindorfer Str. 149 a, D-53117 Bonn

Telefon: +49 (0)228 90 90 86-00, Telefax: +49 (0)228 90 90 86-01

E-Mail: info@uno-fluechtlingshilfe.de

Internet: www.uno-fluechtlingshilfe.de
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AGRAR/1847: Vernebelt das Wetter den Blick auf andere Risiken? (idw)


Ländliche Räume, Wald und Fischerei - 07.12.2018

Landwirtschaft: Vernebelt das Wetter den Blick auf andere Risiken?

Neue Studie des Thünen-Instituts beleuchtet Ertrags-, Preis- und
Einkommensrisiken landwirtschaftlicher Betriebe



Viele Landwirte standen in diesem Sommer wohl kopfschüttelnd vor ihren
vertrockneten Feldern und werden sich gefragt haben, wie sie angesichts
der Dauerdürre über die Runden kommen. Der größte Feind des Bauern ist das
Wetter, heißt es häufig. Aber ist das wirklich so? Das Thünen-Institut hat
in einer aktuellen Studie Antworten gegeben.

Risiken werden individuell sehr unterschiedlich und oft verzerrt
wahrgenommen. Daher haben Wissenschaftler des Thünen-Instituts für
Betriebswirtschaft Daten von mehr als 3.000 landwirtschaftlichen Betrieben
in Deutschland über einen Zeitraum von 20 Jahren ausgewertet. Dabei
konnten sie bei vielen Anbaukulturen tatsächlich einen leichten Anstieg
der Ertragsschwankungen beobachten. "Aber der Ertrag ist nur einer von
vielen Faktoren, die das Einkommen eines landwirtschaftlichen Betriebes
bestimmen", sagt Agrarökonom Dr. Frank Offermann vom Thünen-Institut, der
gemeinsam mit seinem Kollegen Christoph Duden die Studie durchgeführt hat.
"Unsere Auswertungen zeigen zum Beispiel, dass die Preise mehr schwanken
als die Erträge. Zudem hat das Preisrisiko für pflanzliche Produkte viel
stärker zugenommen als das Ertragsrisiko."

Die Ergebnisse zeigen auch, wie wichtig es ist, Einzelrisiken vor dem
Hintergrund des gesamten landwirtschaftlichen Betriebes einzuordnen. In
einem vielfältigen Betrieb kann der Ertragsausfall einer einzelnen Kultur
oft aufgefangen werden. Auch fallen Schwankungen unterschiedlicher
Einkommenskomponenten teilweise gegenläufig aus. So kann eine schlechte
Ernte mit höheren Preisen einhergehen, ein Effekt, der je nach Kultur die
Erlösschwankungen um 20 bis 40 % reduzierte. Ein Beispiel aus dem letzten
Jahr: Durch die weitverbreiten Spätfröste fiel die Apfelernte zwar um 52 %
gegenüber dem Vorjahr, gleichzeitig stiegen die Preise wegen des knappen
Angebots aber um über 60 %. Auch zeigen die Analysen, dass niedrige Preise
für die Ernteprodukte oft mit niedrigen Kosten für Betriebsmittel wie z.
B. Dünger oder Futtermittel einhergingen. Dies milderte insbesondere in
den Schweine- und Geflügelbetrieben die Auswirkungen von
Preisschwankungen.

Also alles halb so schlimm? Mitnichten! Auch unabhängig von
Extremwetter-Situationen ist das Einkommensrisiko in vielen
landwirtschaftlichen Betrieben in den vergangenen 20 Jahren deutlich
angestiegen. Im Vergleich zwischen den Betriebsformen weisen
Milchviehbetriebe immer noch die niedrigsten Einkommensschwankungen auf,
während sie in Schweine- und Geflügelbetrieben und Ackerbaubetrieben am
stärksten ausgeprägt sind.

Für die Landwirte heißt das: Nicht immer ist das Wetter schuld. Ein
effizientes Risikomanagement muss sich an der Situation des einzelnen
Betriebes orientieren. "Dabei sollte das Augenmerk weniger auf einzelnen
Einflussfaktoren liegen, sondern vielmehr auf den gesamtbetrieblichen,
existenzgefährdenden Risiken", gibt Frank Offermann zu bedenken.

Manche Landwirte, zum Beispiel in der Heide, sind in diesem Jahr übrigens
mit einem blauen Auge davon gekommen. Sie konnten zumindest ihre
Kartoffelfelder bewässern, und Kartoffeln haben dieses Jahr richtig gute
Preise erzielt.


Es ist geplant, die Studie demnächst in einer wissenschaftlichen
Fachzeitschrift zu veröffentlichen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1208

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ländliche Räume, Wald und Fischerei, 07.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ARBEIT/2887: Arbeitskosten - Stärkere Entwicklung, doch langjähriger Rückstand ist längst nicht aufgeholt (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 07.12.2018

Arbeitskosten: Stärkere Entwicklung, doch langjähriger Rückstand ist
längst nicht aufgeholt



Durch eine stärkere Lohnentwicklung hat die Entwicklung der Arbeitskosten
in Deutschland in den letzten Jahren etwas angezogen, die heute
veröffentlichten Daten des Statistischen Bundesamts unterstreichen das.
Allerdings sind damit die Effekte einer langen Schwächephase in den 2000er
Jahren längst noch nicht ausgeglichen: So verzeichnete die Bundesrepublik
im gesamten Zeitraum von 2001 bis Ende 2017 den drittgeringsten Anstieg
bei den Arbeitskosten in der EU. Das zeigt der aktuelle
Arbeitskostenreport des Instituts für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung.

Und nach der heutigen [7.12.18] Quartalsanalyse des Statistischen Bundesamts
entwickelten sich die deutschen Arbeitskosten 2018 bislang schwächer als
im EU-Durchschnitt.

"Wenn die deutschen Arbeitskosten etwas stärker steigen, ist das eine gute
Nachricht, wir haben sogar auch noch Luft nach oben", sagt Prof. Dr.
Gustav A. Horn, der wissenschaftliche Direktor des IMK. "Denn die
Erfahrungen der vergangenen Jahre sind eindeutig: Deutschland geht es
wirtschaftlich besser, seitdem die Fixierung auf möglichst niedrige
Arbeits- und Lohnstückkosten etwas nachgelassen hat. Die deutschen
Unternehmen sind international sehr wettbewerbsfähig, aber das waren sie
auch vor zehn bis 15 Jahren, als sich Wachstum und Beschäftigung weitaus
schwächer entwickelten als heute. Jetzt wächst die deutsche Wirtschaft
robust, und das nicht trotz, sondern wegen der stärkeren Zunahme bei den
Löhnen. In einem schwierigen weltwirtschaftlichen Umfeld, in Zeiten von
Trump und Brexit, bleibt das Wachstum bislang in der Spur, weil privater
und öffentlicher Konsum sowie Investitionen als Säulen der Konjunktur
wirken." Diese Konstellation sei zudem eine notwendige Voraussetzung, um
die weiterhin sehr großen Überschüsse in der deutschen Leistungsbilanz zu
reduzieren, die viele Ökonomen, internationale Organisationen wie die OECD
und ausländische Politiker kritisieren.


Originalpublikation:

https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_142_2018.pdf

Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/pm_imk_2018_07_09.pdf

- Kernergebnisse des IMK-Arbeitskostenreports in unserer PM
vom Juli 2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 07.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





GEWERKSCHAFT/1750: Deutsche Bahn - Gewerkschaft bricht Verhandlungen ab, Warnstreik (DKP)


Pressemitteilung der Deutschen Kommunistischen Partei (DKP) -
10. Dezember 2018

Deutsche Bahn: Gewerkschaft bricht Verhandlungen ab - Warnstreik



Seit Anfang Oktober laufen die Tarifverhandlungen für den Großteil der
Beschäftigten der Deutschen Bahn AG. Die Eisenbahn- und
Verkehrsgewerkschaft (EVG) hatte im Vorwege deutlich gemacht, dass sie
keine Endlosen Verhandlungen will und hatte das Unternehmen nach der
dritten Verhandlungsrunde aufgefordert ein konkretes verhandelbares Angebot
vorzulegen. So wurde am 6. Dezember zwar ein Angebot vorgelegt, was aber
nicht den Erwartungen der Gewerkschaft entsprach.

Zu lange Laufzeiten, zu niedrige Entgelterhöhungen und offensichtliche
Verzögerungstaktik des Bahnunternehmens brachten das Fass zum überlaufen.
Am vergangenen Samstag hat die (EVG) die Tarifverhandlungen mit der DB AG
abgebrochen und ihre Mitglieder zu Warnstreikaktionen aufgerufen. Die vier
Verhandlungsrunden waren bereits von den EVG - Mitgliedern bundesweit mit
Aktionen begleitet worden. Die EVG fordert insgesamt 7,5 Prozent mehr
Entgelt einschließlich eines Wahlmodells und mehr betriebliche
Altersvorsorge, sowie mehr als 30 Einzelverbesserungen. Insbesondere die
darin enthaltenen Arbeitszeitverkürzung trifft auf dem Widerstand des
Unternehmens. Die EVG betont, dass sie den klaren Auftrag ihrer Mitglieder
habe und diese ihre Bereitschaft für Arbeitskampf signalisiert hatten. Die
Vorbereitungen dafür sind angelaufen. Der DKP-Vorsitzende Patrik Köbele
erklärte auf der Parteivorstandstagung am Wochenende die Solidarität der
DKP mit dem angekündigten Arbeitskampf. "Die Beschäftigten der Deutschen
Bahn baden derzeit täglich die Fehler des Managements aus. Der Weg der EVG
mit Arbeitszeitverkürzungen den Belastungen der Beschäftigten zu begegnen
ist richtig", erläuterte Köbele, "die DKP wird den Streikenden solidarisch
beiseite stehen."

Essen, 10. Dezember 2018

 * 

Quelle:

Deutsche Kommunistische Partei, DKP-Parteivorstand

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 177889-0, Fax: 0201 177889-29

E-Mail: presse@dkp.de

Internet: www.dkp.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2158: Erzbischof Heße begrüßt Annahme des Globalen Migrationspaktes (DBK)


Pressemitteilung der Deutschen Bischofskonferenz vom 10.12.2018

"Ein Mehr an internationaler Zusammenarbeit ist dringend
erforderlich!"

Erzbischof Heße begrüßt Annahme des Globalen Migrationspaktes



Anlässlich der Annahme des Globalen Pakts für sichere, geordnete und
reguläre Migration durch die Staats- und Regierungschefs in Marrakesch am
heutigen Montag (10. Dezember 2018) erklärt der Vorsitzende der
Migrationskommission der Deutschen Bischofskonferenz, Erzbischof Dr. Stefan
Heße (Hamburg):

"Die Entwicklungen der letzten Jahre haben klar vor Augen geführt: Für eine
verantwortungsvolle Migrations- und Flüchtlingspolitik ist ein Mehr an
internationaler Zusammenarbeit dringend erforderlich. Ich freue mich daher,
dass die Weltgemeinschaft dieser Tage zwei wichtige internationale Pakte
annimmt: heute in Marrakesch den Globalen Migrationspakt, kurze Zeit später
in New York den Globalen Flüchtlingspakt.

Gerade der Globale Migrationspakt kann als Meilenstein bezeichnet werden.
Hier werden die verschiedenen Herausforderungen der Migration als
gemeinsame Aufgabe von Herkunfts-, Transit- und Zielländern in den Blick
genommen. Dieser Ansatz kann den Weg zu einer besseren internationalen
Verantwortungsteilung ebnen. Der Pakt orientiert sich unmissverständlich an
den Menschenrechten und weiß sich zugleich pragmatischen Lösungsstrategien
verpflichtet. Er ist rechtlich nicht unmittelbar bindend. Doch sollte der
Migrationspakt in seiner Wirkung nicht unterschätzt werden: An den
Standards, die er festschreibt, müssen sich die Staaten künftig messen
lassen. Und auf internationaler Ebene schafft er relevante neue Formen der
Informationssammlung, des Austauschs und der Zusammenarbeit.

Als Katholiken gehören wir einer Weltkirche an, das heißt: einer
Gemeinschaft, die in allen Völkern und Kontinenten beheimatet ist. Prägend
für unseren Glauben ist auch eine besondere Sensibilität gegenüber
Migranten und Flüchtlingen. Es ist deshalb kein Zufall, dass die
katholische Kirche die Verhandlungen rund um die beiden Globalen Pakte von
Anfang an intensiv begleitet hat. Papst Franziskus hat uns dabei vier
Leitworte mitgegeben: aufnehmen, schützen, fördern, integrieren. Diese
Handlungsmaximen finden einen deutlichen Widerhall in den nun vorliegenden
Dokumenten.

Politische Kräfte, die sich der multilateralen Zusammenarbeit in
Migrationsfragen entgegenstellen, handeln letztlich gegen die Interessen
ihres eigenen Landes. Wer für Abschottung und Alleingänge plädiert,
verweigert sich der Realität. Stattdessen gilt: Eine bessere Gestaltung des
globalen Migrationsgeschehens ist in unser aller Interesse. Die offizielle
Annahme des Migrationspakts wie auch des Flüchtlingspakts markiert kein
Ende, sondern einen Auftakt: Staat, Kirche und Zivilgesellschaft sind nun
gemeinsam gefragt, die beiden Pakte mit Leben zu füllen."



Die Deutsche Bischofskonferenz ist ein Zusammenschluss der katholischen
Bischöfe aller Diözesen in Deutschland. Derzeit gehören ihr 67 Mitglieder
(Stand: Dezember 2018) aus den 27 deutschen Diözesen an. Sie wurde
eingerichtet zur Förderung gemeinsamer pastoraler Aufgaben, zu
gegenseitiger Beratung, zur Koordinierung der kirchlichen Arbeit, zum
gemeinsamen Erlass von Entscheidungen sowie zur Kontaktpflege zu anderen
Bischofskonferenzen. Oberstes Gremium der Deutschen Bischofskonferenz ist
die Vollversammlung aller Bischöfe, die regelmäßig im Frühjahr und Herbst
für mehrere Tage zusammentrifft.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 202 vom 10. Dezember 2018

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / REPRESSION / FAKTEN





MELDUNG/089: Deutschlandweite Hungerstreiks für die Freiheit Abdullah Öcalans weiten sich aus (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Deutschlandweite Hungerstreiks für die Freiheit Abdullah Öcalans weiten
sich aus



Am 7. November begann die in der Türkei inhaftierte HDP-Abgeordnete Leyla
Güven mit einem unbefristeten Hungerstreik. Inhaftiert wurde sie Anfang des
Jahres aufgrund ihrer Kritik an der Militärinvasion der türkischen Armee in
Afrin. Mit ihrem Hungerstreik fordert Leyla Güven die Aufhebung der
Isolation des kurdischen Repräsentanten Abdullah Öcalan, der seit fast 20
Jahren auf der türkischen Gefängnisinsel Imrali in Haft sitzt. Unter dem
Motto "Leyla Güvens Forderungen sind auch unsere Forderungen" finden seit
Wochen in zahlreichen Städten weltweit Solidaritätshungerstreiks statt, so
auch in Deutschland.

Cemile Turhallı Balsak, Anwältin der HDP-Abgeordneten, warnte am 7.
Dezember davor, die Forderung Leyla Güvens weiterhin zu ignorieren: "Sie
hat zunehmende gesundheitliche Probleme. Im Verlauf der vergangenen Woche
hat sie deutlich an Gewicht verloren. Ihr Hungerstreik tritt damit in eine
kritische Phase." Auch Meral Danış Beştaş, HDP-Abgeordnete, forderte die
türkische Regierung zum Einlenken auf: "Die totale Isolation von Öcalan
richtet sich nicht nur gegen ihn als Person. Sie betrifft 80 Millionen
Bürgerinnen und Bürger und ebenso die Zukunft der Türkei. Denn zusammen mit
der Isolation wurde die Entscheidung zum Krieg getroffen. Im Moment sterben
jeden Tag Menschen im Mittleren Osten und in unserem Land. Einer der
wichtigsten Gründe dafür ist die Isolation Öcalans." Sie warnte
ausdrücklich vor einer Ausweitung der Hungerstreiks, sollte die türkische
Regierung nicht auf die Forderung der Hungerstreikenden eingehen. Bereits
am 27. November waren die in der Türkei inhaftierten Mitglieder der PKK und
der PAJK (Partei Freier Frauen Kurdistans) in den Hungerstreik getreten und
hatten sich damit dem Protest Leyla Güvens angeschlossen.

Neben Städten in der Türkei und in Südkurdistan (Nordirak), in denen sich
insbesondere Abgeordnete, Vorstandsmitglieder und Aktivistinnen und
Aktivisten der HDP an den Aktionen beteiligen, schlossen sich auch in
Dutzenden Städten Europas unzählige Menschen dem Protest von Leyla Güven
an. Dazu gehören u.a. Bern, Wien, Zypern, Paris, Marseille, Athen,
Stockholm und Den Haag. In Deutschland befinden sich seit vergangener Woche
dutzende Menschen u.a. in Hamburg, Darmstadt, Hildesheim, Frankfurt,
Stuttgart, Köln, Berlin und Nürnberg im Hungerstreik. Sie fordern die
sofortige Aufhebung der Isolation Abdullah Öcalans.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06772: Der Sinn hinter dem Verzicht (SB)


Oftmals werden Rochadeangriffe durch einen Bauernvorstoß im Zentrum
taktisch vorbereitet. Infolge letzter Linienöffnungen erhalten die
angreifenden Figuren dann den entscheidenden Schliff. Der Rest ist
schließlich nicht selten das Produkt einer gründlichen Überlegung. In
der 20. Weltmeisterschaftspartie aus dem Jahre 1954 in Moskau zwischen
Michail Botwinnik und Wassily Smyslow hatte Ersterer zuletzt 1.d4-d5!
gezogen - ein Zug von außerordentlicher Vernichtungskraft. Smyslow
sann eine lange Zeit nach, bis er sich zum verzweifelten
Qualitätsopfer 1...Te6xd6 entschloß, jedoch nach 2.Lf4xd6 Dd8xg5 3.Dd1-
f3! Dg5xd5 4.Df3xd5 c6xd5 5.Ta1-c1 Sb8-a6 6.b2-b4! von beiden Seiten
in die Zange genommen wurde und kurz darauf kapitulieren mußte. Im
heutigen Rätsel der Sphinx sollen nun den Umständen und Überlegungen
nachgeforscht werden, die dazu führten, daß Smyslow nicht 1...c6xd5
erwiderte, Wanderer. Oft überrascht es Laien, wenn Großmeister in
bedrückter Stellung einen Turm hergeben für eine Leichtfigur. Der
konkrete Berechnungshintergrund für den Verzicht eines naheliegenden
Zuges kann jedoch entscheidend sein für die eigene Spielentwicklung.






[image: SCHACH-SPHINX/06772: Der Sinn hinter dem Verzicht (SB)]



Botwinnik - Smyslow

Moskau 1954


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Nach 1...Le6-f5? schnappten die weißen Figuren wie eine tödliche Falle
zu. Botwinnik spielte 2.Ld3xf5 Sh6xf5 3.Sf3-h4! und nahm die
Kapitulationserklärung seines Kontrahenten entgegen. Wie immer der
Nachziehende auch schlägt, 4.De2xh5+ bringt entweder Materialgewinn
oder setzt Matt.



Erstveröffentlichung am 11. Dezember 2005

10. Dezember 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





LEHRMITTEL/216: KOMPASS - Bildungsarbeit für ein weltoffenes Europa (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 10. Dezember 2018

KOMPASS - Bildungsarbeit für ein weltoffenes Europa



Berlin. Jeden Tag werden Kinder und Jugendliche aufgrund ihrer Herkunft,
ihres Gesundheitszustands oder ihrer sexuellen Orientierung diskriminiert.
Beispielsweise sind laut einer Studie des Deutschen Jugendinstituts acht
von zehn queeren Jugendlichen in der Schule oder am Ausbildungsplatz
Spott, Beleidigungen und Beschimpfungen ausgesetzt, werden sozial
ausgegrenzt oder sogar körperlich attackiert.

Bildungsmaterialien, die für Geschlechtervielfalt, Behinderung oder für
die Situation Geflüchteter sensibilisieren, tragen wesentlich zum Abbau
von Diskriminierung bei. Das Deutsche Institut für Menschenrechte und die
Bundeszentrale für politische Bildung präsentieren die zweite,
vollständig überarbeitete Ausgabe von KOMPASS in deutscher Sprache. Das
Handbuch für die schulische und außerschulische Bildungsarbeit in mehr
als 30 Sprachen ist ein Standardwerk der Menschenrechtsbildung.

"Mit dem KOMPASS lernen junge Menschen, wie man sich für seine Rechte und
die der anderen einsetzen kann", sagte Beate Rudolf, Direktorin des
Deutschen Instituts für Menschenrechte. Das Handbuch fördere das
Verständnis für Menschenrechte und unterstütze Pädagoginnen und
Pädagogen in der praxisbezogenen Bildungsarbeit. "KOMPASS steht für ein
Europa, das auf Weltoffenheit basiert, Chancengerechtigkeit bietet sowie
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gewährleistet", sagte Thomas Krüger,
Präsident der Bundeszentrale für politische Bildung. Das Handbuch
bestärke junge Menschen, eine menschenrechtlich orientierte Haltung zu
entwickeln - was angesichts der aktuellen Entwicklungen in Europa mehr
denn je unbedingt notwendig sei. "Menschenrechte sind Grundpfeiler der
Demokratie: Das Erlernen dieser Rechte ist ein Recht. Dieses Lernen zu
ermöglichen, ist unsere gemeinsame Verantwortung", sagte Antje Rothemund,
Leiterin der Jugendabteilung des Europarats.

Herausgeber von KOMPASS sind das Deutsche Institut für Menschenrechte,
die Bundeszentrale für politische Bildung, der Europarat und das Zentrum
für Menschenrechtsbildung der Pädagogischen Hochschule Luzern.
Kooperationspartner sind Amnesty International Deutschland und Amnesty
International Schweiz.


Mehr Informationen:

www.kompass-menschenrechte.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Dezember 2018

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/510: Neue Forschungsgruppe - Szenarien der Vergangenheit (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 07.12.2018

Neue DFG-Forschungsgruppe: Szenarien der Vergangenheit



Hab ich die Kaffeemaschine zu Hause ausgeschaltet? Diese einfache Frage
setzt in unserem Gehirn komplexe Prozesse in Gang, die dazu führen, dass
wir ein Szenario konstruieren, in dem die Handlung vorkommt, an die wir
uns zu erinnern versuchen. Solche Prozesse sind wenig erforscht, aber
unverzichtbar für unseren Alltag. Ihnen auf die Spur zu kommen ist Ziel
einer neuen Forschungsgruppe unter Leitung von Prof. Dr. Sen Cheng vom
Institut für Neuroinformatik der Ruhr-Universität Bochum (RUB), die die
Deutsche Forschungsgemeinschaft ab 1. Juli 2019 für drei Jahre fördert.


Vom Listenlernen bis zum Interview

Das episodische Gedächtnis speichert Erinnerungen an spezifische,
persönlich erfahrene Ereignisse. Es spielt eine wichtige Rolle in vielen
unterschiedlichen Situationen, zum Beispiel beim Auswendiglernen einer
Liste, aber auch beim Ausmalen autobiografischer Inhalte. "Wir betrachten
diese zwei Situationen als Extreme im einem Spektrum, die das episodische
Gedächtnis aktivieren", erklärt Sen Cheng. Die Forschungsgruppe
konzentriert sich auf bisher wenig erforschte Situationen, die in der
Mitte dieses Spektrums liegen, hoch relevant im Alltag sind und komplexe
Abrufprozesse aktivieren.

Ein weiteres Beispiel - neben der Frage, ob die Kaffeemaschine auch
wirklich aus ist - könnte der Versuch sein, die Argumente auf beiden
Seiten eines Streits zu rekonstruieren, um zu beurteilen, ob man für die
Eskalation (mit-)verantwortlich war. Herkömmliche Gedächtnismodelle können
solche Szenarien nicht erklären.

Mentale Simulationen einer Episode

"Wir schlagen vor, dass in Fällen wie diesen die gewünschte Information
unter Umständen nicht explizit im Gedächtnis abgespeichert wurde oder
nicht direkt abrufbar ist", erklärt Sen Cheng. "Stattdessen wird die
Zielinformation aus einem Szenario extrahiert, das während des Abrufs
konstruiert wird." Szenarien sind mentale Simulationen einer vergangenen
Episode. Sie werden gespeist durch episodische Gedächtnisspuren, die die
Quintessenz einer spezifischen Episode speichern, und semantische
Information, die statistische Regularitäten der Welt abbilden.

Die Konstruktion von Szenarien hilft, fehlende Daten aufzufüllen. Außerdem
ermöglicht sie es, Erinnerungen an sich ändernde Anforderungen und
Rahmenbedingungen anzupassen. Diese sind zum Beispiel durch soziale
Erwartungen und das Selbstbild beeinflusst.

Ziel: Theorie es Gedächtnisses

Das Ziel der Forschungsgruppe ist es, eine Theorie des episodischen
Gedächtnisses zu entwickeln, das auf Szenarien basiert. Dazu wollen die
Forscher einige fundamentale Fragen beantworten, unter anderem: Was ist
ein Szenario? Wie werden Informationen aus konstruierten Szenarien
extrahiert? Was sind zentrale Eigenschaften des episodischen
Gedächtnisses, die durch Szenariokonstruktion erklärt werden können?
Welche kognitiven und neuronalen Mechanismen liegen ihr zu Grunde? Die
Gruppe plant, die Effekte der Szenariokonstruktion auf das Verhalten und
die zu Grunde liegenden neuronalen Mechanismen mit Experimenten und
computergestützten Modellen zu untersuchen. Beteiligt sind neben
Vertreterinnen und Vertretern der Neuroinformatik, Psychologie und
Hirnforschung auch Philosophinnen und Philosophen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Ruhr-Universität Bochum, 07.12.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / BOXEN





PROFI/693: Leichtgewicht - Trophäen ohne Ende ... (SB)




Wassyl Lomatschenko nimmt Jose Pedraza den WBO-Titel ab

Wassyl Lomatschenko hat sich nach dem WBA-Titel im Leichtgewicht nun
auch den Gürtel der WBO gesichert. Der 30jährige Ukrainer setzte sich
vor 5312 Zuschauern im ausverkauften Hulu Theater des Madison Square
Garden einstimmig nach Punkten gegen den ein Jahr jüngeren
Puertoricaner Jose Pedraza durch (119:107, 117:109, 117:109).
Lomatschenko baute seine Bilanz auf 12 Siege und eine Niederlage aus,
während für seinen Gegner nunmehr 25 gewonnene und zwei verlorene
Auftritte zu Buche stehen. Der zweifache Olympiasieger aus der Ukraine
war bereits Weltmeister im Feder- und Superfedergewicht. In seiner
Profikarriere hatte er diverse Rekorde aufgestellt, aber noch nie
mehrere Titel einer Gewichtsklasse zusammengeführt, was ihm nun
gelungen ist. Er zählt zweifellos zu den Ausnahmeerscheinungen der
Branche und den besten Akteuren aller Gewichtsklassen. [1]

Daß erhebliche Teile der Zuschauerschaft den Kampf in New York als
recht langweilig empfanden, lag vor allem daran, daß beide Boxer über
lange Strecken ihre technischen und taktischen Fertigkeiten
ausspielten und selten zum offenen Schlagabtausch übergingen.
Zugunsten Lomatschenkos ist anzuführen, daß er nach einer Operation an
der Schulter erstmals wieder im Ring stand und somit gute Gründe
hatte, mit Bedacht zu Werke zu gehen. Nach einem langsamen Auftakt
brachte der in der Rechtsauslage boxende Ukrainer gegen Ende der
ersten Runde eine Linke zum Kopf und einen Schlag zum Körper durch. Er
ging auch im folgenden Durchgang fleißig zu Werke, was gleichermaßen
für Pedraza galt, der jedoch fast nur Löcher in Luft schlug. Als ihn
Lomatschenko in der dritten Runde ins Stolpern gebracht hatte,
wechselte der Puertoricaner die Auslage, was dem Gegner jedoch
keinerlei Probleme bereitete. Als es der Ukrainer dann im fünften
Durchgang etwas ruhiger angehen ließ, nutzte der Puertoricaner die
Gelegenheit, seine beste Vorstellung in diesem Kampf abzuliefern.

Danach dominierte Lomatschenko wieder das Geschehen und setzte
insbesondere in der achten Runde Akzente, indem er aus allen
erdenklichen Vektoren schlug, während sein Gegner sichtlich frustriert
den Rückwärtsgang einlegte. Dieses Bild setzte sich fort, bis Pedraza
im zehnten Durchgang mit Kombinationen durchkam und einen
Körpertreffer landen konnte, der dem Ukrainer sichtlich Respekt
abnötigte. Wie um zu zeigen, wer Herr des Geschehens war, kam
Lomatschenko zur elften Runde sehr schnell aus seiner Ecke, traf
Pedraza mit der Linken und deckte ihn mit weiteren Schlägen ein, bis
der Puertoricaner nach einem Körpertreffer auf ein Knie gehen mußte.
Pedraza kam wieder hoch, doch er klammerte nicht, um sich zu erholen,
was dem Ukrainer Gelegenheit gab, abermals über ihn herzufallen, bis
ein zweiter Niederschlag für eine kurze Unterbrechung sorgte. Wie
durch ein Wunder rettete sich der Puertoricaner in die Pause und
überstand auch noch die zwölfte Runde, obgleich ihm Lomatschenko
unentwegt zusetzte.

Laut der Statistik von CompuBox hatte der Ukrainer 240 von 738
Schlägen ins Ziel gebracht (33 Prozent), während der Puertoricaner bei
931 Versuchen lediglich 111 Treffer erzielen konnte (12 Prozent).
Die Kontrahenten hatten einander ein von der Taktik geprägtes Gefecht
geliefert, in dem Lomatschenko ohne Frage die besseren Karten hatte.
Das war zu erwarten, wenngleich man sich doch häufigere Offensiven
gewünscht hätte. Man kann aber davon ausgehen, daß der Ukrainer,
dessen Schulter der Belastungsprobe standhielt, künftig wieder
spektakulärer zu Werke gehen wird. [2]

Er hatte sich die Verletzung am 12. Mai ebenfalls im Madison Square
Garden zugezogen, als er Jorge Linares in der zehnten Runde besiegte
und ihm den WBA-Titel im Leichtgewicht abnahm. Nach überstandener
Operation und einer anschließenden Rekonvaleszenz stand einem Auftritt
aus ärztlicher Sicht nichts im Wege. Wie Lomatschenko nach seinem
aktuellen Kampf bestätigte, sei er vollkommen wiederhergestellt und
habe keinerlei Probleme mit der Schulter gehabt. Pedraza sei ein
erfahrener Veteran, der seine Sache sehr gut gemacht habe. Er zolle
ihm und seinem Team Respekt. Nun freue er sich, die Titel vereinigt
und damit sein nächstes Ziel erreicht zu haben. Der Puertoricaner
zeigte sich zufrieden mit der eigenen Leistung, habe er doch einem der
weltbesten Akteure zwölf Runden lang standgehalten. Darauf könne er
stolz sein.

Promoter Bob Arum, bei dem beide Boxer unter Vertrag stehen, sprach
von einer sehr guten Darbietung des Ukrainers nach dessen Verletzung
und der Zwangspause. Daß er unter diesen Umständen einige Zeit
gebraucht habe, um auf Touren zu kommen, sei nur zu verständlich. Wie
er schon vor dem Kampf prognostiziert habe, sei Pedraza dank seiner
technisch ausgereiften Kampfesweise nicht so leicht zu besiegen. Der
Puertoricaner sei klug zu Werke gegangen und habe mutig geboxt.
Deshalb habe er ihm hinterher versichert, daß er ungeachtet der
Niederlage weitere bedeutende Kämpfe bekommen werde.

Wassyl Lomatschenko wird im nächsten Jahr höchstwahrscheinlich
Gelegenheit bekommen, sich einen dritten Gürtel im Leichtgewicht zu
sichern. Richard Commey aus Ghana und der Russe Isa Tschanijew kämpfen
voraussichtlich am 2. Februar um einen vakanten Titel, worauf der
Ukrainer den Sieger herausfordern könnte. Eine weitere Option wäre
laut Arum der Mexikaner Miguel Berchelt, der Weltmeister im
Superfedergewicht ist und Interesse bekundet hat, eine Gewichtsklasse
aufzusteigen und Lomatschenko herauszufordern. Dem steht der Sinn
natürlich vor allem nach Mikey Garcia, der ebenfalls einen Titel im
Leichtgewicht innehat und seinerseits als einer der besten Akteure des
aktuellen Boxsports gehandelt wird. Garcia steigt jedoch ins
Weltergewicht auf, wo er sich am 16. März mit dem IBF-Weltmeister
Errol Spence messen will. Aus diesem Grund gilt es als sehr
unwahrscheinlich, daß Garcia und Lomatschenko in naher Zukunft
aufeinandertreffen werden, zumal sie mit verschieden Sendern
zusammenarbeiten. Wassyl Lomatschenko gibt sich dennoch optimistisch
und schließt nicht aus, daß es 2019 zu diesem Kampf kommen könnte, in
dem die Vorherrschaft in der Gewichtsregion geklärt würde und
natürlich eine Menge Geld zu verdienen wäre.


Fußnoten:

[1] www.espn.com/boxing/story/_/id/25488476/vasiliy-lomachenko-decisions-jose-pedraza

[2] www.boxingnews24.com/2018/12/vasyl-lomachenko-decisions-jose-pedraza-results/
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Es brennt!

Gefährliche Monokultur - Waldumbau jetzt!

von Jana Ballenthien



Anfang September, kurz nachdem die letzten Meldungen über die
Waldbrände in Brandenburg in den Medien abklangen, besuchte ich die
verbrannten Flächen gemeinsam mit meinem Vorgänger Dr. Rudolf Fenner
und László Maráz, dem Koordinator der Dialogplattform Wald im Forum
Umwelt und Entwicklung. Mit dem Förster der Stadt Treuenbrietzen,
Dietrich Henke, konnten wir sowohl die vom Brand betroffenen
munitionsbelasteten Flächen, als auch einen verbrannten Privatwald
besichtigen. Wobei das Wort "besichtigen" in diesem Zusammenhang einen
zu kleinen Teil der menschlichen Wahrnehmung abdeckt. Die verbrannte
Umgebung mit allen Sinnen erfassen - das trifft es besser.


Zuerst der Blick durch die Scheibe des Autos. Schwarze, kahle,
hohe Stangen bis zum Horizont, an dem die Stangen sich optisch
überlappen. Sie fliegen vorbei und vermitteln ein skurriles
Endzeitgefühl. Symmetrisch in Reih und Glied. Von der Dramatik des
Brandes gezeichnet, voller Tragik und makaberer Ästhetik.

Dann steigt ein Geruch in die Nase. Die Tür des Autos geht auf und die
Intensität des Geruchs ist überwältigend. Wie riecht eine verbrannte
Kiefernmonokultur? Anders als das altbekannte Lagerfeuer oder die
Ofenheizung. Es riecht verkohlt und drückend. Es riecht allumgebend
und ohne einen Ort der Konzentration. Es riecht endgültig - als würde
es für immer so weiter riechen.

Am Rande des Waldweges versinken die Sohlen in einer zentimeterdicken
Schicht aus unberührtem Ruß, der wie schwarzer Schnee aussieht, jedoch
von ungekannter Konsistenz ist. Die verkohlte Borke zerfällt in den
Fingern zu feinem Staub und knistert dabei eigentümlich. Geräusche
rücken ins Bewusstsein, bzw. die Stille wird hörbar. Jedes Geräusch
hallt matt. Ab und zu ist ein Vogel zu hören - eine zwitschernde
Fanfare der Einsamkeit - bevor er seinen Irrtum erkennt und wieder in
unverbrannte Gefilde zurückkehrt.

Langsam holt das Auge auf in der Wahrnehmung und Details rücken in den
Fokus. Kleine Grashalme trauen sich bereits durch die Schwärze ans
Licht, ihre helle grüne Farbe sticht hervor. Dann der Blick nach oben.
Die oberen Enden der schwarzen Stangen heben sich kupferfarben ab von
der schwarz verkohlten Borke weiter unten. Sie sehen unbetroffen aus
und sind es vielleicht auch. Die Nadeln in den Wipfeln darüber zeigen
sich fahlgelb geröstet. Später der Gang durch eine junge Monokultur.
Die niedrigem, komplett geschwärzten Bäume geben den Blick frei auf
betroffene und unbetroffene großen Bäume. Nun ist deutlich die
farbliche Differenz zu erkennen zwischen denen, die im Feuer standen,
und denen die unberührt blieben. Vereinzelt sind Ameisen untenwegs.

Es gibt Orte auf der Welt, da gehören Waldbrände zum natürlichen
Ökokreislauf. Beispielsweise in der Taiga, in der es so kalt ist, dass
die Streu am Waldboden nur unvollständig verrottet, und die Nährstoffe
nicht in den Boden zurück gelangen. Dort braucht es einen Waldbrand,
um den Nährstoffkreislauf in Gang zu bringen. Doch selbst in diesen
Gegenden waren im Dürrejahr 2018 die Waldbrände verheerend. Schweden,
ein Land, das sich eigentlich damit rühmt, jeden Brand innerhalb eines
Tages unter Kontrolle zu bekommen, war überfordert. Das Land
entzündete auf unbetretbarem, militärischem Gelände sogar eine Bombe,
um dem Feuer Sauerstoff zu entziehen. Trotz dieser Bemühungen verlor
Schweden dieses Jahr 30.000 Hektar an die Flammen. Gerade an diesem
Beispiel wird die Besonderheit der diesjährigen Waldbrände deutlich.
Und doch sind wir als Umweltorganisation keineswegs überrascht von
diesem Ausmaß. Was ist passiert, dass eine solch große Fläche
Kiefernwald in Flammen stand, trotz des technologisch aufwendigen
Feuerwarnsystems der Region? Gerade erst im April 2018 wurde die
Aufrüstung des FireWatch Systems verkündet. Vier Minuten für den Scan
von 70.000 Hektar und ein beeindruckender menschlicher Einsatz bei
allen Löschbeteiligten. Und trotzdem eine Feuersbrunst, bei der am
Ende 692 Hektar abbrannten.

Das dramatische Leben von Nadelholz-Monokulturen

Ja, Nadelholz-Monokulturen sind brandgefährlich. Aber um das zu
verstehen, braucht es einen umfassenden Blick auf die vielen Nachteile
von Monokulturen.

Sturm: Ein Laubmischwald hat viel Unterwuchs und ein dichtes
Dickicht an seinen Rändern. Wind macht ihm so in der Regel wenig aus.
Die unterschiedlich tiefen und verzweigten Wurzelsysteme stabilisieren
den Stand der Bäume in einer gemischten Waldgesellschaft. Eine
Nadelholz-Monokultur ist nicht so standfest. An ihrem Rand wächst kaum
Buschwerk, das als Windbrecher wirken könnte. Auch sind keine jüngeren
oder älteren Nachbarbäume zu finden, die bei Wind eine stabilere
Struktur bedeuten würden. In Monokulturen stehen die Bäume in Reih und
Glied und sind alle gleich alt und gleich hoch.

Eine Monokultur ist ein intensiv bewirtschafteter Wald und hat
entsprechend viele Rückewege für die Forstmaschinen. Sie dienen dem
Sturm nun zusätzlich als Einfallstore. Entwickelt sich ein Sturm nach
einem Starkregen, ist der Boden so aufgeweicht, dass die
Wahrscheinlichkeit eines Sturmwurfes steigt.

Schädlinge: Schadinsekten für Bäume gibt es viele. Für die
Kiefer sind dies beispielsweise verschiedene Bockkäfer wie der
Kiefernzweigbock, Schmetterlinge wie die Kieferneule oder
Blattwespenarten wie die Kiefernbuschhornblattwespe. Auch einige
Borkenkäferarten tun sich gütlich an der Kiefer. Und jegliche
Monokultur ist für jeden Schädling eine Art Schlaraffenland. Kommen
dann frische Sturmschäden hinzu, vermehrt sich der Borkenkäfer noch
besser. Der Baum kann dann seinen Abwehrmechanismus, das klebrige
Harz, kaum nutzen, um sich zu verteidigen. Dennoch ist der Baum frisch
genug, um für den Borkenkäfer geeignet zu sein. Die geübte Nase kann
vom Borkenkäfer betroffene Waldgebiete beim Waldspaziergang
erschnuppern, habe ich mir sagen lassen.

Dürre und Hitze: Wenn, wie dieses Jahr, in vielen Regionen über
Wochen kein Tropfen Regen fällt, hat selbst der Laubmischwald zu
kämpfen. Dabei speichert sein Boden durch die zersetzte Humusauflage
sehr viel mehr Feuchtigkeit als der des Nadelwaldes. Die
Durchschnittstemperatur ist im Laubmischwald bis zu sieben Grad kälter
als die Umgebung. Dieses Mikroklima entsteht durch andere Verhältnisse
im Wasserkreislauf. Nadelbaumkulturen haben eine starke Verdunstung im
Kronen und Bodenbereich. Im Laubwald dagegen fließt Wasser über die
Blätter am Stamm entlang in den Boden. Die Verdunstung aus dem Boden
und die Transpiration aus den Blättern haben eine kühlende Wirkung.
Das Blätterdach hält die Feuchtigkeit und Kühle im Wald.

Der Boden in Nadelbaumkulturen speichert aufgrund der geringen
Humusschicht weniger Wasser. Zudem fehlt Unterwuchs, der die
Austrocknung mindern könnte. Nadelbäume tragen am Ende eines Sommers
wie diesem auch ohne ein Feuer viele irreparablen Dürreschäden davon.
Ihre Anfälligkeit für Stürme und Schädlingsbefall ist nun noch höher
als vor den ersten Stürmen des Jahres.

Klimawandel schwächt den Wald

Wie wir sehen, ist es für die Nadelwälder dramatisch, wenn mehrere
potentiell negative Ereignisse innerhalb eines Jahres
aufeinandertreffen. Sie verstärken sich wechselseitig und können einen
Wald nahezu zerstören. Aus der Perspektive der Waldwirtschaft ist das
fatal. Profit geht verloren mit jedem zu sehr angeschlagenen oder
gestorbenen Baum. Mit der Nadelholz-Monokultur ist aber das erhöhte
Risiko frei gewählt. Die vorherrschende Risikowirtschaft wird zuvor
kalkuliert. Nur eins bleibt bei dieser Kosten-Nutzen-Bilanz
unberücksichtigt: der Klimawandel. Er ist angekommen in unseren
Wäldern - das äußert selbst Umweltministerin Svenja Schulze in diesen
Tagen ganz offen.

Inzwischen erleben wir den zweiten Jahrhundertsommer in diesem
Jahrhundert. Weitere sind zu erwarten. Spürbare Momente des Wandels
sind eine zunehmende Anzahl an Extremwetter-Ereignissen wie Sturm,
Starkregen und langanhaltende Hitzeperioden. Damit steigt das Risiko
weiter und die Nadelmonokultur wird zur Hochrisikowirtschaft. Der
Klimawandel schwächt unsere Wälder. Geschädigte oder zerstörte Wälder
wiederum beschleunigen den Klimawandel! Denn ein beschädigter Wald
speichert weniger CO2.

Mehrwert des Waldes

Werfen wir einen Blick auf weitere Kategorien, die den Mehrwert eines
Waldes für die Gesellschaft bestimmen. Eine dieser Kategorien wäre der
Artenreichtum. Je nachdem, wie viele und vor allem wie viele seltene
Arten ein Ökosystem beheimatet, desto wertvoller ist es für das
gesamte Ökosystem Erde und die menschliche Zivilisation. Das sind
große, aber wahre Worte, die wir als Maßstab anlegen müssen, wenn wir
über die Qualität unserer Wälder sprechen. Eine Nadelholz-Monokultur
bietet herzlich wenig Artenvielfalt. Sie ist aufgeräumt und fokussiert
darauf, dass die Bäume erntereif werden. Andere Arten spielen keine
Rolle oder stören womöglich noch den geraden Wuchs der Stämme. Damit
ist der Schutzwert einer Monokultur gleich null.

Eine weitere für den Menschen wichtige Kategorie für die Qualität von
Wäldern ist der Erholungswert, den der Wald beim Wandern, Joggen oder
Verweilen bietet. Viele Studienergebnisse deuten daraufhin, dass ein
aufgeräumter Wirtschaftswald tatsächlich zum Teil einen höheren
Erholungswert hat, als das undurchdringliche Dickicht, vor dem sich
der Stadtmensch möglicherweise ein wenig gruselt. Die darauf hin
untersuchten Wirtschaftswälder hoben sich in ihrer Vielfältigkeit
jedoch ab von den in Reih und Glied gepflanzten monokulturellen
Plantagen. Es deutet vieles darauf hin, dass hier der Erholungswert
eher niedrig ist.

Waldbrandgefahr in Monokulturen

Wenn wir uns der Brandgefahr widmen, so ist dies nur eine weitere
Ausprägung des instabilen Ökosystems von Monokulturen. Wohin wir
schauen, überall brennen sie schnell und unkontrollierbar. Ob nun die
Eukalyptusplantagen in Portugal oder die Kiefernplantagen in Spanien.
Die Anzahl der Waldbrände hat sich in Europa in den letzten 10 Jahren
ungefähr verdreifacht. Die Waldbrandsaison hat sich insgesamt von zwei
auf fünf Monate pro Jahr verlängert.

Richten wir unser Interesse wieder auf die von mir besuchten
Kiefernmonokulturen in Brandenburg. Dass es nun gerade dort brannte,
ist schon statistisch betrachtet alles andere als eine Überraschung.
Schließlich ist Brandenburg das Bundesland, in dem seit Jahrzehnten
mit Abstand die meisten Brände pro Jahr mit der größten verbrannten
Fläche zu finden sind. In diesem Jahr waren es 280 Bränden auf 692
Hektar. Auch für Brandenburg eine stattliche Zahl. Nach 1975 war fünf
Mal die jährlich verbrannte Fläche größer, allerdings gab es auch noch
kein Feuerwarnsystem.

Damit ein Waldbrand ausbricht, braucht es brandbegünstigende Faktoren.
Der erste Funken muss auf leicht Entzündbares (trockene
Bodenvegetation, Reisig oder Nadelauflage) treffen. Auch muss ein
trockenes Mikroklima im Wald vorherrschen. Je mehr Sauerstoff das
Feuer bekommt, desto schneller und stärker breitet es sich aus.

Wenn wir diese Faktoren mit den Eigenschaften einer
Nadelholz-Monokultur vergleichen, fällt auf, dass wir hier genau die
Verhältnisse vorfinden, die sehr förderlich für Brände sind: Sie haben
keinen Unterwuchs und einen geringen Buschbewuchs der Waldränder, der
die Flammen ausbremsen könnte oder Feuchtigkeit speichert. Sie haben
kein Blätterwerk, keine geschlossene Kronendecke, die die Luftzufuhr
mindern würden.

Die Nadel- und Moosauflage in Nadelwäldern brennt wie Zunder. Die
Rückewege haben in der Kombination mit dem wenigen Buschwerk den
Effekt, dass dort die Luft wie in einem Kamin besonders schnell strömt
und das Feuer schnell weitertransportiert. Das Fehlen des
temperatursenkenden Effekts, den Laubmischwälder haben, begünstigt
zusätzlich ein Feuer. Ein weiterer, nicht unerheblicher Faktor kommt
bei Nadelwäldern hinzu: Sie haben mit ihrem Harzanteil und ihren
vielen ätherischen Ölen einen Brandbeschleuniger schon in ihrem
Organismus integriert. Aus diesen Gründen brennen in Brandenburg und
anderswo jedes Jahr Nadelholz-Monokulturen. Kommt nun noch eine
Dürreperiode hinzu, sind diese Brände schnell verheerend.

Der nun existierende verkohlte Bestand ist nur noch als Hackschnitzel
oder gar nicht mehr nutzbar. Nach Schätzungen ist in diesem Jahr in
Brandenburg ein Holzverlust im Wert von 1,2 bis 1,5 Millionen Euro zu
erwarten.

ROBIN WOOD fordert einen Waldumbau!

Ökologisch sieht die Perspektive allerdings sehr viel besser aus. Ein
Waldbrand ist eine große Chance für die Zukunft des Ökosystems. Der
Boden ist durch die Asche hervorragend gedüngt. Es bietet sich die
Chance, unterschiedliche Mischwaldkonzepte zu erproben und sich ein
für alle Mal von instabilen Monokulturen zu verabschieden.

ROBIN WOOD fordert den Umbau zu arten- und strukturreichen, also
naturnahen Mischwäldern. Denn das sind anpassungsfähige
Waldökosysteme, die gegen Extremwetter- lagen nicht nur viel besser
gewappnet sind, sondern darüber hinaus diesen auch entgegenwirken -
zum Beispiel als CO2-Senke oder auch indem sie durch ihr kühles
Mikroklima lokal das wärmere Klima abdämpfen. Zudem wehren sie
Schädlinge besser ab und haben einen höheren Erholungswert für den
Menschen als Monokulturen. Für den Brandenburger Standort ist ein
Mischwald mit einem hohen Eichenanteil anzustreben. Ja, auch die
Kiefer würde dort ihren Platz behalten. Hierzu sei aber angemerkt,
dass die Kiefer, trotz ihrer inzwischen Jahrhunderte alten Tradition
in der Region, einst Vom Menschen angepflanzt wurde, nachdem dieser
Kahlschlag betrieben hatte. Ursprünglich gehört sie tatsächlich nicht
zur potentiellen natürlichen Vegetation der Region.


	Wir fordern den Waldumbau zu beschleunigen.

	Wir fordern eine bedingungslose Bewahrung der Altholzbestände über 100 Jahre.

	Wenn wir keine 150 Jahre mehr warten wollen, bis wir allumfassend stabile Wald-Ökosysteme in der Region haben, so gilt es, die Waldbesitzer*innen bei ihren Wegebaumaßnahmen zu unterstützen, sie zu beraten und ihnen Geld zur Verfügung zu stellen. Hier ist auch der Deutsche Forstwirtschaftsrat gefragt, seine Mitglieder in die richtige Richtung beraten und zu leiten.

	Alle monetären Anreize, inkl. der Entschädigungszahlungen nach Dürren und Waldbränden, müssen an ökologische Kriterien gekoppelt sein, die auch langfristig kontrolliert werden.



Neben diesen Anreizen fordern wir mehr regulative Instrumente und
bessere ökologische Mindeststandards der Waldbewirtschaftung.
Juristisch existieren bereits gute Ansätze, die aber insbesondere
gegenüber Privatwaldbesitzer*innen nicht durchgesetzt werden. So gibt
das Bundesnaturschutzgesetz eine sogenannte "gute fachliche Praxis"
vor: "Bei der forstlichen Nutzung des Waldes ist das Ziel zu
verfolgen, naturnahe Wälder aufzubauen und diese ohne Kahlschläge
nachhaltig zu bewirtschaften." (§ 5 Absatz 3). Auch wenn diese
Formulierung zu offen formuliert ist und einer Konkretisierung bedarf:
In Brandenburg ist bei der seit Generationen etablierten
monokulturellen Plantagenwirtschaft wahrlich rein gar nichts zu finden
von dem Ziel, naturnahe Wälder aufzubauen. Das liegt vor allem daran,
dass das brandenburgische Waldgesetz für Privatwaldbesitzer*innen im
Grunde keine ökologischen Kriterien formuliert. Ganz im Gegenteil, ein
Gesetz, das Roden unter zwei Hektar nicht als Kahlschlag definiert,
ist ein Affront gegen alle ökologischen Bestrebungen.

Die am schlimmsten durch die Waldbrände gebeutelte Kommune
Treuenbrietzen ist gerade dabei, ihren Wald zu verkaufen. Vermutlich
an private Hand. Wir fordern das Ministerium für Ländliche
Entwicklung, Umwelt und Landwirtschaft mit seinem derzeitigen Minister
Vogelsänger und die Stadt Treuenbrietzen auf, sich dafür einzusetzen,
dass der Wald weiterhin in öffentlicher Hand bleibt, oder zumindest
nur an Privat zu verkaufen, wenn ein bindendes Konzept zum
ökologischen Waldumbau vorliegt.

Die Stellen im Forstbetrieb, die einen Waldumbau leisten könnten,
werden immer weiter abgebaut. Wir fordern einen Kurswechsel zu einem
Ausbau der Forstbetriebe. Mit Blick auf Brandenburg stellen wir fest,
dass zwar eine geplante Forstreform, die viele Stellen gekostet hätte,
im Zuge der Brände zum Glück eingestellt wurde. Nun aber wird uns eine
viel zu geringe Zahl an neuen Stellen präsentiert, die nach letzten
Kenntnissen eher auf einem internen Hin- und Hergeschiebe der
vorhandenen Forstangestellten beruht.

Wie geht es weiter?

Am Ende unseres Besuchs auf den Brandenburger Waldbrandflächen fragen
wir den Förster, was er denn nun als nächstes plant. Er werde bis zum
nächsten Frühling abwarten, denn dann erst werde sichtbar, welche
Bäume es vielleicht doch geschafft hätten und neu austreiben. Ein
wenig Hoffnung ist spürbar in seinen Worten. Bis dahin wird die
Brandfläche ein Mahnmahl unseres gesellschaftlichen Versagens im
Umgang mit dem Wald sein. Wenn Schnee liegt, werde ich mich erneut auf
den Weg machen und den Ort fotografisch dokumentieren. Ich habe
gehört, dass wenige Zentimeter um die schwarzen kahlen Stämme herum
der Schnee als erstes schmilzt, weil die Schwärze etwas Wärme
abstrahlt, und sich in diesen kleinen Kreisen die ersten Anzeichen
neuen Lebens auf dem Waldboden zeigen werden. Darauf bin ich sehr
gespannt.

Man sei nur einmal in einer Försterbiografie mit einem Waldbrand
solchen Ausmaßes konfrontiert, sagt Förster Henke. Hoffen wir, dass er
Recht behält. Unsere politischen Forderungen und Aktionen werden ihren
Teil dazu beitragen.


Plantage oder Wald?

Ist eine strukturarme Monokultur ohne nennenswerte Altersdurchmischung
überhaupt als ein Wald zu bezeichnen? Nach dem Bundeswaldgesetz schon,
denn sie ist eine "mit Forstpflanzen bestockte Grundfläche" (§
2). Legen wir aber einmal ökologische Kriterien an: Statt einer
stabilen Waldgesellschaft sehen wir Gleichförmigkeit Auch das
natürliche Mikroklima, das ein Wald in mitteleuropäischen Gefilden
normalerweise bereithält, ist bei einer Monokultur nicht vorhanden.
Bis zu 7° Celsius kälter ist es in Laubmischwäldern im Vergleich zur
sonstigen lokalen Temperatur. Also ist die Monokultur doch kein Wald?
Der Aspekt, dass es sich bei den hiesigen Monokulturen um stark
bewirtschaftete Flächen handelt, eröffnet die Möglichkeit, sich einem
Wort aus der Landwirtschaft zu bedienen: dem der Plantage. Vielleicht
sollten wir beginnen, diesen viel zutreffenderen Begriff für
Baum-Monokulturen zu nutzen.


Autorin Jana Ballenthien ist Waldreferentin bei ROBIN
WOOD in Hamburg wald@robinwood.de
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Abbildungen der Originalpublikation:


	Der Förster der Stadt Treuenbrietzen führt uns durch die verbrannten Kiefernwälder

	Noch schwelt es an einigen Stellen, an anderen treiben erste grüne Helme durch den zentimeterdicken Ruß

	Nadelholz-Monokulturen sind brandgefährlich: Sturm, Schädlinge, Dürre und Hitze setzen ihnen besonders zu

	Im Sommer 2018 brannten in Brandenburg 692 Hektar Kiefernwald

	ROBIN WOOD fordert, den Waldumbau zu arten- und strukturreichen, also naturnahen Mischwäldern, zu beschleunigen

	In Zukunft: Naturnahe Laubmischwälder statt leichtendzündliche Kiefernstangenforsten
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FORSCHUNG/570: Mehr Bioplastik führt nicht zwingend zu mehr Klimaschutz (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 07.12.2018

Mehr Bioplastik führt nicht zwingend zu mehr Klimaschutz



Bioplastik wird gerne als umwelt- und klimafreundliche Alternative zu
herkömmlichen Kunststoffen auf Erdölbasis vermarktet. Eine Analyse der
Universität Bonn legt nun aber nahe, dass eine Umstellung auf
pflanzenbasierte Kunststoffe weniger positiv wirken könnte als
gedacht. So dürfte eine steigende Nutzung von Bioplastik den
weltweiten Ausstoß von Treibhausgasen zunächst sogar erhöhen. Die
Studie erscheint in den "Environmental Research Letters", ist aber
bereits online abrufbar.

Plastik wird normalerweise aus Erdöl hergestellt. Mit negativen Folgen
für das Weltklima: Das in ihnen gebundene Kohlendioxid wird beim Abbau
frei und trägt so zur globalen Erwärmung bei. Weltweit gelangen so
jährlich rund 400 Millionen Tonnen CO2 in die Atmosphäre - halb so
viel, wie Deutschland 2017 insgesamt in die Luft blies. 2050 könnten
Kunststoffe nach Schätzungen bereits für 15 Prozent der weltweiten 
CO2-Produktion verantwortlich sein.

Bioplastik dagegen ist nahezu klimaneutral, da es auf nachwachsenden
Rohstoffen wie Mais, Weizen oder Zuckerrohr basiert. Für ihr Wachstum
benötigen diese Pflanzen Kohlendioxid, das sie der Luft entnehmen. Die
Herstellung von Biokunststoffen verbraucht daher CO2, und zwar genauso
viel, wie später bei ihrer Verbrennung oder Verrottung wieder frei
wird. Insgesamt ist ihre Klimagas-Bilanz daher ausgeglichen.
Bioplastik wird daher gerne als umweltfreundliche Alternative
vermarktet.

Doch zumindest beim augenblicklichen Stand der Technik ist die Sache
wohl nicht so klar wie oft angenommen. "Die Erzeugung großer Mengen
Bioplastik verändert die Landnutzung", erklärt Dr. Neus Escobar vom
Institut für Lebensmittel- und Ressourcenökonomik der Universität
Bonn. "Global gesehen könnten dadurch zum Beispiel vermehrt
Waldflächen zu Ackerland umgewandelt werden. Wälder binden aber
erheblich mehr Kohlendioxid als etwa Mais oder Zuckerrohr, schon
allein aufgrund ihrer größeren Biomasse." Dass dieser Effekt keine
theoretische Spekulation ist, zeigen die Erfahrungen mit
Biokraftstoffen. Die steigende Nachfrage nach der "grünen"
Energiequelle hatte in manchen Ländern massive Waldrodungen zur Folge.

Dr. Neus Escobar und ihre Kollegen Salwa Haddad, Prof. Dr. Jan Börner
und der Privatdozent Dr. Wolfgang Britz haben die Auswirkungen einer
vermehrten Verwendung von Bioplastik simuliert. Dazu nutzten und
erweiterten sie ein Computermodell, das auch schon zur Berechnung der
Biokraftstoff-Effekte eingesetzt wurde. Es basiert auf einer
Datenbank, die die gesamte Weltwirtschaft abbildet.

"Wir haben für unser Modell die Annahme getroffen, dass der Bioplastik-Anteil 
bei den wichtigsten Produzenten - Europa, China, Brasilien und
den USA - auf fünf Prozent steigt", erklärt sie. "Dabei haben wir zwei
verschiedene Szenarien durchgespielt: eine Steuer auf konventionelle
Kunststoffe gegenüber einer Subvention für Bioplastik." Am
dramatischsten waren die Auswirkungen im Steuer-Szenario: Da dadurch
herkömmlich hergestellte Kunststoffe erheblich teurer wurden, sank die
Nachfrage nach ihnen deutlich. Weltweit wurden so pro Jahr 0,08
Prozent weniger Klimagase ausgestoßen. Allerdings ist ein Teil dieses
Rückgangs auf ökonomische Verwerfungen zurückzuführen, da die Steuer
insgesamt das Wirtschaftswachstum bremste.

Mehr Äcker, weniger Wälder

Gleichzeitig stieg in diesem Szenario die landwirtschaftlich genutzte
Fläche, während die Waldfläche um 0,17 Prozent abnahm. Dadurch
gelangten enorme Mengen Treibhausgase in die Atmosphäre. "Dabei
handelt es sich zwar nur um einen einmaligen Effekt", erklärt Escobar.
"Dennoch dauert es nach unseren Berechnungen mehr als 20 Jahre, bis er
durch die erzielten Einsparungen wettgemacht wird."

Insgesamt braucht es also einen langen Atem, damit sich die Umstellung
auf Bioplastik auszahlt. Zudem beziffern die Forscher die Kosten
dieser Strategie auf mehr als 2.000 Dollar pro Tonne Treibhausgas -
eine vergleichsweise hohe Summe. Eine Subvention von Bioplastik hätte
zwar in vielen Punkten deutlich unterschiedliche Effekte. An der
Kompensations-Zeit von gut 20 Jahren und den Kosten für die 
Klimagas-Reduktion würde sich aber auch hier wenig ändern.

"Eine vermehrte Verwendung von Bioplastik aus Nutzpflanzen scheint
also keine effiziente Strategie zu sein, das Klima zu schonen", betont
die Wissenschaftlerin. Zumal sie eine Reihe weiterer Negativ-Effekte
hätte, etwa steigende Nahrungsmittel-Preise. "Das sähe aber vermutlich
anders aus, wenn zur Herstellung zum Beispiel pflanzliche Abfälle
genutzt würden", sagt Escobar. "Wir empfehlen, die
Forschungsanstrengungen auf dieses Bioplastik der zweiten Generation
zu konzentrieren und es so zur Marktreife zu bringen."

Auch die Hoffnung, dass durch Bioplastik die Vermüllung der Weltmeere
abnehme, müsse sich nicht notwendigerweise erfüllen. Kunststoffe aus
Pflanzen seien nicht automatisch leichter abbaubar als solche aus
Erdöl, betont Escobar. "Bio-PE und Bio-PET verrotten genauso schlecht
wie ihre Pendants auf Erdöl-Basis." Einen Vorteil habe Bioplastik
allerdings: Es schone die immer knapper werdenden fossilen
Brennstoffquellen. Wer die Umwelt schützen wolle, solle aber eher auf
eine andere Strategie setzen, ziehen die Wissenschaftler ein Fazit:
Sinnvoller sei ein materialsparender Umgang mit Plastik und ein
möglichst vollständiges Recycling.

Originalpublikation:

Neus Escobar, Salwa Haddad, Jan Börner und Wolfgang Britz: Land use
mediated GHG emissions and spillovers from increased consumption of
bioplastic; Environmental Research Letters;

https://doi.org/10.1088/1748-9326/aaeafb

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news707591

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 07.12.2018
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STIMMEN/091: COP24 - Deutschland wird Klimaziele ohne Kohleausstieg und Mobilitätswende verfehlen (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Kommentar vom 10.
Dezember 2018

COP24: Deutschland wird Klimaziele ohne Kohleausstieg und
Mobilitätswende verfehlen. BUND appelliert: Neben Energiepolitik
endlich auch Verkehrspolitik stärker in den Fokus nehmen 



Am heutigen Montag, zu Beginn der zweiten und entscheidenden
Konferenzwoche auf der Klimakonferenz im polnischen Kattowitz muss die
Bunderegierung zugeben, dass sie selbst die Ziele des Kyoto-Protokolls
bis 2020 deutlich - im Gegensatz zur EU - verfehlen wird*.

Dazu erklärt Hubert Weiger, Vorsitzender des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND):

"Die Klimaziele Deutschlands für das Jahr 2020 werden ohne
Kohleausstieg und Mobilitätswende verfehlt. Es ist blamabel, dass die
Bundesregierung nicht den Mut hat, durch die Abschaltung von
Kohlekraftwerken und die Besteuerung von spritschluckenden Autos die
Klimakrise aktiv zu bekämpfen. Wir können es uns mit Blick auf die
Klimakrise nicht leisten, den Kohleausstieg weiter auf den Sankt
Nimmerleinstag zu verschieben und eine Verkehrspolitik zu betreiben,
die dem Klimaschutz zuwiderläuft.

Während immerhin in der Energiepolitik über den Kohleausstieg
politisch diskutiert wird, ignoriert der Verkehrssektor alle
zwingenden Anforderungen des Klimaschutzes. Deshalb ist es auch eine
Folge dieser Verkehrspolitik, dass die verkehrsbedingten Emissionen
sogar wieder angestiegen sind. Der BUND fordert eine sozial- und
umweltverträgliche Mobilitätswende, die zu einer deutlichen Reduktion
des Rohstoff- und Energieverbrauchs im Verkehrssektor führt, um
wenigstens bis 2030 eine Reduktion der verkehrsbedingten Emissionen
von 40 bis 42 Prozent zu erreichen. Dafür müssen die Maßnahmen und
Instrumente klar mit den notwendigen Verordnungen unterlegt, aber auch
Finanzierung und Zeitplan verbindlich festgeschrieben werden."



* Im Rahmen der zweiten Verpflichtungsperiode des Kyoto-Protokolls
muss Deutschland seine Emissionen in den
nichtemissionshandelspflichtigen Bereichen (Landwirtschaft, Verkehr
und Gebäude) unter der Lastenteilungsvereinbarung um 14 Prozent bis
2020 gegenüber 2005 mindern. Tatsächlich haben sich die Emissionen in
den Bereichen zwischen 2005 und 2017 jedoch nur um 1,5 Prozent
reduziert. Daher ist es unwahrscheinlich, dass die geplanten
Reduktionen von 14 Prozent bis 2020 erreicht werden. 

Siehe: https://www.eea.europa.eu/data-and-maps/data/esd-1

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 10.12.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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MELDUNG/356: F.R.A.N.Z.-Projekt mit Deutschem Nachhaltigkeitspreis Forschung ausgezeichnet (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 8. Dezember 2018

F.R.A.N.Z.-Projekt mit Deutschem Nachhaltigkeitspreis Forschung
ausgezeichnet

Entwicklung gemeinsamer Strategien von Landwirtschaft und Naturschutz
honoriert



Das Dialog- und Demonstrationsprojekt F.R.A.N.Z. der Umweltstiftung
Michael Otto und des Deutschen Bauernverbandes (DBV) wurde mit dem
Deutschen Nachhaltigkeitspreis 2019 in der Kategorie "Forschung"
ausgezeichnet. Die Jury würdigte insbesondere die partnerschaftliche
Zusammenarbeit zwischen Landwirtschaft und Naturschutz sowie den
frühen Praxis-Check und die gleichzeitig intensiven wissenschaftlichen
Untersuchungen der entwickelten und erprobten Biodiversitätsmaßnahmen.
Die Stiftung Deutscher Nachhaltigkeitspreis e.V., die diese
Auszeichnung unter anderem in Zusammenarbeit mit der Bundesregierung
verleiht, überreichte den Preis gestern in Düsseldorf.

"Das F.R.A.N.Z.-Projekt setzt zukunftsweisende Impulse für den Schutz
der Artenvielfalt in der Agrarlandschaft. In intensiver Zusammenarbeit
von Naturschutz und Landwirtschaft, ergänzt durch eine begleitende
Forschung des Projektes, werden Lösungen für mehr Artenvielfalt
entwickelt. Über die Auszeichnung haben wir uns außerordentlich
gefreut. Sie bestärkt uns darin, den eingeschlagenen Weg weiterzugehen
und damit einen zentralen Beitrag zur Erreichung der
Biodiversitätsziele in der Agrarlandschaft in Deutschland und Europa
zu leisten", betonte der Stifter und Unternehmer Prof. Dr. Michael
Otto am Rande der Preisverleihung.

Der Präsident des Deutschen Bauernverbandes, Joachim Rukwied, freut
sich sehr über den Preis: "Diese Auszeichnung zeigt, dass es notwendig
ist, die Landwirte in die Gestaltung von Naturschutzmaßnahmen mit
einzubinden und partnerschaftlich zusammenzuarbeiten. Erfolgreiche
Strategien für den Naturschutz in der Landwirtschaft erfordern
Maßnahmen, die nicht nur die Artenvielfalt fördern, sondern
gleichzeitig auch in die Betriebsabläufe integrierbar und
wirtschaftlich tragfähig sind. Nur so lassen sich in der breiten
Landwirtschaft biodiversitätsfördernde Maßnahmen umsetzen. Die
Verleihung des Deutschen Nachhaltigkeitspreises sehe ich als
Auszeichnung für die Anstrengungen der beteiligten Landwirte,
Betriebsberater und Forscher, Naturschutz und produktive
Landbewirtschaftung miteinander zu vereinen."

Das F.R.A.N.Z.-Projekt bietet durch die Einbeziehung aller relevanten
Stakeholder, die intensive wissenschaftliche Begleitung und Beratung
sowie die hohe öffentliche und politische Aufmerksamkeit die besten
Voraussetzungen dafür, dass die im Projekt erfolgreich umgesetzten
Naturschutzmaßnahmen bundesweit Akzeptanz und Nachahmer finden.

Weitere Information unter www.franz-projekt.de

Die Förderung des Projekts F.R.A.N.Z. (Für Ressourcen, Agrarwirtschaft
& Naturschutz mit Zukunft) erfolgt mit Mitteln der
Landwirtschaftlichen Rentenbank, mit besonderer Unterstützung des
Bundesministeriums für Ernährung und Landwirtschaft und der
Bundesanstalt für Landwirtschaft und Ernährung, sowie durch das
Bundesamt für Naturschutz mit Mitteln des Bundesministeriums für
Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Dezember 2018

Deutscher Bauernverband, Pressestelle

Claire-Waldoff-Straße 7, 10117 Berlin

Tel.: 030/31 904 407, Fax: 030/31 904 431

E-Mail: presse@bauernverband.net

Internet: www.bauernverband.de
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FORSCHUNG/482: Durchs Netz gefallen? (UFZ)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ)

Pressemitteilung, 10. Dezember 2018

Durchs Netz gefallen?

Das europäische Schutzgebietssystem "Natura 2000" konnte den Rückgang
der Tagfalter in Deutschland bisher nicht stoppen



Wie ein Rettungsnetz für die Artenvielfalt zieht sich das
Schutzgebietssystem "Natura 2000" quer durch die EU. Allerdings haben
bisher nur wenige Studien analysiert, ob sich diese Refugien
tatsächlich positiv auf den Artenreichtum auswirken. Untersuchungen
dazu gibt es vor allem für Vögel, und diese zeigen keinen klaren
Trend. Mithilfe von Langzeitdaten aus dem Bürgerforschungsprojekt
"Tagfalter-Monitoring Deutschland" sind Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler vom Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) in
Halle dieser Frage nun am Beispiel der Tagfalter nachgegangen. Demnach
gibt es auf den Natura-2000-Flächen zwar mehr Falter-Arten als
anderswo. Allerdings gehen die Artenzahlen innerhalb und außerhalb der
Schutzgebiete gleichermaßen zurück, berichten die Forscher im
Fachjournal Diversity and Distributions. Als Ursachen vermuten sie
unter anderem großräumige Effekte wie z.B. den Klimawandel oder eine
veränderte Landnutzung.




[image: Foto: © Petra Druschky, Wandlitz]

Dukaten-Feuerfalter (Lycaena virgaureae) und Brauner Feuerfalter
(Lycaena tityrus)

Foto: © Petra Druschky, Wandlitz



Die Idee klingt eigentlich gut: Ein Mosaik von geschützten Wäldern und
Mooren, Seen, Flüssen und anderen Lebensräumen soll den bedrohten
Pflanzen und Tieren Europas eine Zuflucht bieten. Schon seit 1992 ist
die EU dabei, dieses "Natura 2000" genannte Rettungsnetz aus
Schutzgebieten aufzubauen. Mittlerweile umfasst es schon mehr als 18
Prozent der Landoberfläche der EU und gehört zu den wichtigsten
Bausteinen des europäischen Naturschutzes. Aber wie effektiv ist es
eigentlich? Kann es den grassierenden Artenschwund tatsächlich
aufhalten? Diese Frage hat ein Forscherteam um Martin Musche vom
Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) in Halle am Beispiel der
Tagfalter untersucht.

Es ist kein Zufall, dass sich die Forscher bei ihrer Analyse
ausgerechnet auf diese Tiergruppe stützen. Denn zum einen gibt es
zahlreiche Tagfalter, die ganz eigene Ansprüche an ihren Lebensraum
stellen und damit stellvertretend für viele andere Arten stehen.
Deshalb gelten sie als gute Indikatoren für den Zustand einer
Landschaft. Zudem spielen sie als Bestäuber, Pflanzenfresser und
Nahrungsquelle für Vögel und andere Tiere eine wichtige Rolle im
Ökosystem.

Vor allem aber sind die Vorkommen von Tagfaltern vergleichsweise gut
untersucht. Schließlich handelt es sich um auffällige Insekten, von
denen viele auch für Laien gut zu unterscheiden sind. Schon seit 2005
koordiniert das UFZ deshalb ein Bürgerforschungsprojekt namens
"Tagfalter-Monitoring Deutschland", bei dem alle Interessierten
mitmachen können. Zwischen April und September sind die Teilnehmer
bundesweit unterwegs, um Informationen über die Vorkommen der Tiere
zusammenzutragen. Woche für Woche geht jeder von ihnen eine
festgelegte Strecke von bis zu einem Kilometer Länge ab und notiert
sämtliche tagaktiven Falter, die ihm unterwegs begegnen. "Inzwischen
machen dabei bundesweit schon mehr als 500 Leute mit", sagt
UFZ-Biologin Elisabeth Kühn, die das Monitoring koordiniert. Gerade im
letzten Sommer haben sich besonders viele neue Teilnehmer angemeldet.
Die Schlagzeilen über das Insektensterben haben wohl viele Naturfans
aufgerüttelt, die nun etwas zur Erforschung des Phänomens beitragen
wollen. "In dieser Diskussion wird ja immer gefordert, dass wir mehr
Informationen über die Vorkommen von Insekten in Deutschland
brauchen", sagt Elisabeth Kühn. "Über Tagfalter haben wir aber schon
tolle Daten." Auf ungefähr 300 Zähl-Strecken sind die Beobachter schon
seit mindestens acht Jahren aktiv, so dass die Forscher aus den
dortigen Erhebungen erste Trends ablesen können.

Für ihren Natura-2000-Check haben sie nun 245 davon ausgewählt, die
besonders regelmäßig begangen worden waren. Diese Transekte verteilen
sich über ganz Deutschland, etwa 28 Prozent davon liegen innerhalb von
Natura-2000-Gebieten, der Rest außerhalb. So konnten die
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit statistischen Methoden
analysieren, ob der Schutzstatus ihres Lebensraums für die insgesamt
122 erfassten Falter-Arten einen Unterschied macht.

Auf den ersten Blick sieht es ganz danach aus. Auf den Strecken
außerhalb der Schutzgebiete haben die Schmetterlingsfahnder im
Durchschnitt 18 Arten gezählt, innerhalb waren es dagegen 21. "Das
liegt nicht daran, dass die Lebensräume in den Natura-2000-Gebieten
generell besser für Tagfalter geeignet wären", erklärt Elisabeth Kühn.
"Sie sind möglicherweise nur in besserem Zustand." Und das macht sich
nicht nur im Schutzgebiet selbst bemerkbar, sondern auch in seiner
Umgebung. Je näher ein Transekt an einem solchen Refugium liegt, umso
höher ist auch seine Artenzahl. Offenbar wirken diese Lebensräume wie
Falter-Quellen, aus denen die Tiere auch ins Umland flattern. Und oft
sind die eigentlichen Schutzgebiete auch nur die wertvollsten Bereiche
in einer insgesamt vielfältigen Landschaft.

Das alles klingt nach einem durchaus positiven Befund. "Tatsächlich
sprechen diese Ergebnisse dafür, dass die Natura-2000-Flächen gut
ausgewählt sind", betont Elisabeth Kühn. Sie stellen offenbar
tatsächlich einen guten Querschnitt von besonders wertvollen Flächen
unter Schutz.

Trotzdem fällt das Zeugnis für das ökologische Rettungsnetz nicht
rundum erfreulich aus. Denn die Forscher haben auch analysiert, wie
sich die Falterbestände zwischen 2005 und 2015 verändert haben.
Demnach flatterten zum Beginn dieses Zeitraums im Durchschnitt noch
mehr als 19 Arten über den Transekten, am Ende waren es nur noch gut
17. "Das ist ein deutlicher Rückgang von etwa zehn Prozent", sagt
Elisabeth Kühn. "Und der hat innerhalb der Schutzgebiete genauso
stattgefunden wie außerhalb." Bei seiner eigentlichen Aufgabe, den
Artenschwund zu stoppen, scheint das Natura-2000-Netzwerk also
zumindest im Fall der Tagfalter seine Wirkung noch nicht entfaltet zu
haben.

Mithilfe weiterer Analysen wollen die Forscher nun herausfinden, woran
das genau liegt. Ihrer Einschätzung nach könnten zum einen großräumige
Effekte wie der Klimawandel oder Veränderungen der Landnutzung (inkl.
Einsatz von Pestiziden) dahinter stecken, die sich unabhängig vom
Schutzstatus auf die gesamte Landschaft auswirken. Es könnte aber auch
sein, dass die Ursache in den Schutzgebieten selbst liegt. Der
überwiegende Teil dieser Flächen sind nämlich Kulturlandschaften, die
man nicht komplett sich selbst überlassen kann. Wiesen und Magerrasen
zum Beispiel müssen regelmäßig gemäht oder beweidet werden. Sonst
machen sich dort mit der Zeit Gehölze breit und die Arten des
Offenlandes verlieren ihren Lebensraum. Allerdings kann man ein
solches Management unterschiedlich gestalten. Und da liegt
möglicherweise das Problem. "Bisher orientieren sich diese Maßnahmen
oftmals an den Bedürfnissen anderer Gruppen, zum Beispiel von Vögeln",
erklärt Elisabeth Kühn. "Und davon profitieren Tagfalter nicht
unbedingt." So sind zum Beispiel die Mahdzeitpunkte vieler Wiesen
nicht optimal für die Raupenentwicklung der Tagfalter, wobei sich die
Ansprüche zwischen einzelnen Arten sehr unterscheiden können.

"Solche Zielkonflikte kann man nur lösen, wenn man sich die einzelnen
Arten und Lebensräume genau anschaut", sagt Elisabeth Kühn. Sie und
ihre Kollegen hoffen, dass ihr Datenschatz auch das ermöglichen wird
und sie daraus Ideen ableiten können, wie das Rettungsnetz für die
Natur noch effektiver aufgespannt werden kann als bisher.

Publikation:

Stanislav Rada, Oliver Schweiger, Alexander Harpke, Elisabeth Kühn,
Tomás Kuras, Josef Settele, Martin Musche (2018): Protected areas do
not mitigate biodiversity declines: A case study on butterflies
Diversity and Distributions, 

https://doi.org/10.1111/ddi.12854



Im Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung (UFZ) erforschen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler die Ursachen und Folgen der
weit reichenden Veränderungen der Umwelt. Sie befassen sich mit
Wasserressourcen, biologischer Vielfalt, den Folgen des Klimawandels
und Anpassungsmöglichkeiten, Umwelt- und Biotechnologien, Bioenergie,
dem Verhalten von Chemikalien in der Umwelt, ihrer Wirkung auf die
Gesundheit, Modellierung und sozialwissenschaftlichen Fragestellungen.
Ihr Leitmotiv: Unsere Forschung dient der nachhaltigen Nutzung
natürlicher Ressourcen und hilft, diese Lebensgrundlagen unter dem
Einfluss des globalen Wandels langfristig zu sichern. Das UFZ
beschäftigt an den Standorten Leipzig, Halle und Magdeburg mehr als
1.100 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Es wird vom Bund sowie von
Sachsen und Sachsen-Anhalt finanziert.

www.ufz.de

Die Helmholtz-Gemeinschaft leistet Beiträge zur Lösung großer und
drängender Fragen von Gesellschaft, Wissenschaft und Wirtschaft durch
wissenschaftliche Spitzenleistungen in sechs Forschungsbereichen:
Energie, Erde und Umwelt, Gesundheit, Schlüsseltechnologien, Struktur
der Materie sowie Luftfahrt, Raumfahrt und Verkehr. Die
Helmholtz-Gemeinschaft ist mit 38.000 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern in 18 Forschungszentren und einem Jahresbudget von rund 4
Milliarden Euro die größte Wissenschaftsorganisation Deutschlands.
Ihre Arbeit steht in der Tradition des großen Naturforschers Hermann
von Helmholtz (1821-1894).

www.helmholtz.de
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STANDPUNKT/1056: Umweltpolitischer Rückblick auf das Jahr 2018 (BUND RVSO)


BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

An die Medien - 4. Dezember 2018

Hintergrund: 2018 Umweltpolitischer Rückblick auf das Jahr 2018

Das Jahr 2018 war für den BUND am Oberrhein ein Jahr mit Erfolgen und
Niederlagen.



Wir leben in Zeiten, in denen Demokratie, Freiheit und Frieden in der
Welt, in Europa, aber auch bei uns zunehmend gefährdet sind. Gerade in
solchen Zeiten muss sich auch die Zivilgesellschaft zu Wort melden und
sich für Demokratie, Freiheit, Frieden, Nachhaltigkeit,
Menschenrechte, Rechtsstaatlichkeit, Pressefreiheit, soziale
Gerechtigkeit und die Werte der Aufklärung einsetzen. Der BUND am
südlichen Oberrhein ist Teil dieser wertebewahrenden
Zivilgesellschaft. Naturschutz, Umweltschutz und Nachhaltigkeit
brauchen einen demokratischen Rahmen.

Es empört uns, dass Banken und Millionäre

uns und unsere Finanzämter (bisher) ungestraft mit Cum-Ex Geschäften
um 55 Milliarden Euro betrügen konnten. Dieses unglaubliche Unrecht,
das erschreckend wenig Empörung ausgelöst hat, erinnert uns an die
ungesühnten großen Umweltverbrechen der letzten Jahrzehnte. In der
Vergangenheit konnten sich in fast allen großen Umweltprozessen
(Bhopal, Seveso, Asbest, Bayer-Holzschutzgiftprozess, Contergan,
Diesel-Betrug...) die großen Konzerne und die Verursacher von Leid,
Tod und Krankheit mit teuren Anwälten und teilweise lächerlichen
Entschädigungszahlungen fast ungestraft aus der Affäre ziehen. "Die
Gerechtigkeit und das Recht sind wie ein Spinnennetz. Die Kleinen hält
es fest, die Großen zerreißen es einfach.", heißt ein altes
lateinisches Zitat.

100 Jahre nach Ende des Ersten Weltkrieges

wurde viel von Frieden geredet und geschrieben und gleichzeitig massiv
aufgerüstet. Der Rüstungsanteil am Bruttoinlandsprodukt in Deutschland
liegt zurzeit bei 1,2 Prozent - bis 2020 soll der Verteidigungsetat
weiter steigen und die perfekt inszenierten PR-Kampagnen für mehr
Aufrüstung laufen (fast) unwidersprochen. Um das von Herrn Trump
geforderte Zwei-Prozent-Ziel zu erreichen, müsste Deutschland mehr als
75 Milliarden Euro (75.000.000.000) für das Militär ausgeben und die
Rüstungsausgaben fast verdoppeln. Es passt in die zeitgemäßen
Durchsetzungsstrategien, dass Medien, Parteien und Rüstungslobby
lieber von 2% reden, als von jährlich 75 Milliarden Euro.

Der Sommer 2018 war extrem heiß und trocken,

ein "Jahrhundertsommer", wie wir ihn zwischenzeitlich aufgrund des
Klimawandels in immer kürzeren Abständen erleben.

Schwerpunkt der Hitze-Berichterstattung war die Forderung der
Landwirtschaftsverbände nach Entschädigung. Doch der BUND am Oberrhein
erinnerte auch an die anderen Folgen der Hitze und Trockenheit. Auch
wenn die Hitze und ihre Auswirkungen in Deutschland nicht ganz an das
Jahr 2003 heranreichten, so starben auch im Jahr 2018, aufgrund der
Hitze, Menschen (nicht nur) in Alten- und Pflegeheimen. Noch zwei,
drei solcher Hitzesommer und Trockenjahre und wir werden den
Schwarzwald nicht wiedererkennen. Wer heute mit offenen Augen durch
den Schwarzwald fährt und geht, erkennt massive, akute Waldschäden,
die stark an die Schadbilder der 80er Jahre des letzten Jahrhunderts
erinnern.

Der Ausstieg aus den fossilen Energien und der Wechsel zu
umweltfreundlichen Energiequellen könnten die Probleme zumindest
ansatzweise lösen. Doch industriegelenkte und industrienahe
Klimawandelleugner, Bürgerinitiativen gegen Windkraft und die Deutsche
Wildtierstiftung bekämpfen mit vorgeschobenen Naturschutzargumenten
überall in Deutschland die umweltfreundlichen, zukunftsfähigen
Energien. Die Atomkonzerne nutzen den Klimawandel um mit der
Tarnorganisation Nuclear Pride Coalition für AKW zu werben.

Im Jahr 2018 ist das letzte männliche Nördliche Breitmaulnashorn
gestorben.

Es ist gut und wichtig, dass sich Medien und Öffentlichkeit verstärkt
mit Themen wie der Ausrottung der Nashörner in Afrika und Asien
beschäftigen. Doch unsere "badischen Nashörner" sind Wolf, Luchs,
Wildkatze und Schmetterlinge. Für sie tragen wir Verantwortung.
Fünf Mal gab es in den vergangenen 540 Millionen Jahren gewaltige
Artensterben, zeigen Fossilienfunde. Forscher sehen eine aktuelle,
menschengemachte, sechste Welle in vollem Gange und das auch am
Oberrhein. Nach einem Bericht der Vereinten Nationen zur Artenvielfalt
sterben bis zu 130 Tier- und Pflanzenarten täglich aus. Der Mensch im
Anthropozän hat auf die Artenvielfalt langfristig eine "ähnlich
verheerende" Wirkung wie der große Meteor-Einschlag vor 65 Millionen
Jahren, der die Dinosaurier ausrottete.

Die zu bauende Arche kann kleiner ausfallen.

Vor zwei Jahren haben wir bundesweit mit als Erste begonnen,


mit Presse- und Internetarbeit und vielen kleinen Anzeigen auf das
stille Insektensterben und seine Ursachen aufmerksam zu machen. Zwei
Jahre später und zehn Jahre nach der großen Bienenvergiftung in
Südbaden haben wir endlich auch erfreuliche Teilerfolge erzielt. Gegen
den heftigsten Widerstand der Agrochemielobby ist es endlich gelungen,
zumindest drei besonders gefährliche Neonicotinoide zu verbieten. Der
wichtige Streit um Neonics hat den kleinen BUND am Oberrhein im Jahr
2013, in einem massiven juristischen Konflikt mit dem Chemiegiganten
Bayer, viel Geld gekostet. Umso mehr freuen wir uns über den Erfolg
für die Natur. Aber noch sind manche Neonics erlaubt und der BUND muss
darauf achten, dass die Folgegifte nicht ähnlich problematisch sind.
Wir freuen uns über den Teilerfolg, wissen aber genau, dass das alles
noch lange nicht reicht, um das regionale und globale Artensterben
auch nur zu bremsen. Und mit Sorge blicken wir auf die geschickten
Ablenkungsmanöver der Agrochemielobby. Wir freuen uns über jeden
blühenden Ackerrandstreifen, wissen aber auch, dass ein
spritzmittelvergifteter Blühstreifen eine hübsch anzusehende
Todesfalle für Insekten ist.

Auch die "schwierigen" regionalen Themen

wie das IRP und der massive Flächenverbrauch waren Themen des
BUND-Regionalverbandes. Gerade das Problem der zunehmenden
Zersiedelung ist im Umland Freiburgs noch viel ausgeprägter als in der
Stadt selbst. Bei vielen Themen stehen wir im Spannungsfeld zwischen
dem notwendigen Schutz der Natur in Zeiten des Artensterbens und
sozialer Mitverantwortung.

Der ständig expandierende Europapark Rust

plant eine Seilbahn über das Naturschutzgebiet Taubergießen. Die
Naturschutzverbände und Planungsbehörden waren vom Vorstoß Herrn
Macks, einer der mächtigsten und einflussreichsten Personen in
Südbaden, überrascht. Einer der genialsten Schachzüge der
Werbeabteilung von Herrn Mack ist es, aus dem naturgefährdenden
Projekt eine "Vision für Europa" zu machen. Dennoch lehnen die
badisch-elsässischen Umweltverbände dieses Projekt einhellig ab -
Verbände, die das Europa der Menschen seit Jahrzehnten praktizieren.
Im Jahr 2017 besuchten mehr als 5,6 Millionen Besucher den Park und
nach der Erweiterung sollen es noch einmal 800.000 mehr werden. Doch
schon jetzt sind die Parkplätze häufig übervoll und BesucherInnen
müssen nach Hause geschickt werden. Den alten Forderungen des BUND
nach einer besseren Anbindung des Parks an den ÖPNV und nach einem
nicht ganz so flächenfressenden, mehrgeschossigen Parkhaus ist der
Europapark leider nicht nachgekommen. Jetzt rächen sich die Fehler der
Vergangenheit. Eine Seilbahn zu einem neuen, flächenfressenden,
ebenerdigen Parkplatz im Elsass ist kein ökologischer Fortschritt.

Bitcoin: Gier und Stromverbrauch

In diesem Jahr waren wir der erste Umweltverband, der auf den
unglaublichen Energieverbrauch der Bitcoin-Gier aufmerksam gemacht
hat. Hält der Trend an, könnte die Kryptowährung in wenigen Jahren so
viel Energie verschlingen wie derzeit alle Solaranlagen weltweit
erzeugen. Es ist unsere BUND-Aufgabe, früh auf solche
Fehlentwicklungen aufmerksam zu machen.

Fessenheim-Abschaltung 2020!?

Das alte Atomkraftwerk Fessenheim wird nach Angaben von Frankreichs
Staatspräsident Macron im Jahr 2020 abgeschaltet. Für die Bevölkerung
und den BUND am Oberrhein ist das nun die neunte Ankündigung eines
Abschalttermins für das älteste AKW Frankreichs.
Bei der vorletzten Ankündigung hatten wir "ein neues, rechtlich
wasserdichtes Dekret" von Herrn Macron verlangt. Die Ankündigung des
französischen Präsidenten nehmen wir zwischenzeitlich
erfreut-hoffnungsfroh-illusionslos zu Kenntnis. Wir halten einen
Abschalttermin 2020 für möglich und wir hoffen, dass die beiden alten
Reaktoren so lange durchhalten. Die Gefahr eines extrem schweren
Unfalls ist aber erst gebannt, wenn die Reaktordruckbehälter und die
extrem unsicheren Zwischenlagerbecken entleert sind. Es freut uns,
dass auch andere französische Reaktoren abgeschaltet werden sollen.

Während wir mit Sorge nach Fessenheim, Leibstadt und Beznau
schauen 

beginnen perfekt organisierte, globale Kampagnen für neue AKW. Nach
Fukushima war die Atomlobby für kurze Zeit ein wenig in Deckung
gegangen. Aufgegeben hat sie nicht. Jetzt beginnt eine massive,
globale Werbekampagne für die Gefahrzeitverlängerung der bestehenden
Reaktoren und für neue AKW. Die Atom-Propaganda wurde optimiert und
die Konzerne treten nicht mehr öffentlich in Erscheinung. PR-Agenturen
gründen Schein-Bürgerinitiativen und rechte und neoliberale Netzwerke
rühren die Werbetrommel. In der Nuclear Pride Coalition, tarnen sich
Lobbyisten als Umwelt-Aktivisten und weltweit spielen
Vorfeldorganisationen der Konzerne Umweltbewegung. Solche PR-Kampagnen
wurden in der Vergangenheit häufig begleitet von bezahlten Trollen,
die unter wechselnden Identitäten Hunderte von Leserbriefen schreiben
und die Internetforen (nicht nur) der Medien mit Werbebotschaften
fluten. Auch Wikipedia-Manipulation gehört zum Alltagsgeschäft von
Werbeagenturen und Atomkonzernen.

Ein Maisfeld auf der Landesgartenschau in Lahr

löste einen Streit zwischen uns und dem Landwirtschaftsamt Ortenau
aus. Auf Tafeln wurde ausgerechnet die Monokultur Mais als tolles
Biotop für bedrohte Arten dargestellt. Wir bezeichneten diese Infos
als Fake-News und schrieben, dass sich im Mais wohl eher der
Maiswurzelbohrer, der Maiszünsler und das Wildschwein wohlfühlen. Die
Presse hat erfreulich kritisch über diesen Konflikt berichtet.

Versalzenes Grundwasser

Neben Nitrat, Agrargiften und Altlasten ist insbesondere das Salz
eines der großen Grundwasserprobleme in der Rheinebene.
Im Elsass wird gerade für unglaublich viel Geld die marode
Giftmülldeponie Stocamine - die "kleine Asse" am Oberrhein -, saniert.
Die hohen Kosten wären den SteuerzahlerInnen erspart geblieben, wenn
auf die frühe Kritik von Alsace Nature und BUND-Regionalverband gehört
worden wäre.

In Buggingen versalzt seit Jahrzehnten

der Abraumhügel "Kalimandscharo" das Grundwasser. Eine Anzeige unseres
BUND-Regionalverbandes hatte vor vielen Jahrzehnten eine große Razzia
und polizeiliche Durchsuchungsaktion bei der Kali und Salz AG
ausgelöst. Vor 10 Jahren bestätigte ein Gerichtsurteil die
Verantwortung der Kali und Salz AG für dieses Problem und durchkreuzte
die Konzernpläne, die Sanierungskosten auf die SteuerzahlerInnen
abzuwälzen. Doch mit zunehmendem Ärger müssen wir feststellen, dass
sich im Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald in Sachen Sanierung wenig
tut. Die Behörde sollte endlich einmal in die Gänge kommen, den
Salzberg sanieren und die Rechnung an die Kali und Salz AG senden. Zu
diesem Thema hat der BUND im Dezember 2018 eine große Postkartenaktion
an das Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald gestartet.

Erfolge

Da ist das für die Insekten so wichtige, lang erkämpfte Teilverbot für
Neonicotinoide. Der BUND hat mit dem Urteil vom 5.10.2018 einen
vorläufigen Rodungsstopp im Hambacher Forst erreicht. Das Urteil sagt
jedoch nichts über die Zukunft des Hambacher Forstes aus. Es ist aber
ein kleiner Schritt zur Entschleunigung der globalen
Zerstörungsprozesse. Ein schöner Erfolg war die erfolgreiche Gründung
eines BUND-Arbeitskreises-Botanik. Unsere regionalen Veranstaltungen,
Exkursionen und Lesungen waren gut besucht und wir freuen uns über die
erfreuliche Zusammenarbeit mit unserer elsässischen
Schwesterorganisation Alsace Nature. Wir stellen unsere Texte nicht
einfach so in's Netz, wir kämpfen um das Internet! Auf unserer kleinen
regionalen Internetseite www.bund-rvso.de waren täglich fast 5.000
verschiedene BesucherInnen und wir haben über 3.000 Nistkästen
verkauft.

So arbeiten wir - eingebunden in das Netzwerk der BUND-Aktiven - an
den kleinen und großen Umwelt- und Naturschutzthemen in Südbaden und
der Welt und sind manchmal verzagt angesichts der uns umgebenden
Zerstörung und manchmal hoffnungsvoll angesichts von mühsam errungenen
Erfolgen.

Axel Mayer, BUND Geschäftsführer



http://www.bund-rvso.de/2018-umweltpolitischer-jahres-rueckblick.html

*
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STELLUNGNAHME/524: Schutzloser Steigerwald (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz - 6. Dezember 2018

Gemeinsame Pressemitteilung:

Verbände fordern nutzungsfreies Schutzgebiet

Schutzloser Steigerwald: Das Fällen der Starkbäume geht weiter



München/Hilpoltstein, 06. Dezember 2018 - Der LBV (Landesbund für
Vogelschutz), der BUND Naturschutz in Bayern, Greenpeace Bayern, die
Gregor Louisoder-Stiftung und der Verein Nationalpark Steigerwald
kritisieren zusammen mit dem WWF Deutschland die aktuell begonnenen
Holzeinschläge im Hohen Buchenen Wald massiv. Nachdem die
Staatsregierung den von Verbänden und der Bevölkerungsmehrheit im
Steigerwald geforderten Schutz für den Hohen Buchenen Wald versagt
hat, wurden dort entgegen der Zusagen der BaySF-Spitze zahlreiche
dicke Bäume gefällt. "Jetzt einfach mit dem Abholzen der dicken Bäume
weiterzumachen, halten wir für einen Skandal", kritisieren die
Verbände. Sie halten an ihrer Grundsatzforderung fest im Steigerwald
einen Nationalpark einzurichten. Da dies die aktuelle Staatsregierung
in dieser Periode nicht umsetzen will, fordern die Verbände mindestens
den Hohen Buchenen Wald als nutzungsfreies Schutzgebiet zu schützen.
Die Verbände stellen dabei klar, dass sie zur Holznutzung stehen, dass
aber nicht genutzte Naturwälder ein integraler Bestandteil eines
nachhaltigen Waldnutzungssystems sind und deshalb auch geschützt
werden müssen.

"Wir fordern, dass die Zusage des Vorstandsvorsitzenden der
Bayerischen Staatsforsten Martin Neumeyer an den BN eingehalten
werden, dass im Hohen Buchenen Wald in diesem Winter keine dicken
Bäume gefällt werden", so Hubert Weiger, Ehrenvorsitzender des BUND
Naturschutz. "Die Einschläge müssen umgehend eingestellt werden."

"Unsere vielen Mitglieder vor Ort sind entsetzt, dass nun bereits
zahlreiche dicke Bäume der Säge zum Opfer gefallen sind", so Liebhard
Löffler, 1. Vorsitzender Verein Nationalpark Steigerwald. "Der Schutz
der dicken Bäume und des Hohen Buchenen Waldes wäre zum Vorteil für
Mensch und Natur."

"Wir fordern Forstministerin Michaela Kaniber als
Aufsichtsratsvorsitzende der Bayerischen Staatsforsten auf, hier
einzuschreiten und die BaySF anzuweisen, im Steigerwald als
Minimalkompromiss den Hohen Buchenen Wald zu schützen", so Volker
Oppermann, Greenpeace Bayern.

"Bayern hat eine besondere Verantwortung für den Schutz der
Buchenwälder. Wir fordern die Staatsregierung daher auf ein
großflächiges nutzungsfreies Schutzgebiet einzurichten, mit dem Bayern
sich für ein Weltnaturerbe Buchenwälder bewerben kann", so Helmut
Beran, stellvertretender Geschäftsführer des LBV.

"Das Ziel aus dem Koalitionsvertrag der Bayerischen Staatsregierung
10% des Staatswaldes als nutzungsfreien Naturwald zu schützen, muss
naturschutzfachlich fundiert umgesetzt werden", fordert Claus
Obermeier, Vorstand der Gregor Louisoder Umweltstiftung. "Der Hohe
Buchene Wald muss als Tafelsilber der Bayerischen Natur dabei
berücksichtigt und unbedingt geschützt werden."

"Mit jedem Einschlag wird die vor 4 Jahren begonnene natürliche
Waldentwicklung wieder unterbrochen", kritisiert Hermann Bösche,
Vorsitzender Naturforschende Gesellschaft Bamberg. "Damit wird ein
Naturwald verhindert, der für den Schutz der Wald-Biodiversität
unersetzlich ist."

 * 

Quelle:
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DEMO/262: Wir haben es satt! Essen ist politisch! - Berlin, 19.1.2019 (BUND MAGAZIN)


BUND MAGAZIN - 4/2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland - BUND

Friends of the Earth Germany

Demo

Wir haben es satt! Essen ist politisch! - Berlin, 19.1.2019 



WIR HABEN ES SATT

Gehen Sie Sa. den 19.1. mit uns auf die Straße: Parallel zur Grünen
Woche machen wir uns stark für eine bäuerlich-ökologische
Landwirtschaft - für gute Lebensmittel, für eine artgerechte
Tierhaltung und einen fairen Welthandel.

Bäuerinnen und Bauern leisten jeden Tag harte Arbeit. Doch die Politik
lässt die Höfe im Stich. Über hunderttausend Betriebe mussten in den
letzten zehn Jahren aufgeben. Gleichzeitig reißen sich große
Investoren immer mehr Land unter den Nagel. Die fatalen Folgen:
Monokulturen, Megaställe und Kostendruck. Und Billigexporte, die im
globalen Süden bäuerliche Existenzen zerstören.

Die Dürre 2018 hat gezeigt: Die Klimakrise hat nun auch unsere Äcker
erreicht. Agrarministerin Julia Klöckner und die Bundesregierung
müssen reagieren. Wer Lebensmittel umwelt- und tiergerecht herstellt
oder im Laden regional und saisonal einkauft, verdient mehr
Unterstützung!

Julia Klöckner darf den Umbau zu einer bäuerlichen und ökologischen
Landwirtschaft nicht weiter verschleppen. 2019 entscheidet die EU in
Brüssel, welche Art der Landwirtschaft sie künftig mit 60 Milliarden
Euro pro Jahr fördert. Die Ministerin muss der Agrarindustrie den
Geldhahn zudrehen und endlich Politik für Mensch, Tier und Umwelt
machen.

Dafür braucht es unseren Protest auf der Straße. Seien Sie dabei, wenn
wir wieder zu Tausenden in Berlin demonstrieren. Während sich bei der
weltgrößten Agrarmesse »Grüne Woche« und beim Gipfel der Agrarminister
alles um die Zukunft unseres Essens und der Landwirtschaft dreht,
sagen wir gemeinsam:

Wir haben die Agrarindustrie satt!

WWW.BUND.NET/WIR-HABEN-ES-SATT

 * 

Quelle:

BUND MAGAZIN 4/2018, Seite 23
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ERSTAUFLAGE/983: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2989 (SB)


Uwe Anton

Das Kortin-Komplott

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2989



Dunkelwolke Barnard, 26. Juli 1552 NGZ

Mirash Lato ist als Funker auf der VOH-7, einem Beiboot von Vetris
Molauds Flaggschiff VOHRATA tätig. Das ist seine Tarnidentität, denn
eigentlich ist er ein Spion des Terranischen Ligadienstes. Er fängt
eine Nachricht auf, wonach sich die VOHRATA mit Lotho Keraetes Schiff
FLORENCE LAMAR treffen wird. An Bord befindet sich Adam von Aures,
einer der drei Auslöser des Weltenbrandes. Er hat vor einiger Zeit ein
persönliches Treffen mit Vetris-Molaud und Zeno Kortin vereinbart und
dem Maghan dafür die Koordinaten Wanderers verraten. Dieses Treffen
findet nun am 26. Juli 1552 NGZ in der Nähe der Dunkelwolke Barnard
statt.

In seiner Begleitung befinden sich das Aggregat Baizz, zwei Lukaparn
und vier Muirden - Geschöpfe die zuvor nur mit Lotho Keraete in
Zusammenhang gebracht werden konnten. Der ehemalige Gesandte der
Superintelligenz ES tritt allerdings nicht in Erscheinung.

Vetris-Molaud beobachtet mit sichtlichem Mißtrauen, mit welch großer
Delegation Adam von Aures ihn auf seinem Flaggschiff besuchen will. Er
setzt seinen Supermutanten Assan-Assoul auf sie an, der ein deutlich
erhöhtes Psi-Potential vor allem bei dem Aggregat Baizz ausmacht. Die
ätherisch schöne Frau bekommt keine Erlaubnis, weiter in das Schiff
vorzudringen. Sie und auch die beiden Lukaparn, die ihre Technohüte
nicht ablegen wollen, müssen im Hangar bleiben. Bei den Muirden ist
sich Assan-Assoul nicht sicher, ob sie Psi-Kräfte haben. Da
Vetris-Molaud Adam von Aures nicht damit brüskieren will, ihm gar
keine Begleiter zuzugestehen, dürfen die vier Muirden mitkommen.

Vetris-Molaud reizt es, den Mitverursacher des Weltenbrandes
kennenzulernen. Er will herausfinden, was der Mann in Schilde führt.
Aber er weiß auch genau, daß er vor ihm auf der Hut sein muß und ihn
als Feind zu betrachten hat. Nach anfänglichem Geplänkel, bei dem
jeder versucht, sein eigenes Psychospiel durchzuziehen, kommt Adam von
Aures rasch zur Sache und bezeichnet sich als den neuen
Kristallisationspunkt der Mächtigkeitsballung von ES und Initiator der
neuen Genesis, für die er den Tamaron, der darauf besteht, mit dem
Titel Maghan angesprochen zu werden, als Verbündeten gewinnen will.

Die Genesis bahne einer postbiologischen Kultur den Weg, welche zu
Veränderungen führen werde, die mit dem Weltenbrand ihren Anfang
genommen hätten, erläutert Adam von Aures und äußert den Wunsch, mit
Zeno Kortin sprechen zu können, jener Statue aus PEW-Metall, die das
Bewußtsein des legendären Meisters der Insel birgt und die
Vetris-Molaud als Berater dient. Der Maghan hat sie durch die besten
Sicherheitsvorrichtungen sichern lassen und glaubt, diesem Wunsch
bedenkenlos nachkommen zu können. Außerdem wird er von seinen beiden
Leibwächtern, dem Posbi Ganud und dem Anti Elessid begleitet.
Assan-Assoul befindet sich in einem Nebenraum, von wo aus er das
Geschehen psionisch überwacht.

Zeno Kortin zeigt sich durchaus angetan über den Besuch. Ihn
fasziniert die Vorstellung einer postbiologischen Zivilisation,
schließlich ist die Statue selbst etwas in dieser Art. Sie reagiert
für Vetris-Molauds Geschmack jedoch mit viel zu großem Enthusiasmus
auf Adam von Aures. Und er erkennt, daß es dem Kardinal-Fraktor des
Weltenbrands nicht wirklich um ihn, sondern um Zeno Kortin geht.

Mirash Lato, der sich mit Hilfe des Wellenreiters, eines vom TLD
entwickelten Programms, in die Sicherheitssysteme der VOHRATA
einklinken kann, beobachtet das Treffen. Ihm fällt auf, daß von dem
Hangar, in dem sich das Aggregat Baizz und die beiden Lukaparn
befinden, Tastimpulse ausgehen, woraufhin er die Bordsicherheit
alarmiert. Doch es ist bereits zu spät. Das Aggregat Baizz löst einen
Hyperblitz aus, der ähnliche Auswirkungen wie ein Aagenfelt-Blitz hat.
Alle auf hyperenergetischer Basis der VOHRATA arbeitenden Systeme
werden lahmgelegt. Die Lukaparn lösen sich plötzlich auf. Bei genauem
Hinsehen erkennt Mirash Lato, daß sie sich in Nanogentenschwärme
verwandeln, die im ganzen Schiff ausschwärmen und die Technik
beeinflussen. Überall bricht Chaos aus. Die tefrodischen Kampfroboter,
die die Sicherheitschefin zum Schutz der Kortin-Statue abgestellt hat,
greifen die Sicherheitskräfte an, die in den Raum vordringen, um
Vetris-Molaud zu schützen. Nur durch den selbstlosen Einsatz seines
Leibwächters Ganud bleibt Vetris-Molaud am Leben, der mit Entsetzen
mit ansehen muß, daß all seine Sicherheitsvorkehrungen machtlos sind.

Adam von Aures reißt seine Arme hoch und richtet sie auf Assan-Assoul,
der wie gelähmt wirkt, genauso wie Vetris-Molauds zweiter Leibwächter,
der Anti Elessid. Von den Armen gehen sechsdimensionale Impulse aus,
die die Psi-begabten Gehirne der beiden beeinflussen.

Nun kommen die Muirden zum Einsatz. Durch schnelle Rotation ihrer
Körper aktivieren sie eine verborgene Psifähigkeit und teleportieren
mit Adam von Aures und der Zeno-Kortin-Statue fort. Assan-Assoul
bekommt von Vetris Molaud den Befehl, ihnen zu folgen. Der Mutant ist
ein Para-Konfigurator, der auf die Gabe eines anderen Mutanten in
seiner Nähe zugreifen kann. Er folgt den Muirden, landet aber nicht
wie erwartet, in der FLORENCE LAMAR, sondern in der VOH-7.

Mirash Lato und sein ebenfalls an Bord befindlicher Führungsoffizier
Matthon Paik stoßen auf den bewußtlosen Supermutanten. Sie haben sich
bereits gefragt, warum die VOH-7 nicht so stark in Mitleidenschaft
gezogen wurde wie die anderen Beiboote und das Hauptschiff. Das kann
nur bedeuten, daß Adam von Aures es noch braucht. In den beiden
Agenten keimt der Verdacht, daß es dem Kardinal-Fraktor des
Weltenbrands nicht nur um die Zeno-Kortin-Statue geht, sondern auch um
den Supermutanten. Sie befürchten, daß er an Bord der VOH-07 sterben
soll, damit sein Bewußtsein vom PEW-Metall der Statue aufgenommen
werden kann. So ist es für Adam von Aures am leichtesten, den
Supermutanten zu kontrollieren und für seine Zwecke einzusetzen.

Assan-Assoul kommt langsam zu sich. Er ist von den Muirden
zurückgestoßen worden. Lato und Paik setzen ihn ins Bild, doch er
scheint den Ernst der Lage nicht zu erkennen, denn er will gegen Adam
von Aures kämpfen. Über Bordfunk wendet sich Adam an Assan-Assoul und
will ihn für die Genesis gewinnen. Doch dem Mutanten ist klar, daß er
dann keinen freien Willen mehr haben wird. Er will die VOH-07
sabotieren, so daß der Flug unterbrochen wird. Seine zweite
Mutantengabe befähigt ihn, energetische Abläufe physikalischer,
biochemischer und hyperphysikalischer Natur zu stören. Aber er will
zuvor die Kortin-Statue finden, damit sie keinen Schaden nimmt.

Der Untergang des Schiffes kommt schneller als erwartet. Da sich
Assan-Assoul nicht freiwillig ergibt, zerstört Adam von Aures das
Schiff systematisch. Lato und Paik müssen ums Überleben kämpfen. Mit
letzter Kraft gelingt es Lato, einen offenen Funkspruch abzusetzen,
der alle die ihn hören, darüber informiert, daß Adam von Aures die
Kortin-Statue und vermutlich auch das Bewußtsein des tefrodischen
Mutanten Assan-Assoul in seine Gewalt gebracht hat. Dann explodiert
der Kreuzer. Ein Kommandounternehmen der Tefroder findet im Wrack der
VOH-07 die Leiche Assan-Assouls. Von der Kortin-Statue und der
FLORENCE LAMAR fehlt allerdings jede Spur.

Am 27. Juli 1552 NGZ unterrichtet der TLD-Direktor Maurits Vingaden
Perry Rhodan über den aufgefangenen Funkspruch. Der vermutet, daß
Lotho Keraete und Adam von Aures Wanderer angreifen wollen. Die Frage
ist nur, ob sie den Kunstplaneten von ES lediglich erobern oder
zerstören wollen. Auf jeden Fall ist Adam von Aures nun der
gefährlichste Mann der Galaxis und muß unbedingt aufgehalten werden.

10. Dezember 2018
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AKTION/1470: Herten - Weihnachtsschmausen vom 10. bis 23. Dezember in der Copa Oase


Copa Ca Backum Herten

"Wilde" Köstlichkeiten in der Saunagastronomie

Weihnachtsschmausen vom 10. bis 23. Dezember in der Copa Oase



Herten. Am Montag, 10. Dezember, starten in der Saunagastronomie der
Copa Oase die "Wildwochen". Bis zum 23. Dezember wird die Vorfreude
auf Weihnachten mit Wildspezialitäten geweckt.
Für Gäste, die es traditionell mögen, ist zum Beispiel der
Wildschweinbraten mit Kartoffelklößen und Rotkohl genau das Richtige.
Sehr festlich ist außerdem die Rehkeule, geschmort mit Spätzle,
Kräuterseitlingen und Preiselbeeren.

Die Saunagastronomie in der Copa Oase hat zu folgenden Zeiten
geöffnet:

Montag und Dienstag: bis 21:30 Uhr, warme Küche bis 20.30 Uhr

Mittwoch und Donnerstag: bis 21.30 Uhr, warme Küche bis 21.00 Uhr

Freitag und Samstag: bis 22:00 Uhr, warme Küche bis 21.00 Uhr

Sonntag: bis 20:30 Uhr, warme Küche bis 19.30 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

Pressestelle der Hertener Stadtwerke GmbH

Herner Straße 21, D-45699 Herten

Telefon: (02366) 307-214, Telefax: (02366) 307-105

E-Mail: mailto:k.walberg@herten.de

Internet: http://www.copacabackum.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Dezember 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





KINO/5733: Hanau - 10 Jahre KINO VARIETÉ RheinMain, 20.01.2019


Stadt Hanau

KINO VARIETÉ RheinMain - eine Region entdeckt ihre lokale
Filmgeschichte 

Jetzt Karten für Vorstellung im Kinopolis Hanau am Sonntag, 20. Januar
2019 reservieren!



Anlässlich seines 10jährigen Jubiläums schickt der Kulturfonds
Frankfurt RheinMain KINO VARIÉTÉ RheinMain auf Tour - natürlich auch
in seine Mitgliedsstadt Hanau. Die beschwingte Film-Show lässt den
Zauber des frühen Kinos mit Musik, Tanz und Akrobatik erleben. Das
Besondere: gezeigt werden Stummfilme, die in der RheinMain-Region
entstanden sind. Aus dem Bestand des Medienzentrums Hanau / Bildarchiv
ist ebenfalls ein bisher unbekannter Streifen aus dem Hanau der 1930er
Jahre zu sehen. Die live gespielte Filmmusik schlägt den großen Bogen
von der historischen Kino-Musik zur improvisierten Musik mit
Jazz-Anleihen unserer Tage. Zum echten Kino Variété wird das Ganze
durch Live-Acts im Vorprogramm: Tanz, Jonglage und Körperakrobatik.
Die Matinee findet am 20. Januar 2019 um 11.30 Uhr im Kinopolis Hanau
statt. Kartenreservierungen zu je 15 Euro können über www.kinopolis.de
vorgenommen werden.

Fast alle haben einmal von Metropolis, Panzerkreuzer Potemkin oder
Nosferatu gehört, aber wie das Stummfilmkino sonst aussah, kann man
sich kaum vorstellen. Ein neues Format bietet dafür Gelegenheit: KINO
VARIETÉ. Das Initiativprojekt anlässlich des 10-jährigen Bestehens des
Kulturfonds Frankfurt RheinMain GmbH wendet sich insbesondere an
Filmkunsttheater und kleinere Bühnen in der Region. In Frankfurt am
Main, Kronberg, Bad Vilbel, Hanau, Darmstadt, Wiesbaden, Hofheim,
Offenbach und Oestrich-Winkel wird Stummfilmkino so vorgestellt, wie
es in der Blütezeit des Stummfilms war.

"Das Kino damals war laut und bunt, man ging ins Kino, um viel zu
erleben. Vor dem Hauptfilm gab es ein Vorprogramm aus Wochenschau,
Animations- und Kulturfilmen, dazwischen Schlager der Zeit und Tanz.
Das Kino war Schaufenster zur Welt und bot Aktualitäten, international
wie auch aus der Umgebung vor Ort", weiß der Geschäftsführer des
Kulturfonds Dr. Helmut Müller.

Genau daran knüpft Kino Varieté RheinMain an. Es bietet Kino-Shows mit
lokalen Dokumentarfilmen. Schon in den 1920er Jahren stellten
Produktionsfirmen professionelle Filme für die Industrie her, oder
gaben Städte Dokumentarfilme für die Tourismuswerbung in Auftrag. In
dieser Zeit begannen auch Amateure oder Inhaber von Fotogeschäften,
ihre Umgebung im Film festzuhalten. Von manchen Orten, wie Wiesbaden
oder Frankfurt, sind erstaunlich viele Regionalfilme überliefert, in
anderen Orte, wie Darmstadt und Hanau, haben die Kriegsbomben fast
alles zerstört, was es an lokalen Filmdokumenten gab.

Oberbürgermeister Claus Kaminsky freut sich, dass "sich von Hanau zwei
Filme aus dem Jahr 1938 im Medienzentrum / Bildarchiv erhalten haben.
Beide Filme in 16mm-Kopien, stammen vom ehemaligen 'Stadtfotografen'
Franz Weber (1894-1984), dem Hanau auch sein einzigartiges Bildarchiv
verdankt." Weber war ursprünglich Lehrer und ab Oktober 1934 Leiter
der neu gegründeten Stadtbildstelle. "Das Fotografieren hatte er sich
teilweise selbst beigebracht. Im Jahr 1938 erprobte er sich auch an
der Filmkamera und schuf die beiden 10-minütigen Kurzfilme, die das
alte Hanau und seine Bevölkerung in Feierlaune zeigen, einmal bei der
Herbstmesse auf dem Freiheitsplatz, ein anderes Mal beim
traditionellen Lamboy-Fest im 'Lambewald'", so der heutige
Stadtfotograf Roland von Gottschalck. Mit dem geschulten Auge des
Fotografen fing Franz Weber viele Details auf dem Jahrmarkt der
Herbstmesse und beim Lamboy-Fest 1938 ein. Ganz Hanau zog damals in
den Wald, wo Buden und Fahrgeschäfte aufgebaut waren, drei Tage
Volksfest und buntes Treiben. Unübersehbar ist aber auch die Präsenz
des NS-Staats mit dichter Beflaggung und Ansprachen des damaligen
Oberbürgermeistes und Ortsgruppenführers.

Es schlummern also sehenswerte Dokumente in den Archiven. Damit diese
Filme nun auf große Leinwand kommen, sprich digitalisiert werden,
bedarf es finanzieller Unterstützung. Martin Hoppe, Fachbereichsleiter
Kultur, Stadtidentität und Internationale Beziehungen der Stadt Hanau
dankt deshalb für die Unterstützung bei Kino Varieté dem Kulturfonds
Frankfurt RheinMain, sowie als lokalen Sponsoren der Stiftung der
Sparkasse Hanau und dem Kinopolis Hanau. Als weitere Partner kommen
das Deutsche Filminstitut Frankfurt und die Filmredaktion von ZDF/ARTE
aus Mainz dazu, die mit Kino Varieté RheinMain auf ihr
Stummfilmprogramm aufmerksam machen möchte. Nina Goslar von der
Filmredaktion erläutert, dass "ARTE der einzige Fernsehsender in
Europa ist, der noch regelmäßig Stummfilme zeigt und Restaurierungen
internationaler Archive präsentiert. So wird auch der Hauptfilm des
Abends, die Komödie 'Eine tolle Nacht' im Sommer 2019 ihre TV-Premiere
auf ARTE erleben."

Es gibt bei Kino Varieté nicht nur viel zu sehen, sondern auch zu
hören. Die live gespielte Filmmusik schlägt den großen Bogen von der
historischen Kino-Musik zur improvisierten Musik mit Jazz-Anleihen
unserer Tage. Sie wird dargeboten von dem Wiesbadener Jazz-Preisträger
Uwe Oberg und der Mainzer Stimmkünstlerin Silvia Sauer, die
hinreißende Kino-Songs in ihrem Repertoire hat. Zum echten Varieté
wird das Ganze durch live-Acts im Vorprogramm: Tanz, Jonglage und
Körperakrobatik. Mit genau solchen Nummern waren die Vorprogramme in
den historischen Kinopalästen angereichert, bevor der Hauptfilm
begann. In Hanau wird die Film-Show von einer originellen Solistin
eröffnet: Antje Pode mit ihren fliegenden Koffern, als zweiter
live-Act ist das Akrobaten-Duo Elabö mit spektakulärer
Partner-Akrobatik zu sehen.

Karten zum Preis von 15 Euro sind ab sofort unter www.kinopolis.de
erhältlich. "Übrigens ein wunderbares Weihnachtsgeschenk", sind sich
die Veranstalter einig.

Näheres auf www.kulturfonds-frm.de/kino-variete.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

Stadt Hanau

Öffentlichkeitsarbeit

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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KINO/5732: Lippstadt - "Kino für Senioren", 20-jähriges Jubiläum am 15. Dezember


Stadt Lippstadt

20 Jahre "Kino für Senioren"

Sondervorstellung zum Jubiläum mit buntem Rahmenprogramm



Lippstadt. 100 Filme und über 30.000 Besucher - das ist die Bilanz
von 20 Jahren "Kino für Senioren". Am 5. Dezember 1998 startete die
erste Vorstellung des Lippstädter "Kino für Senioren" und damit eine
"echte Erfolgsgeschichte", wie Anita Polder und Rüdiger Menzel vom
Seniorenbüro der Stadt Lippstadt feststellen. Das 20-jährige Jubiläum
wird deshalb am 15. Dezember mit einer Sondervorstellung im Cineplex
gefeiert.

"Als 1998 der erste Film gezeigt wurde - "Jenseits der Stille" - fand
die Aktion noch im alten Apollo-Kino statt", erinnern sich Anita
Polder und Rüdiger Menzel. Seit dem erfreut sich die Aktion regen
Zulaufes und findet nun regelmäßig im Cineplex am Südertor statt. Das
Stück Kuchen und die Tasse Kaffee vor dem Film sind dabei über alle
Jahre hinweg ein fester Bestandteil der Aktion.

Zur Sondervorstellung am 15. Dezember wird der aktuelle
Disney-Weihnachtsfilm "Der Nussknacker und die vier Reiche" gezeigt.
Zusätzlich erwarten die Kinofans ein musikalisches Rahmenprogramm
sowie Überraschungen für alle Besucher. Wer übrigens wissen möchte,
welche Filme in den 20 Jahren gezeigt wurden sind, der muss nur bei
Anita Polder und Rüdiger Menzel nachfragen: "Wir haben eine Liste
aller Filme und alle Filmplakate aufbewahrt!"

Die Sondervorstellung zum Kino für Senioren beginnt um 14.30 Uhr. Vor
Filmbeginn (ab 13 Uhr) wird Kaffee und Kuchen gereicht. Der Eintritt
beträgt sechs Euro. Karten sind im Vorverkauf in allen
Geschäftsstellen der Sparkasse Lippstadt ab sofort erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

Stadt Lippstadt

Pressestelle

E-Mail: pressestelle@stadt-lippstadt.de
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MARKT/4170: Leverkusen - Nordischer Weihnachtsmarkt am 15. und 16. Dezember 2018 im Neulandpark


Stadt Leverkusen

Nordischer Weihnachtsmarkt am 15. und 16. Dezember 2018 im Neulandpark 



Zum 15. Mal findet im Neuland-Park auf der Sparkassen-Bühne der
Nordische Weihnachtsmarkt statt. Inmitten der rot-weißen
Schwedenhäuschen kann man sich auch in diesem Jahr wieder an den
Feuerschalen wärmen und dabei unter anderem Elchbratwurst oder Glögg
(Glühwein) genießen. Neben zahlreichen Ausstellern in den typischen
Schwedenhäuschen präsentieren sich auch rund 30 der 60 Aussteller im
beheizten großen Festzelt, das bei widrigen Witterungsbedingungen auch
als Wetterschutz dient. Kein Aussteller ist wie der andere, aber viele
bieten skandinavische Produkte an - Kunsthandwerk, Dekoratives,
Nützliches und Schönes. Das Angebot reicht vom Rentierfell bis zu
handgeschmiedeten Messern. Insbesondere wird sich der Markt auch in
diesem Jahr durch seine kulinarischen Angebote von anderen
Weihnachtsmärkten abheben.

Typisch skandinavische Spezialitäten

Zum Angebot gehören neben der Elchbratwurst, auch skandinavischer
Lachs, Waffeln mit Preiselbeeren, geräucherte finnische Forellen
(Muikku) und anderen Köstlichkeiten. Auch Lussekatter, ein Hefegebäck
mit Safran, das es nur in Skandinavien und nur zur Lucia-Zeit gibt,
finnische Kaltgetränke, Kötbullar - die schwedischen
Fleischbällchen -, heiße und kalte Fruchtsäfte sowie natürlich Glögg
statt Glühwein sorgen für das leibliche Wohl der Gäste. In heimeliger
Atmosphäre können die Köstlichkeiten rund um große Feuerschalen, die
gleichzeitig Wärme spenden, genossen werden. Der am weitesten gereiste
Aussteller kommt aus Nordschweden und bietet landestypische
Delikatessen wie spezielle Konfitüren, insbesondere aber auch
Handwerkskunst und vieles mehr in einem der rot-weißen Häuschen an.

Buntes Kinderprogramm

Auch an die Kleinen wird gedacht: Ein historisches Kinderkarussell,
eine Wichtelwerkstatt in der Kinder aus Birkenhölzern Wichtel nach
skandinavischer Tradition bemalen oder sich als Eisprinzessin
schminken lassen können, sowie der Bastelstand der Förster gehören zum
Angebot. An beiden Tagen besucht der Weihnachtsmann mit seinen
Rentieren den Nordischen Weihnachtsmarkt, um die Weihnachtswünsche der
Kinder entgegenzunehmen. Er steht auch für ein weihnachtliches
Erinnerungsfoto zur Verfügung. Zum Programm gehören schon traditionell
ein Schmied, dem man bei der Arbeit zuschauen kann, sowie ein
Eiskünstler, der aus großen Eisblöcken Engel und Rentiere sägt.

Für musikalische Unterhaltung ist gesorgt

Am Samstag beginnt das Bühnenprogramm um 15.00 Uhr mit Alexandre
Zindel, der unter anderem amerikanische Weihnachtslieder der 50er und
60er Jahre singt. Um 18.00 Uhr wird die Cover-Band "ABBA Affair" mit
den Welthits der schwedischen Popgruppe bei diesem traditionell sehr
gut besuchten Weihnachts-Open-Air-Event für gute Stimmung sorgen. Am
Sonntag spielt die Gruppe "Kärnseife" ab 15.00 Uhr Weihnachtshits von
Klassik über Pop bis Rock.

Öffnungszeiten, Eintritt und Preise

Der Erlös aus der Veranstaltung kommt dem Neuland-Park e. V. zugute.
Die Veranstaltung beginnt Samstag um 14.00 Uhr und endet um ca. 21.00
Uhr, am Sonntag öffnet der Weihnachtsmarkt um 11.00 Uhr. Der Eintritt
beträgt 5,00 Euro für alle Personen ab dem 16. Lebensjahr. Das Ticket
ist an beiden Tagen gültig.
Hunde sind leider nicht erlaubt.

Leverkusener werden gebeten, wenn möglich mit öffentlichen
Verkehrsmitteln anzureisen, und ansonsten den ausgeschilderten
Parkplatz P11 zu nutzen. Von hier aus bringt ein Shuttle die Besucher
bedarfsorientiert bis zum Eingang Mitte und wieder zurück.

Weitere Informationen: www.neuland-park.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

Stadt Leverkusen

http://www.leverkusen.de

E-Mail: postmaster@stadt.leverkusen.de
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TOUR/7382: Lippstadt - Familien-Lichtpromenade "Grüner Winkel", 15.12.2018


Stadt Lippstadt

Familien-Lichtpromenade "Grüner Winkel"

Öffentliche Führung am 15. Dezember



Lippstadt. Am Samstag, 15. Dezember, bietet die Stadtinformation eine
Familien-Lichtpromenade im Grünen Winkel an.

Beim Spaziergang durch die Nacht entdecken Kinder ab 8 Jahre die
eindrucksvollen Lichtkunstobjekte der Lippstädter Lichtpromenade
altersgerecht und auf unterhaltsam-spielerische Art. Informationen und
Aktionen zu den Themen 'Licht-Wasser-Leben' verdeutlichen die Wirkung
dieser relativ jungen Kunstform auch schon für die jüngeren Gäste.
Jedes Kind sollte zu dieser Stadtführung eine Taschenlampe mitbringen.
Treffpunkt für die Tour mit Stadtführerin Angelika Bolz ist um 17.30
Uhr am Rathaus. Die Kosten belaufen sich auf 6 Euro pro Person, die
Führung dauert rund 90 Minuten.

Um Anmeldung in der Stadtinformation im Rathaus oder telefonisch unter
02941 / 58515 wird gebeten, da die Teilnehmerzahl begrenzt ist.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 07.12.2018

KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Lippstadt Marketing

Tel. 02941/58515
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